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Executive Summary 
Dieser Bericht wurde im Rahmen des Bundesprogramms "Demokratie leben!" erstellt, um die aktuelle Lage, 
die Herausforderungen und das Beitragspotenzial zivilgesellschaftlicher Organisationen (ZGO) im Bezirk 
Berlin-Mitte für die lokale Demokratie zu ermitteln. Die Studie zielt darauf ab, strategische 
Politikempfehlungen zur Stärkung der lokalen Demokratie auf Grundlage evidenzbasierter Erkenntnisse zu 
entwickeln. 

1.Zusammenfassung des demografischen und sozio-räumlichen Kontextes 

Der Bezirk Berlin-Mitte besteht aus vier Prognoseräumen: Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen, Wedding. Der Bezirk 
zeichnet sich durch eine ausgeprägte Superdiversität aus, sieht sich jedoch intensiv mit folgenden 
sozioökonomischen Herausforderungen konfrontiert: 

● Sozioökonomische Ungleichheit: Es besteht eine hohe Arbeitslosenquote und ein weit verbreitetes 
Armutsrisiko, insbesondere bei Kindern. 

● Wohnungskrise: Aufgrund steigender Mieten, Wohnungsknappheit und eines den Mietern 
benachteiligenden Wohnungsmarktes ist eine räumliche Polarisierung erkennbar. 

● Verwaltungsbeschränkungen: Aufgrund der zwingenden Sparvorgaben im Haushalt 2025 des 
Bezirksamts Mitte werden Einschränkungen bei kritischen Ausgabenposten wie 
Integrationsprogrammen, Jugendhilfe und psychosozialer Unterstützung erwartet. 

2. Zusammenfassung der Sekundärdaten und Berichtsergebnisse (Literatur) 

Der Bericht stützt sich auf eine breite Literatur mit Fokus auf Deutschland und Berlin-Mitte, um die 
Umfrageergebnisse zu kontextualisieren und zu validieren. Die zentralen Befunde dieser Literatur sind: 

● Paradigmenwechsel in der Rassismusforschung: Studien wie das NaDiRa Panel des Deutschen 
Zentrums für Integrations- und Migrationsforschung (DeZIM) und die FES Mitte-Studie zeigen, dass 
Rassismus nicht mehr auf den Rechtsextremismus beschränkt ist, sondern ein institutionelles und 
strukturelles Problem darstellt, das in der gesamten Gesellschaft verbreitet ist. 

● Rückgang der Akzeptanzraten: Das Vielfaltsbarometer 2025 der Robert Bosch Stiftung hat gezeigt, 
dass die Akzeptanz von Vielfalt in Deutschland insgesamt und selbst in Metropolen wie Berlin, 
insbesondere in den Dimensionen Ethnizität und Religion, deutlich zurückgegangen ist. 

● Zivilgesellschaftliche Monitoring-Daten: Die Monitoring-Berichte von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen wie RIAS (Antisemitismus), CLAIM (Antimuslimischer Rassismus) und dem Berliner 
Register (Multiple Diskriminierungsmotive) machen das "Dunkelfeld" (Fälle von Diskriminierung, 
die nicht bei der Polizei angezeigt werden) sichtbar, das von offiziellen Statistiken nicht erfasst wird. 

● Datenlücken: Die offizielle Datenliteratur weist erhebliche Lücken auf, da kritische 
sozioökonomische Daten wie Mietniveaus und Bildungsindikatoren nicht vollständig auf der Ebene 
der lokalen Analyse-Einheit PRG (Prognoseraum) disaggregiert sind, was die Analyse städtischer 
Ungleichheiten behindert. Diese Datenlücke wird als Indikator dafür gewertet, dass das Recht auf die 
Stadt, eine Grundlage demokratischer Teilhabe, eingeschränkt ist. 

3. Zusammenfassung der Primärdaten (Umfrage) Analyseergebnisse 

Die Ergebnisse der strukturierten Umfrage unter zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGO) in Berlin-Mitte 
basieren auf 32 zur Analyse geeigneten Antworten und sind eher auf Tendenzen und explorative 
Erkenntnisse als auf quantitative Repräsentation ausgerichtet. Die Ergebnisse heben drei zentrale 
Problemfelder hervor, auf die sich die lokale Zivilgesellschaft konzentriert: 

● Fokusbereich Diskriminierung und Rassismus: Die Organisationen beschäftigen sich intensiv mit 
vielschichtigen Formen von Diskriminierung, wie strukturellem Rassismus, antimuslimischem 
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Rassismus, Antisemitismus, Diskriminierung gegen Schwarze sowie Diskriminierung gegen 
LGBTQ+-Personen und Transphobie/Sexismus. 

● Priorität sozioökonomischer Probleme: Armut, steigende Mieten, Zwangsräumungen und beengte 
Wohnverhältnisse werden als größte Hindernisse für demokratische Teilhabe angesehen. Diese 
Probleme schränken Bildung und soziale Inklusion, insbesondere für Kinder und Jugendliche, ein. 

● Probleme bei Partizipation und institutionellem Vertrauen: Viele ZGO sehen in der Ausgrenzung 
ihrer Zielgruppen (z.B. Migrant*innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft) von politischen Prozessen 
und dem fehlenden Wahlrecht eine erhebliche demokratische Lücke. 

● Organisatorischer Druck: Lokale ZGO berichten von einem zunehmenden Druck aufgrund von 
Armut, Wohnungsnot, Desinformation und bürokratischen Engpässen; komplexe Antragsverfahren 
für Fördermittel und kurzfristige Projektlogiken mindern die Flexibilität und Innovationsfähigkeit der 
Initiativen. 

Diese Befunde bieten einen intersektionalen Rahmen, der die Erfahrungen lokaler Akteure aufgreift und somit 
eine Grundlage für die Entwicklung konkreter, lokal kontextspezifischer Handlungsperspektiven zur 
Steigerung der demokratischen Resilienz in Berlin-Mitte schafft. 
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Einleitung 
Der vorliegende Bericht wurde im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ erstellt, um eine 
Situationsanalyse für den Bezirk Mitte durchzuführen. Darüber hinaus zielt er darauf ab, die Bedarfe der 
Zivilgesellschaft in den Unterbezirken zu verstehen und einen Rahmen für Programme zur 
Kapazitätsstärkung zu bieten, die diesen Bedarfen gerecht werden. Diese Analysen sollen die 
Problembereiche auf lokaler Ebene sichtbar machen sowie die vorhandenen Ressourcen und Netzwerke 
identifizieren. Zugleich liegt der Fokus darauf, die spezifischen Bedürfnisse der Zivilgesellschaft in Bezug 
auf die Förderung der Demokratie, die Unterstützung gesellschaftlicher Vielfalt und die Prävention von 
Extremismus aufzuzeigen. Die Grundlage des Berichts bilden Primärdaten, die im Rahmen dieser Studie 
durch Umfragen direkt von zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGO) im Bezirk Berlin-Mitte erhoben 
wurden (originäre Informationen), sowie Sekundärdaten (zuvor gesammelte Informationen wie aktuelle 
offizielle Statistiken, wissenschaftliche Studien und Berichte der Zivilgesellschaft). Die Analyse nutzt 
Berichte über diverse sozioökonomische Ungleichheiten, politische Polarisierung und Diskriminierung, um 
ein intersektionales Rahmenwerk zu schaffen, das die Erfahrungen lokaler Akteure berücksichtigt und 
somit konkrete Empfehlungen zur Stärkung der zivilen Partizipation und der demokratischen Infrastruktur 
entwickelt. Dieser ganzheitliche Ansatz ermöglicht ein tiefgreifendes Verständnis der Herausforderungen 
und Potenziale, mit denen die zivilgesellschaftlichen Organisationen in Berlin-Mitte konfrontiert sind, und 
bietet somit eine kritische Basis für die Schaffung eines nachhaltigen Ökosystems ziviler Partizipation. 

Der Bezirk Berlin-Mitte gliedert sich in vier Prognoseräume: Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen und 
Wedding. Der Bezirk kann als urbaner Raum mit ausgeprägter Superdiversität (Vertovec, 2007) definiert 
werden. In diesem Gebiet konzentrieren sich besonders intensiv wirtschaftliche Ungleichheiten, 
Wohnraumknappheit, steigende Lebenshaltungskosten sowie politische und kulturelle Heterogenität. Als 
einer der bevölkerungsreichsten Berliner Bezirke weist Mitte eine hohe post-migrantische Bevölkerung auf 
und gehört zu den am stärksten geschichteten Regionen Deutschlands. Die sozioökonomische Struktur des 
Bezirks bestimmt die soziale Zusammensetzung und die Probleme; denn es besteht eine hohe 
Arbeitslosenquote, und das Armutsrisiko ist weit verbreitet, insbesondere bei Kindern. Eine räumliche 
Polarisierung ist im Bezirk deutlich erkennbar; der Wohnungsmarkt benachteiligt Mieter:innen, die meisten 
Wohnungen sind gemietet und die Mieten steigen. Diese überlappenden Faktoren prägen die Realitäten des 
täglichen Lebens in den einzelnen Nachbarschaften grundlegend. Diese Komplexität der sozialen und 
wirtschaftlichen Herausforderungen führt zu einer scharfen Differenzierung der Lebensbedingungen in den 
Regionen und zur einzigartigen Komplexität der sozialen Dynamiken des Bezirks. Die Interaktion dieser 
Probleme erschwert das Zusammenleben und schafft einzigartige und dringende Herausforderungen für die 
demokratische Infrastruktur und die soziale Partizipation. 

Diese Feststellungen gewährleisten durch die Synthese der Daten aus verschiedenen Segmenten der 
Zivilgesellschaft ein ganzheitliches Verständnis der gesellschaftlichen Vielfalt und der Bedarfe. In diesem 
Sinne liefert der Bericht durch die Zusammenführung qualitativer und quantitativer Daten zur aktuellen 
Lage des Bezirks Mitte eine umfassende, lokal kontextspezifische Bewertung und einen einzigartigen 
Blickwinkel auf die Region. 

 

In jedem Abschnitt wird angestrebt, das soziale Gefüge von Mitte und die aktuellen Herausforderungen der 
Zivilgesellschaft aus einer vielschichtigen Perspektive zu bewerten. In diesem Rahmen ermöglicht die 
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thematische Struktur der Umfrage eine detailliertere Analyse der sozialen Probleme und der Dynamiken, 
die die zivile Partizipation in der Region beeinflussen. Die angewandten methodischen Ansätze und die 
verwendeten Datenquellen stärken die Umfassendheit und lokale Spezifität des Berichts und bilden eine 
solide Grundlage für zukünftige strategische Empfehlungen. Diese ganzheitliche Bewertung bietet eine 
tiefgreifende Perspektive auf das soziale und demokratische Leben in Berlin-Mitte und trägt zur Erstellung 
praktischer Fahrpläne für politische Entscheidungsträger:innen und lokale Akteure bei. 

Die Abschnitte des Berichts spiegeln eine Struktur wider, die die Datenvielfalt berücksichtigt. Zuerst 
werden die Kontexte der Methode und des Konzeptionssets, die den Bericht prägen, umrissen; anschließend 
wird das demografische und soziopolitische Profil des Bezirks Berlin-Mitte analysiert. Es folgen die 
sozialen Probleme, Polarisierungsbereiche, Rassismus- und Diskriminierungserfahrungen in den 
Unterbezirken, ihre geografisch-thematischen Reflexionen und die Muster des zivilgesellschaftlichen 
Kampfes. Der letzte Abschnitt des Berichts präsentiert die Analyse und Kartierung der Primärdaten nach 
Stadtteil- und Themen-Kategorien.  
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1. Grundlagen: Konzept, Methodik und Forschungsdesign  

1.1. Kontext und Zielsetzung 
Dieser Abschnitt präsentiert die konzeptuellen und methodologischen Grundlagen, auf denen die 
vorliegende Studie aufbaut, um die Rolle der Zivilgesellschaft und die Dynamiken zur Stärkung der lokalen 
Demokratie im Bezirk Berlin-Mitte zu verstehen. Die Analyse ist in einem intersektionalen Rahmen 
verankert, der die Phänomene der Superdiversität (Vertovec, 2007), die die einzigartige urbane Struktur des 
Bezirks prägt, mit den miteinander verflochtenen sozioökonomischen Ungleichheiten und 
Diskriminierungserfahrungen zusammenführt. Dieser Rahmen erfordert, dass Bedrohungen der 
Demokratie, wie struktureller Rassismus und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, nicht nur auf 
individueller, sondern auch auf institutioneller Ebene behandelt werden. Methodologisch wurde zur 
Erfassung der Komplexität der sozialen Realität ein Mixed-Methods-Ansatz und das Triangulationsprinzip 
gewählt, das subjektive Wahrnehmungen aus Umfragedaten fundiert mit offiziellen Indikatoren integriert. 
Dieser ganzheitliche Ansatz schafft eine wissenschaftliche Basis, um konkrete, lokal kontextsensitive 
Empfehlungen zur Steigerung der demokratischen Resilienz in Berlin-Mitte zu entwickeln. 

Zur Methodologie und dem konzeptuellen Rahmen des Berichts erläutern wir kurz die Daten unserer 
Umfrage als eine der primären Quellen des Berichts: Die Daten zeigen, dass die sozialen Probleme in den 
verschiedenen Ortsteilen von Berlin-Mitte qualitativ variieren. Wedding und Gesundbrunnen kämpfen mit 
den konkreten Auswirkungen struktureller Armut und der Wohnungskrise, während Moabit im Zentrum 
der Gentrifizierung und politischen Polarisierung steht. Das Zentrum (Mitte) hingegen ist durch wachsende 
Ungleichheit, soziale Isolation und die Ausgrenzung bestimmter marginalisierter Gruppen gekennzeichnet. 

In diesem Gebiet überlagern sich wirtschaftliche Ungleichheiten, Wohnraumknappheit, steigende 
Lebenshaltungskosten sowie politische und kulturelle Heterogenität intensiv. Die Überlappung dieser 
Elemente prägt die Realitäten des täglichen Lebens in den einzelnen Nachbarschaften erheblich. Die 
Interaktion dieser Probleme beeinträchtigt das Zusammenleben und stellt die demokratische Infrastruktur 
und die soziale Partizipation vor einzigartige Herausforderungen. Um diese Herausforderungen zu 
bewältigen, sind die strategische Positionierung und Organisationsformen der zivilgesellschaftlichen 
Organisationen sowie ihre Fähigkeit, soziale und systemische Integration zu gewährleisten, von 
entscheidender Bedeutung (Alcaide Mantley, 2024; Karner et al., 2024, Ratzmann, 2025; Gräfe-Geusch & 
Sdunzik 2024, Kuge & Anders, 2025). Das Bezirksamt Mitte hat aufgrund zwingender Sparvorgaben im 
Haushalt 2025 „Einsparungen/Haushaltsbeschränkungen auf Ebene“ und einen Sparprozess angekündigt; 
dies bedeutet Kürzungen/Neupriorisierungen bei einigen Ausgabenposten des Bezirks. In diesem 
Zusammenhang wird erwartet, dass Integrationsprogramme, kleine kollektive/projektbasierte Anträge, die 
vom Bezirkskulturfonds unterstützt werden, Jugenddienste und außerschulische Programme (lokale 
Initiativen mit geringem Budget) sowie psychosoziale Unterstützungsdienste und Solidaritätsnetzwerke am 
stärksten betroffen sein werden. Wie auch die Ergebnisse unserer Berlin-Mitte-Umfrage zeigen werden, ist 
der Bezirk von einer Koexistenz hoher gesellschaftlicher Vielfalt und konzentrierter sozioökonomischer 
Ungleichheiten geprägt; Wohnraumknappheit, Lebenshaltungskosten und politisch-kulturelle 
Heterogenität fordern das lokale Demokratie-Ökosystem heraus. 

In sozial benachteiligten Gebieten, insbesondere in Wedding, Moabit und Gesundbrunnen, die im Fokus 
unseres Berichts stehen, häufen sich Polarisierung, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und 
diskriminierende Erfahrungen (Bezirksamt Mitte von Berlin, 2023; CLAIM, 2024); dies beeinträchtigt das 
Sicherheitsgefühl und die alltäglichen Demokratiekompetenzen. Diese Dynamiken sind Teil einer 
'multiplen Prekarisierung', bei der sich Unsicherheiten in den Bereichen Arbeit, Wohnen und sozialer 
Rechte wechselseitig verstärken (Manolova & Schlee, 2025). Laut den Ergebnissen des Vielfaltsbarometers 
2025 der Robert Bosch Stiftung ist die Akzeptanz von Vielfalt in Deutschland insgesamt und selbst in 
Metropolen wie Berlin in den letzten Jahren deutlich gesunken, insbesondere in den Dimensionen Ethnizität 
und Religion, wobei die soziale Polarisierung und die Ablehnung von Vielfalt zunehmen (Arant et al., 2025). 
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Darüber hinaus ist auf lokaler Ebene eine starke Bewegung zur Bewahrung von Vielfalt vorhanden, die als 
'gemeinschaftsgeführte soziale Infrastruktur' eine lebensnotwendige Resilienz gegen den wirtschaftlichen 
Niedergang bietet (Alcaide Manthey, 2024). Doch stehen diese Bemühungen häufig finanziellen 
Beschränkungen gegenüber. Während NROs für urbanen Zusammenhalt entscheidend sind, tendieren sie 
oft zur räumlichen Konzentration in bereits privilegierten Gebieten, was die strukturelle Vernachlässigung 
benachteiligter Viertel verschärfen kann (Karner et al., 2024). Institutionelle Unterstützungen werden oft 
zugunsten großer Strukturen verteilt, während kleine, nachbarschaftsbasierte Gruppen nicht ausreichend 
Unterstützung finden. Bürokratische Engpässe und komplexe Antragsverfahren wirken dabei oft als 
Formen institutioneller Diskriminierung, die den De-facto-Zugang zu sozialen Ressourcen behindern 
(Ratzmann, 2025); dies mindert die Flexibilität und Innovationsfähigkeit der Initiativen. 

Obwohl die Demokratieförderung, der Kampf gegen Rassismus, die Prävention von antimuslimischem 
Rassismus und Antisemitismus sowie geschlechtersensible Kinder- und Jugendarbeit – wie unsere 
Forschung und die referenzierten Berichte betonen – meist unter dem Druck kurzfristiger Projektlogiken, 
überlasteter Arbeitszeiten, befristeter Projekt-Arbeitskräfte und hoher Berichtspflichten erfolgen, hält das 
umfassende Engagement an. Die Ergebnisse unserer Umfrage stimmen mit den Ergebnissen der anderen 
genannten Berichte überein und zeigen, dass lokale zivilgesellschaftliche Organisationen einen 
zunehmenden Druck aufgrund von Armut, Wohnungsnot, Desinformation und institutionellen Engpässen 
verspüren; diese Faktoren reduzieren die Partizipationsmöglichkeiten und erschweren die Präventions-, 
Sensibilisierungs- und Schutzarbeit. 

Das zivilgesellschaftliche Ökosystem in Mitte befindet sich in einem Dilemma: Einerseits sichern 
bezirkliche Entscheidungen die Fortsetzung wichtiger sozialer Einrichtungen trotz der Kürzungen im Jahr 
2025; andererseits schaffen verspätete Freigaben von Mitteln und Sparziele Unsicherheit in den 
Projektketten und im Management. Diese prekären Arbeitsbedingungen und die Abhängigkeit von 
wechselnden 'Aufmerksamkeitsökonomien' gefährden die inhaltliche Tiefe der Antirassismusarbeit und 
führen zu einer strukturellen Unterfinanzierung, die eine langfristige Qualitätssicherung erschwert 
(González Hauck et al., 2024; Ahmad et al., 2025). Unterstützungsmechanismen wie 'Demokratie in der 
Mitte' zielen darauf ab, durch thematische Orientierung, mikro-finanzielle Unterstützung (z. B. 
Aktionsfonds) und Stärkungsbereiche den Kampf gegen Diskriminierung und die Selbstwirksamkeit 
marginalisierter Gruppen zu fördern (Berlin Forum, 2025). Als 'gemeinschaftsgeführte soziale 
Infrastruktur' sind solche Initiativen in benachteiligten Gebieten eine lebensnotwendige Bedingung für 
gesellschaftliche Resilienz und demokratische Teilhabe, da sie als Brückenbauer zwischen Bürgern und 
staatlichen Institutionen fungieren (Alcaide Manthey, 2024; Karner et al., 2024) 

In diesem Forschungsbericht, der den aktuellen gesellschaftlichen Kontext von Mitte mit den zentralen 
Umfrageergebnissen unserer Forschung und den lokalen institutionellen Entwicklungen verbindet, wollten 
wir die Felddaten mit regionaler Politik und sozio-räumlichen Dynamiken in Beziehung setzen und den 
Problem- und Zielrahmen der Forschung evidenzbasiert darlegen. Zu diesem Zweck werden die 
Primärdaten aus der strukturierten Umfrage unter zivilgesellschaftlichen Organisationen zusammen mit 
offiziellen Indikatoren, Stadtplanungsdokumenten und aktuellen Lageeinschätzungen analysiert, wobei 
subjektive Wahrnehmungen systematisch mit objektiven Indikatoren in Beziehung gesetzt werden. Die 
Einbettung der Ergebnisse in den bezirksspezifischen finanziellen, Wohn- und Partizipationskontext 
gewährleistet die politische Umsetzbarkeit der Empfehlungen. 

Die Leitfragen der Forschung lauten: 
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● Welche sozialen Probleme und demokratietheoretisch relevanten Bedrohungen prägen heute die 
Ortsteile von Berlin-Mitte, insbesondere diejenigen, die als benachteiligt oder 
diskriminierungsgefährdet gelten? 

● Welche Ressourcen und Potenziale bestehen in den regionalen zivilgesellschaftlichen Netzwerken, 
den bezirklichen Governance-Strukturen sowie in den Ortsteilprogrammen, und wie lassen sich 
diese effektiv bündeln? 

● Welche vorrangigen Bedarfe und Schutzmechanismen bestehen, um Partizipationshindernisse 
abzubauen, die Alltagskultur der Demokratie zu stärken und Projekte auf eine verlässliche, 
mehrjährige Finanzierungs- und Infrastrukturbasis zu stellen? 

Dieser Zielrahmen vereint Problemdefinition und Entwicklungsperspektive; er konzentriert sich 
gleichzeitig auf Risikobereiche, die vorhandene Handlungskapazität und die notwendigen 
Transformationsbedingungen zur Steigerung der demokratischen Resilienz in Berlin-Mitte (Pickel et al, 
2023). Die Integration der Umfragedaten in den städtischen Rahmen und in thematische Berichte mit einem 
robusten und konsistenten methodologischen Ansatz hat es uns ermöglicht, die Herausforderungen, denen 
lokale Gemeinschaften und zivilgesellschaftliche Organisationen gegenüberstehen, tiefgreifender zu 
verstehen (Alcaide-Manthey, 2024). Der nächste Abschnitt wird den zugehörigen methodologischen 
Ansatz detailliert behandeln. 

1.2. Methodischer Ansatz 

1.2.1 Konzeptuelle und philosophische Grundlegung 

Diese Studie untersucht die Dynamiken lokaler Demokratieförderung und die Rolle der Zivilgesellschaft 
im postmigrantischen Kontext (Foroutan, 2019) des Berliner Bezirks Mitte. Sie begreift Berlin-Mitte als 
einen Raum superdiverser Lebenslagen, in dem demokratische Teilhabechancen, institutionelle Praktiken 
und sozialräumliche Ungleichheiten eng miteinander verschränkt sind (Vertovec, 2007; Pickel et al., 2023). 
Vor diesem Hintergrund zielt die Forschung darauf, nicht nur sichtbare Problemlagen zu beschreiben, 
sondern Bedingungen und Prozesse zu analysieren, unter denen zivilgesellschaftliche Demokratiearbeit 
wirksam werden kann. 

Methodologisch ist die Studie in einer dekolonial-feministischen und kritisch-realistischen Perspektive 
verankert, die traditionelle Macht- und Wissenshierarchien in der Forschung explizit reflektiert. Im Sinne 
einer kritisch-realistischen, tabakalı Ontologie (stratified ontology) wird soziale Wirklichkeit nicht auf 
empirisch Beobachtbares reduziert, sondern als Zusammenspiel von (a) empirischen Erfahrungen, (b) 
faktischen Ereignissen und (c) tieferliegenden strukturellen Mechanismen verstanden, die soziale Muster 
hervorbringen oder stabilisieren (Stutchbury, 2022). Damit wird für Berlin-Mitte analytisch anschlussfähig, 
wie institutionelle Settings, Ressourcenverteilungen und Ausschlusslogiken demokratische Resilienz 
beeinflussen, auch wenn sie nicht unmittelbar als „Ereignis“ sichtbar werden. 

Der theoretische Bezugsrahmen ist intersektional aufgebaut und verbindet Superdiversität mit 
sozioökonomischen Ungleichheiten und Diskriminierungserfahrungen (Crenshaw, 1989; DeZIM, 2023). 
Daraus folgt eine zentrale analytische Setzung: Demokratiegefährdende Prozesse wie struktureller 
Rassismus (Celikates, 2025) und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit (Zick et al., 2023) werden nicht 
primär als individuelle Einstellungen behandelt, sondern als institutionell und systemisch gerahmte 
Dynamiken, die sich in Organisationserfahrungen, Kooperationsbeziehungen und sozialräumlichen 
Bedingungen niederschlagen (DeZIM, 2023). Diese Perspektive ist für einen Bezirk wie Mitte besonders 
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relevant, weil soziale Zugehörigkeit, Sicherheit, Wohnen und Partizipation häufig entlang mehrerer 
Ungleichheitsachsen zugleich verhandelt werden. 

Epistemologisch stützt sich die Studie auf das Prinzip konumlu bilgi (situated knowledges), das Donna 
Haraway (1988) als Gegenmodell zu einem vermeintlich neutralen „Blick von nirgendwo“ formuliert. 
Entsprechend werden zivilgesellschaftliche Perspektiven nicht als „bloß subjektiv“, sondern als 
kontextgebundenes Erfahrungswissen verstanden, das institutionelle Blindstellen sichtbar machen kann. 
Mit Sandra Hardings (1992) Konzept starker Objektivität wird diese Positionierung zugleich als 
Qualitätsstrategie begriffen: Erkenntnis wird belastbarer, wenn die Analyse systematisch von jenen 
Standpunkten aus mitgedacht wird, die in etablierten Wissensordnungen häufig marginalisiert werden. 

Vor diesem Hintergrund wurde als Forschungsdesign ein Mixed-Methods-Ansatz gewählt, der quantitative 
und qualitative Elemente in einem integrierten Erkenntnisprozess verbindet (Creswell & Plano Clark, 2011). 
Die Studie kombiniert eine organisationsbezogene Umfrage in der Zivilgesellschaft mit einer 
Sekundärdatenanalyse, um Wahrnehmungen, Erfahrungen und Deutungen mit strukturellen 
Kontextindikatoren zusammenzuführen. Triangulation dient dabei nicht nur der „Bestätigung“, sondern der 
systematischen Gegenprüfung und Kontextualisierung: Übereinstimmungen werden sichtbar gemacht, 
Ergänzungen vertiefen die Interpretation, und Widersprüche werden als analytisch produktive Hinweise 
auf unterschiedliche Wirklichkeitsebenen oder Datenlogiken behandelt (Flick, 2011). 

Die Primärdaten stammen aus einer standardisierten Befragung zivilgesellschaftlicher Organisationen in 
Berlin-Mitte. Der Fragebogen erhebt Organisationsprofile, Werteorientierungen, Ressourcen- und 
Kooperationslagen, wahrgenommene Problemlagen sowie demokratiebezogene Risiken und Bedarfe. Die 
Sekundärdaten (amtliche Statistiken, wissenschaftliche Studien und zivilgesellschaftliche Berichte) dienen 
dazu, die Umfragebefunde sozialräumlich und politisch einzuordnen und die lokalen Bedingungen von 
Teilhabe, Ungleichheit und Diskriminierung differenziert zu beschreiben (Pickel et al., 2023; DeZIM, 
2023). 

Analytisch folgt die Studie einer doppelten Logik: Erstens werden die quantitativen Umfragedaten 
deskriptiv ausgewertet (z.B. Verteilungen, Prioritäten, Muster in Ressourcen- und Kooperationsangaben), 
um ein strukturiertes Lagebild der zivilgesellschaftlichen Landschaft zu gewinnen. Zweitens werden offene 
Antworten inhaltsanalytisch ausgewertet, um organisationsgebundenes Kontextwissen, Problemdeutungen 
und Handlungslogiken rekonstruieren zu können. Die Verbindung beider Stränge erfolgt theoriegeleitet 
entlang des intersektionalen und kritisch-realistischen Rahmens: Wahrnehmungen werden nicht als 
„Meinungen“ isoliert, sondern in Beziehung gesetzt zu institutionellen Bedingungen, sozialräumlichen 
Ungleichheiten und Diskriminierungsregimen. 

Die Forschung verfolgt damit einen dekolonial sensiblen Anspruch, indem sie Wissensformen aus der 
Praxis nicht instrumentell „extrahiert“, sondern als epistemische Ressourcen ernst nimmt, insbesondere dort, 
wo amtliche Datenlogiken oder Erhebungsraster blinde Flecken erzeugen (Kim, 2025). Gleichzeitig bleibt 
die Studie transparent hinsichtlich ihrer Grenzen: Sie zielt nicht auf statistische Repräsentativität, sondern 
auf eine kontextsensitive, explorative Zustands- und Mechanismenbeschreibung, die belastbare Hinweise 
für lokal anschlussfähige Handlungsperspektiven liefert. 
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1.2.1. Primärdatenquelle: Umfrage und Datenerhebungsprozess 

Die Primärdatenerhebung erfolgte im Sommer 2025 über eine strukturierte Online-Umfrage unter 
zivilgesellschaftlichen Organisationen in Berlin-Mitte. Ziel war es, kollektive Wahrnehmungen, 
organisatorische Realitäten und lokale Demokratiedynamiken aus der Perspektive der Akteure selbst 
sichtbar zu machen – also Wissen „von unten“ als epistemische Ressource (Haraway, 1988; Harding, 1992) 
einzubeziehen. 

Der Fragebogen wurde über den E-Mail-Verteiler Demokratie in der Mitte sowie ergänzend über soziale 
Medien verbreitet. Während des einmonatigen Zeitraums1, in dem die Umfrage offen war, insgesamt gingen 
95 Fragebögen ein, wovon 32 vollständig und inhaltlich auswertbar waren. Die vergleichsweise geringe 
Rücklaufquote wird als Ausdruck der hohen Arbeitsbelastung und der Sommerperiode interpretiert, mindert 
jedoch nicht den explorativen und qualitativen Erkenntniswert der erhobenen Daten (Guest, Bunce & 
Johnson, 2006). 

Aufbau und thematische Struktur 

Die Umfrage umfasste fünf Abschnitte: 

1. Organisationsprofil – rechtlicher Status, Größe, Tätigkeitsbereiche, Zielgruppen. 
2. Strukturelle Kapazitäten und regionale Kontexte – Ressourcen, Netzwerke, beobachtete soziale 

Probleme, Diskriminierungsformen (18 ausgewiesene Kategorien). 
3. Kooperation und Unterstützungsmechanismen – Zusammenarbeit mit Verwaltung, 

Akteursnetzwerken, Hindernisse, Supportbedarf. 
4. Demokratiebezogene Risiken – Erfahrungen von Diskriminierung, Polarisierung, Exklusion, 

Sicherheitslage, Schutzmechanismen. 
5. Zukunftsperspektiven – Strategien, Partizipationsvorschläge, institutionelle Erwartungen. 

Die Fragen kombinierten geschlossene und offene Formate (Mehrfachauswahl, Skalen, Freitext). Inhalte 
offener Fragen wurden thematisch kodiert, Muster in Ressourcen, Kompetenzen und Kooperationen 
statistisch deskriptiv dargestellt. Diese Kombination erlaubt, sowohl quantitative Strukturen als auch 
qualitative Bedeutungen (z. B. zur Wahrnehmung von Ungleichheit und Zugehörigkeit) zu erfassen. 

Eine Pilotphase prüfte die Sprachverständlichkeit, Relevanz und Sequenz der Fragen. Der finale 
Fragebogen wurde in LimeSurvey implementiert – einer DSGVO-konformen Plattform. Datenintegrität 
wurde über Pflichtfelder, logische Verzweigungen und Zeitmessung gewährleistet. 

 
1 Die Umfrage besteht aus fünf Hauptabschnitten. Im Umfragedesign wurden fünf Plot-Interviews durchgeführt, um 
die Verständlichkeit hinsichtlich Sprache, konzeptuellem Rahmen und Fragenreihenfolge zu überprüfen; 
anschließend wurde die Umfrage erstellt und zur Verteilung freigegeben. Unmittelbar nach dem Beginn der 
Verteilung im Juni wurde sie aufgrund eines vom Bezirksamt Mitte übermittelten Dokuments mit Erwartungen und 
empfohlenen Fragenkategorien zurückgezogen. Nach entsprechenden Anpassungen und einer weiteren Plot-Studie 
wurde die Umfrage im Juli entsprechend den Anforderungen neu gestaltet und mit der Verteilung begonnen. Die 
zweite Version wurde im Vergleich zur ersten Version länger und detaillierter gehalten, um die Informationen im 
Katalog abzudecken. Jeder Abschnitt wurde so konzipiert, dass er spezifische Bereiche der sozialen und 
demokratischen Struktur des Bezirks umfassend untersucht. 
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Die Umfrage war somit so konzipiert, dass sie – aus einer dekolonial-feministischen Perspektive – die 
Stimmen zivilgesellschaftlicher Akteure nicht als zu objektivierendes Material, sondern als epistemische 
Beiträge in die Wissensproduktion integriert. 

Mit dieser Struktur und diesem Umfang liefert die Umfrage sowohl quantitative als auch qualitative 
Informationen über die demokratische Resilienz, die Ressourcen und die Herausforderungen der 
Zivilgesellschaft im Bezirk Mitte. Dies bildet eine starke Grundlage für sowohl diagnostische als auch 
politikorientierte Interpretationen der Analysen. Es wurde somit möglich, die Umfrageergebnisse mit 
Sekundärdatenquellen in Beziehung zu setzen, um die Komplexität und das Potenzial des 
zivilgesellschaftlichen Ökosystems im Bezirk tiefgehend zu verstehen. In den folgenden Abschnitten des 
Berichts werden die aus den Umfragedaten gewonnenen Kernergebnisse und deren Überschneidung mit 
den sozialen und demografischen Daten des gesamten Bezirks detailliert untersucht. Im nächsten Abschnitt 
wird die Methodik dieser Überschneidung erläutert und ihre Position innerhalb des aktuellen 
Forschungsbereichs festgelegt. 

1.2.2. Grenzen und Validität 
Die Studie erhebt keinen Anspruch auf statistische Repräsentativität; sie ist als explorative, qualitativ 
fundierte Zustandsanalyse konzipiert. Dennoch verfolgt sie konsequent Strategien wissenschaftlicher 
Vertrauenswürdigkeit und erkenntnistheoretischer Reflexivität gemäß der Prämissen des kritisch-
realistischen und dekolonial-feministischen Rahmens. 

Triangulation und Mixed-Methods-Synthese 
Zur Erhöhung der Validität werden drei komplementäre Ansätze kombiniert: 

1. Konvergenz: Übereinstimmungen zwischen Befragungsdaten, amtlichen Statistiken und 
zivilgesellschaftlichen Berichten werden als Evidenz für robuste Muster gedeutet. 

2. Komplementarität: Einzelne Datensätze vertiefen sich gegenseitig – z. B. quantitative Tendenzen 
durch qualitative Begründungsmuster. 

3. Divergenz: Widersprüche werden nicht als Fehler, sondern als Indikatoren unterschiedlicher 
Erkenntnisebenen interpretiert (Flick, 2011). 

Übertragbarkeit und Kontextbindung 
Statt „Generalisierbarkeit“ steht Transferability im Vordergrund: Die Dichte der Kontextbeschreibung 
ermöglicht es, Befunde in vergleichbare urbane Settings zu übertragen, ohne den lokalen Charakter 
aufzulösen. 

Reflexivität und „Starke Objektivität“ 
Die Forschung folgt Haraways (1988) und Hardings (1992) Forderung nach situiertem, reflektiertem 
Wissen: Die Position der Forschenden wird nicht ausgeblendet, sondern sichtbar gemacht, weil Objektivität 
durch Selbstverortung und methodische Transparenz gewinnt. Forschende reflektierten systematisch ihre 
theoretische Prägung und die möglichen Effekte der sozialen Position auf Datengenerierung und 
Interpretation. 

Ethik 
Datenschutz und Ethik standen im gesamten Prozess im Mittelpunkt: informierte Zustimmung aller 
Teilnehmenden, Anonymisierung der Daten, DSGVO-konformer Umgang mit Metadaten, Sensibilität für 
organisationalen Kontext und Freiwilligkeit der Teilhabe. 
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Der dekolonial-feministische Rahmen wurde so operationalisiert, dass Erkenntnisproduktion keine 
Hierarchien der Stimme reproduziert, sondern lokale Organismen als aktive Wissensproduzenten ernst 
nimmt. 

1.2.3. Sekundärdatenquellen 
 
Zur Kontextualisierung der Primärdaten wurden umfangreiche Sekundärquellen herangezogen, die die 
sozialräumliche, demografische und politische Struktur Berlins – insbesondere des Bezirks Mitte – 
beleuchten. Diese Sekundärdaten helfen, subjektive Organisationswahrnehmungen in übergeordnete 
Entwicklungstrends einzuordnen. 
Verwendete Datenquellen 

1. Amtliche Statistiken: Bevölkerung, Sozialdaten, Wahlbeteiligung, Kriminalität (Statistikamt 
Berlin-Brandenburg, 2024). 

2. Monitoring und Fachberichte: Jobcenter-Berichte, Monitoring Soziale Stadtentwicklung, IBB-
Wohnungsmarktbericht (2024). 

3. Zivilgesellschaftliche & wissenschaftliche Analysen: DeZIM (2023), Berlin-Monitor (Pickel et al., 
2023), NaDiRa-Panel, CLAIM- und RIAS-Berichte. 

Diese Kombination erlaubt eine mehrdimensionale Sicht auf soziale Gefüge, Segregations- und 
Diskriminierungsmuster sowie politische Partizipation im Bezirk. 

Angesichts dieser Befunde wurden offizielle Statistiken, wissenschaftliche Studien und Berichte der 
Zivilgesellschaft mit Fokus auf Berlin-Mitte herangezogen, um den thematischen und konzeptuellen 
Rahmen des Berichts zu bilden. 

1.2.3.1. Datenquellen-Literatur zu sozioökonomischer und politischer Partizipation im Bezirk 
Berlin-Mitte 
 
Die Ungleichheitsanalysen in Berlin-Mitte stützen sich auf Berichte offizieller Statistik- und 
Verwaltungseinheiten. In der Studie wurden das LOR-System (Lebensweltorientierte Räume), das in Berlin 
zur Sozialplanung verwendet wird, und die PRG (Prognoseräume) als dessen größte Einheit zugrunde 
gelegt. 
 
Grundlegende Datenquellen und Einschränkungen: 

1. Bevölkerungs- und demografische Daten: Es wurden das Statistikamt Berlin-Brandenburg und PRISMA-
Projektionen verwendet. Diese Daten sind aktuell und auf PRG-Ebene disaggregierbar (Stärke). 

2. Sozioökonomische Struktur und Beschäftigungsdaten: Es wurden Berichte des Jobcenters und Monitoring-
Berichte zur Sozialen Stadtentwicklung herangezogen. Allerdings sind Bildungsindikatoren und einige 
kritische sozioökonomische Daten nicht auf PRG-Ebene disaggregiert (Einschränkung). 

3. Wohnungs- und Haushaltsdaten: Der IBB 2024 Wohnungsmarktbericht und Haushaltsstatistiken wurden 
zugrunde gelegt. Mietniveaus und Daten zum Wohnungsbestand sind nur auf Bezirksebene verfügbar, was 
eine detaillierte räumliche Analyse behindert (Einschränkung). 

4. Daten zur politischen Partizipation: Berichte des Landeswahlleiters und lokale Partizipationsrichtlinien 
wurden verwendet. Die Nicht-Zuordnung der Wahlergebnisse auf die PRG-Ebene erschwert die Analyse 
des Zusammenhangs zwischen politischen Präferenzen und sozioökonomischer Struktur (Einschränkung). 

Datenlücken und das Recht auf die Stadt 
Die aktuelle offizielle Datenliteratur zum Bezirk Berlin-Mitte bietet zwar eine starke Grundlage in 
Bereichen wie Bevölkerung und Demografie, enthält jedoch erhebliche Datenlücken, die eine tiefgreifende 
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und lokale Analyse sozioökonomischer Ungleichheiten und der Wohnraumkrise verhindern. Diese Lücken 
deuten darauf hin, dass vergleichbare und nachvollziehbare Daten nicht zugänglich sind. Nicht zugängliche 
Daten gehören zu den deutlichsten Indikatoren für die Einschränkung des Rechts auf die Stadt. Die 
wichtigste Grundlage für demokratische Teilhabe ist das Wissen und die Möglichkeit, Entscheidungen und 
Maßnahmen städtischer Behörden zu verfolgen und deren Wirkung zu beobachten. Diese Datenlücke kann 
somit als ein wichtiger Befund betrachtet werden. Die entsprechenden Befunde sind tabellarisch im zweiten 
Teil des Berichts dargestellt. 
Zukünftige Forschungen sollten sowohl eine detailliertere Datenproduktion seitens der offiziellen 
Statistikstellen zur Behebung dieser Lücken fördern als auch die vorhandenen Daten mit einem kritisch-
methodologischen Ansatz interpretieren und die Auswirkungen der Einschränkungen auf die 
Analyseergebnisse offenlegen. Insbesondere die Diskrepanz zwischen den Verwaltungseinheiten (PRG) 
und den statistischen Datenerhebungseinheiten stellt eine der zentralen methodologischen 
Herausforderungen in der Ungleichheitsforschung dar. Um die entsprechenden Analysen mit der 
methodologischen Struktur, auf der unsere Arbeit aufbaut, in Verbindung zu bringen, werden Daten aus 
einigen Berichten analysiert, um Konzepte und deren Kontexte klar aufzuzeigen. Diese Berichte sind 
Ergebnisse tiefgehender Forschungen zu bestimmten Themen im Lichte der Umfrageergebnisse. 
Insbesondere wird in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, wie die Analyse der in den durchsuchten 
Berichten enthaltenen Daten zu den Themen soziale Polarisierung, Rassismus und Diskriminierung, 
politische Partizipation und Gleichheit behandelt wurde. Der verwobene Charakter der sozialen Probleme 
hat dazu geführt, dass die Themen, in der Metapher eines Fadens, miteinander verwoben sind und die Textur 
bilden. Denn diese Studien analysieren sowohl im Kontext von Ungleichheiten als auch mit dem Fokus auf 
Diskriminierung die hierarchischen (vertikalen) Unterschiede zwischen gesellschaftlichen Schichten und 
die (horizontalen) Unterschiede zwischen sozialen Gruppen. 

1.2.3.2. Aktueller Stand der Forschung zu sozialen Problemen in Deutschland 
Die Rassismusforschung in Deutschland hat einen bedeutenden Paradigmenwechsel erlebt hin zur 
Anerkennung von Rassismus nicht mehr nur als auf den Rechtsextremismus beschränktes, sondern als ein 
institutionelles und strukturelles Problem, das in der gesamten Gesellschaft verbreitet ist. Diese analytische 
Verschiebung lenkt politische Interventionen von individuellen Pathologien hin zu systemischen 
Problemen. 

Aufgrund der komplexen Natur des Phänomens wurde eine methodologische Vielfalt eingesetzt, wie 
quantitative Einstellungsstudien und zivilgesellschaftlich basierte Monitoring-Arbeiten: 

● Groß angelegte Umfragestudien: 

o NaDiRa Panel (DeZIM): Misst Diskriminierungserfahrungen in Institutionen mit einem auf 
Selbstidentifikation der Teilnehmenden basierenden Ansatz. 

o FES Mitte-Studie: Zeigt anhand des Konzepts der „Gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit“ (GFE), wie weit verbreitet derartige feindselige Einstellungen in der 
„Mitte“ der Gesellschaft sind. 

o Vielfaltsbarometer (Robert Bosch Stiftung): Überwacht das Niveau der gesellschaftlichen 
Akzeptanz von sieben verschiedenen Diversitätsdimensionen. 

● Zivilgesellschaftliches Monitoring und Berichterstattung: Die Berichte von Organisationen wie 
CLAIM, RIAS und Berliner Register beleuchten das „Dunkelfeld“ (Fälle von Diskriminierung, die 



16 
 

von offiziellen Kriminalstatistiken nicht erfasst werden). Dieser Ansatz stellt die Opferperspektive in 
den Mittelpunkt und macht alltägliche Diskriminierungsfälle, die rechtlich nicht als Straftaten gelten, 
politisch sichtbar. 

Diese thematischen, methodologischen und strukturellen Befunde bergen wichtige Implikationen für 
politische Entscheidungsträger, Zivilgesellschaft und Wissenschaft in Deutschland. Die Beseitigung von 
Lücken und Ungleichgewichten in der Wissensproduktion ist nicht nur eine akademische Notwendigkeit, 
sondern auch eine Voraussetzung für eine wirksame Politik zur Bekämpfung von Rassismus. Die 
Forschung aus der fragilen, projektbasierten und ereignisorientierten Struktur herauszulösen und durch 
nachhaltige Finanzierungsmodelle und dauerhafte institutionelle Infrastrukturen abzusichern, wird eine 
langfristige und tiefgehende Wissensproduktion in diesem Bereich ermöglichen. Zusammenfassend lässt 
sich sagen, dass die Schaffung eines Forschungsökosystems, in dem Rassismus in all seinen Dimensionen 
verstanden wird, die Stimmen der Opfer gehört werden und Wissen als Werkzeug für den gesellschaftlichen 
Wandel genutzt wird, eine der grundlegendsten Notwendigkeiten für die demokratische Zukunft 
Deutschlands ist. Im weiteren Verlauf des Berichts ist es wichtig, zu betonen, dass die Erzählung unsere 
Geschichte ist, um ohne Unterbrechung zwischen Daten, Berichtsübertragungen und Fallbeispielen zu 
navigieren. Dieser Kontext verweist im Rahmen des situated knowledge (Haraway, 1988; Stoetzler & 
Yuval-Davis, 2002) Ansatzes auf die kontextuelle Natur der Daten und die gesellschaftliche Positionierung 
der Wissensproduktionsprozesse. Die kontextuelle Grundlage der in diesem Zusammenhang verwendeten 
Konzepte wird dabei als richtungsweisend dienen. 

1.3. Thematische Rahmung 

Einleitende Verortung und analytische Brücke 

Die im vorigen Kapitel dargelegte dekolonial-feministische und kritisch-realistische Perspektive bestimmt 
nicht nur die Methodenwahl, sondern auch die Struktur der Analyse. Unser Zugang folgt der Logik der 
Retroduktion: Ausgehend von den empirisch beobachtbaren „Demi-Regularitäten“ in den Umfragedaten 
der Zivilgesellschaft (z.B. gehäufte Nennungen von Wohnungsnot, Diskriminierungserfahrungen, 
Kooperationsdefiziten) fragen wir nach den zugrunde liegenden generativen Mechanismen, die diese 
Muster hervorbringen. Die Aussagen der Organisationen werden dabei nicht als bloß subjektive 
„Meinungen“ verstanden, sondern als kontextuelles Erfahrungswissen (situated knowledges), das 
institutionelle Blindstellen und strukturelle Widersprüche sichtbar machen kann. Diese Wissensform bildet 
den Ausgangspunkt für die Entwicklung eines thematischen Rahmens, der die komplexe soziale Realität 
Berlin-Mittes in drei miteinander verwobene Analyseachsen fasst. Ziel ist es nicht, singuläre Ursachen zu 
benennen, sondern das systemische Zusammenspiel von urbanen Transformationsprozessen, 
soziopolitischen Polarisierungsdynamiken und institutionellen Barrieren zu entschlüsseln. 

Die vier analytischen Achsen: Von der empirischen Beobachtung zum strukturellen Mechanismus 

Die folgenden vier Achsen stellen somit keine vorab definierten Kategorien dar, sondern sind das Resultat 
einer theoriegeleiteten Verdichtung der primären Umfragedaten. Sie dienen als heuristisches Instrument, 
um die vielschichtigen Problemwahrnehmungen der ZGOs zu bündeln und in einen erklärenden 
Zusammenhang zu stellen. 
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1. Urbane Transformation und ökonomische Vulnerabilität als räumlicher Mechanismus 

Diese erste Achse rekonstruiert, wie makroökonomische und stadtpolitische Prozesse („Gentrifizierung“, 
„Wohnungsmarktkrise“) die Handlungsbedingungen der Zivilgesellschaft vor Ort unmittelbar prägen und 
neu definieren. 

Konzeptuelle Linse: Das Konzept des Rechts auf die Stadt (Lefebvre, 2016) bietet hierfür eine zentrale 
analytische Perspektive. Es erlaubt, die konkreten Umfragebefunde, wie Klagen über Verdrängung, 
Wohnungsnot und steigende Lebenshaltungskosten, als Verletzung eines grundlegenden Anspruchs auf 
Teilhabe an der Produktion des urbanen Raumes und auf dessen Gebrauchswert zu deuten. 

Empirischer Anker: Die Umfragedaten zeigen, dass diese ökonomisch-räumlichen Zwänge nicht isoliert 
wirken, sondern als Katalysator für weitere Probleme (Bildungsbenachteiligung, familiäre Spannungen, 
Schwächung sozialer Kohäsion) wahrgenommen werden. Die Analyse dieser Achse fragt daher retroduktiv: 
Welche Macht- und Eigentumsverhältnisse produzieren diese räumliche Ungleichheit in Berlin-Mitte, und 
wie schränken sie die Möglichkeiten zivilgesellschaftlicher Arbeit ein? 

2. Soziopolitische Polarisierung und Diskriminierung als identitäts- und beziehungsstiftender Mechanismus 

Die zweite Achse fokussiert auf die Erfahrungen sozialer Spaltung und gruppenbezogener Feindseligkeit, 
die von den ZGOs als zentrales demokratiegefährdendes Phänomen benannt werden. 

Konzeptuelle Linse: Die Analyse wird durch die Konzepte Intersektionalität (Crenshaw, 1989) und 
kultureller Rassismus (Balibar, 1989; Hall, 1994) geleitet. Diese erlauben es, über homogene 
„Opferkategorien“ hinauszugehen und zu verstehen, wie unterschiedliche Diskriminierungsformen (z.B. 
Antimuslimischer Rassismus, Transphobie, anti-Schwarzer Rassismus) sich überschneiden und gegenseitig 
verstärken. 

Empirischer Anker: Die Umfrage macht sichtbar, wie globale Konflikte und ein wahrgenommener 
„Rechtsruck“ auf lokaler Ebene das Zusammenleben belasten. Die retroduktive Frage lautet hier: Durch 
welche sozialen und diskursiven Praxen werden „Othering“-Prozesse und Feindbilder in Berlin-Mitte 
(re-)produziert, und wie wirken sie sich auf das Gefühl der Zugehörigkeit und den sozialen Frieden (social 
cohesion) aus? 

3. Strukturelle und institutionelle Barrieren als governance-bezogener Mechanismus 

Die dritte Achse widmet sich dem paradoxen Befund, dass genau jene Institutionen, von denen Lösungen 
erwartet werden, oft selbst als Teil des Problems erfahren werden. 

Konzeptuelle Linse: Das Konzept des institutionellen und strukturellen Rassismus (Beauftragte der 
Bundesregierung, 2023; DeZIM, 2022) ist hier zentral. Es lenkt den Blick weg von individuellen 
Fehlverhalten hin zur analysierenden Frage, wie die Routinen, Kulturen und Logiken von Ämtern, 
Fördergebern oder politischen Gremien systematisch ungleiche Ergebnisse produzieren können. 

Empirischer Anker: Berichte über „respektlose Behandlung“ in Behörden, über bürokratische Hürden und 
die prekäre, projektförmige Finanzierung der eigenen Arbeit durchziehen die Umfrageantworten. 
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Retroduktiv gefragt: Welche institutionellen Logiken und polit-ökonomischen Imperative führen dazu, dass 
staatliches und zivilgesellschaftliches Handeln oft aneinander vorbeilaufen und nachhaltige demokratische 
Arbeit erschweren? 

4. Zivilgesellschaft als demokratisches Korrektiv und gegenhegemoniale Kraft 

Die vierte Achse durchzieht und reagiert auf die ersten drei Achsen: Sie analysiert die Funktionen der 
Zivilgesellschaft – Beleuchtung von Dunkelfeldern (Dokumentation von Diskriminierungsvorfällen 
jenseits offizieller Statistiken), Community-based Monitoring (partizipative Wissensproduktion), 
Mobilisierung von Zivilcourage und Kontrollfunktion gegenüber dem Staat; nicht als externe 
Dienstleistungen, sondern als unverzichtbare Akteure der Demokratiesicherung und gegenhegemonial en 
Wissensproduktion. 

Konzeptuelle Linse: Zivilgesellschaft wird verstanden als Korrektiv zu institutionellen Blindstellen, als 
Raum epistemischer Gegenmacht (Haraway, 1988; Harding, 2016) und als Träger von Solidarität und 
lokalem demokratischen Handeln (Bosch Stiftung, 2025; Karner et al., 2024). Zugleich ist Zivilgesellschaft 
selbst keine externe oder privilegierte Kraft, sondern verdankt ihre Bedeutung gerade ihrer Nähe zu 
marginalisierten Menschen und ihrem Eingebundensein in lokale Konflikte. 

Empirischer Anker: Die Umfragedaten zeigen sowohl die Leistungen von ZGOs (Erreichung 
marginalisierter Gruppen, Dokumentation von Dunkelfeldern, Netzwerkaufbau, Beratung und 
Empowerment) als auch ihre strukturellen Grenzen (prekäre Finanzierung, politische Delegitimierung, 
epistemische Gewalt in Behördenkontakten, Burnout und Kapazitätsgrenzen). Retroduktiv gefragt: Unter 
welchen Bedingungen kann Zivilgesellschaft als echte Gegenmacht fungieren und demokratische 
Transformation ermöglichen – und wo wird sie zur Co-Verwaltung von Marginalität instrumentalisiert? 
Wie wirken sich die in den Achsen 1–3 beschriebenen Strukturen auf die Fähigkeit von ZGOs aus, 
Gegenwehr zu leisten? 

Konzeptuelle Synthese und Ausblick auf die Analyse 

Diese vier Achsen sind analytisch trennbar, in der Realität Berlin-Mittes jedoch eng verwoben. Die 
Intersektionalität fungiert als übergreifendes Meta-Konzept, das die Verwobenheit von Klasse (Achse 1), 
kulturell-rassistischen Zuschreibungen (Achse 2) und institutioneller Macht (Achse 3) in den konkreten 
Lebensrealitäten der Bewohner*innen und der sie unterstützenden ZGOs fassbar macht. Die 
Zivilgesellschaft (Achse 4) ist dabei nicht eine „vierte" separate Ebene, sondern der Ort, an dem diese 
Widersprüche sichtbar gemacht, verarbeitet und bearbeitet werden – wobei sie selbst unter denselben 
Strukturen leidet. 

Die folgenden Unterkapitel (1.3.1–1.3.5) entfalten diese konzeptuellen Grundlagen im Detail und bereiten 
so die empirische Analyse in den nachfolgenden Kapiteln vor. Sie dienen dem Zweck, die theoretische 
„Grammatik“ offenzulegen, mit der die komplexe soziale Textur des Bezirks im Rest des Berichts gelesen 
und interpretiert wird. 

1.3.1. Das Recht auf die Stadt als konzeptuelle Linse für urbane Transformation 
Das Konzept des Rechts auf die Stadt (Lefebvre, [1968] 2016) dient als zentrale analytische Linse für die 
erste thematische Achse dieser Studie: die Analyse der Urbanen Transformation und ökonomischen 
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Verwundbarkeit. Es bietet einen theoretischen Rahmen, um die in den Umfragedaten geäußerten 
Erfahrungen von Verdrängung, Wohnungsnot und marginalisierung nicht nur als Einzelphänomene, 
sondern als systematische Verletzung grundlegender Ansprüche auf Stadt und Teilhabe zu deuten.  

Henri Lefebvre formulierte dieses radikale Konzept als Gegenentwurf zur kapitalistischen Stadtproduktion. 
Sein Kern liegt nicht im passiven „Recht, in der Stadt zu sein“ (to be in the city), sondern im aktiven Recht, 
die Stadt neu zu gestalten (to remake the city). Dies manifestiert sich in zwei grundlegenden Forderungen: 

2. Das Recht auf Partizipation an der Produktion des urbanen Raumes: Die Forderung nach 
demokratischer Mitentscheidung darüber, wie städtischer Raum gestaltet, verwaltet und transformiert 
wird – also die Abkehr vom Verständnis der Stadt als bloßer Ware und Renditeobjekt. 

3. Das Recht auf Priorisierung des Gebrauchswertes: Die Verteidigung der Stadt als kollektiven 
Lebensraum, deren Ressourcen (Wohnraum, Infrastruktur, öffentlicher Raum) den Bedürfnissen und 
dem kreativen Potenzial aller Bewohner:innen dienen sollen, nicht primär der Spekulation und 
Kapitalakkumulation (Tauschwert). 

Anwendung auf Berlin-Mitte: Vom Konzept zum analytischen Werkzeug 

Im Kontext Berlin-Mittes wird dieses abstrakte Recht zu einem dynamischen Analyseinstrument für die 
konkret erfahrenen Konflikte: Die als „Gentrifizierung“ beschriebenen Prozesse sind der empirische 
Ausdruck der Dominanz des Tauschwerts über den Gebrauchswert von Wohnraum und Stadtvierteln. Die 
wahrgenommene räumliche Polarisierung und der ungleiche Zugang zu Ressourcen lassen sich als 
systematische Einschränkung des „Rechts auf Differenz“ und auf gleichberechtigte Stadtnutzung lesen. Die 
von den ZGOs beklagten bürokratischen und finanziellen Hindernisse (kurzfristige Projektförderung, 
komplexe Antragsverfahren) stellen strukturelle Barrieren dar, die ihr „Recht auf Partizipation“ an der 
Stadtgestaltung praktisch untergraben. 

Das Recht auf die Stadt ist eine zentrale Linse zum Verständnis der in den vorherigen Abschnitten 
analysierten Probleme in Berlin-Mitte: Gentrifizierung ist der klarste Indikator dafür, dass die Stadt als 
Ware betrachtet wird und das „angemessene Nutzungsrecht“ der Bewohner verletzt wird. Räumliche 
Polarisierung ist die Folge des ungleichen Zugangs verschiedener sozialer Gruppen zur Stadt und der 
Unterdrückung des „Rechts auf Differenz“. Die Kämpfe der ZGOs mit finanziellen Kürzungen und 
Bürokratie spiegeln die strukturellen Hindernisse wider, die der Ausübung des „Rechts auf 
Partizipation“ der Zivilgesellschaft im Wege stehen. Rassismus und Diskriminierung sind die Verletzung 
des grundlegendsten Prinzips des Rechts auf die Stadt: der gleichen Staatsbürgerschaft. 

Gegenbewegung und politische Instrumentalisierung: Infrastruktureller Populismus 

Die politischen Auseinandersetzungen um dieses Recht sind komplex. Im Zuge dieses Themas wird es 
entscheidend, den Infrastrukturbereich aus einer anderen Perspektive zu betrachten: Die Arbeit „The rise 
of ‘infrastructural populism’: Urban infrastructure and right‐wing politics“ von Beveridge, Naumann und 
Rudolph (2024) analysiert, wie der Rechtspopulismus urbane Infrastruktursysteme (Energie, Verkehr, 
Wohnen etc.) instrumentalisiert und dabei ein neues politisches Feld, das sie „infrastrukturellen 
Populismus“ nennen, konstruiert. Die Autoren argumentieren, dass der Rechtspopulismus aufgrund seiner 
flexiblen und anpassungsfähigen Natur Mängel oder Transformationen der Infrastruktur (z. B. den 
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Übergang zu grüner Energie) als eine von Eliten der Bevölkerung aufgezwungene „Bedrohung“ inszeniert 
(Beveridge et al., 2024, S. 6, 76). Auch im explorativen Datenkontext der Umfrage ist diese Perspektive 
bemerkenswert, da sie das Konzept der Gruppenfeindlichkeit und der Konkurrenz um öffentliche 
Dienstleistungen in Bezug auf Migrantenfeindlichkeit anspricht. Der von den Autoren hervorgehobene 
Risikoaspekt „there has been a recent call for greater attention to the local dimension of populism that 
points to urban areas as targets of the populist right“ (Beveridge et al., 2024, S. 14) ist zu beachten. Dies 
liegt daran, dass unter den Daten Risiken im Zusammenhang mit der Verletzung des Zugangsrechts 
auftauchen, insbesondere dass Budgets und Stellen, die an Migrantenvereine oder urbane Einrichtungen 
der BiPOC-Erfahrung vergeben werden, unter extremer Beobachtung (over-monitoring) rechter Parteien 
stehen könnten. 

Fazit: Ein kollektiver, demokratischer Anspruch 

Das Recht auf die Stadt ist somit keine individuelle juristische Kategorie, sondern ein kollektiver, 
politischer Anspruch auf Demokratisierung der Stadtproduktion. Die Erfahrungsberichte der ZGOs in 
Berlin-Mitte (von der Wohnungskrise über Diskriminierung bis zur institutionellen Ausgrenzung) sind 
konkrete Spuren dieses andauernden Aushandlungsprozesses. Als analytische Linse hilft das Konzept, die 
empirischen Daten der ersten thematischen Achse tiefgehend zu entschlüsseln: Es lenkt den Blick auf die 
zugrunde liegenden Machtverhältnisse und Eigentumsstrukturen, die darüber entscheiden, wem die Stadt 
gehört und wem sie dient. 

Das Recht auf die Stadt ist keine statische juristische Definition, sondern ein politisches Forderungsbündel, 
das ständig neu definiert und durch Kampf errungen wird. Angesichts der Ungleichheiten, Ausgrenzung 
und der demokratischen Erosion in den Städten von heute ist es der Name für das Projekt, die Stadt von 
einem bloßen Baugebiet oder Investitionsobjekt zurückzugewinnen und sie zu unserem gemeinsamen 
Lebensraum (commons) zu machen. Die Kämpfe der ZGOs in Berlin-Mitte sind die konkrete Manifestation 
dieses kollektiven Rückgewinnungskampfes vor Ort. 

Das Recht auf die Stadt ist letztlich die räumliche Dimension der Demokratisierung. Es fordert nicht nur 
eine gerechtere Verteilung der vorhandenen Ressourcen, sondern auch die Demokratisierung der 
Machtverhältnisse und Entscheidungsmechanismen, die das urbane Leben und den Raum produzieren. Die 
Betonung der Wohnkrise, der Diskriminierung und des Mangels an demokratischer Repräsentation durch 
die ZGOs in Berlin-Mitte trägt genau in diesem Sinne die Spuren eines Kampfes um das Recht auf die Stadt. 
Das Recht auf die Stadt ist daher weniger eine individuelle Rechtsforderung als vielmehr ein kollektives 
Projekt der Befreiung und des gemeinsamen Wiederaufbaus der Stadt. 

1.3.2. Diskriminierung, Rassismus und Intersektionalität als konzeptuelle Linsen für 
soziopolitische Polarisierung 
 
Die Konzepte Rassismus, Diskriminierung und Intersektionalität bilden die zentrale analytische Linse für 
die zweite thematische Achse dieser Studie: die Analyse soziopolitischer Polarisierung. Sie bieten das 
begriffliche Werkzeug, um die in den Umfragedaten der ZGOs in Berlin-Mitte berichteten Erfahrungen von 
Ausgrenzung, Feindseligkeit und gesellschaftlicher Spaltung nicht als bloße Einzelvorfälle, sondern als 
Ausfluss historisch gewachsener, strukturell verankerter Macht- und Ungleichheitsverhältnisse zu 
entschlüsseln. 
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Konzeptuelle Linse I: Rassismus als Struktur- und Deutungsregime 

Rassismus wird hier nicht primär als individuelles Vorurteil, sondern als gesellschaftliches 
Strukturierungsprinzipverstanden, das sich in Diskursen, Praktiken und Institutionen materialisiert (Essed, 
1991; DeZIM, 2023; Beauftragte der Bundesregierung für Antirassismus, 2023). In dieser Perspektive ist 
Rassismus zugleich ein Deutungsregime: Er produziert erklärende Erzählungen darüber, wer „dazugehört“, 
wer als „Problem“ gilt und wessen Ansprüche als legitim erscheinen (Molla, 2023:7). 

Ein zentraler Mechanismus ist Othering: die Herstellung einer „Wir“-Gruppe durch die Konstruktion eines 
„Anderen“, dem essenzialisierende und negativ konnotierte Eigenschaften zugeschrieben werden (Molla, 
2023:3; Burç et al., 2025; DeZIM, 2023; Mengi et al, 2025). Othering ist dabei nicht bloß Sprache, sondern 
eine relationale Praxis, die soziale Distanz stabilisiert, Ressourcenkonkurrenz rahmt und institutionelle 
Routinen plausibilisiert (z.B. im Umgang mit „Klientinnen“, „Gefährderinnen“, „Integrationsunwilligen“). 
Othering hingegen ist der Akt der Schaffung von Unterschieden und Distanzierung zwischen Gruppen, 
indem die Eigenschaften, Bedürfnisse und Fähigkeiten der anderen Gruppe als „anders" interpretiert 
werden, was zu ihrer Ausgrenzung als „Abweichung“ führt (Molla, 2023; Burc et al, 2025). 

Für die Analyse von Polarisierung ist zudem die Verschiebung vom biologistischen zum kulturalistischen 
Rassismuszentral (Balibar, 1989; Hall, 1994; Polat et al., 2025; Nguyen & Puhlmann, 2023). Hier werden 
Differenzen nicht mehr über „Rasse“, sondern über „Kultur“ und „Religion“ naturalisiert, wodurch 
rassistische Ausschlüsse als „vernünftige“ Ordnungspolitik erscheinen können (z.B. als Sicherheits-, 
Werte- oder Integrationsargument). Diese begriffliche Verschleierung ist anschlussfähig an Celikates’ 
Argument (2025), dass der Übergang von „Fremdenfeindlichkeit“ zu strukturellem Rassismus immer 
wieder durch epistemische und politische Abwehrkämpfe blockiert wird, sodass strukturelle Dimensionen 
aus dem Fokus gedrängt werden können. 

In dekolonialer Perspektive lässt sich ergänzen: Rassismus wirkt als historisch tief verankerte Technologie 
der Hierarchisierung, die moderne Zugehörigkeitsordnungen und Wissenspolitiken mitprägt (Mbembe, 
2019; Shooman, 2014). Für Berlin-Mitte ist das analytisch relevant, weil hier globale Konfliktlagen, 
Migrationsdynamiken und lokale Stadtraumkonflikte in eine urbane Alltagspolitik von Zugehörigkeit 
übersetzt werden. 

Das Verständnis der vielschichtigen Natur der Rassismusforschung in Deutschland ist von entscheidender 
Bedeutung, um die spezifischen Dynamiken gegenüber verschiedenen Gruppen aufzudecken. Rassismus 
ist kein homogenes Phänomen, sondern manifestiert sich in verschiedenen Formen wie Antimuslimischem 
Rassismus, Antisemitismus, anti-Schwarzem Rassismus und Antiziganismus, von denen jede ihren eigenen 
historischen, sozialen und politischen Kontext hat. Die separate Untersuchung dieser spezifischen Formen 
des Rassismus bildet eine unverzichtbare Grundlage, um ein ganzheitliches Bild des Rassismus zu zeichnen, 
seine intersektionelle Natur zu verstehen und wirksame Bekämpfungsstrategien zu entwickeln. 

Diskriminierung ist ein Prozess, der Individuen aufgrund einer Reihe zugeschriebener Merkmale ungleicher 
Behandlung unterzieht. Das Verständnis dieser Ungleichheiten stellt das Konzept der Intersektionalität in 
den Mittelpunkt. "Mit dem Konzept der Intersektionalität kann eine umfassende Einbeziehung von 
Demokratie- und Menschenfeindlichkeit in ihrer Komplexität und Gleichzeitigkeit erfolgen" (Greuel et al., 
2025, S. 151) 
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Konzeptuelle Linse II: Intersektionalität als Theorie von Verschränkung und Verdichtung 

Intersektionalität (Crenshaw, 1989) wird in dieser Studie nicht als „Zusatzperspektive“, sondern als 
Erklärungsschlüssel für die Art verstanden, wie Polarisierung entlang mehrerer Achsen zugleich entsteht 
und sich stabilisiert. Sie zeigt, dass Ungleichheits- und Herrschaftssysteme (z.B. Geschlecht, „Rasse“, 
Klasse, Religion, Behinderung, Sexualität) nicht additiv wirken („erst Rassismus, dann Sexismus“), 
sondern überkreuzend und wechselseitig konstitutiv sind. 

Collins (2019) präzisiert Intersektionalität als kritische Sozialtheorie, die Dominanzverhältnisse als 
miteinander verschränkte Ordnung beschreibt und dabei die Frage nach Macht, Wissensproduktion und 
Legitimität in den Mittelpunkt rückt. Diese Perspektive ist für die Polarisierungsanalyse zentral, weil sie 
erklärt, warum Konflikte häufig nicht „ein Thema“ betreffen (z.B. nur Migration oder nur Armut), sondern 
als verdichtete Erfahrung von Benachteiligung auftreten – und zugleich als verdichtete Praxis von 
Abwertung und Ausschluss.  

Die von der Bosch Stiftung (2025) verwendete Metapher des „sozialen Gewebes“ verdeutlicht diese Logik: 
An Kreuzungspunkten verschiedener Diskriminierungsachsen „verdickt sich“ Benachteiligung und verliert 
soziale Elastizität. Intersektionalität macht damit sichtbar, warum etwa antimuslimischer Rassismus, 
geschlechterbezogene Normierungen (z.B. Kopftuchdebatten) und Klassenlagen nicht getrennt erklärt 
werden können, sondern als verschränkte Mechanismen der (Nicht‑)Zugehörigkeit wirken. Mit anderen 
Worten, es wäre im Falle der Diskriminierung einer Muslimin, die ein Kopftuch trägt, „unmöglich, ihr 
Frausein von ihrer muslimischen Identität zu trennen und die Dimension(en) zu isolieren, die ihre 
(Mehrfach-) Diskriminierung verursachen“. Intersektionalität analysiert die „Rolle, Funktion und Wirkung 
von Machtstrukturen auf Diskriminierung und Privileg“. 

Empirischer Anker: Polarisierung als Erfahrung und als Struktur 

Empirisch wird diese Konzeptkombination durch nationale Monitoringdaten gestützt: Der 
NaDiRa‑Monitoringbericht (DeZIM, 2025) zeigt eine breite gesellschaftliche Anerkennung von Rassismus 
als Realität sowie eine ausgeprägte Wahrnehmung institutioneller Diskriminierung in Behörden. Diese 
Befunde sind für die vorliegende Studie nicht „Hintergrundrauschen“, sondern eine Kontextfolie: Sie 
deuten darauf hin, dass die von ZGOs berichteten lokalen Polarisierungserfahrungen in Berlin‑Mitte nicht 
als isolierte Abweichung, sondern als lokale Verdichtung gesamtgesellschaftlicher Muster verstanden 
werden sollten (Fuchs et al, 2025). 

Gleichzeitig verweisen aktuelle Indikatoren zur Akzeptanz von Diversität und zum gesellschaftlichen 
Zusammenleben auf eine Spannungslage, in der Zugehörigkeitsfragen und Konfliktnarrative an Bedeutung 
gewinnen (Arant et al., 2025). Für die Analyse ist dabei entscheidend: Polarisierung wird nicht nur als 
„Meinungsunterschied“ gefasst, sondern als Prozess, in dem soziale Ungleichheit, kulturelle Abwertung 
und institutionelle Praktiken in ein konfliktives Beziehungsgefüge übersetzt werden (Robert Bosch Stiftung, 
2025). 

Aktuelle Studien wie der NaDiRa-Monitoringbericht (DeZIM, 2023) belegen die tiefgehende 
gesellschaftliche Verwurzelung dieser Mechanismen. Demnach stimmen 90% der Befragten zu, dass 
Rassismus in Deutschland existiert, und fast zwei Drittel (65%) sehen rassistische Diskriminierung in 
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Ämtern und Behörden als alltägliche Realität (Fuchs et al., 2025). Rund 58% der Angehörigen rassifizierter 
Gruppen – Schwarze Menschen, Musliminnen, Sintizze und Rom*nja – berichten von direkter 
Diskriminierungserfahrung (DeZIM, 2023). 

Diese wiederkehrenden Erfahrungen wirken sich nicht nur auf Partizipationschancen, sondern auch auf die 
mentale Gesundheit aus: Personen, die regelmäßig Diskriminierung erleben, zeigen ein deutlich erhöhtes 
Risiko für Depressions- und Angstsymptome (DeZIM, 2023). Darüber hinaus sind rassistische 
Wissensbestände tief verankert: Trotz wissenschaftlicher Widerlegung glauben noch immer 49% der 
Bevölkerung an die Existenz menschlicher „Rassen", und 33% halten bestimmte ethnische Gruppen für 
„von Natur aus fleißiger" (DeZIM, 2023). Diese Überzeugungen schaffen kollektive Wissensbestände, die 
diskriminierende Handlungen legitimieren. 

Anwendung auf Berlin‑Mitte: Von Konzepten zu lokalen Mechanismen 

In Berlin‑Mitte wirken diese Dynamiken in einem Kontext hoher Superdiversität und stark heterogener 
sozialräumlicher Lagen (Vertovec, 2007; Bezirksamt Mitte von Berlin, 2024). Die Umfragedaten der ZGOs 
(als situated knowledges) sind hier besonders aufschlussreich, weil sie Polarisierung nicht abstrakt, sondern 
als Alltagserfahrung in Quartieren, Behördenkontakten, Schulkontexten, in der Wohnungsfrage oder in der 
Aushandlung von Sicherheit und Zugehörigkeit sichtbar machen. 

Intersektional gelesen sind diese Erfahrungen häufig mehrfach codiert: Eine einzelne Konfliktlage (z.B. 
„Sicherheit“, „Ordnung“, „Integration“) kann gleichzeitig rassifizierende Zuschreibungen, geschlechtliche 
Normierungen und klassenbezogene Abwertungen enthalten. Rassismuskritisch gelesen wird zudem 
erkennbar, wie institutionelle und mediale Deutungsrahmen bestimmte Gruppen systematisch als 
Problemträger markieren und damit soziale Distanz sowie Ressourcenkonkurrenz legitimieren (Celikates, 
2025). Aus einer kritisch-realistisch orientierten Retroduktion folgt daraus die Leitfrage: Welche 
wiederkehrenden lokalen Muster sind Hinweise auf tieferliegende Mechanismen (z.B. Kulturalisierung 
sozialer Probleme, Normalisierung institutioneller Ungleichbehandlung, affektive Eskalation von 
Zugehörigkeitskonflikten)? 

 Retroduktive Leitfragen für die weitere Analyse 

Aus der kombinierten Linse ergeben sich drei retroduktive Leitfragen, die den empirischen Ergebnisteil 
strukturieren können: 
(1) Deutungsmechanismen: Welche Diskurse (z.B. „Kultur“, „Sicherheit“, „Leistung“) rahmen lokale 
Konflikte so, dass Ausschluss als plausibel oder notwendig erscheint? 
(2) Verschränkungen: Wo und wie verdichten sich Rassismus, Klassismus und Geschlechternormen zu 
intersektionalen Exklusionslagen, die ZGOs in ihrer Arbeit beobachten? 
(3) Institutionelle Verstärker: Welche institutionellen Routinen (z.B. in Behörden, Bildung, 
Wohnungsmarkt) stabilisieren Polarisierung, indem sie ungleiche Ergebnisse produzieren oder 
Betroffenenerfahrungen delegitimieren? 

Polarisierung in Berlin-Mitte ist nicht bloß „Meinungsverschiedenheit", sondern der Ausdruck 
verflochtener Machtverhältnisse. Die Kombination aus Rassismus (als Struktur), Intersektionalität (als 
Analytik der Verschränkung) und lokalen Daten erlaubt es, Polarisierung als generativen Mechanismus zu 
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verstehen – der sich durch Diskurse, institutionelle Praktiken und affektive Dynamiken kontinuierlich 
reproduziert. Eine Bekämpfung erfordert daher nicht nur „Toleranz-Kampagnen", sondern strukturelle 
Transformation: Demokratisierung von Entscheidungsprozessen, Abbau institutioneller Diskriminierung 
und Unterstützung zivilgesellschaftlicher Gegenwehr. Damit fungiert die Trias Rassismus–
Diskriminierung–Intersektionalität nicht als theoretischer „Überbau“, sondern als Grammatik, mit der die 
Umfragebefunde der ZGOs in Berlin‑Mitte erklärend gelesen werden: Polarisierung erscheint als Ergebnis 
verflochtener Machtachsen, die sich diskursiv, materiell und institutionell reproduzieren. 

1.3.3. Institutioneller Rassismus und strukturelle Barrieren als konzeptuelle Linse für 
Governance-Defizite 
Die dritte thematische Achse – die Analyse struktureller und institutioneller Barrieren – findet ihre 
konzeptuelle Schärfe im Ansatz des institutionellen und strukturellen Rassismus sowie in der Kritik polit-
ökonomischer Governance-Logiken. Diese Linse ist entscheidend, um den paradoxen Befund zu 
entschlüsseln, dass genau jene staatlichen und öffentlichen Institutionen, von denen Lösungen und Schutz 
erwartet werden, von den ZGOs in Berlin-Mitte selbst oft als Teil des Problems erfahren werden. Sie 
verschiebt den analytischen Fokus weg von individuellen Fehlleistungen hin zu den eingespielten Routinen, 
Kulturen und systemischen Logiken von Organisationen, die ungleiche Ergebnisse produzieren und 
reproduzieren. 

Konzeptuelle Linse I: Institutioneller Rassismus als generativer Mechanismus 

Institutioneller Rassismus lenkt den analytischen Blick weg von individuellen Vorurteilen hin zur Frage, 
wie die Routinen, Kulturen und Logiken von Ämtern, Schulen, Fördergebern und politischen Gremien 
systematisch ungleiche Ergebnisse produzieren – auch ohne bewusste diskriminierende Absicht 
(Beauftragte der Bundesregierung für Antirassismus, 2023; DeZIM, 2022). Er manifestiert sich auf drei 
Ebenen: 

• Formale Regeln: Sprachanforderungen, Aufenthaltsstatus-Kriterien, Dokumentationspflichten, die 
einzelnen Gruppen systematisch benachteiligen (z.B. EU-Bürgerinnen in Jobcentern, die als „nicht-
berechtigt" klassifiziert werden; Migrantinnen ohne „anerkannte" Abschlüsse) (Ratzmann, 2025). 

• Informale Praktiken: Selektive Kontrollen, unterschiedlich „respektvolle" Behandlung je nach 
Herkunftsmarkierung, Interpretation von Regeln zu Lasten von Minderheitsgruppen (Bostancı & Wirth, 
2025; Piwoni, 2024). 

• Organisationale Kulturen: Defizitperspektiven auf migrantische Communities, fehlende Repräsentation 
von Minderheiten in Leitungspositionen, Dominanz bestimmter Sprachkulturen (Deutsch, Fachsprache) 
als „Normalstandard" (Gräfe-Geusch & Sdunzik, 2024). 

Ein zentrales Merkmal ist die Normalisierung von Ungleichheit: Diskriminierende Ergebnisse werden nicht 
als strukturelles Problem erkannt, sondern individualisiert („Die haben sich nicht genug bemüht") oder 
kulturalisiert („Das liegt an ihrer Mentalität/Kultur/Religion"). Diese Deutungsmuster verhindern 
institutionelle Reflexion und Veränderung, weshalb Celikates (2025) von einer epistemischen Dimension 
des Rassismusdenial spricht – einer aktiven Abwehr gegen Wissensformen, die strukturelle 
Diskriminierung sichtbar machen würden. 
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Aus einer kritisch-realistischen Perspektive lässt sich ergänzen: Institutioneller Rassismus ist kein „Fehler" 
einzelner Akteure, sondern ein generativer Mechanismus, d.h. eine tieferliegende Struktur, die regelmäßig 
zu ungleichen Ergebnissen führt (Stuchbury, 2022). Um ihn zu verändern, reicht Sensibilisierungstraining 
nicht aus – erforderlich sind strukturelle Interventionen: Regelwerk-Audits, Datenerfassung nach 
Merkmalen, Verantwortlichkeitsmechanismen und Umverteilung von Entscheidungsmacht an die 
Betroffenen. 

Konzeptuelle Linse II: Prekäre Förderlogiken und politische Exklusion 

Neben rassistischen Mechanismen prägen auch polit-ökonomische Imperative die Handlungsbedingungen 
der Zivilgesellschaft und damit die demokratische Qualität lokaler Governance. Die projektförmige, 
kurzfristige Finanzierung (oft einjährige Bewilligungen) erschwert nachhaltige demokratische Arbeit, 
kontinuierliche Beziehungsarbeit und präventive Strategien. ZGOs berichten in den Umfragedaten von 
komplexen Antragsverfahren, die zur „Gängelung" führen, von Auflagenlogiken, die Autonomie 
untergraben, und von einer ständigen Unsicherheit über die nächste Förderperiode (Weiberg & Kleist, 2025; 
González Hauck et al, 2024). 

Weiberg & Kleist (2025) analysieren dies als „Transfer- und Organisationsentwicklungsparadoxon": 
Während Förderer „Nachhaltigkeit" fordern, werden sie selbst durch kurzfristige Logiken und 
Budgetschwankungen limitiert (González Hauck et al, 2024). Für ZGOs heißt das: Sie müssen 
kontinuierlich „Eigenfinanzierung" suchen, Ehrenamtliche rekrutieren und mit minimalen Mitteln 
maximale Leistung erbringen – eine Logik, die Burnout strukturell einbaut und die epistemische Autorität 
dieser Organisationen unterminiert. 

Ein weiteres Governance-Defizit ist die mangelnde politische Repräsentation großer Teile der Bevölkerung 
ohne deutschen Pass. In Berlin-Mitte, wo viele Bewohner*innen von demokratischen Wahlen 
ausgeschlossen sind, entsteht ein demokratisches Legitimationsdefizit: Politische Entscheidungen über 
Infrastruktur, Bildung, Sicherheit werden über die Köpfe der Betroffenen hinweg getroffen. Dies erklärt 
auch, warum ZGOs sich als „Ersatz-Partizipationskanäle" verstehen müssen – was sowohl ihre Bedeutung 
als auch ihre Grenze sichtbar macht (Altay et al, 2025). Der Bundesverband RIAS (2024) stellt fest, dass 
es sich hierbei nicht um eine "Randerscheinung" handelt, sondern um einen systematischen Ausschluss, der 
die Fürsorgepflicht des Staates (duty of care) unterminiert. 

Konzeptuelle Linse III: Infrastruktureller Populismus als Gegenbewegung und Governance-Risiko 

Ein drittes konzeptuelles Element ist die Analyse von rechten Gegenbewegungen gegen Diversität und 
institutionelle Transformation. Beveridge, Naumann & Rudolph (2024) analysieren das Phänomen des 
„infrastrukturellen Populismus": Wie der Rechtspopulismus urbane Infrastruktursysteme (Energie, Verkehr, 
Wohnen, öffentliche Dienste) instrumentalisiert und dabei ein neues politisches Feld konstruiert, auf dem 
vermeintliche „Eliten-Projekte" (z.B. Vielfaltförderung, Antidiskriminierungsarbeit) gegen „die 
Bevölkerung" mobilisiert werden. 

Für die Governance-Analyse ist dies zentral, weil es erklärt, warum gerade ZGOs, die an migrantischen 
Communitys oder antirassistischer Arbeit arbeiten, unter wachsender polemischer Überwachung stehen. 
Ihre Budgets, Räume und Legitimität werden infrage gestellt – nicht, weil ihre Arbeit ineffektiv ist, sondern 
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weil sie als Bedrohung einer imaginierten homogenen Gemeinschaft ("echte" Berliner, Deutsche) 
wahrgenommen werden. Beveridge et al. (2024) zeigen, dass dieser Populismus keine Randerscheinung ist, 
sondern ein Governance-Risiko, das institutionelle Transformationen aktiv blockiert. 

In Berlin-Mitte zeigt sich dies konkret darin, dass ZGOs berichten, ihre Arbeit werde von rechten Parteien 
und Medien beobachtet und öffentlich delegitimiert. Dies ist nicht bloß eine Diskursfrage, sondern hat 
materiale Folgen: Budget-Anträge werden infrage gestellt, Kooperationen werden verwehrt, Mitarbeitende 
werden angegriffen. Diese „Verdacht-Logik" führt zu Selbstzensur und schränkt die Handlungsfähigkeit 
von Zivilgesellschaft ein (Beverage et al., 2024). 

Empirischer Anker: Diskriminierung in Institutionen als dokumentierte Realität 

Empirische Studien stützen die Analyse dieser strukturellen Defizite und zeigen ihre sektorübergreifende 
Wirkmächtigkeit. Der NaDiRa-Monitoringbericht (2025) verzeichnet, dass 65% der Bevölkerung 
rassistische Diskriminierung in deutschen Behörden als Realität wahrnehmen (Fuchs et al., 2025). 
Spezialstudien belegen, wie die vermeintlich neutrale Praxis der „Gleichbehandlung“ in Jobcentern faktisch 
zur Benachteiligung von EU-Bürger*innen führt, da sie spezifische Barrieren ignoriert (Ratzmann, 2025), 
oder wie bereits in Kitas durch zugangs- und interaktionsbezogene Routinen Ungleichheiten reproduziert 
werden (Bostancı & Wirth, 2025). Damit wird die liberale Idee der „Gleichheit vor dem Gesetz" zu einem 
Instrument der Perpetuierung von Ungleichheit – was Haslanger (2017) als problem der ideologischen 
Verschleierung durch „strukturelle Erklärungen" analysiert hat. Die Analyse des „infrastrukturellen 
Populismus“ nach Beveridge, Naumann & Rudolph (2024) fügt dieser Perspektive eine entscheidende 
dimension hinzu: Rechtspopulistische Akteure instrumentalisieren urbane Infrastruktur- und 
Diversitätspolitiken, um sie als „Elitenprojekte“ zu framen und gegen „die Bevölkerung“ zu mobilisieren. 
Dies stellt ein konkretes Governance-Risiko dar, da es die Arbeit von ZGOs unter polemische Überwachung 
stellt, ihre Legitimität angreift und institutionelle Reformen blockiert. 

Anwendung auf Berlin-Mitte: Institutionelle Blindstellen und Haushaltskrise 

Im Kontext Berlin-Mitte verdichten sich die theoretisch identifizierten Governance-Defizite zu einer 
mehrdimensionalen strukturellen Krise, die die Handlungsfähigkeit der Zivilgesellschaft fundamental 
untergräbt. Die von den ZGOs berichteten Erfahrungen in Ämtern – von respektloser Behandlung im 
Jobcenter oder Sozialamt über sprachliche Barrieren bis hin zu subtilen Praktiken wie unverhältnismäßig 
langen Wartezeiten oder intensiveren Kontrollen für bestimmte Gruppen – fügen sich zu einem Muster 
institutioneller Ausgrenzung zusammen (Arikan et al, 2025). Besonders im sensiblen Bereich der frühen 
Bildung zeigen sich diese Mechanismen, wenn Eltern mit Migrationshintergrund bei der Kitaanmeldung 
mit zusätzlichen Sprachprüfungen oder Nachweispflichten konfrontiert werden, die andere nicht betreffen 
– ein Vorgang, bei dem sich institutioneller Rassismus als scheinbar neutrale pädagogische oder 
administrative Routine tarnt (Bostancı & Wirth, 2025). 

Diese behördlichen Praktiken werden durch eine prekäre Finanzierungsarchitektur verstärkt, die ZGOs in 
eine permanente Abhängigkeit und Unsicherheit zwingt. Die von der Bezirksverwaltung 2025 verhängte 
Haushaltssperre traf auch die Zuwendungen an zivilgesellschaftliche Organisationen (Bezirksamt Mitte, 
2025), während das grundsätzliche System der ein- bis zweijährigen Projektförderung mit ständigen 
Kürzungsrisiken nachhaltiges Arbeiten systematisch verhindert. Die Folgen sind eine strukturell angelegte 
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Handlungsunfähigkeit: permanente Unsicherheit, die Burnout begünstigt (Weiberg & Kleist, 2025); der 
Verlust qualifizierten Personals an stabilere Sektoren; die Unmöglichkeit, Langzeitstrategien oder 
spezialisierte Expertise aufzubauen; und eine fatale Abhängigkeit von Förderlogiken, die die Agenda der 
ZGOs von den Bedürfnissen der Communitys entfremdet (Kim et al, 2025). 

Retroduktive Leitfragen für Governance-Analyse 

Aus dieser Analyse ergeben sich zentrale Leitfragen für die empirische Untersuchung: 

(1) Generative Mechanismen: Welche spezifischen Routinen, Regeln und Kulturen in Berliner Behörden 
produzieren systematisch ungleiche Ergebnisse für verschiedene Gruppen? 

(2) Normalisierung von Ungleichheit: Wie werden diskriminierende Praktiken durch „neutrale" oder 
„neutrale" Sprache und Kategorisierungen unsichtbar gemacht? 

(3) Finanzierungslogiken: Wie wirkt sich die Prekarität von Finanzierung auf die Fähigkeit der 
Zivilgesellschaft aus, strukturelle Kritik zu üben statt bloß Symptome zu reparieren? 

(4) Infrastrukturelle Gegenbewegungen: Wie blockiert rechtspopulistisches Framing institutionelle 
Transformationen und delegitimiert Diversity-Arbeit? 

Fazit: Governance-Transformation als Demokratieprojekt 

Die Analyse institutioneller Barrieren zeigt, dass „neutrale" Verwaltungslogiken oft strukturelle 
Diskriminierung reproduzieren – nicht durch böswillige Absicht, sondern durch Normalisierung von 
Differenz. Eine demokratische Governance erfordert daher institutionelle Reflexivität: die Bereitschaft, 
eigene Routinen, Kulturen und Machtpositionen kritisch zu hinterfragen und marginalisierte Perspektiven 
als epistemisches Korrektiv anzuerkennen. 

Die Zivilgesellschaft fungiert hier als epistemisches Gegenüber, das blinde Flecken sichtbar macht und 
alternative Handlungslogiken entwickelt. Ihre Stärkung – durch nachhaltige Finanzierung (mind. 4–5 Jahre), 
Abbau bürokratischer Hürden, politische Anerkennung und Schutz vor Delegitimierung – ist keine Frage 
von „Goodwill", sondern eine demokratische Notwendigkeit. 

Strukturelle Barrieren abzubauen bedeutet damit zugleich, die demokratische Qualität von Governance zu 
erhöhen: Nicht als technisches „Effizienzproblem", sondern als fundamentale Frage der Macht, 
Zugehörigkeit und kollektiven Selbstbestimmung. In einem Bezirk wie Berlin-Mitte, der durch 
Superdiversität, soziale Ungleichheit und politische Polarisierung geprägt ist, entscheidet diese Frage nicht 
nur über die Lebensqualität marginalisierter Gruppen, sondern über die Zukunftsfähigkeit der lokalen 
Demokratie selbst. 

1.3.4. Zivilgesellschaft als demokratisches Korrektiv und Ort gegenhegemonial er 
Wissensproduktion 
Die vorangegangenen konzeptuellen Linsen zielen darauf ab, die strukturellen Probleme Berlin-Mittes in 
den Bereichen Raum, Identität und Institutionen zu entschlüsseln. Um zu verstehen, warum die Perspektive 
der Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) für diese Analyse eine unverzichtbare empirische und 
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normative Grundlage bildet, bedarf es einer eigenen konzeptuellen Klärung. Das Konzept der 
Zivilgesellschaft als demokratische Infrastruktur und epistemisches Korrektiv dient dieser Studie somit als 
meta-analytische Linse. Es begründet, warum das Erfahrungswissen der ZGOs nicht als bloße „Meinung“, 
sondern als kontextuelles, gegenhegemoniales Wissen (Haraway, 1988) zu verstehen ist, das institutionelle 
Blindstellen ausgleichen und demokratische Prozesse stärken kann. 

Konzeptuelle Linse I: Beleuchtung des „Dunkelfeldes" und zivilgesellschaftliches Korrektiv 

Eine der zentralen Funktionen der Zivilgesellschaft ist es, Fälle und Muster sichtbar zu machen, die nicht 
in offiziellen Statistiken erfasst sind, aber Teil der gesellschaftlichen Realität sind. Offizielle 
Aufzeichnungen – etwa Politisch Motivierte Kriminalität (PMK) oder Rassismusanzeigen bei der Polizei – 
erfassen in der Regel nur Vorfälle, die die juristische Schwelle einer Straftat überschreiten und angezeigt 
werden. Zivilgesellschaftliche Organisationen dokumentieren hingegen auch „niedrigschwellige" 
Diskriminierungsfälle, die unterhalb dieser Schwelle liegen, aber das alltägliche Leben tiefgreifend 
beeinflussen: subtile ablehnende Blicke, spöttische Bemerkungen, strukturelle Ausgrenzung in Schulen, 
unwürdige Behandlung in Behörden, Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt (NARUD e.V., 2024a; 
Bundesverband RIAS, 2024; Berliner Register, 2023). 

Dieser Umstand ermöglicht es der Zivilgesellschaft, als „zivilgesellschaftliches Korrektiv" gegenüber 
offiziellen Daten zu fungieren: Sie liefern ein realistischeres Bild der sozialen Realität und machen 
strukturelle Muster sichtbar, die in aggregierten Statistiken unsichtbar bleiben. Die Registerberichte zeigen, 
dass die Dunkelfeld-Quote beim Rassismus immens ist: Während PMK-Daten eine „kontrollierte" Anzahl 
von Vorfällen suggerieren, dokumentieren Register oft die dreifache oder vierfache Anzahl von Vorfällen 
– ein Befund, der nicht auf „mehr Rassismus", sondern auf die strukturelle Untererfassung durch staatliche 
Institutionen deutet (NARUD e.V., 2024a; Bundesverband RIAS, 2024). 

Dieses Korrektiv ist dabei nicht bloß epistemisch (bessere Informationen), sondern politisch: Es zeigt, dass 
staatliche Institutionen strukturelle Probleme nicht adäquat wahrnehmen oder adressieren, und es eröffnet 
einen Raum für Gegenforderungen und Rechenschaftspflicht (accountability). 

Konzeptuelle Linse II: Community-based Monitoring als gegenhegemoniale Wissensproduktion 

Die Zivilgesellschaft bricht nicht nur Daten-Hierarchien auf, sondern praktiziert einen Ansatz der 
partizipativen Wissensproduktion, der als Community-based Monitoring (CbM) bekannt ist. CbM zielt 
darauf ab, Unterstützungsnetzwerke zu schaffen, die den Bedürfnissen von Personen entsprechen, die 
Rassismus-, Antisemitismus- oder Diskriminierungserfahrungen machen, und stützt sich dabei konsequent 
auf deren Expertise (CLAIM, 2023, 2025a; Chernivsky & Lorenz-Sinai, 2025). 

Dieser Ansatz ist epistemologisch gegen-hegemonial: Er beruht auf der Annahme, dass Betroffene die 
besten Expert*innen ihrer Realität sind und nicht als passive Zielgruppen von Prävention oder „Therapie" 
verstanden werden sollten. Stattdessen werden ihre Erfahrungen, Deutungen und Forderungen als 
Wissensquellen anerkannt und zur Grundlage von Datenerhebung, Advocacy und Strategieentwicklung 
gemacht (Kim et al, 2025). 

Auf diese Weise bildet die Zivilgesellschaft eine „Vertrauensbrücke" und einen „sicheren Raum" (safer 
space) für Fälle, die aus mehreren Gründen nicht an Behörden oder Polizei gemeldet werden: aus 
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Misstrauen gegenüber offiziellen Institutionen, aus Angst vor sekundärer Viktimisierung, aus Erfahrungen 
institutioneller Rassismen, aus Dokumentationsfurcht (etwa bei undokumentierten Personen) (Chernivsky 
& Lorenz-Sinai, 2025). Diese Funktion ist nicht marginal – sie ist zentral für das Vertrauen in Gesellschaft 
und für die Möglichkeit, dass marginalisierte Menschen sich als Teil der Gesellschaft verstehen können. 

Haraway (1988) beschreibt das Konzept des "situated knowledge". Die Wissen, das aus einer spezifischen 
Positioniertheit entsteht und dadurch eine größere Stärke aufweist als vermeintlich "neutrales" oder 
"objektives" Wissen. ZGOs produzieren so epistemische Gegenmacht: Sie setzen gegen die Deutungshoheit 
von Behörden, Medien und wissenschaftlichen Eliten Wissen aus der Perspektive der Betroffenen ein. 
Dieses Wissen macht strukturelle Machtungleichheiten sichtbar und stützt Forderungen nach 
Transformation. 

Konzeptuelle Linse III: Zivilcourage und lokale demokratische Kultur 

Die Bedeutung der Zivilgesellschaft ist nicht auf die Registrierung und Analyse von Daten beschränkt; sie 
umfasst auch die Stärkung von Solidarität und demokratischer Resilienz auf lokaler Ebene. Strukturen wie 
das Berliner Registerund spezialisierte Netzwerke zielen darauf ab, auf Quartiersebene Bewusstsein zu 
schaffen und Einzelpersonen zu ermutigen, angesichts von Diskriminierung und Unrecht nicht zu 
schweigen und einzugreifen, also Zivilcourage zu praktizieren (NARUD e.V., 2021; Register Berlin, 2023: 
5). Wie im Berliner Register dargelegt, dient dies auch der Stärkung lokaler Bündnisse gegen Rassismus 
und Diskriminierung (Berliner Register, 2023, S. 5). 

Diese kollektive Aktion wird in der Literatur als das wirksamste Instrument zur Transformation 
struktureller Ungleichheiten verstanden, nicht weil Einzelpersonen „bessere Menschen" sind, sondern weil 
kollektives Handeln die relationale Natur von Macht aufbricht: Strukturelle Ungleichheiten können von 
Einzelnen allein nicht geändert werden, aber durch kollektives Handeln entsteht eine Gegenmacht, die 
Institutionen zur Reflexion zwingt und alternative Praktiken ermöglicht (Bosch Stiftung, 2025; Karner et 
al., 2024). 

Zivilgesellschaft schafft damit nicht nur Schutzräume für Marginalisierte, sondern auch 
Ermöglichungsräume für demokratisches Handeln insgesamt: Sie fungiert als notwendiges Gegengewicht 
in Zeiten, in denen der demokratische Raum unter Druck gerät, denn 'Demokratie basiert auf einer aktiven 
und aufgeklärten Zivilgesellschaft, die für sich und die Gesellschaft Verantwortung übernimmt' (Greuel et 
al., 2025, S. 17). Gleichzeitig zeigt sie, dass Veränderung möglich ist und mobilisiert Menschen zu 
gemeinsamer Gegenwehr. In Kontexten von Polarisierung und Misstrauen ist diese Rolle zentral für den 
Erhalt der sozialen Kohäsion, nicht als „Harmonie", sondern als konfliktfähige Zusammengehörigkeit, die 
strukturelle Unterschiede nicht ignoriert, sondern verhandelt. 

Konzeptuelle Linse IV: Kontrollfunktion und Rechenschaftspflicht des Staates 

Zivilgesellschaftliche Organisationen üben eine Kontrollfunktion aus, indem sie dem Staat und den 
Entscheidungsträgern mittels der gewonnenen Daten, Analysen und Betroffenenberichte konkrete 
Handlungsempfehlungen vorlegen und öffentliche sowie politische Aufmerksamkeit auf Versäumnisse 
lenken. Sie bilden eine Druckgruppe, um sicherzustellen, dass der Staat seiner Fürsorgepflicht (duty of care) 
zum Schutz von rassifizierten und diskriminierten Personen nachkommt (Bundesverband RIAS, 2024). 
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Netzwerke wie CLAIM (zum antimuslimischen Rassismus) und RIAS (zu Antisemitismus) beheben dabei 
die Zersplitterung der Zivilgesellschaft und schaffen eine breit aufgestellte Allianz sowie eine gemeinsame 
Stimme gegenüber Staat und Öffentlichkeit. Diese Koordination ist politisch bedeutsam: Sie macht die 
Forderungen von marginalisierten Gruppen als gesamtgesellschaftliches Anliegen sichtbar und erhöht die 
Wahrscheinlichkeit von institutionellen Veränderungen. 

Empirischer Anker: Die Rolle von ZGOs in Deutschland und Berlin-Mitte 

Der NaDiRa-Monitoringbericht (DeZIM, 2023) und die begleitenden Studien zeigen die zentrale Rolle von 
ZGOs in der Rassismusbekämpfung und Demokratiesicherung: 

Dunkelfeld-Effekt: Register und Monitoring-Organisationen dokumentieren systematisch mehr Vorfälle 
als offizielle Statistiken erfassen. Dies hat nicht zu „mehr Rassismus" geführt, sondern zu einer 
realistischeren Wahrnehmung des Problems in Wissenschaft, Politik und Öffentlichkeit (Fuchs et al., 2025; 
Kim, 2025, DeZIM, 2023). 

Betroffenenbeteiligung: Studien zeigen, dass CbM-Ansätze zu höherer Vertrauenswürdigkeit und besserer 
Erreichbarkeit marginalierter Gruppen führen, als es top-down-Forschung oder Behördenarbeit allein 
können (CLAIM, 2023; Chernivsky & Lorenz-Sinai, 2025, Kim et al, 2025). 

Zivilgesellschaftliches Engagement: Über 30% der deutschen Bevölkerung berichten von persönlichem 
Engagement gegen Rassismus und Diskriminierung – ein Befund, der die Kapazität für Gegenmacht in der 
Gesellschaft anzeigt (Robert Bosch Stiftung, 2025, Kim et al, 2025). 

Für Berlin-Mitte ist die Rolle von ZGOs besonders evident: Das Berliner Register (NARUD e.V.), 
spezialisierte Netzwerke wie CLAIM, diverse Beratungs- und Empowerment-Organisationen führen 
kontinuierlich lokales Monitoring durch, schaffen Beratungs- und Unterstützungsangebote und bauen 
Gegenmacht gegen strukturelle Ausschlüsse auf. 

Anwendung auf Berlin-Mitte: Zivilgesellschaft als „Bindemittel" unter Druck 

Die Bosch Stiftung (2025) spricht von Zivilgesellschaft als „Bindemittel", das ein Zerreißen des sozialen 
Gefüges an Stellen verhindert, wo „Fäden der Ungleichheit" zu eng werden. Diese Metapher ist nicht 
metaphorisch: Sie beschreibt eine materiale Praxis. Räume wie das Berliner Register, CLAIM, 
Beratungsstellen und Empowerment-Initiativen schaffen buchstäblich Orte, an denen Menschen sich 
wiedererkennen, Erfahrungen teilen und kollektiv handeln können – inmitten von Isolation, Furcht und 
institutioneller Ausschließung (NARUD e.V., 2024a; Bosch Stiftung, 2025). 

Diese Räume sind zugleich Laboratorien für andere Praktiken: Sie erproben flache Hierarchien, 
transparente Entscheidungen, mehrsprachige Kommunikation, intersektionale Solidarität – also Formen 
von Demokratie, die über liberale Verfahren hinausgehen. Sie sind damit nicht nur „Reparaturwerkstätten" 
für marginalisierte Menschen, sondern Modellräume für andere Formen des Zusammenlebens (Kim et al, 
2025; Ehmke & Ciravegna, 2025). 

Allerdings steht diese demokratiestabilisierende Rolle der Zivilgesellschaft in Berlin‑Mitte unter 
strukturellem Druck, der ihre Kontinuität und Gegenmachtfähigkeit begrenzt (vgl. ausführlich 1.3.3). 
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Gleichzeitig zeigt die Evaluation des Bundesprogramms Demokratie leben!, dass zentrale 
Programmbegriffe (insbesondere im Feld „Extremismusprävention“) in Praxis und Fachdebatte kritisch 
umkämpft sind und in der Umsetzung teils Stigmatisierungs- und Legitimationsprobleme erzeugen können 
(z.B. wenn Projekte in eine Nähe zu Sicherheitsbehörden gerückt werden, was Vernetzung und Transfer 
erschwert). Aus dieser Perspektive ist Prekarität nicht nur ein Ressourcenproblem, sondern Teil einer 
governance‑bezogenen Konstellation, in der zivilgesellschaftliche Arbeit zugleich erwartet, 
instrumentalisiert und in ihrer Kritikfähigkeit begrenzt wird. 

Retroduktive Leitfragen für Zivilgesellschaftsanalyse 

Aus der kombinierten Linse ergeben sich vier retroduktive Leitfragen, die den empirischen Ergebnisteil 
strukturieren: 

(1) Spezifische Kapazitäten: Welche Wissensformen und Handlungsfähigkeiten bringen ZGOs ein, die 
staatliche Institutionen nicht haben? Wie unterscheidet sich ihre Erkenntnisweise? 

(2) Strukturelle Grenzen: Unter welchen Bedingungen wird Zivilgesellschaft zur Co-Verwaltung von 
Marginalität, statt strukturelle Transformation zu ermöglichen? Wie wirken Finanzierungslogiken und 
politische Delegitimierung auf ihre Handlungsfähigkeit? 

(3) Allianzen und Netzwerkeffekte: Wie können ZGOs in Mitte untereinander und mit anderen sozialen 
Bewegungen (Mieterbewegungen, Bildungsinitiativen, Antifaschismus) Synergien schaffen, um 
gegenhegemoniale Kraft zu erhöhen? 

(4) Institutionelle Transformation: Welche institutionellen Veränderungen wären notwendig, um ZGOs 
nicht nur zu finanzieren, sondern ihre epistemische und politische Unabhängigkeit zu schützen? 

Fazit: Zivilgesellschaft als Träger gegenhegemonial er Praxis und demokratischer Zukunft 

Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte ist nicht bloß Dienstleister, sondern Träger von Gegenmacht und 
gegenhegemonial er Wissensproduktion: Sie beleuchtet das Dunkelfeld, praktiziert partizipative 
Wissensproduktion, mobilisiert Zivilcourage und übt Kontrollfunktion gegenüber dem Staat aus. Diese 
Funktionen sind unverzichtbar für Demokratie – insbesondere dort, wo marginalisierte Menschen formal 
ausgeschlossen oder strukturell benachteiligt sind. 

Ihre Stärkung erfordert strukturelle Transformation, nicht bloß Ressourcenallokation (s. ausführlich 1.3.3): 
langfristige finanzielle Unabhängigkeit (mind. 4–5 Jahre), epistemische Anerkennung (Wissen von ZGOs 
als partizipativ produziert und demokratisch legitimiert), Resonanzräume in Institutionen (Audits, 
Betroffenenbeteiligung, Implementierung von Empfehlungen) und affektive Unterstützung (Anerkennung 
der emotionalen und physischen Belastung dieser Arbeit). 

Die Zivilgesellschaft in Mitte ist damit nicht Begleiterscheinung von Demokratie, sondern ihre notwendige 
Existenzbedingung. Ihre Transformation zu einer widerständigen, gegenhegemonial en Kraft – nicht nur 
als Verwalterin von Marginalität – ist zentral für die demokratische Zukunft des Bezirks.Die 
Zivilgesellschaft in Mitte ist damit nicht Begleiterscheinung von Demokratie, sondern ihre notwendige 
Existenzbedingung. Ihre Transformation zu einer widerständigen, gegenhegemonial en Kraft – und nicht 
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nur Verwalterin von Marginalität – ist eine zentrale Aufgabe für die Zukunft des Bezirks und der Stadt 
Berlin insgesamt. 

1.3.5. Synthese: Verwobenheit der analytischen Achsen und ihre Dynamiken in Berlin-Mitte 
Die vorangegangenen Kapitel haben vier analytische Achsen entfaltet: das Recht auf die Stadt (1.3.1), 
Rassismus und Intersektionalität (1.3.2), institutionellen Rassismus und Governance-Defizite (1.3.3) sowie 
Zivilgesellschaft als Gegenmacht (1.3.4). Diese Achsen sind nicht isoliert, sondern tiefgreifend verwoben: 
Sie bilden ein System von Ungleichheits- und Machtmechanismen, das in Berlin-Mitte konkrete Formen 
annimmt und auf das ZGOs, marginalisierte Bevölkerungsgruppen und die lokale Gesellschaft reagieren 
und Widerstand leisten. 

Diese Achsen sind analytisch trennbar, in der sozialen Realität Berlin-Mittes jedoch eng verflochten. Ihre 
Verschränkung lässt sich am besten durch das Konzept der Intersektionalität verstehen, das hier nicht nur 
als Analysetool für individuelle Diskriminierung, sondern als Meta-Konzept für strukturelle 
Verflechtungen fungiert: Klasse (Achse 1: räumliche Ungleichheit und ökonomische Vulnerabilität), 
kulturell-rassistische Zuschreibungen (Achse 2: Othering, Kulturalisierung, Polarisierung) und 
institutionelle Macht (Achse 3: governance-bezogene Exklusionen) wirken nicht getrennt, sondern 
konstitutiv aufeinander bezogen (Collins, 2019; Bosch Stiftung, 2025; Ehmke & Ciravegna, 2025). 

Die Verwobenheit der Achsen: Ein Modell struktureller Verflechtung 

Die methodologische Grundlage dieser Studie (kritischer Realismus und Retroduktion) verlangt, von 
empirisch beobachtbaren Mustern (den „Demi-Regularitäten" in den Umfragedaten der ZGOs) auf die 
zugrunde liegenden generativen Mechanismen zu schließen, die diese Muster hervorbringen (Bhaskar, 
1975; Danermark et al., 2002). Die drei analytischen Achsen repräsentieren genau diese Mechanismen: 

Achse 1 (Recht auf die Stadt): Der Mechanismus der Kommodifizierung des urbanen Raumes (die 
Transformation von Wohnraum, öffentlichen Gütern und städtischer Infrastruktur in handelbare Waren) 
erzeugt systematisch Verdrängung, räumliche Polarisierung und ökonomische Vulnerabilität. Diese 
Prozesse sind nicht „natürlich" oder „unvermeidbar", sondern Ergebnis politischer Entscheidungen, 
Eigentumsstrukturen und kapitalistischer Logiken (Lefebvre, 2016; vgl. Kuge & Anders, 2025). 

Achse 2 (Rassismus, Diskriminierung, Intersektionalität): Der Mechanismus des Othering und der 
kulturellen Hierarchisierung (die diskursive und praktische Konstruktion von Gruppen als „anders", 
„problematisch" oder „nicht-zugehörig") legitimiert soziale Distanz, Ressourcenkonkurrenz und 
institutionelle Ausschlüsse. Dieser Mechanismus ist historisch tief verankert (koloniale Kontinuitäten, 
postmigrantische Konflikte) und wird durch mediale, politische und alltagspraktische Diskurse 
kontinuierlich reproduziert (Balibar, 1989; Mbembe, 2013; Hall, 1994). 

Achse 3 (Institutionelle Barrieren): Der Mechanismus der Normalisierung institutioneller Diskriminierung 
(die Einbettung ungleicher Ergebnisse in formale Regeln, informelle Praktiken und organisationale 
Kulturen) führt dazu, dass Institutionen, die eigentlich Lösungen bieten sollten, selbst als Teil des Problems 
erfahren werden. Diese Routinen sind nicht individuell intendiert, sondern strukturell sedimentiert und 
werden durch epistemische Kämpfe (Leugnung, Individualisierung, Kulturalisierung) gegen Kritik 
immunisiert (DeZIM, 2023; Celikates, 2025). 
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Achse 4 (Zivilgesellschaft): Die Funktion der Zivilgesellschaft als Korrektiv, Frühwarnsystem und 
gegenhegemonial e Kraft entsteht als Reaktion auf die ersten drei Mechanismen. ZGOs machen 
Dunkelfelder sichtbar, praktizieren partizipative Wissensproduktion, mobilisieren Gegenmacht und üben 
Druck auf Institutionen aus. Sie sind damit nicht nur „Beobachter" der Polarisierung, sondern Akteure ihrer 
Bearbeitung; allerdings selbst unter Druck durch prekäre Finanzierung, politische Delegitimierung und 
epistemische Gewalt. 

In der sozialen Realität Berlin-Mittes wirken diese Mechanismen nicht additiv, sondern synergetisch. Der 
ökonomische Druck der Verdrängung (Achse 1) wird durch rassistische Zuschreibungen (Achse 2) 
kulturalisiert und dadurch legitimiert, während institutionelle Routinen (Achse 3) diesen kombinierten 
Ausschluss administrieren und verfestigen. Die Zivilgesellschaft (Achse 4) steht im Zentrum dieses 
Kraftfelds: Ihr Erfahrungswissen dokumentiert genau diese Verwobenheit, und ihre Handlungsfähigkeit 
wird zugleich durch sie eingeschränkt. Die folgende empirische Analyse wird diese dynamischen 
Verflechtungen an den konkreten Befunden der ZGO-Umfrage in Berlin-Mitte nachzeichnen. 

Intersektionale Verdichtung: Berlin-Mitte als lokales Labor 

In Berlin-Mitte verdichten sich diese Mechanismen in besonderer Weise. Der Bezirk ist durch 
Superdiversität (Vertovec, 2007), hohe sozioökonomische Ungleichheit (höchstes Armutsrisiko Berlins), 
zentrale Lage (Brennpunkt für Demonstrationen, Konflikte, Sichtbarkeit) und institutionelle Dichte 
(Behörden, NGOs, politische Gremien) geprägt. Diese Konstellation macht Mitte zu einem Ort, an dem 
sich gesamtgesellschaftliche Dynamiken konzentriert und sichtbar manifestieren – nicht als 
Forschungsobjekt, sondern als sozialer Raum, in dem strukturelle Widersprüche mit besonderer Schärfe 
erlebt werden. 

Aufbau der empirischen Analyse: Vom Kontext zur Erfahrung zur Gegenwehr 

Die folgenden Kapitel entfalten die empirische Analyse in drei aufeinander aufbauenden Schritten: 

Kapitel 2: Kontextualisierung und statistische Grundlagen 

Dieses Kapitel zeichnet ein differenziertes Bild von Berlin-Mitte anhand statistischer und demografischer 
Daten. Es fragt: Wer lebt in Mitte? Welche Ungleichheitsstrukturen sind nachweisbar (Armut, 
Arbeitslosigkeit, Wohnungssituation, demografische Diversität)? Welche Muster zeigen sich in räumlicher, 
ökonomischer und sozialer Hinsicht? Diese Grundlagen sind zentral, um später die 
Problemwahrnehmungen der ZGOs nicht als isolierte „Meinungen", sondern als situated knowledge zu 
verstehen – als Wissen, das aus spezifischen strukturellen Positionen entsteht. 

Kapitel 3: Dokumentierte Diskriminierungserfahrungen 

Dieses Kapitel synthetisiert Daten aus zivilgesellschaftlichen Registerberichten, Monitoringstudien und 
Antidiskriminierungsberichten (DeZIM, CLAIM, Berliner Register, RIAS, ADS). Es fragt: Welche Formen 
von Diskriminierung und Rassismus sind in Mitte dokumentiert? Wie haben sich diese Muster entwickelt? 
Welche Gruppen sind besonders betroffen? Diese Daten bilden die zweite Evidenzbasis: Sie zeigen nicht 
nur, was ZGOs berichten, sondern was unabhängige Monitoring- und Forschungsorganisationen 
systematisch erfasst haben. 
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Kapitel 4: Erfahrungen und Problemwahrnehmungen der ZGOs 

Dieses Kapitel analysiert unsere primäre Datenquelle: die Umfrage unter ZGOs in Berlin-Mitte. Es fragt: 
Wie deuten die Organisationen ihre lokale Realität? Welche Problemlagen werden als zentral benannt? 
Welche Muster zeigen sich in den Antworten? Wie unterscheiden sich Wahrnehmungen zwischen 
verschiedenen Organisationstypen? Diese Analysen verbinden die konzeptuelle Grammatik aus 1.3 mit den 
empirischen Befunden und ermöglichen eine retroduktive Interpretation: Welche strukturellen 
Mechanismen lassen diese Erfahrungen plausibel erscheinen? 

Fazit: Konzeptuelle Rahmung als Interpretationshilfe 

Die vier hier entfalteten analytischen Achsen – urbane Transformation, soziopolitische Polarisierung, 
institutionelle Barrieren und zivilgesellschaftliche Gegenwehr – bilden die konzeptuelle Grammatik, mit 
der die empirische Komplexität Berlin-Mittes gelesen wird. Sie sind nicht als strikte Kategorien, sondern 
als heuristische Linsen zu verstehen, die es ermöglichen, die Vielfalt der von ZGOs berichteten 
Problemwahrnehmungen in ein strukturelles Verständnis zu übersetzen. Diese Lektüre verlangt, dass wir 
nicht nur Phänomene beschreiben (z.B. „es gibt Wohnungsnot"), sondern nach den generativen 
Mechanismen fragen, die diese Phänomene hervorbringen und stabilisieren (z.B. Kommodifizierung des 
Raumes, Kapitalverwertungslogiken, spekulative Eigentumsstrukturen). 

Die folgenden Kapitel konkretisieren diese konzeptuelle Rahmung durch empirische Evidenz. Kapitel 2 
zeichnet ein differenziertes Bild von Berlin-Mitte selbst: Wer lebt dort, unter welchen Bedingungen, welche 
statistischen Indikatoren zeigen Ungleichheiten an? Diese Kontextualisierung ist das Fundament aller 
weiteren Analysen. Kapitel 3 synthetisiert dann die dokumentierten Effekte dieser strukturellen 
Bedingungen – die von zivilgesellschaftlichen Registern, Monitoringorganisationen und 
Antidiskriminierungsstellen erfassten Diskriminierungs- und Rassismuspraktiken. Erst Kapitel 4 analysiert 
schließlich die Selbstwahrnehmungen der ZGOs selbst, ihre Deutungen lokaler Problemlagen und ihre 
Versuche der Gegenwehr. Diese dreistufige Struktur (Kontext → dokumentierte Effekte → Selbstaussagen) 
ermöglicht eine trialektische Interpretation, die weder bei Statistik stehen bleibt noch Selbstaussagen ohne 
Kontextualisierung behandelt.  
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2. Geografischer Kontext und sozio-politische Analyse der räumlichen 
Polarisierung im Bezirk Mitte 

Dieses Dokument bietet eine umfassende Analyse des geografischen Kontexts und der sozio-politischen 
Struktur im Bezirk Berlin-Mitte, mit Fokus auf die vier Prognoseräume Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen 
und Wedding.  

Es enthält demografische Grundlagen mit einer detaillierten Beschreibung der Bevölkerungsentwicklung, 
Geschlechterverteilung, Altersstrukturen und Zuwanderungsmuster in den vier Prognoseräumen sowie 
Prognosen bis 2040 in Form von Vergleichstabellen und Zusammenfassungen zu Wachstumsunterschieden 
und Strukturmerkmalen. 

Es folgt die sozioökonomische Struktur mit einer Gegenüberstellung von Indikatoren wie Arbeitslosigkeit, 
Armutsquoten, Alleinerziehenden und Gesundheitsindizes für die Prognoseräume. Der Fokus liegt auf 
aggregierten Daten aus Sozialberichten, die wirtschaftliche Profile und Vulnerabilitäten beleuchten. 

Wohnsituation und Haushaltstypen ermöglichen Einblicke in Mietpreise, Belegungsdichten auf 
Bezirksebene und Verteilungen von Haushaltstypen wie Einpersonenhaushalten oder Familien auf Ebene 
der Prognoseräume als Vergleich für vulnerable Gruppen und Wohnungsmarktdynamiken. 

Das Wahlverhaltens des Bezirkes bei den Bundestagswahlen 2021/2025 bildet den Hintergrund für eine 
Analyse von Partizipation als bürgerschaftlichen Engagements und Beteiligungsleitlinien in den 
Prognoseräumen.  

Prognoseräume im Bezirk Mitte 

Der Bezirk Mitte ist in die vier Prognoseräume (Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen und Wedding sowie 
zehn Bezirksregionen unterteilt (Parkviertel, Osloer Straße, Wedding Zentrum, Brunnenstraße Nord, 
Brunnenstraße Süd, Moabit West, Moabit Ost, Tiergarten Süd, Regierungsviertel und Alexanderplatz). 
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Abbildung 1: Prognoseräume im Bezirk Mitte 

 

Quelle: Internetauftritt des Bezirkamtes Mitte, https://www.berlin.de/ba-mitte/politik-und-verwaltung/service-und-
organisationseinheiten/sozialraumorientierte-planungskoordination/stadtteilarbeit/artikel.105798.php 

Im Verlaufe dieser Analyse wurden Daten auf der Ebene von Planungsräumen oder Bezirksregionen auf 
der Ebene der Prognoseräume aggregiert. 

2.1. Bevölkerung & Demographische Entwicklung 
Dieses Kapitel legt die demografischen Fundamente für die Analyse der vier Prognoseräume in Berlin-
Mitte dar. 

Als Datengrundlage für dieses Kapitel dient die Einwohnerregisterstatistik des Amts für Statistik Berlin-
Brandenburg vom 30.06.2025. Für den Abgleich der Entwicklung der letzten Jahre und der Prognose für 
zukünftige Jahre wurden die Veröffentlichungen des Bezirksamts Mitte eines abgestimmten Datenpool 
der Senatsverwaltung Berlin - PRISMA, Bevölkerungsprognose, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Bauen und Wohnen (Stand: 2022) herangezogen. 

Aus den Daten der Einwohnerregisterstatistik ergibt sich für den Bezirk Mitte eine Einwohnerzahl von 
397.402 Personen zum 30.06.2025. Über einen Zeitraum von 5 Jahren ist die Einwohnerzahl um 11.256 
Personen gewachsen, das entspricht einer Zunahme von 2,9% (von 385.748 / 31.12.2019 auf 397.004 / 
31.12.2024). 

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Bevölkerung und demografische Entwicklung in den vier 
Prognoseräumen Zentrum, Moabit, Wedding und Gesundbrunnen und beleuchtet Bevölkerungsgröße und 
Geschlechterverteilung, Altersstrukturen und Zuwanderungserfahrung. Für die Berechnung wurden aus der 
Einwohnerregisterstatistik die Daten der Tabelle 2 (Bevölkerungsgröße und Altersstruktur) bzw. Tabelle 
1a (Zuwanderungserfahrung) für die jeweiligen Prognoseräume Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen und 
Wedding aufaddiert. 
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Tabelle 2-a: Demographische Grundlagen 
  Zentrum  Moabit Gesund-

brunnen  
Wedding  Mitte  

Bevölkerungsgröße           
Einwohner 2025 124.970 90.514 78.879 103.039 397.403 
Davon weiblich  49,0% 47,9% 48,4% 48,2% 48,4% 
Davon männlich 51,0% 52,1% 51,6% 51,8% 51,6% 
Altersstruktur           
Unter 18 Jahre 14,0% 13,6% 18,0% 14,1% 14,7% 
Von 18 – 65 Jahre 72,8% 72,9% 70,0% 72,4% 72,2% 
Über 65 Jahre 13,3% 13,5% 12,0% 13,5% 13,1% 
Zuwanderungserfahrung           
Deutsche ohne 
Migrationshintergrund 46,2% 43,3% 33,2% 38,8% 41,0% 
Deutsche mit 
Migrationshintergrund 18,7% 21,2% 27,8% 22,1% 22,0% 
Ausländer 35,1% 35,5% 39,0% 39,1% 37,0% 

Quelle: Einwohnerregisterstatistik 30.06.2025 unter Aufaddierung der Einzelwerte 

Aus den Daten geht hervor, dass sich das Wachstum unterschiedlich auf die vier Prognoseräume des 
Bezirks verteilt. 
• Zentrum größter Bezirk (124.970), Gesundbrunnen kleinster Bezirk (78.879) 
• Weibliche Bevölkerung eher Zentrum (49%), männliche Bevölkerung eher Moabit (52,1%) 
• Gesundbrunnen mit Abstand am meisten 18 und weniger (18%) 
• Moabit die meisten Ü65+ (13,5%), Gesundbrunnen die wenigsten (12%) 
• Gesundbrunnen am wenigsten Deutsche ohne Migrationshintergrund (33,2%), Zentrum am meisten 

Deutsche ohne Migrationshintergrund (46,2%); entsprechend umgekehrt die Verteilung der meisten 
Deutschen mit Migrationshintergrund in Gesundbrunnen (27,8%), am wenigsten im Zentrum (18,7%) 

• Ausländer am meisten in Wedding (39.1%), am wenigsten im Zentrum (35,1%) 
Das Bezirksamt Mitte veröffentlicht regelhaft demografische und sozioökonomische Daten aus Berichten, 
unter anderem die Bevölkerungsentwicklung und Prognose für den Bezirk Mitte. Die Daten für die 
vergangene Entwicklung wurden der Einwohnerregisterstatistik, die Prognosedaten 2021-2040 entstammen 
einem abgestimmten Datenpool der Senatsverwaltung Berlin - PRISMA, Bevölkerungsprognose, 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (Stand: 2022). 

Tabelle 2-b: Bevölkerungsentwicklung und -prognose 
  Zentrum Moabit Gesundbrunnen Wedding 
Bevölkerung 
2010 

91.634 75.319 68.452 91.245 

Bevölkerung 
2020 

103.952 
(13,4%) 

100.271 
(33,1%) 

77.339 (13,0%) 101.798 
(11,6%) 

Prognose 2030 130.296 
(25,3%) 

90.049 
(-10,2%) 

78.942 (2,1%) 102.795 
(1,0%) 

Prognose 2040 133.386 
(24%) 

91.263 
(1,3%) 

80.086 (1,4%) 103.909 
(1,1%) 

Quelle: PRISMA Bevölkerungsprognose der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 
(Stand: 2022). 
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Für Zentrum wird insgesamt das stärkste Wachstum prognostiziert (24% bis 2040), welches sich im 
Vergleich zum Wachstum 2010-2020 (13,4%) auf ein Niveau von 24-25% verstärkt. 
Moabit ist 2010-2020 am stärksten gewachsen (33,1%), welches in der Prognose bis 2030 rückläufig ist (-
10,2%) und dann auf ein moderates Wachstum von 1,3% übergeht. 
Gesundbrunnen und Wedding haben 2010-2020 ähnliche Wachstumsraten gehabt (13,0% bzw. 11,6%), 
welches sich in der Prognose bis 2040 lediglich im Bereich von wenigen Prozentpunkten fortsetzen wird 
(1-2%). 

2.1.1.Sozioökonomische Struktur 
Dieses Kapitel beschreibt die sozioökonomischen Eigenschaften anhand ausgewählter Kriterien für ein 
tieferes Verständnis der vier Prognoseräume in Berlin-Mitte. 
Der Bericht „Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm 2025“ des Jobcenters Berlin Mitte vom 5. März 
2025 enthält allgemeine Informationen für die Erwerbstätigkeit im Bezirk Mitte. Bei einer 
Wohnbevölkerung von 388.910 Personen im Bericht gibt es 288.844 (74,3%) Erwerbsfähige im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren. Im Jobcenter sind 62.237 Regelleistungsberechtigteregistriert (21,5%). Laut 
Bericht wird ein Anstieg des Kundenpotenzial (Arbeitslosigkeit) in Höhe von 0,6% erwartet. 
Der Bericht Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2023 der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen enthalt Status und Dynamik für die räumliche Verteilung von 
Arbeitslosigkeit und Kinderarmut innerhalb des Bezirks Mitte vom Stand 2022.  
Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die soziale und wirtschaftliche Situation in den vier 
Prognoseräumen. Für die Berechnung wurden der Mittelwert der folgenden Status-Indikatoren der 542 
Planungsräume auf der Ebene der Prognoseräume Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen und Wedding gebildet 
und gegenübergestellt. 

• Arbeitslosigkeit (zS1): z-Wert Arbeitslose (SGB II) 2022 entspricht dem Anteil der erwerbsfähigen 
Bevölkerung, die registriert sind und auch SGB-II-Leistungen erhalten (Bürgergeld/Hartz IV) 

• Alleinerziehende (zS2): z-Wert Kinder und Jugendliche in alleinerziehenden Haushalten 2022 als Maß 
für die Haushaltsstruktur als Vulnerabilitätsfaktor 

• Altersarmut (zS3): Anteil der Transferbezieher (SGB II und XII) 2022 über 65 Jahren als Maß Anteil 
der über 65-Jährigen mit Bezug von Bürgergeld / Grundsicherung für Arbeitsfähige oder 
Grundsicherung für Nicht-Erwerbstätige  

• Kinderarmut (zS4): Transferbezieher (SGB II) unter 15 Jahre 2022 als Annäherung an 
Einkommensarmut in Kinderhaushalten 
 

Tabelle 2-c: Soziale und wirtschaftliche Situation 
  Zentrum Moabit Gesundbrunnen Wedding 
Arbeitslosigkeit 
(zS1) 

Gering (-
0,78) 

Mittel (0,14) Sehr hoch (1,65) Hoch 
(1,06) 

Alleinerziehende 
(zS2) 

Gering (-
0,44) 

Gering (-0,32) Mittel (-0,09) Mittel 
(0,14) 

Altersarmut (zS3) Gering (-
0,56) 

Hoch (0,54) Sehr hoch (2,02) Hoch 
(1,25) 

Kinderarmut (zS4) Gering (-
0,52) 

Hoch (0,42) Sehr hoch (1,98) Sehr hoch 
(1,50) 

Quelle: Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2023 (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und 
Wohnen) 

Der Vergleich zeigt Unterschiede im sozialen und wirtschaftlichen Profil der vier Prognoseräume: 
• Die Einwohner im Zentrum haben für alle Indikatoren das günstigste sozioökonomische Profil  
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• Es folgt Moabit mit einer mittelhohen Arbeitslosigkeit und hohen Anteilen von Alters- und 
Kinderarmut 

• Wedding hat noch höhere Anteile von Arbeitslosigkeit und Kinderarmut 
• Gesundbrunnen hat im Vergleich die höchste Arbeitslosigkeit und sehr hohe Anteil von Alters- und 

Kinderarmut  
Der Anteil von Alleinerziehenden als Vulnerabilitätsindex war insgesamt im Mittelfeld im Berliner 
Vergleich, in Wedding und Gesundbrunnen leicht höher ausgeprägt als in Zentrum und Moabit. Hinweis: 
Der Anteil von Alleinerziehenden wird ebenfalls im Kapitel „Wohnen und Haushalte“ aufgeführt. Die 
Darstellung in diesem Kapitel erfolgt im Kontext der vier zentralen, sozialökonomischen Indizes des 
Berichtes. 

Der Gesundheits- und Sozialstrukturatlas 2022 hat zum Ziel, regionale Unterschiede der 
gesundheitlichen und sozialen Lage in den Teilräumen der Stadt sichtbar zu machen, die Entwicklungen 
über die Zeit zu beobachten und von Benachteiligung betroffene Teilräume der Stadt zu identifizieren. 
Die Datengrundlage bilden ein Set von 20 Indikatoren, die auf den aktuell verfügbaren Daten der amtlichen 
Statistik basieren. Mit einer Hauptkomponentenanalyse werden Subindizes zu den Themen „Erwerbsleben“, 
„soziale Lage“ und „Gesundheit“ gebildet. 
Auf dieser Basis wird der dimensionsübergreifende Gesundheits- und Sozialindex (GESIx) berechnet, der 
die Verteilung sozialer und gesundheitlicher Belastungen in Berlin anzeigt. Niedrige Werte im Index deuten 
auf eine hohe Belastung in einem der drei Bereiche hin. 
Die Kategorisierung der erfolgt durch Gleichverteilung der Räume, auf Ebene der Planungsräume 7 
Schichten, je höher die Schicht ist (oberster Wert 7), desto höher ist die Belastung in diesem Planungsraum. 
 
Tabelle 2-d: Gesundheitliche und soziale Lage 

  Zentrum Moabit Gesundbrunn
en 

Wedding 

Mittlerer Gesundheits- und 
Sozialindex 2022 0,65 

(hoch) -0,74 (niedrig) 
-1,49 (sehr 
niedrig) 

-1,29 (sehr 
niedrig) 

Spannbreite Einzelwerte -1,56 bis 
1,58 -2,37 bis 0,5 -2,01 bis -0,89 -2,13 bis -0,85 

Mittlere Schicht 2022 2,6 
(günstig) 

5,5 (eher 
ungünstig) 

6,8 
(ungünstig) 

6,5 
(ungünstig) 

Spannbreite Einzelwerte 1 bis 7 
(breit) 3 bis 7 (breit) 

6 bis 7 
(schmal) 

6 bis 7 
(schmal) 

Quelle: PRISMA Bevölkerungsprognose der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen (Stand: 
2022). 

Zentrum zeigt sich im Vergleich mit dem höchsten mittleren Gesundheits- und Sozialindex (0,65) und 
einer günstigen mittleren Schicht (2,6) bei großer Spannbreite der Einzelwerte (von 1 bis 7). 
Es folgt Moabit mit einem eher niedrigen mittleren Gesundheits- und Sozialindex (-0,74) und einer eher 
ungünstigen mittleren Schicht (5,5) bei ebenfalls recht breiter Spannbreite (3 bis 7) 
Gesundbrunnen und Wedding haben einen besonders niedrigen mittleren Gesundheits- und Sozialindex 
(-1,49 bzw. -1,29) und eine besonders ungünstige Schichteinstufung (6,8 bzw. 6,5). In diesen 
Prognoseräumen ist die Spannbreite der Schicht eher schmal (6 bis 7).  
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2.1.2. Qualitative Analyse der Bezirksregionenprofile nach Prognoseraum 
Die Bezirksregionenprofile 2024 sind sozialräumliche Steckbriefe für alle Bezirksregionen im Bezirk 
Mitte, in denen Daten und fachliche Einschätzungen zur Lebenssituation der Bewohnerschaft 
zusammengeführt werden.  

Sie beschreiben unter anderem die Situation von Kindern und Jugendlichen, benennen Problemlagen und 
Bedarfe und führen mögliche Ansätze und Maßnahmen in Handlungsfeldern wie Kinderarmutsprävention, 
Bildung, Freizeit und Familienförderung auf. Im folgenden Text wird ein räumliches Profil der vier 
Prognoseräume anhand der in den Bezirksregionenprofilen identifizierten Informationen 
zusammenhängend dargestellt. 

Die Bezirksregionenprofile 2024 betonen Kinder- und Jugendarmut als dringliches Problem, insbesondere 
in sozial benachteiligten Familien mit vielfältigen Problemlagen. 

Der Prognoseraum Zentrum ist im Bereich Kinder und Jugend insgesamt durch vielfältige soziale 
Herausforderungen geprägt. Ein hoher Anteil von Familien lebt in benachteiligten Lebenslagen, wobei 
Kinder- und Jugendarmut zu den zentralen Problemlagen zählen. Viele Kinder weisen einen erhöhten 
Förderbedarf auf, insbesondere im schulischen Kontext. Der Bedarf an Elternbegleitung und Elternstärkung 
ist entsprechend hoch. Trotz eines seit 2016 leicht gesunkenen Anteils an Menschen, die auf 
Transferleistungen angewiesen sind, liegt dieser weiterhin über dem Berliner Durchschnitt. 
Schulsozialarbeitende berichten von einem großen Unterstützungsbedarf bei Schulübergängen sowie von 
gesunkenen sozialen Kompetenzen und zunehmender Gewalt an Schulen. Gleichzeitig besteht ein 
erheblicher Mangel an geeigneten Bewegungs- und Begegnungsorten, der sich seit der Pandemie weiter 
verschärft hat und die Entwicklung sozialer Kompetenzen beeinträchtigt. 

Die Bildungs- und Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche sind im Prognoseraum Zentrum insgesamt 
unzureichend ausgebaut. Zwar ist ein öffentliches Gymnasium vorhanden, jedoch fehlen Sekundarschulen, 
was für viele Schüler*innen und ihre Familien mit einem hohen Orientierungs- und Beratungsbedarf bei 
der Schulwahl verbunden ist. Familienbildungs- und Familienförderangebote sind nicht flächendeckend 
vorhanden, ebenso fehlen bezirkliche Einrichtungen der Jugendarbeit in Teilen des Prognoseraums. Kinder 
und Jugendliche äußern ein starkes Bedürfnis nach Sport-, Bewegungs- und Freizeitmöglichkeiten, auch 
im öffentlichen Raum, sowie nach gemeinschaftlichen Aktivitäten und jugendkulturellen Angeboten. 
Bestehende Angebote, wie musik- und theaterpädagogische Projekte, sind stark nachgefragt, stoßen jedoch 
an räumliche und personelle Grenzen. 

Innerhalb des Prognoseraums Zentrum zeigen sich deutliche Unterschiede in den Lebenslagen und 
Bedarfen von Kindern und Jugendlichen. Während in einigen Bereichen ein hoher Anteil sozial 
benachteiligter junger Menschen lebt und ein Bedarf an kiezorientierten, gewaltpräventiven Angeboten 
besteht, führen in anderen Teilen Bevölkerungswachstum, Wohnungsneubau und Gentrifizierungsprozesse 
zu einer Veränderung der sozialen Struktur. Bildungsstarke Familien mit hohen Erwartungen an ihre Kinder 
ziehen zu, während einkommensschwächere Familien die Region verlassen. Gleichzeitig nehmen 
Nutzungskonflikte und Beschwerden von Anwohnenden zu, wodurch altersgerechte Freiräume weiter 
eingeschränkt werden. Zusätzlich wirken globale Krisen und steigende Lebenshaltungskosten auf die 
Lebenssituationen von Kindern und Jugendlichen ein und beeinflussen deren Unbeschwertheit. Insgesamt 
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ist der Prognoseraum Zentrum durch eine starke Heterogenität gekennzeichnet, die sich deutlich auf die 
Angebotsbedarfe und Lebensrealitäten junger Menschen auswirkt. 

Im Prognoseraum Moabit beschreiben die Bezirksregionenprofile eine Lebenswelt von Kindern, 
Jugendlichen und Familien, die vielfach durch intersektionale Problemlagen wie Armut, Ausgrenzung und 
Geschlechterungleichheit geprägt ist. Die Armutsbelastung ist hoch, insbesondere bei den Kindern und 
Jugendlichen, die regelmäßig Jugendfreizeiteinrichtungen nutzen, und viele leben in prekären 
Verhältnissen mit beengten Wohnbedingungen und wenig eigenen Ressourcen. Verdichtung im Sozialraum 
verringert verbleibende Freiflächen, während sprachliche, kulturelle und religiöse Vielfalt zwar als 
Ressource vorhanden ist, aber Diskriminierungserfahrungen zum Alltag gehören. Gleichzeitig weist der 
Prognoseraum eine überdurchschnittlich junge und multiethnische Bevölkerung auf, weshalb in den 
Profilen die Bedeutung frühkindlicher Förderung, Elternarbeit, Bildungs- und Unterstützungsangebote für 
nicht an Einrichtungen gebundene Jugendliche sowie eine auf Kinder, Jugendliche und deren Eltern 
ausgerichtete Bildungsarbeit betont wird. 

Innerhalb des Prognoseraums Moabit werden Unterschiede zwischen Moabit West und Moabit Ost sichtbar. 
In Moabit West wird besonders hervorgehoben, dass viele Kinder und Jugendliche in prekären Wohn- und 
Lebensverhältnissen leben, kaum Platz zum Lernen und Spielen haben und durch Verdichtung zunehmend 
Freiräume verlieren. In Moabit Ost stellt sich die sozioökonomische Situation der Familien insgesamt etwas 
besser dar als im Durchschnitt des Bezirks, dennoch bleibt die Lebenswelt vieler Kinder und Jugendlicher 
durch Armut und eingeschränkte Chancen geprägt. In beiden Teilräumen werden frühe Förderung, 
Stärkung von Elternkompetenzen sowie die Verbesserung von Bildungs- und Ausbildungschancen als 
zentrale Ansatzpunkte der Kinderarmutsprävention benannt. 

Im Prognoseraum Gesundbrunnen verweisen die Bezirksregionenprofile auf eine schwierige soziale 
Situation vieler Bewohnender, in der zahlreiche Haushalte in beengten Wohnverhältnissen leben und stark 
von Transferleistungen abhängig sind. Besonders in Teilen des Prognoseraums wird eine hohe 
Armutsbelastung von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien und eine Verdichtung mit geringen 
Aneignungsräumen beschrieben, wobei junge Menschen im öffentlichen Raum oft als störend 
wahrgenommen werden und Ausgrenzung erfahren. Gleichzeitig werden ein sehr geringer 
Versorgungsgrad mit Jugendfreizeiteinrichtungen, der schlechte bauliche Zustand vieler sozialer 
Einrichtungen und Bildungsarmut als zentrale Problemfelder benannt. Die Profile heben hervor, dass 
Kinder- und Jugendeinrichtungen als Schutz- und Aneignungsräume eine zentrale Rolle für das Erleben 
von Selbstwirksamkeit spielen und dass eine Verbesserung von Bildungs- und Ausbildungschancen als 
entscheidend angesehen wird, um Benachteiligungen abzubauen. 

Im Prognoseraum Wedding wird Kinder- und Familienarmut als besonders relevantes Handlungsfeld 
beschrieben, da ein hoher Anteil von Kindern und Jugendlichen von Transferleistungen abhängig ist und 
viele junge Menschen in prekären Verhältnissen aufwachsen. In Wedding Zentrum leben viele Familien 
mit minderjährigen Kindern, es gibt einen hohen Anteil junger Menschen mit Migrationshintergrund und 
einen weit über dem Bezirks- und Landesdurchschnitt liegenden Anteil minderjähriger 
Transferleistungsbeziehender. Zugleich wird auf nicht bedarfsdeckende Angebote für Kinder und 
Jugendliche hingewiesen, obwohl mehrere Kinder- und Jugendfreizeiteinrichtungen und ein 
Familienzentrum vorhanden sind. In Parkviertel wird ein hoher Anteil junger Menschen mit 
Migrationshintergrund, ein unzureichender Versorgungsgrad an Freizeit- und Bildungsangeboten – 
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insbesondere für 12- bis 17-Jährige und Jungen – sowie der besondere Bedarf alleinerziehender 
Bedarfsgemeinschaften hervorgehoben. Familienförderung wird dort durch das Familienzentrum 
Zukunftshaus Wedding unterstützt, das als zentrale Anlaufstelle fungiert. 

2.2. Wohnsituation und Haushaltstypen 
Dieses Kapitel beschreibt die Wohnsituation anhand ausgewählter Kriterien für ein tieferes Verständnis der 
Einkommensverhältnisse, ergänzt um die Darstellung der Haushaltstypen als Kriterium für vulnerable 
Gruppen in den vier Prognoseräume in Berlin-Mitte. 

Als Datengrundlage für allgemeine Angaben zur Wohnsituation im Bezirk Mitte dienen die Bezirksprofile 
des IBB Wohnungsmarktberichtes von 2024 (Investitionsbank Berlin). Für den Vergleich der 
Prognoseräume der Statistischen Bericht A I 17 – j / 24 - Einwohnerinnen und Einwohner und 
Privathaushalte in Berlin am 31.12.2024 (Statistik Berlin Brandenburg) herangezogen.  

2.2.1. Wohnsituation im Bezirk Mitte 
Der Bezirk Mitte umfasst 208.533 Wohnungen, wovon 91,7% Mietwohnungen sind, und weist einen Anteil 
von 8,5% an mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungen auf, der über dem Berliner Durchschnitt 
von 6,6% liegt.  

Die durchschnittliche Wohnfläche je Wohnung beträgt 67,2 m² (Berlin 73,1 m²) und je Einwohner:in 35,3 
m²  (Berlin 38,3 m²) bei einer Belegungsdichte von 1,9 Personen je Wohnung (vergleichbar mit Berlin 1,9).  

Die mittlere Angebotsmiete im Bezirk Mitte lag 2024 bei 19,91 €/m² netto kalt, welche im Vergleich zum 
Vorjahr um 9,04% gestiegen ist. Im Berliner Gesamtdurchschnitt zeigt sich eine geringere mittlere 
Angebotsmiete von 15,74 €/m² netto kalt mit einem stärkeren Wachstum zum Vorjahr (12,51%). Zeitgleich 
dazu ist das Einkommen im Bezirk Mitte um 11,4% gestiegen, im Berliner Durchschnitt um 8,9%. 

Der Bezirk Mitte ist durch eine hohe Belegungsdichte von 10.080 Einwohner:innen pro km² gekennzeichnet, 
die ist die zweithöchste in Berlin (4.352 Einwohner:innen pro km²). 

Der Wohnungsmarktbericht berichtet über die Einstufung südlicher Bereiche durch den Berliner 
Mietspiegel als gute Wohnlagen, während im nördlichen Teil eher einfache Wohnlagen dominieren. 

Haushaltstypen im Vergleich  

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Verteilung der Einwohner nach Haushaltstypen in 
den vier Prognoseräumen Zentrum, Moabit, Wedding und Gesundbrunnen und beleuchtet verschiedene 
Arten von Haushaltstypen. Für die Berechnung wurden die Daten der Einwohnerinnen und Einwohner nach 
Planungsräumen und Haushaltstypen für die jeweiligen Prognoseräume Zentrum, Moabit, Gesundbrunnen 
und Wedding aufaddiert. 
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Tabelle 2-e: Haushaltstypen nach Prognoseraum 
 Haushaltstypen Zentrum Moabit Gesundb

runnen 
Wedding Mitte  

Einpersonen-Haushalte 36,5% 38,7% 31,5% 38,6% 36,6% 
Haushalte von Ehepaaren oder nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften ohne Kind 20,3% 17,9% 15,2% 16,7% 17,8% 
Haushalte von Ehepaaren oder nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften mit mindestens einem Kind 25,5% 24,1% 30,1% 24,0% 25,7% 
Alleinerziehend 5,5% 5,3% 7,7% 6,6% 6,2% 

Sonstige Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder 12,3% 13,9% 15,4% 14,1% 13,7% 
Quelle: Statistischen Bericht A I 17 – j / 24 (Statistik Berlin Brandenburg, 31.12.2024) 

Aus den Daten geht Unterschiede in den Wohnverhältnissen der Einwohner hervor:  
• Die meisten Einpersonen-Haushalte finden sich in Moabit (38,7%), die wenigsten in Gesundbrunnen 

(31,5%) 
• Die meisten Haushalte von Ehepaaren oder nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Kind finden 

sich im Zentrum (20,3%), die wenigsten in Gesundbrunnen (15,2%) 
• Die meisten Haushalte von Ehepaaren oder nichteheliche Lebensgemeinschaften mit mindestens 

einem Kind finden sich in Gesundbrunnen (30,1%), die wenigsten in Wedding (24,0%) 
• Die meisten Haushalte von Alleinerziehenden finden sich in Gesundbrunnen (7,7%), die wenigsten in 

Moabit (5,3%) 
• Die meisten sonstigen Mehrpersonenhaushalte ohne Kinder („WG“) finden sich in Gesundbrunnen 

(15,4%), die wenigsten im Zentrum (12,3%) 

2.2.2. Qualitative Analyse der Bezirksregionenprofile nach Prognoseraum 
Die Bezirksregionenprofile 2024 sind sozialräumliche Steckbriefe für alle Bezirksregionen im Bezirk 
Mitte, in denen Daten und fachliche Einschätzungen zur Lebenssituation der Bewohnerschaft 
zusammengeführt werden.  

Sie beschreiben unter anderem die Entwicklung von Wohnen und Gentrifizierung in den Bezirksregionen, 
benennen Problemlagen und Bedarfe durch Mietenentwicklung, Verdrängung und 
Bevölkerungsverdichtung und führen mögliche räumliche Ausprägungen und gesellschaftliche 
Veränderungen auf. Im folgenden Text wird ein räumliches Profil der vier Prognoseräume anhand der in 
den Bezirksregionenprofilen identifizierten Informationen zu Gentrifizierung und Wohnen 
zusammenhängend dargestellt. 

Im Prognoseraum Zentrum steigt der Druck auf Gewerbe- und Wohnungsmieten mit daraus resultierender 
Sorge vor Verdrängung bei Mieterinnen und Ladeninhaberinnen. Die starke Verdichtung insbesondere mit 
hochpreisigem Wohnungsbau verändert nicht nur die Zusammensetzung der Bevölkerung, sondern wirkt 
sich auch auf die Angebote der Nahversorgung aus, wobei sich die Ansprüche der Wohnbevölkerung 
beispielsweise zum Wunsch nach einer ruhigen Wohnumgebung in Neubaubereichen wandeln. Die 
südlichen Planungsräume sind einem starken Veränderungsdruck auf dem Mietmarkt unterworfen, wobei 
der Anteil der Wohnungsumwandlungen in Eigentumswohnungen auf über 25 Prozent je 1.000 Wohnungen 
gestiegen ist. An der Grenze zum Park am Gleisdreieck entstanden zahlreiche hochpreisige 
Eigentumswohnungen, mit Auswirkungen auf die Versorgungsstruktur im Einzelhandel, die sich zu 
Angeboten im oberen Preissegment verschiebt. Das Zusammenleben von alten und neuen Bewohnenden 
sowie alten und neuen Angeboten führt in Teilen zu Nutzungskonflikten, da sich die Ansprüche an die 
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Nachbarschaft unterscheiden. Viele ältere Bewohnende finden im vorhandenen Wohnungsbestand kaum 
barrierefreien und kostengünstigen Wohnraum und sind gezwungen, ihre angestammte Wohnumgebung zu 
verlassen, wobei die Angst vor Verdrängung und Altersarmut sowie zunehmend Vereinsamungstendenzen 
wahrnehmbar sind. 

Im Prognoseraum Moabit ist Gentrifizierung eine für den gesamten Prognoseraum – besonders aber für 
Moabit Ost – anhaltende Problematik, die zwangsläufig mit der Veränderung der Bewohnerstruktur 
einhergeht. Die Bauprojekte Europacity mit 3.000 zusätzlichen Wohnungen in der Heidestraße und 
Mittenmang mit 1.000 Wohnungen in der Lehrter Straße haben durch ihre Eigentumsformen und 
Miethöhen nicht nur die Einwohnerzahl erhöht, sondern auch die Zusammensetzung der Bewohnerschaft 
verändert. Die Region stellt sich heterogen dar mit Gründerzeitbauten, dem städtebaulich bedeutenden 
Hansaviertel mit Bauten der Internationalen Bauausstellung 1957 und neuen Quartieren um den 
Hauptbahnhof sowie die Europacity, wobei zahlreiche räumliche Barrieren wie Turmstraße, Alt-
Moabit/Invalidenstraße, Spree und Bahntrassenverlauf die unterschiedlichen räumlichen Ausprägungen 
hervorheben. Die Europacity wirkt gegenwärtig wie ein Fremdkörper in der Bezirksregion, ist jedoch 
gleichzeitig ein Magnet für Investorinnen. Die hohe und zunehmende Verdichtung führt zu erhöhten 
Umweltbelastungen wie Verkehrslärm, Luftverschmutzung sowie thermisch-klimatischen Belastungen 
durch Hitze. Der Druck auf den Wohnungsmarkt hat deutlich zugenommen, verbunden mit einer spürbar 
steigenden Angst vor Verdrängung bei Mieterinnen. Zunehme nder Tourismus zeigt sich in ausgeprägten 
temporären Wohnangeboten und tourismusorientierten Gewerbeangeboten, während mit dem Zuzug 
internationaler Bevölkerung die Angebote vor Ort sich zunehmend weniger an den Bedarfen der 
einheimischen Bevölkerung orientieren. 

Innerhalb des Prognoseraums Moabit werden Unterschiede zwischen Moabit West und Moabit Ost deutlich. 
Moabit West zeichnet sich durch bedeutende innerstädtische Gewerbe-, Industrie- und Logistikstandorte 
aus, mit dem Westhafen als intermodale Logistikdrehscheibe sowie Großmarkt und Großhandel, wobei die 
Konzentration dieser transportintensiven Nutzungen zu hoher Verkehrsbelastung führt. Die zunehmende 
Umwandlung von gewerblich-industriellen Nutzungen in Wohn- und Büronutzungen bedroht die Stellung 
als bedeutender innerstädtischer Produktions- und Arbeitsort und führt zur Verlagerung beziehungsweise 
zum Wegfall von Arbeitsplätzen. Moabit Ost wird durch Neubauquartiere geprägt, die durch hohe 
Eigentumsformen und Miethöhen eine veränderte Bewohnerstruktur mit verstärktem Investmentdruck 
bewirkt haben. 

Im Prognoseraum Gesundbrunnen wird vielfach das Thema Gentrifizierung als Konfliktpotenzial benannt. 
Die Region ist räumlich geprägt durch Altbauquartiere, gründerzeitliche Bebauungsstrukturen sowie 
mehrgeschossige Gebäude des sozialen Wohnungsbaus der 1970er und 1980er Jahre, wobei östlich der 
Brunnenstraße viele Wohngebäude aus dieser Zeit im Eigentum der landeseigenen 
Wohnungsbaugesellschaft degewo stehen. Die soziale Situation vieler Bewohnender ist als schwierig 
einzustufen, da zahlreiche Haushalte in beengten Wohnverhältnissen leben. Wichtiger Treffpunkt und 
Aufenthaltsort ist der Volkspark Humboldthain, wobei der Technologiepark Humboldthain mit historischen 
Fabrikhallen eine umfangreiche Erweiterung plant, das größte Neubauprojekt eines innerstädtischen 
Gewerbestandorts in Berlin. 

Im Prognoseraum Wedding ist ein starker ungebrochener Zuzug aus dem Bundesgebiet und dem Ausland 
zu verzeichnen, wodurch der Druck auf den Mietwohnungsmarkt weiter zugenommen hat. Im Wedding 
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Zentrum wird die Alltagswelt durch sprachliche und kulturelle Vielfalt gekennzeichnet, mit Unterschieden 
in Aufenthaltsdauer, Herkunftsländern, ethnischer Zugehörigkeit und diversen Lebensläufen, die 
insbesondere aufgrund der sozialen und ökonomischen Lage differenziert sind. Im Parkviertel prägen viele 
Grünräume wie Volkspark Rehberge und Schillerpark die Region, angegliedert sind Spiel-, Sport- und 
Kleingartenflächen sowie Friedhöfe und Gewässer. Stadtebaulich bedeutend sind Siedlungen wie die 
Schillerhöhe aus den 1950er Jahren und Schillerpark mit Bauten von Bruno Taut als erstes großstädtisches 
Wohnprojekt aus der Weimarer Republik, wobei der Planungsraum Westliche Müllerstraße mit 
überwiegend gründerzeitlicher Bebauung ähnlich wie Wedding Zentrum strukturiert ist. 

Innerhalb des Prognoseraums Wedding werden räumliche Unterschiede zwischen Wedding Zentrum und 
Parkviertel sichtbar. Wedding Zentrum ist durch einen kontinuierlichen starken Zuzug geprägt, der den 
Druck auf den lokalen Mietwohnungsmarkt erhöht. Im Parkviertel dominieren historische Wohnstrukturen 
mit bedeutsamen städtebaulichen Elementen wie den Bauten Bruno Tauts und modernen 
Grünflächenausstattungen, wobei die Region durch eine eher stabile Bebauungs- und Siedlungsstruktur 
geprägt ist. 

2.3. Wahlverhalten / Demokratische Teilhabe 
Dieses Kapitel analysiert die demokratische Teilhabe anhand des Wahlverhaltens im Bezirk Berlin-Mitte 
auf Grundlage der Bundestagswahl 2025 und den Veränderungen im Vergleich zu 2021.Die Daten für den 
Bezirk Mitte (Wahlkreis 074) wurden dem Bericht des Landeswahlleiters Berlin 2025 entnommen. 

Eine räumliche Zuordnung des Wahlverhaltens zu den vier Prognoseräumen Zentrum, Moabit, Wedding 
und Gesundbrunnen ist nicht möglich, da keine amtliche Zuordnung der Stimmbezirke zu den 
Prognoseräumen verfügbar ist. Für eine vertiefende Betrachtung können in Annäherung 
Veröffentlichungen in den Medien verwendet werden, die eine Zuordnung von Stimmbezirken zu 
„Kiezen“ durchführen (https://interaktiv.tagesspiegel.de/lab/bundestagswahl-2025-berlin-karte-
historische-ergebnisse-wahlkreisergebnisse-stimmbezirke/). 

Ergebnisse der Bundestagswahlen 2025 und 2021 – Berlin insgesamt 

In den Bundestagswahlen 2021 und 2025 stieg die Wahlbeteiligung in Berlin von 69,5 auf 80,3 Prozent. 
Die Ergebnisse der Bundestagswahl 2025 zeigen, dass sich die parteipolitischen Kräfteverhältnisse in 
Berlin neu formiert haben: 

1. Die Linke: 19,9 % (+8,4 Prozentpunkte) → stärkste politische Kraft 
2. CDU: 18,3 % (+0,8 Prozentpunkte) 
3. Bündnis 90/Die Grünen: 16,8 % (–5,2 Prozentpunkte) 
4. AfD: 15,2 % (+9,4 Prozentpunkte) 
5. SPD: 15,1 % (–7,1 Prozentpunkte) 
6. BSW: 6,7 % (erstmals angetreten) 
Die FDP war 2021 in Berlin noch mit 8,1% vertreten, 2025 hat die Partei den Einzug in den Bundestag 
nicht geschafft und hat in Berlin 3,8% der Wählerstimmen erhalten. 

 Ergebnisse der Bundestagswahlen 2025 und 2021 – Bezirk Mitte 
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In den Bundestagswahlen 2021 und 2025 stieg die Wahlbeteiligung im Wahlkreis 74 von 67,9 auf 
78,0 Prozent. Die Ergebnisse der Bundestagswahl 2025 zeigen, dass sich die parteipolitischen 
Kräfteverhältnisse im Bezirk Mitte deutlich neu formiert haben: 

1. Die Linke: 27,1 % (+13,0 Prozentpunkte) → stärkste politische Kraft 
2. Bündnis 90/Die Grünen: 21,7 % (–8,9 Prozentpunkte) 
3. SPD: 15,0 % (–5,8 Prozentpunkte) 
4. CDU: 13,5 % (+1,6 Prozentpunkte) 
5. AfD: 8,9 % (+3,3 Prozentpunkte) 
6. BSW: 6,1 % (erstmals angetreten) 
Die FDP war 2021 im Bezirk Mitte noch mit 8,0% vertreten, 2025 hat die Partei den Einzug in den 
Bundestag nicht geschafft und hat im Bezirk Mitte 3,8% der Wählerstimmen erhalten.  

2.4. Partizipation und Zivilgesellschaft 

Demokratische Teilhabe profitiert von gelebter Bürgerbeteiligung. Durch erlebte Bürgerbeteiligung können 
Bürger*innen bei Angelegenheiten aktiv mitwirken und ihr Wissen und ihre Vorstellungen in die 
Lösungsfindung einbringen 

In diesem Kapitel wird das Verständnis von Partizipation im Bezirk Mitte beschrieben und den in den 
Bezirksprofilen von 2024 berichteten, diesbezüglichen Aktivitäten von Bürgerbeteiligung 
gegenübergestellt. 

2.4.1. Leitlinien für Bürgerbeteiligung in Berlin-Mitte 

In den Leitlinien für Bürgerbeteiligung von 2024 sind ein gemeinsames Projekt von Bürgerschaft, der 
Politik und Verwaltung im Bezirk Mitte von Berlin.In dem Dokument wird das Verständnis von 
Partizipation aus Sicht des Bezirkes Mitte von Berlin für aktuelle und zukünftige Beteiligungsprozesse 
definiert: 

• Frühzeitige Information über geplante Vorhaben 
• Ergebnisoffene Prozesse mit genug Zeit für Beteiligung 
• Klare Kommunikation zu Zielsetzung, Gestaltungsspielraum und zeitlichen Rahmen inklusive der 

Grenzen des Beteiligungsverfahrens 
• Beteiligung aller Bevölkerungsgruppen und Abbau von Beteiligungshürden durch zielgruppengerechte 

Ansprache 
• Anerkennung der Interessenvielfalt und lösungsorientierte Diskussion kontroverser Themen 
• Dialogbereitschaft mit Spielregeln für ein faires und respektvolles, konstruktives Verfahren mit 

Kompromissbereitschaft wenn kein Konsens möglich ist 
• Verbindlichkeit in der Umsetzung  
• Zeitnahe Dokumentation mit Rechenschaftsbericht über das Zustandekommen von Entscheidungen 
• Regelmäßige, mindestens jährliche Informationen über den Stand der Umsetzung über eine bezirkliche 

Vorhabenliste und weitere geeignete Kanäle 
• Ausreichende personelle, finanzielle und zeitliche Ressourcen im Haushaltsplan 
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2.4.2. Partizipation in den vier Prognoseräumen 

Im Prognoseraum Zentrum ist die Bewohnerschaft insgesamt engagiert und beteiligt sich an 
nachbarschaftlichen Aktivitäten, an Planungsprozessen und an der Nutzung von Begegnungsorten. In 
Tiergarten Süd gibt es starkes Engagement der alteingesessenen Bewohnerschaft und einen deutlichen 
Wunsch nach nachbarschaftlichem Miteinander, während Nachbarschaftstreffs und soziokulturelle 
Einrichtungen stark ausgelastet sind und die Bedarfe nicht vollständig abdecken. Rund um das Kiez 
Zentrum Villa Lützow bündeln sich vielfältige Angebote verschiedener Akteurinnen, die für Begegnung 
und Beteiligung wichtig sind, jedoch an Kapazitätsgrenzen stoßen.  

Im Regierungsviertel wird eine engagierte Bewohnerschaft beschrieben, die in Planungs- und 
Veränderungsprozesse einbezogen werden soll, wobei die Notwendigkeit betont wird, Individualinteressen 
und Gemeinwohl moderierend auszubalancieren. Im Raum Alexanderplatz besteht ein teilweise gutes 
Nachbarschaftsgefüge mit engagierter Bewohnerschaft, in dem wenige ältere Menschen das Engagement 
prägen und ein offener sozialer Treffpunkt für alle Bewohnerinnen fehlt.  

In der Brunnenstraße Süd tragen Einrichtungen wie Begegnungsstätte Mehr Mitte, Nachbarschaftszentrum 
Brunnentreff, Familienzentrum Schwedter Straße und Bibliothek zur sozialen Infrastruktur bei, während 
steigende Gewerbemieten den Raum für günstige Versorgungs-, Kultur- und Sozialangebote verringern und 
die Beständigkeit der Initiativen einschränken. 

Innerhalb des Prognoseraums Zentrum bestehen deutliche Unterschiede zwischen den Planungsräumen. In 
Tiergarten Süd stehen ein hohes Engagement und die Nachfrage nach Räumen für nachbarschaftliche 
Aktivitäten neben einer Verdichtung mit hochpreisigem Neubau, die die Zusammensetzung der 
Bewohnerschaft und den öffentlichen Raum verändert. Im Regierungsviertel und im Bereich Leipziger 
Straße sind die Sozialdaten vergleichsweise günstig, gleichzeitig werden Vereinsamungsrisiken älterer 
Menschen und ein Mangel an institutionellen Begegnungsmöglichkeiten hervorgehoben. Im 
Alexanderplatz-Raum schränken räumliche Barrieren wie Spree und Brücke die Erreichbarkeit zentraler 
Einrichtungen für Teile der Bewohnerschaft ein. In der Brunnenstraße Süd werden stark veränderte 
Bevölkerungsstrukturen beschrieben, in deren Folge manche stadtteilbezogenen Initiativen nicht 
fortbestehen, sodass einzelne Einrichtungen und private Räume wie Hinterhöfe oder der Straßenraum im 
Sommer als wichtige Orte des Austauschs an Bedeutung gewinnen. 

Im Prognoseraum Moabit ist das bürgerschaftliche Engagement traditionell stark ausgeprägt und mit einer 
hohen Identifikation der Bewohnerschaft mit ihrem Stadtteil verbunden. In Moabit West werden vielfältige 
gemeinschaftliche Aktivitäten, nachbarschaftliche Initiativen und überregional bekannte Kampagnen und 
Projekte beschrieben, die auf ein hohes zivilgesellschaftliches Engagement hinweisen. Gleichzeitig sind 
wohnortnahe Treffpunkte und soziale Einrichtungen knapp, die vorhandenen Angebote sind räumlich 
begrenzt und stark ausgelastet und werden durch steigende Mieten sowie Bau- und Sanierungsmaßnahmen 
in ihrem Fortbestand gefährdet. In Moabit Ost belasten steigende Wohn- und Gewerbemieten sowohl 
Privathaushalte als auch gemeinwohlorientierte Akteur*innen, sodass wohnortnahe, unkommerzielle 
Treffpunkte fehlen und gemeinwohlorientierte Angebote zurückgehen. In beiden Teilräumen äußern 
Initiativen und Einzelpersonen den Wunsch nach mehr wohnortnahen Treffpunkten und nach einem 
Stadtteilzentrum als Ankerpunkt, das dezentral in die Bezirksregion wirken kann und unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppen niedrigschwellig erreicht. Die Profile betonen die Notwendigkeit eines 
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bezirksregionenübergreifenden Nutzungsmanagements, um verfügbare Flächen zu identifizieren, 
verträgliche Nutzungsoptionen zu entwickeln und die Finanzierung und Betreuung lokaler 
Entwicklungsprojekte auch nach Auslaufen bestehender Fördergebiete zu sichern. 

Innerhalb des Prognoseraums Moabit werden Unterschiede im Verhältnis von Engagementpotenzial und 
räumlich-finanziellen Rahmenbedingungen sichtbar. In Moabit West tritt das Engagement stark in Form 
von Kampagnen, künstlerischen Aktivitäten und bekannten Initiativen hervor, wobei die vorhandene 
Infrastruktur durch Verdrängungsdruck, steigende Mieten und lange Sanierungsphasen unter Druck steht. 
In Moabit Ost stehen stärker der Rückgang gemeinwohlorientierter Angebote und das Fehlen 
unkommerzieller Treffpunkte im Vordergrund, die eng mit hohen Gewerbemieten verknüpft sind und die 
Umsetzung wohnortnaher Beteiligungs- und Begegnungsformate erschweren. 

 Im Prognoseraum Gesundbrunnen bestehen trotz hoher sozialer Problemdichte nachbarschaftliche 
Aktivitäten und ehrenamtliches Engagement. An der Osloer Straße sind informelle 
Nachbarschaftsinitiativen vorhanden, die Engagement sichtbar machen, während das Raumangebot für 
soziokulturelle Angebote sehr begrenzt ist. Ursache hierfür sind fehlende verfügbare Räumlichkeiten und 
hohe Gewerbemieten, die dazu führen, dass gemeinnützige Vereine verdrängt werden, weil sie keine 
bezahlbaren Alternativflächen finden. In der Brunnenstraße Nord werden viele Haushalte beschrieben, die 
in Armut leben, häufig in beengten Wohnverhältnissen und mit hohem Anteil an 
Transferleistungsbeziehenden, was sich auch auf den Gesundheitszustand der Bewohnerschaft auswirkt. In 
der Brunnenstraße Nord fehlen wohnortnahe Bildungs- und Integrationsangebote, die eng mit 
Armutsthemen verknüpft sind und für einen besseren Zugang zu Unterstützungs- und 
Beteiligungsstrukturen wichtig wären. 

Innerhalb des Prognoseraums Gesundbrunnen werden Unterschiede zwischen Osloer Straße und 
Brunnenstraße Nord deutlich. An der Osloer Straße bestehen trotz hoher Problemdichte informelle 
Nachbarschaftsinitiativen, deren Handlungsfähigkeit aber durch knappe Räume, hohe Mieten und 
Verdrängung gemeinnütziger Träger begrenzt ist. In der Brunnenstraße Nord stehen armutsbedingte 
Belastungen, beengte Wohnverhältnisse, gesundheitliche Beeinträchtigungen und fehlende Bildungs- und 
Integrationsangebote im Vordergrund, die den Aufbau und die Nutzung von Beteiligungsformaten 
erschweren können. 

Im Prognoseraum Wedding wird ein vielfältiges bürgerschaftliches Engagement mit zahlreichen formellen 
und informellen Netzwerken beschrieben. Im Wedding Zentrum engagieren sich Anwohnende unter 
anderem in der Pflege öffentlicher Grünanlagen, bei der Entwicklung von Verkehrskonzepten, in der 
Nachbarschaftsarbeit und bei Kulturveranstaltungen. Die vorhandenen Einrichtungen und Angebote sind 
stark ausgelastet und ihr räumlicher Aktionsradius ist begrenzt, sodass nicht alle Bereiche der Bezirksregion 
ausreichend mit soziokulturellen Einrichtungen versorgt sind. Steigende Mieten, vermehrte Bauaktivitäten 
und fehlende Ausweichräume bedrohen den Erhalt lokaler Akteur*innen, insbesondere im nördlichen Teil, 
wo ein Rückgang von Angeboten und Einrichtungen, auch für Kinder und Jugendliche, festgestellt wird. 
Dadurch steigt der Bedarf an sozial-integrativen Ankerpunkten und der Druck auf bestehende 
Einrichtungen nimmt zu, zusätzlich fehlt es an Lagerflächen für Material nachbarschaftlicher Aktivitäten. 

Im Parkviertel innerhalb des Prognoseraums Wedding ist das bürgerschaftliche Engagement 
unterschiedlich stark ausgeprägt. Nachbarschaftliche Aktivitäten konzentrieren sich vor allem auf den 
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Brüsseler Kiez und das Englische Viertel, während in anderen Bereichen Potenziale zum Ausbau und zur 
Stärkung von Engagement bestehen. Die Profile benennen einen Mangel an nachbarschaftlichen 
Treffpunkten und sozialen Einrichtungen und heben hervor, dass wohnortnahe Ankerpunkte fehlen, die 
nachbarschaftlichen Aktivitäten Raum geben könnten. Dieser Ausbau wird durch eine begrenzte 
Verfügbarkeit geeigneter Räumlichkeiten erschwert, sodass die ohnehin knappe Ausstattung nicht weiter 
durch Schließungen oder Verdrängungsprozesse gefährdet werden soll.  
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3. Die Anatomie der Diskriminierung und die Zivilgesellschaftliche Resilienz 
in Berlin-Mitte: Eine Intersektionale Analyse 

Die Dynamiken der Verengung des politischen Raumes, der sich vertiefenden Ungleichheiten und der 
multiplen Krisen, die wir in den vorangegangenen Abschnitten theoretisch und global kontextualisiert 
haben, manifestieren sich konkret und werden auf der Ebene der Stadtviertel erprobt. Berlin-Mitte ist, wie 
im zweiten Kapitel detailliert untersucht, ein Raum der Superdiversität (Vertovec, 2007), in dem mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung einen Migrationshintergrund hat. Die in vier Prognoseräume (PGR) unterteilten 
Einheiten des Bezirks und die damit verbundenen 49 Planungsräume weisen deutliche demografische und 
sozioökonomische Unterschiede auf. Diese Vielfalt schafft zugleich einen Nährboden dafür, dass 
verschiedene Formen von Diskriminierung und Ungleichheit in einem Kontext, in dem sich globale und 
nationale Spannungen auf lokaler Ebene intensivieren, am selben Ort aufeinandertreffen. Im von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) veröffentlichten Bericht mit dem Titel "Die angespannte Mitte: 
Rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen in Deutschland 2024/25" (kurz Mitte-Studien 
24/25) betonen die Autoren, dass gesellschaftliche Ungleichheiten und Krisen nicht nur zu einem 
wirtschaftlichen, sondern auch zu einem psychologischen Bruch führen, der die Existenz des 
demokratischen Systems bedroht. Darüber hinaus, so die Autoren (Zick et al, 2025), nährt sich dieser 
Zustand davon, dass Rassismus keine Einstellung ist, die nur Randgruppen zugeschrieben wird, sondern 
aus der „Mitte der Gesellschaft“ stammt. Laut Daten des Berliner Registers ist Berlin-Mitte im Jahr 2024 
der Bezirk in Berlin mit der höchsten Anzahl gemeldeter Fälle von Diskriminierung und 
Menschenfeindlichkeit. Des Weiteren belegen Daten des Nationalen Diskriminierungs- und Rassismus-
Monitors (NaDiRa) und anderer zivilgesellschaftlicher Berichte, dass Diskriminierung nicht auf Hassreden 
auf der Straße beschränkt ist, sondern in die Betriebsroutinen der Institutionen einsickert. Aktuelle Berichte 
über den Bezirk Berlin-Mitte und Deutschland insgesamt liefern konkrete Spiegelungen dieses 
Paradigmenwechsels und zeigen mit systematischen Kategorien und quantitativen Daten, wie 
Diskriminierung in zentrale Bereiche des Alltagslebens wie Wohnen, Gesundheit, Bildung, Sicherheit und 
Verwaltungsdienste eindringt. Folglich macht Berlin-Mitte ein vielschichtiges Ungleichheitsregime 
sichtbar, das sich durch räumliche Dynamiken wie Gentrifizierung und Wohnungsnot einerseits und das 
Zusammentreffen von identitätsbasierter Polarisierung und institutionellen Barrieren andererseits erklären 
lässt. 
Der Ausgangspunkt dieses Kapitels ist, dass die Diskriminierungserfahrungen in Berlin-Mitte nicht nur ein 
lokales Phänomen sind. Globale multiple Krisen (postpandemische Inflation, Energie- und 
Lebensmittelkrisen des Ukraine-Kriegs, Auswirkungen des Klimawandels) haben die Ungleichheiten 
weltweit verschärft und soziale Spannungen erhöht. Dieses Umfeld führt in vielen Ländern zu einer 
Verengung des politischen Raumes, indem es die Tendenz zur Kontrolle des gesellschaftlichen Widerstands 
und ziviler Forderungen verstärkt. Deutschland ist trotz seiner starken demokratischen Institutionen von 
diesen Tendenzen nicht ausgenommen. Insbesondere Berlin steht als Metropole der Migration und Kultur 
am Schnittpunkt von Problemen wie ökonomischer Fragilität, Wohnungsnot, strukturellem Rassismus und 
zunehmender gesellschaftlicher Polarisierung. Dieses Kapitel zielt darauf ab, anhand von Daten, die 
entsprechend unserem thematischen Rahmen gefiltert wurden, die konkreten Manifestationen dieser 
Dynamiken in Berlin aufzuzeigen. 
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3.1. Von der globalen zur lokalen Ebene: Ökonomische Fragilität und Vertiefung 
der Ungleichheiten 

Als globale multiple Krisen (Polykrisen) bezeichnet, hinterlässt die Spirale aus Kriegen, Pandemie, 
Klimawandel und wirtschaftlicher Rezession tiefe Auswirkungen auf struktureller wie auch auf 
gesellschaftlicher Ebene in Deutschland und insbesondere in Berlin. Quellen belegen, dass diese Krisen 
nicht nur das individuelle Wohlergehen, sondern auch das Vertrauen in demokratische Institutionen und 
den Willen zum gesellschaftlichen Zusammenleben erschüttern. 

Globale inflationäre Schocks und die Energiekrise haben die Einkommensungleichheiten in Deutschland 
weiter verschärft. Die ökonomische Fragilität ist sowohl mit dem Recht auf die Stadt als auch mit der 
soziopolitischen Polarisierung verwoben. Globale multiple Krisen erzeugen nicht nur neue 
Migrationswellen, sondern verstärken auch die bestehenden ökonomischen Klüfte. Laut der von Faininger 
und Flechtner (2025) erstellten Studie mit dem Titel "Migrant wealth in Germany" (Migrantenvermögen in 
Deutschland) sehen sich Migranten aus von Krisen betroffenen Regionen in Deutschland mit dauerhaften 
Benachteiligungen beim Vermögensaufbau konfront. Dieser Effekt gilt nicht nur für Neuankömmlinge, 
sondern entwickelt sich zu einem permanenten Nachteil, der sich akkumuliert über Generationen weitergibt. 
Der globale Anstieg der Inflation und der Energiepreise hat insbesondere Haushalte mit 
Migrationshintergrund in Deutschland an den Rand einer tieferen Armut gebracht, da ihnen die 
„finanziellen Puffer“ fehlen. Der gleiche Effekt ist im Kontext Deutschlands auch hinsichtlich des Erbes 
der historischen und räumlichen Ost-West-Spaltung relevant. Die zunehmenden Migrationsbewegungen 
nach dem Krieg in der Ukraine (1,4 Millionen Netto-Migration im Jahr 2022), kombiniert mit der durch 
Gentrifizierung verschärften Krise auf dem Wohnungsmarkt, haben den Zugang zu Wohnraum und sozialen 
Dienstleistungen für einkommensschwache und rassisch markierte Personen weiter erschwert (Faininger & 
Fletchtner, 2025; Podkowic et al, 2025; Salikutluk & Podkowik, 2024). Faininger und Fletchtner (2025) 
haben dokumentiert, dass Migranten, insbesondere solche aus Ländern mit niedrigem und mittlerem 
Einkommen, im Vergleich zu einheimischen deutschen Haushalten in Krisenzeiten diese „finanziellen 
Puffer“ entbehren, auf die sie zurückgreifen könnten. Unabhängig von der allgemeinen Diskussion über 
Migranten und Menschen mit Migrationshintergrund lässt sich anhand der thematisch kategorisierten 
DeZIM-Studien auch feststellen, dass rassisch markierte Bevölkerungsgruppen in vielen Bereichen des 
täglichen Lebens – vom Arbeitsmarkt über Gesundheits- und Pflegedienste bis hin zu Kitas (wie wir es 
unten in 3.3. im Detail untersuchen werden) – von strukturellem Rassismus betroffen sind, der in die 
feinsten Adern des Alltags eindringt. Diese Befunde zeigen, dass die durch globale multiple 
Krisentendenzen verschärften Prozesse dazu führen, dass Rassismus und Diskriminierung für bestimmte 
Gruppen in ganz Deutschland zu einem gewöhnlichen Bestandteil des Alltags werden und sich in den 
Bereichen des Kontakts mit Institutionen sichtbar akkumulieren. 

Die Vielfaltsbarometer-Serie der Robert Bosch Stiftung dokumentiert die gesellschaftliche Polarisierung 
und die Veränderungen in der Wahrnehmung von Vielfalt. Die Befunde des Berichts von 2023 zeigen, dass 
das Risiko gestiegen ist, Vielfalt als Bedrohung wahrzunehmen, und dies ist nicht unabhängig von der 
weltweit aufkommenden Welle der Autoritarisierung und des Rechtspopulismus. Wie im 
Vielfaltsbarometer der Robert Bosch Stiftung festgestellt, erzeugen die als Herausforderungen (challenges) 
aufgeführten Kriege und Konflikte, der Klimawandel, die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie, 
Migrationsbewegungen und die wirtschaftliche Stagnation jeweils viele gleichzeitige und miteinander 
verflochtene Dynamiken, die sowohl ökonomische als auch politische Auswirkungen haben. Diese 
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Situation führt, wie von Wodak (2025) aufgezeigt, dazu, dass rechtsextreme Akteure reale Probleme wie 
die Energiekrise oder die Pandemie mit komplizistischen Narrativen wie dem „Plan der globalen 
Eliten“ oder der „Bedrohung der nationalen Identität“ verknüpfen, um diese abzulenken und eine Barriere 
gegen ihre Diskussion zu errichten. Darüber hinaus wird die Wirkung dieser Narrative als besonders stark 
bei der Verengung des demokratischen Raumes angesehen, da ihre Wiederholung durch Akteure in der 
politischen Mitte, wie von Valentim et al (2025) dargelegt, gesellschaftliche Normen aushöhlt. Der Prozess 
stärkt im Kontext der Konservativierung Anti-Gender-Narrative und geschlechterfeindliche Einstellungen 
und fördert diskriminierende und gewalttätige Tendenzen in Bezug auf Geschlechtsidentität und 
Körperpolitiken. Das Bundeskriminalamt (BKA) hat gemeinsam mit dem Bundesministerium des Innern 
einen Lagebericht zur Sicherheit von LSBTIQ*-Personen veröffentlicht. Polizeiliche Aufzeichnungen 
zeigen einen besorgniserregenden Anstieg queerfeindlicher Straftaten in den letzten Jahren. Im Jahr 2023 
wurden insgesamt 1.785 LSBTIQ*-feindliche Straftaten registriert, die Zahl der Opfer von Gewalttaten 
stieg, und die Kriminalität in diesem Bereich hat sich seit 2010 etwa verzehnfacht(Bundeskriminalamt., 
16.05.2025). Zudem tritt dies, wie wir unten in Abschnitt 3.2. detailliert darlegen werden, zusammen mit 
Diskriminierungen aufgrund ethnischer und religiöser Identitäten auf. 

Die auffälligste Erkenntnis des Vielfaltsbarometers 2025 der Robert Bosch Stiftung ist die signifikante 
Abnahme der Akzeptanz von Vielfalt in ganz Deutschland seit 2019. „Zwar liegt die Akzeptanz von Vielfalt 
weiterhin im positiven Bereich, allerdings nimmt sie ab. Die Polarisierung der Gesellschaft verstärkt 
sich.“ (Robert Bosch Stiftung, 2025, S. 14). Diese Feststellung erklärt den Rückgang des Index auf der 0-
100-Skala von 68 auf 63 Punkte und verdeutlicht, dass etwa die Hälfte der Gesellschaft Vielfalt mittlerweile 
distanziert gegenübersteht. Die Tatsache, dass bereits der Bericht von 2023 ähnliche Befunde enthielt, 
deutet auf ein großes Risiko hinsichtlich der Beständigkeit dieses Trends hin: „Besonders in 
wirtschaftlichen und sozialen Unsicherheitslagen steigt die Ablehnung von Diversität... Die Zustimmung 
zur Aussage, dass Deutschland durch die vielen Zuwanderer gefährlicher werde, ist in der 
Gesamtbevölkerung deutlich gestiegen“ (Robert Bosch Stiftung, 2023, S. 4). Darüber hinaus 
veranschaulicht die Aussage: „Die stärksten Verluste verzeichnet die Dimension ethnische Herkunft. ... 
verliert mit einem Minus von 17 Punkten substanziell an Zustimmung“ (Robert Bosch Stiftung, 2025, S. 
18), wie der in Zeiten der Wirtschaftskrise zunehmende „Wohlstandsprotektionismus“die Ausgrenzung von 
Migranten und sozioökonomisch schwachen Gruppen befeuert. Noch spezifischer wird hervorgehoben: 
„Die Analysen der Studie legen nahe, dass es in Deutschland eine zumindest verdeckte Ablehnung des 
Islam gibt“ (Robert Bosch Stiftung, 2025, S. 19). Demnach weist die Dimension Religion mit 34 Punkten 
das niedrigste Akzeptanzniveau auf. Die Daten zeigen jedoch, dass Menschen muslimische Nachbarn in 
deutlich höherem Maße ablehnen als jüdische oder christliche Nachbarn, was darauf hindeutet, dass der 
Begriff „Religion“ in der öffentlichen Wahrnehmung direkt und negativ mit dem Islam verknüpft ist. 

Im Kontext der Ungleichheits- und Sozialkohäsionsforschung in Deutschland bietet der von der Robert 
Bosch Stiftung veröffentlichte Bericht "Teilhabe und Zugehörigkeit in der Einwanderungsgesellschaft" 
einen kritischen Datensatz zum Verständnis der gesellschaftlichen Akzeptanz von Vielfalt und der 
strukturellen Barrieren, die dieser Akzeptanz entgegenstehen. Eine gemeinsame Bewertung mit den Daten 
des Vielfaltsbarometers wird uns helfen zu verstehen, wo die Diskriminierungsdaten des Bezirks Mitte in 
dieses Gesamtbild passen. Eine ernsthafte Unzufriedenheit dominiert die Gesellschaft im Allgemeinen: "In 
unserer Studie geben 43 Prozent der Befragten an, sich als Bürger:innen zweiter Klasse zu fühlen; [...] Bei 
Ostdeutschen ist dieses Gefühl übrigens noch stärker verbreitet (48 Prozent) als bei Befragten mit 
Migrationshintergrund (41 Prozent)." (Robert Bosch Stiftung, 2025, S. 53). Diese Feststellung zeigt, dass 
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die Ungleichheitswahrnehmung in Deutschland nicht nur eine ethnische, sondern auch eine regionale und 
historische Dimension hat und die soziale Kluft zwischen Ost und West fortbesteht. Mitte nimmt in dieser 
Hinsicht eine sehr eigenständige Position ein. In der Literatur der Stadtforschung werden Ghettoisierung, 
räumliche Polarisierung und Gentrifizierung nicht nur als wirtschaftliche Transformation, sondern auch als 
eine rassistisch fundierte Praxis der Ausgrenzung und Enteignung gerahmt. In diesem Kontext hat Mitte 
auch sein historisches Erbe eingegliedert. Insbesondere, wie auch unsere Umfragedaten im Kontext von 
Gentrifizierung und Wohnungskrise zeigen, "the restructuring plans would necessarily entail relocating 
'undesirable' (i.e. low-income, elderly, immigrant, and working-class) residents in order to free up their 
currently 'blocked' but 'highly valuable' residences for use by more 'desirable' new middle class residents" 
(Jones, 2024, S. 1695). In den post-imperialen Räumen Berlins werden die Körper von Schwarzen Frauen 
und anderen Minderheiten als „fehl am Platz“ (out of place) kodiert: "Trusting in the transparency of a 
space, is a way of suggesting that 'some bodies belong, some bodies do not belong, and some bodies are 
out of place'" (McKittrick, 2006, vgl. Bass, 2022, S. 4). Diese Analyse legt nahe, dass die 
Erneuerungsprozesse öffentlicher Räume wie des Alexanderplatzes tatsächlich eine Anstrengung zur 
„Bereinigung“ (sanitization) der Stadt von „unerwünschten“ und „fremden“ Elementen darstellen. 

Die Daten der letzten fünf Jahre auf Berliner Ebene zeigen, dass sich identitätsbasierte gesellschaftliche 
Spannungen insbesondere in bestimmten Bereichen verdichten und verhärten. Ähnlich konkretisiert sich 
ein weiterer Trend in den Daten der RIAS Berlin (Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus) für 
das Jahr 2024; der Bericht dokumentiert einen signifikanten Anstieg antisemitischer Vorfälle im gesamten 
Stadtgebiet im Vergleich zu 2023 (2.496 Vorfälle in Berlin im Jahr 2024). Obwohl dieses Thema häufig 
von der rechten Politik als „importierter Antisemitismus“ oder „muslimischer Antisemitismus“ diffamiert 
wird, belegen Studien, dass diese Manipulation hinsichtlich der Täteridentität eine funktionale 
„Brückenideologie“ darstellt (Wagner, 2024; Foroutan, 2024; Valentim et al., 2025). Die NaDiRa-Daten 
zeigen, dass diese These in der Regel in der Mehrheitsgesellschaft als Projektionsfläche genutzt wird, um 
eigene antisemitische und antimuslimische Haltungen zu verbergen oder die Verantwortung zu 
externalisieren. Als ein weiteres Intensivierungsthema wird der antimuslimische Rassismus (AMR) 
hervorgehoben. Dieser wurde auch von CLAIM (Allianz gegen Islam- und Muslimfeindlichkeit) erfasst, 
wobei für das Jahr 2024 in Berlin ein Anstieg der antimuslimischen Rassismus-Fälle um 68 % auf 644 
Vorfälle festgestellt und betont wurde, dass ein Teil dieses Anstiegs mit den aktuellen geopolitischen 
Entwicklungen (Prozess nach dem 7. Oktober) in Verbindung steht. Darüber hinaus besteht ein 
Zusammenhang aller Angriffe gegen rassisch markierte Personen und Gruppen mit der Geschlechtsidentität. 

Die Quellen, die wir in diesem Kapitel verwendet haben, zeigen, dass die Unsicherheit, die durch die 
Periode der „Polykrise“ (Multiple Krise) entsteht, am stärksten Individuen mit „intersektionalen 
Identitäten“ (überschneidenden Identitäten) trifft (z. B. Migrant:innen, queere Menschen, Arme). 
„Antifeminismus im Gewand der Feindschaft gegen 'Gender' [...] wird von organisierten 
demokratiefeindlichen Akteur:innen strategisch zur Bildung von Allianzen in die gesellschaftliche Mitte 
hinein genutzt.“ (Greuel et al, 2025, S. 149) Weltweit hervortretende und von konservativen Politiker:innen 
in den Mainstream zu überführen versuchte Bewegungen wie Antigender-Bewegungen oder die „Woke“-
Kritik positionieren im Falle Deutschlands LGBTIQ* Personen durch Kampagnen wie „Stolzmonat“, die 
nationale Identität mit Heteronormativität verbinden, als „Feinde des Volkes“ (Zick et al, 2025). Dieses 
Narrativ resultiert im Anstieg aggressiver Diskriminierungsformen wie Transphobie und Biphobie. 
Gleichzeitig ist der „Care Gap“ (Betreuungslücke) nicht nur ein Haushaltsproblem, sondern eine 
strukturelle Barriere, die zur Altersarmut von Frauen (Gender Pension Gap) führt (Ehmke & Ciravegna, 
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2025b). Die von uns untersuchten Berichte betonen, dass die Lösung nicht nur in Gesetzen liegt, sondern 
in der Durchführung einer „intersektionalen Analyse“ (überschneidende Analyse) in allen Bereichen, vom 
Bildungssystem (gewaltfreie Pädagogik) bis zum Wohnungsmarkt (Diskriminierungs-Monitoring). 

Diese Tendenzen erschüttern auch das Vertrauen in die Demokratie. Die Untersuchung der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES) von 2024 zeigt die Normalisierung des Rechtsextremismus und die Schwächung des 
Vertrauens in demokratische Institutionen in Deutschland auf (Decker et al., 2024). Dass nur etwa die 
Hälfte der Befragten an die Funktionsfähigkeit der Demokratie glaubt, stellt in kosmopolitischen Zentren 
wie Mitte eine strukturelle Bedrohung dar. Dahinter steckt, dass die Übernahme radikal rechter Narrative 
durch Mainstream-Politiker die gesellschaftlichen Normen aushöhlt. Die aktuelle experimentelle Studie 
von Valentim und Kollegen (2025) bestätigt diesen Mechanismus: "Mainstream-right politicians play a 
crucial role in the enforcement of democracy [...] Their statements are more likely to erode mass-level 
norms [...] than are statements by radical-right politicians" (Valentim et al., 2025, s. 7).  

Bevor wir zur gesellschaftlichen Landschaft in Mitte übergehen, legen wir die verschiedenen Dimensionen 
der Ungleichheit auf verschiedenen Ebenen offen: 

Der von Ehmke und Ciravegna (2025) für die Robert Bosch Stiftung erstellte Bericht mit dem Titel 
"Verflechtungen der Ungleichheit" analysiert Ungleichheit nicht nur als ökonomische Tatsache, sondern 
als ein systemisches "Netzwerk", das alle Zellen der Gesellschaftsstruktur durchdringt. Das zentrale 
Argument der Studie ist, dass Ungleichheit keine voneinander losgelösten individuellen Unglücksfälle 
darstellt, sondern ein komplexes System ist, das sich gegenseitig nährt und verstärkt. Die Autoren definieren 
Ungleichheit als eine "Textur der Ungleichheit", in der vertikale (Einkommen, Vermögen) und horizontale 
(Identität, Geschlecht) Dimensionen miteinander verwoben sind. Die zentrale These des Berichts besagt, 
dass zwischen vertikalen Ungleichheiten (Ergebnisungleichheit) und horizontalen Ungleichheiten 
(Chancenungleichheit) ein Rückkopplungszyklus besteht; dieser Zustand ermöglicht die 
generationenübergreifende Weitergabe und Verfestigung von Ungleichheit. Die Ursache von Ungleichheit 
liegt dabei nicht nur in individuellen Leistungsunterschieden, sondern in historischen und strukturellen 
Machtungleichgewichten wie Kolonialismus, der ungleichen Verteilung von Sorgearbeit (Care-Arbeit) und 
der Ausbeutung natürlicher Ressourcen. 

Der Untersuchung zufolge erhält das reichste 10 % der Weltbevölkerung laut Daten von 2021 insgesamt 
52 % des gesamten globalen Einkommens, während das ärmste 50 % nur 8,5 % dieses Einkommens besitzt. 
Aus historischer Perspektive ist der Anteil des ärmsten 50 % am globalen Einkommen von 14 % im Jahr 
1820 auf 7 % im Jahr 2020 gesunken. Die Kluft bei der Vermögensverteilung ist noch tiefer als beim 
Einkommen. Das reichste 10 % hält 76 % des globalen Vermögens, während die untere Hälfte nur 2 % 
besitzt. Seit 1995 ist das Vermögen von Milliardären 2–3 Mal schneller gewachsen als das 
Durchschnittsvermögen (S. 6–7). 

Einer der größten Treiber der Vermögensungleichheit in Deutschland ist die Erbschaft. Jedes Jahr gehen 
etwa die Hälfte der vererbten rund 400 Milliarden Euro an das reichste 10 % der Haushalte. Darüber hinaus 
besteht eine erhebliche „Vermögenslücke“ (wealth gap) zwischen weißen Deutschen und nicht-weißen 
Deutschen sowie verschiedenen Migrantengruppen. In den OECD-Ländern gehören über 50 % der 
Erwerbstätigen der Arbeiterklasse an, aber nur 5 % der Parlamentarier stammen aus diesem Milieu. In 
Deutschland wächst diese Repräsentationslücke; Personen mit wirtschaftlich benachteiligtem Hintergrund 
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haben eine geringere Wahrscheinlichkeit, ein politisches Amt innezuhaben. Dieser Zustand schafft einen 
Kreislauf, der es wirtschaftlich starken Gruppen ermöglicht, die Politik zu ihren Gunsten zu gestalten (S. 
8). In der EU liegt das Armutsrisiko für Menschen mit Behinderung bei 28,8 %, während es in der 
Allgemeinbevölkerung 18 % beträgt (S. 11). Das reichste 10 % ist für 48 % der globalen Emissionen 
verantwortlich (S. 20). 

Geschlechterbasierte Ungleichheiten (insbesondere Zeitarmut) werden in den DIW-Wochenberichten als 
eine miteinander verbundene, vielschichtige Struktur dargestellt: Die Belastung der Frauen durch 
unbezahlte Sorge- und Hausarbeit reproduziert ihre Position auf dem bezahlten Arbeitsmarkt und später 
ihre Rentenansprüche sowie die Einkommensungleichheit im Alter. Dies wird dadurch verstärkt, dass 
Sorgearbeit als „unproduktive“ Arbeit angesehen wird und gesellschaftliche Normen diese Last den Frauen 
zuschreiben. Frauen übernehmen 76 % der unbezahlten Sorgearbeit, während ihr Anteil am globalen 
Einkommen 35 % beträgt (Ehmke & Ciravegna, 2025, S. 9, 17). In diesem Zusammenhang beträgt der 
„Gender Care Gap“ in Deutschland 133 %, d. h., Frauen übernehmen etwa doppelt so häufig die Pflege von 
Angehörigen wie Männer (Geyer et al., 2024). Unbezahlte Sorgearbeit schränkt die wirtschaftliche 
Beteiligung von Frauen ein, verfestigt die Einkommensungleichheit und erhöht das Armutsrisiko im Alter. 
Der „Gender Pay Gap“ für Deutschland wird für 2024 mit 16 % angegeben. Während die Lohnlücke im 
Alter von 25–29 Jahren etwa 7 % beträgt, steigt sie in der Gruppe 50+ auf 23 % (Herrmann & Wrohlich, 
2025). Den Daten zufolge verlangsamt sich der Lohnanstieg von Frauen um das Alter von etwa 33 Jahren, 
was mit dem Zeitpunkt des ersten Kindes zusammenfällt. Darüber hinaus wird im selben Bericht für 2024 
ein Gender Pay Gap von 5 % im Osten und 17 % im Westen angegeben (Herrmann & Wrohlich, 2025). 
Bei den 60-Jährigen liegt der „Gender Pension Gap“ in Deutschland insgesamt bei 32 %; im Westen bei 
38 % und im Osten bei 10 % (Haan et al., 2025). Ein Bericht über den „Einstellung-zur-Gleichheit-Index“ in 
den Bereichen Bildung, Arbeit und Politik weist darauf hin, dass sich die Zunahme 
gleichstellungsorientierter Einstellungen in jüngster Zeit verlangsamt hat und es in einigen Ländern 
Anzeichen für eine Rückkehr zu traditionelleren Einstellungen bei jungen Menschen gibt (Menkhoff & 
Wrohlich, 2025). 

Im Rahmen der DIW-Berichte wird Zeitarmut sichtbar durch die hohe Belastung der Frauen mit unbezahlter 
Sorgearbeit und die daraus resultierende Einschränkung ihrer bezahlten Arbeitszeit (Jessen et al., 2024). 
Dies wird als ein Kettenmechanismus interpretiert, bei dem die Zunahme der „Care Gap“ (insbesondere im 
Zusammenhang mit Elternschaft) dazu führt, dass Frauen vermehrt in Teilzeit arbeiten und dies das Muster 
der Lohnlücke verstärkt (Herrmann & Wrohlich, 2025). Auch im Bereich der langfristigen Pflege 
(Angehörigenpflege) wird eine ähnliche Logik des Zeitdrucks festgestellt: Informelle Pflege ist 
zeitaufwendig und steht im Zusammenhang mit einer Reduzierung der Arbeitsstunden oder dem Ausstieg 
aus dem Beruf der Pflegenden (zumeist Frauen) (Geyer et al., 2024). Solche Unterbrechungen der 
Erwerbstätigkeit und Teilzeitmuster werden in dem Bericht als Upstream-Faktoren diskutiert, die 
lebenslang kumulativ die Geschlechterkluft bei den Rentenansprüchen verstärken (Haan et al., 2025). Die 
Ungleichheiten bei der Rente sind nicht nur eine verzögerte Spiegelung der „Lohnlücke“, sondern werden 
als kumulatives Ergebnis von Faktoren wie Arbeitsunterbrechungen aufgrund von Sorgearbeit, 
Teilzeitarbeit, beruflicher Segregation und Geschlechternormen betrachtet (Haan et al., 2025). 
Insbesondere die Befunde zum Mütterrenten-Gap (27 % im Westen) und zum allgemeinen Renten-Gap 
(32 %) können als Indikatoren dafür gelesen werden, wie die Sorgebelastung (Zeitarmut) auf die 
„Alterseinkommenssicherheit“ übertragen wird (Haan et al., 2025). 
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Diese Ungleichheiten wirken sich direkt nicht nur auf das Einkommen der Individuen aus, sondern auch 
auf ihre politische Teilhabefähigkeit, Rentenansprüche und das allgemeine Wohlstandsniveau. Die 
Tatsache, dass Frauen in Deutschland weniger bezahlte Stunden arbeiten als Männer, führt zu „Zeitarmut“, 
was die Beteiligung von Frauen am politischen und sozialen Leben einschränkt. Die genannten 
Geschlechterstatistiken spiegeln sich auch in den Umfrageantworten wider, die die Zivilgesellschaft in 
Mitte repräsentieren. All dies bildet natürlich eine Grundlage für die ökonomische Fragilität, die sozio-
räumliche Ungleichheit und die politische Polarisierung. 

3.2. Mapping des Dunkelfeldes: Spezifische Diskriminierungskategorien in Berlin-
Mitte (Zivilgesellschaftliches Monitoring) 

 
Die im vorherigen Kapitel gerahmten globalen multiplen Krisen und sich vertiefenden sozioökonomischen 
Ungleichheiten manifestieren sich in Berlin-Mitte konkret als identitätsbasierte Diskriminierungsformen, 
die den Alltag prägen. Um ein ganzheitliches Bild dieser Diskriminierungserfahrungen zu erhalten, muss 
nicht nur auf offizielle Statistiken wie Polizeiaufzeichnungen, sondern ebenso – und kritischer – auf das 
„Dunkelfeld“ geblickt werden. Dieses Konzept bezeichnet die Gesamtheit der Fälle von Diskriminierung 
und Hasskriminalität, die den offiziellen Stellen nicht gemeldet oder von diesen nicht ausreichend erfasst 
werden, jedoch tiefgreifende Auswirkungen auf die Betroffenen haben. Das Zivilgesellschaftliche 
Monitoring ist ein unverzichtbares methodologisches Instrument, um diesen dunklen Bereich 
auszuleuchten, die Opferperspektive in den Mittelpunkt zu stellen und die institutionellen sowie 
strukturellen Dimensionen der Diskriminierung sichtbar zu machen. 

In diesem Zusammenhang erstellen spezialisierte zivilgesellschaftliche Organisationen wie CLAIM 
(Antimuslimischer Rassismus), RIAS (Antisemitismus), KLIK (wohnungslose und von Wohnungslosigkeit 
bedrohte Menschen) und das Berliner Register eine weitaus präzisere und detailliertere Karte der 
Diskriminierungslandschaft in Berlin-Mitte, indem sie die Lücken in den offiziellen Daten füllen. Zum 
Beispiel ermöglichen uns die jährlichen bezirksbasierten Auswertungen des Berliner Registers ein 
Verständnis der räumlichen Dynamik von Diskriminierung, indem sie dokumentieren, in welchen Kiezen 
und mit welchen Motiven sich welche Art von Fällen häufen. Ähnlich zeigt das Monitoring von CLAIM 
auf, dass antimuslimischer Rassismus nicht nur in physischen Angriffen besteht, sondern auch in 
systematischen Ausschlussmechanismen, denen im Arbeitsleben, in der Schule oder auf dem 
Wohnungsmarkt begegnet wird (CLAIM, 2024). RIAS Berlin betont wiederum, dass ein signifikanter Teil 
der gemeldeten antisemitischen Vorfälle der Polizei überhaupt nicht gemeldet wird, diese Fälle jedoch dank 
der niedrigschwelligen Beratungs- und Erfassungsmechanismen der Zivilgesellschaft dokumentiert werden 
können (RIAS Berlin, 2025). Auch das KLIK-Netzwerk erfasst das „Dunkelfeld“ der Diskriminierung von 
Personen und deren Kindern, die von Obdachlosigkeit bedroht sind, insbesondere in den Bereichen Wohnen, 
Arbeit und Verwaltungsvorgängen, und macht dadurch die strukturellen Ungleichheiten gegenüber dieser 
Gemeinschaft sichtbar (KLIK e.V., 2023). 

Diese Monitoring-Aktivitäten belegen, dass Diskriminierung kein einzelnes „außergewöhnliches“ Ereignis 
ist, sondern ein strukturelles Problem, das Teil institutioneller Routinen und gesellschaftlicher Beziehungen 
geworden ist. Die von der Zivilgesellschaft erzeugten Daten bilden die Grundlage dafür, zu verstehen, wie 
sich die Superdiversität in Berlin-Mitte im Kontext sich vertiefender Ungleichheiten und politischer 
Polarisierung in ein Feld von Spannungen und Ausgrenzung verwandeln konnte. Der Bezirk Berlin-Mitte 
ist aufgrund seiner zentralen Lage und der Beherbergung von Regierungsinstitutionen die Region in Berlin, 
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in der sich die Motive für Diskriminierung und Rassismus am stärksten verdichten und gesellschaftliche 
Spannungen sich am schnellsten wandeln. Mitte ist seit sechs aufeinanderfolgenden Jahren der Bezirk in 
Berlin mit den meisten erfassten Vorfällen (NARUD e.V., 2024, S. 65; NARUD e.V., 2022, S. 15). Berlin-
Mitte bleibt auch im Jahr 2024 mit 950 Vorfällen der Bezirk in Berlin, in dem die meisten 
menschenfeindlichen und rassistischen Vorfälle verzeichnet wurden (NARUD e.V., 2024, S. 11, 13). Die 
Verteilung dieser Vorfälle und der sozioökonomischen Ungleichheiten zeigt innerhalb des Bezirks eine 
deutliche geografische Schichtung. 

3.2.1. Hotspots und Geografie der Diskriminierung 
Wir können vier Hotspots identifizieren, die sich in allen spezifischen Situationen widerspiegeln.. 
• Alexanderplatz: 9 Angriffe im Jahr 2022, 10 Angriffe im Jahr 2023; auffällig sind die verzeichneten 

Fälle von Propaganda im Umfeld des Alexanderplatzes und des Brandenburger Tors. 
• Bahnhof Gesundbrunnen: 4 Angriffe im Jahr 2022, 3 Angriffe im Jahr 2023. 
• In öffentlichen Verkehrsmitteln (ÖPNV) werden kontinuierlich registrierte Fälle von Angriffen, 

Bedrohungen und Propaganda verzeichnet. 
• Wedding: Ein Anstieg von 49 Fällen im Jahr 2023 auf 114 Fälle im Jahr 2024 ist zu beobachten – 

besonders auffällig ist der steigende Trend bei der Registrierung antisemitischer Propaganda im Gebiet 
des Brüsseler Kiezes. 

• Landesamt für Einwanderung (LEA) in Moabit: Als größte Quelle für Beschwerden registriert; 11 
Fälle im Jahr 2022, 38 Fälle im Jahr 2023, 25 Fälle im Jahr 2024 wurden verzeichnet. 

• Im Jahr 2024 erlebte Mitte, insbesondere im Zusammenhang mit müslümanfeindlicher Diskriminierung, 
einen Höchststand an verbalen Angriffen. Auch in den Gebieten Moabit und Gesundbrunnen nahmen 
Fälle von „gewalttätigem Verhalten“ zu. 

Fassen wir die Daten auf: 

Tabelle 3-a Diskriminierung nach Planungsräumen (2022–2024) 
Gebiet 2022 

Fälle 
2023 
Fälle 

2024 
Fälle 

Merkmale Jährliche 
Tendenz 

Mitte/Zentrum 
(Ortsteil Mitte) 

332 
(44 % 
aller 
Fälle) 

356 
Fälle 
(41 %) 

405 
Fälle 
(42 %) 

Hauptzentrum des Bezirks und höchste 
Fallzahl: Durch das Regierungsviertel und 
das Brandenburger Tor konzentrierten sich 
hier Demonstrationen mit rechtsextremer 
und insbesondere impfgegnerischer 
(Corona-Leugner) 
Verschwörungsideologie. Der 
Alexanderplatz (Sammel- und 
Transferzentrum) und sein Umfeld sind 
jedes Jahr der Hauptfokus von Angriffs- und 
Bedrohungsereignissen. Obwohl im Jahr 
2024 die Hälfte der Angriffe als 
antisemitisch motiviert registriert wurde, 
steht dieses Gebiet auch in Bezug auf die 
Registrierung von Polizeigewalt gegen 
Demonstrierende im Vordergrund. 

Kontinuierlicher 
Anstieg, höchste 
Fallzahl des 
Bezirks 

Wedding 104 130 190 Starke antisemitische Propaganda im 
Brüsseler Kiez und am Leopoldplatz. 
Zunahme von Aufklebern der 
rechtsextremen Identitären Bewegung und 
Jungen Alternative. Demonstrationen von 
Verschwörungstheoretikern während der 
Pandemie vor dem Robert-Koch-Institut. 

Scharfer Anstieg: 
+82,7 % 
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Tiergarten 103 82 126 Aktivitäten der Reichsbürger*innen: 
2022 fanden auf dem Platz vor dem 
Reichstag zahlreiche Kundgebungen statt, 
von denen 44 dem Umfeld der Reichsbürger 
zugerechnet wurden. Fokus der LGBTIQ-
Feindlichkeit: Das Schwule Museum und 
Denkmäler wurden wiederholt beschädigt 
(einschließlich eines Schusswaffenangriffs 
auf das Museum im Jahr 2023). 

 

Moabit 117 133 108 Hohe rassistische Fall-Dichte: War 2022 
das Gebiet mit den meisten registrierten 
rassistischen Vorfällen. Der Hauptbahnhof 
war aufgrund der Ankunft von Geflüchteten 
das Zentrum für strukturelle 
Benachteiligung (29 Fälle im Jahr 2022) 
und Angriffe (1 Angriff, 5 Bedrohungen im 
Jahr 2023). Im Landesamt für Einwanderung 
(LEA) wurden intensive Fälle von 
struktureller Diskriminierung 
verzeichnet, insbesondere gegen 
„Drittstaatsangehörige“ aus der Ukraine (38 
Fälle im Jahr 2023). Das Landesamt für 
Einwanderung (LEA) und der Hauptbahnhof 
sind Hotspots struktureller 
Diskriminierung. 

Netto-Anstieg 

Gesundbrunnen 65 76 78 Der Bahnhof Gesundbrunnen ist ein 
wichtiger Angriffsort. Häufung von 
Angriffen in öffentlichen Verkehrsmitteln. 
Im Jahr 2024 wurde ein tödlicher Angriff mit 
anti-Schwarzem Rassismus als Motiv verübt 
(Tötung von William Chedjou). 

Stabiler Anstieg: 
+20 % 

Gesamt 758 855 950 
  

Quelle: Die Jahresberichte des Berliner Registers wurden von Forschern basierend auf CLAIM-
Jahresberichten erstellt. 

Zentrum: Politische Konflikte und sensible Punkte 

Die zentrale Lage des Bezirks führt dazu, dass ein Großteil der Vorfälle (42 %, 405 Fälle im Jahr 2024) im 
Ortsteil Mitte konzentriert ist (Register, 2024). 
• Regierungsviertel: Die zentrale Lage ist ein Gebiet, in dem sich Demonstrationen mit rechtsextremer 

und Verschwörungsideologie (insbesondere 2022) häufen. Schwerpunkte dieser Demonstrationen sind 
politisch symbolische Orte wie das Regierungsviertel, das Brandenburger Tor (Pariser Platz) und Unter 
den Linden. 

• Knotenpunkte (Nodes): Der Alexanderplatz und der Bahnhof Gesundbrunnen sind wichtige Zentren 
für Angriffe und feindseliges Verhalten. Die Hauptschwerpunkte LGBTIQ*-feindlicher Angriffe sind 
der öffentliche Nahverkehr (ÖPNV) und Verkehrszentren. Im Jahr 2022 verzeichnete der 
Alexanderplatz die höchste Zahl an LGBTIQ*-feindlich motivierten Angriffen (5 Angriffe). Auch am 
Bahnhof Gesundbrunnen wurden Angriffe und Belästigungen registriert (Register, 2023; Register, 
2024). 

In unserer Umfrage werden die Probleme im Prognoseraum (PGR) Zentrum von Mitte stärker über die 
Lebenshaltungskosten und die Schwächung sozialer Bindungen definiert. Steigende Lebensmittelkosten 
(Inflation) und Wohnraumknappheit stellen insbesondere für Mütter eine große psychologische Belastung 
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dar. Darüber hinaus führen die zunehmende Einsamkeit unter älteren Menschen und die 
Homogenisierung des Viertels hin zu einer "akademischen und einkommensstarken" Struktur zur 
Ausgrenzungniedrig entlohnter Arbeiter, die als "Dienstleistungsklasse" betrachtet werden. Zu den 
Hauptbetroffenen zählen migrierte Mütter, die finanziell und sprachlich von ihren Partnern abhängig sind, 
sozial isolierte ältere Menschen und niedrig entlohnte Arbeiter, die von ihren einkommensstarken 
Nachbarn ausgeschlossen werden. 

Moabit: Hotspots institutionellen Rassismus 

Strukturelle Benachteiligung ist in Mitte besonders in Institutionen, die Geflüchtete betreuen, ausgeprägt. 
Landesamt für Einwanderung (LEA): Das LEA in Moabit und der Hauptbahnhof sind Hotspots 
institutioneller Diskriminierung. Im Jahr 2024 wurden im Ortsteil Moabit 108 Fälle registriert, von denen 
25 allein im LEA stattfanden. Auch im Jahr 2023 wurden 34 Fälle im LEA gemeldet. Von dieser 
strukturellen Diskriminierung und rassistischen Einstellungen waren insbesondere Geflüchtete aus der 
Ukraine sowie Rom*nja (im Kontext des Antiziganismus) und Schwarze Geflüchtete betroffen. Diesen 
Gruppen wurde der Zugang zu Unterkunft, Verpflegung und Beratungsdiensten verwehrt, indem 
argumentiert wurde, sie seien keine „echten“ Flüchtlinge. Dieser Zustand zeigt, wie die Kategorien „Rasse“, 
Status (Geflüchteter) und lokale bürokratische Praktiken sich überschneiden. 

In den Antworten auf unsere Umfrage steht der Druck, der durch die städtische Transformation und die 
Veränderungen institutioneller Mechanismen im Moabit-Stadtteil entsteht, im Vordergrund. Die 
Hauptrisiken sind die auftretenden Probleme, Wohnungsmangel durch Gentrifizierung, steigende Mieten 
und die Schließung von lokale Geschäfte. Darüber hinaus bricht die zunehmende Digitalisierung offizieller 
Institutionen wie des Jobcenter den persönlichen Kontakt zu Bürgern ab und anonymisiert bürokratische 
Prozesse, sodass Menschen in schwierigen Situationen Hilfe benötigen. Einkommensschwache Familien, 
Flüchtlinge, junge Menschen mit Einwandererhintergrund und Sexarbeiterinnen osteuropäischer Herkunft 
sind die Hauptopfergruppen in diesem Bezirk. Außerdem wird berichtet, dass Personen, die in öffentlichen 
Räumen als Muslime oder Araber wahrgenommen werden, insbesondere Frauen, die Kopftuch tragen, 
verbalen und körperlichen Belästigungen (Catcalling) ausgesetzt sind. 

Gesundbrunnen: Beispiele für intersektionalen Rassismus 

Die Vorfälle in Mitte spiegeln konkret die intersektionale Natur des Rassismus wider (Mbembe, 2019; 
Crenshaw, 1989, zit. nach DeZIM, 2025, S. 54): 
• Antimuslimischer Rassismus (AMR): Im Jahr 2024 wurden 70 antimuslimische rassistische Fälle 

registriert. Sichtbar muslimische und als muslimisch markierte Personen werden zur Zielscheibe. Zum 
Beispiel verdeutlicht die Verfolgung einer Frau mit Kopftuch in der Brunnenstraße (PGR 
Gesundbrunnen), die rassistischen Beleidigungen und dem körperlichen Angriff ausgesetzt war, die 
besondere Verletzbarkeit, die durch die Überschneidung von religiöser Zugehörigkeit (Markierung als 
Muslimin) und Geschlecht entsteht. Dies steht im Einklang mit dem Befund, dass Frauen im 
öffentlichen Raum (62 %) in höherem Maße von AMR betroffen sind als Männer. 

• Multiple Diskriminierung: In einer offiziellen Einrichtung in Mitte wurde ein Fall gemeldet, in dem 
anti-Schwarzer Rassismus und LGBTIQ*-feindliche Diskriminierung zusammen auftraten. Dies belegt, 
dass Diskriminierung nicht auf eine einzige Kategorie reduziert werden kann und unterstreicht die 
Notwendigkeit einer intersektionalen Analyse (CLAIM, 2024, S. 72). 

• Antiziganismus: Im Jahr 2024 wurden 19 antiziganistische Fälle registriert. Fälle struktureller 
Diskriminierung betreffen insbesondere die Diskriminierung von Roma-Geflüchteten aus der Ukraine. 
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Die Antworten unserer Umfrage verweisen auf die soziale Segregation und die Sichtbarkeit rechtsextremer 
Symbole in Gesundbrunnen. Ein Teil der festgestellten Probleme ist sehr spezifisch. Hervorgehoben 
werden der Mangel an Freiräumen für Jugendliche, rechtsextreme Aufkleber und Propagandamaterialien 
auf den Straßen, die Zunahme von Drogenabhängigkeit und das Problem der Obdachlosigkeit. Die 
mangelnde Zugänglichkeit der Mechanismen der politischen Partizipation führt zu einer Entfremdung der 
Bevölkerung von der Politik und zu Frustration. Die Betroffenen erhalten in diesem Rahmen Bedeutung: 
Obdachlose, Drogenabhängige, von sozialer Ausgrenzung betroffene Jugendliche und vulnerable Gruppen, 
die aus politischen Prozessen ausgeschlossen sind, erfahren die größten Benachteiligungen. 

Wedding: Antisemitische Propaganda und Verschwörungszentren 

• Hohe rassistische Fall-Dichte mit steil ansteigender Tendenz: Wedding verzeichnete 104 Fälle (2022), 
130 (2023) und 190 (2024) – einen Anstieg von +82,7 %. 

• Brüsseler Kiez und Leopoldplatz als Propaganda-Hotspots: Intensivierung antisemitischer Propaganda 
durch Plakate der Identitären Bewegung und Jungen Alternative. Besonders auffällig seit 2023: 
Steigende antisemitische Aufkleber und Flugblätter in der Brüsseler Straße und um den Leopoldplatz 
(RIAS e.V., 2024). 

• Hochburg der Verschwörungsideologie: Pandemiezeit mit regelmäßigen Querdenker- und 
Reichsbürger-Demonstrationen vor dem Robert-Koch-Institut. Höchststand an Versammlungen (49 
Fälle) im Jahr 2022, die mit Corona-Leugnung und antisemitischen Narrativen vermischt waren 
(NARUD e.V., 2022b). 

• Strukturelle Diskriminierung: Wedding als Wohnzentrum der afrikanischen Diaspora (NARUD e.V., 
2021, S. 4) zeigt hohe Fälle von anti-Schwarzem Rassismus in Bildungseinrichtungen und Behörden. 
CLAIM verzeichnet zudem steigende antimuslimische Vorfälle in Schulen (34,9 % aller Fälle). 

• Soziale Spannungen: Der NaDiRa-Monitoringbericht 2023 stuft Wedding als „stark migrantisch 
geprägten Kiez“ mit einem 15 % höheren Diskriminierungsgefühl ein (Fuchs et al., 2025). „Zusammen 
gegen Rassismus Wedding & Moabit“ dokumentiert anhaltende Proteste gegen Alltagsrassismus. 

Die in der Wedding-stadtteil hervorstechenden Probleme konzentrieren sich im Wesentlichen auf 
wirtschaftliche Defizite und strukturelle Ungleichheiten. Die festgestellten Probleme stehen im Einklang 
mit den sozioökonomischen Daten des Bezirks: Enge und unzureichende Wohnverhältnisse, zunehmende 
Armut, Chancenungleichheit in der Bildung und die Verwahrlosung öffentlicher Räume (insbesondere um 
den Leopoldplatz) sind die Kernprobleme. Darüber hinaus wird festgestellt, dass Kürzungen in den Budgets 
für soziale Dienste (Jugendhilfe) Jugendliche für den Einfluss rechtsextremer Gruppen anfällig machen und 
Gewalt schüren. Die Betroffenen weisen eine Verschränkung von Klasse und Identität auf. Insbesondere 
benachteiligte Kinder und Jugendliche im Bildungssystem, prekarisierte (prekär beschäftigte) EU-
Migranten, Obdachlose und Drogenabhängige sind von dieser Situation unmittelbar betroffen. Ferner wird 
eine große Bevölkerungsgruppe, die keinen deutschen Pass und somit kein Wahlrecht besitzt, als Opfer 
definiert, die von den Mechanismen der politischen Repräsentation ausgeschlossenist. 

Der vorangegangene Abschnitt hat die räumliche Dimension und lokale Ballung der Diskriminierung in 
Berlin-Mitte anhand von Hotspots und Fallzahlen beleuchtet. Es wurde deutlich, dass globale Spannungen 
und strukturelle Ungleichheiten sich in den Prognoseräumen des Bezirks in konkreten, geografisch 
verdichteten Vorfällen von Menschenfeindlichkeit manifestieren. Um über die bloße Zählung der Vorfälle 
hinauszugehen und die intersektionalenMechanismen dieser Gewalt und Ausgrenzung tiefer zu verstehen, 
widmet sich der folgende Abschnitt der detaillierten Analyse der spezifischen Diskriminierungskategorien. 
Im Fokus stehen dabei insbesondere die Angriffe, die auf ethnische, rassistische und religiöse Identitäten 
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abzielen, wie Antisemitismus und Antimuslimischer Rassismus (AMR), die in der Superdiversität von 
Mitte neue und verstärkte Formen annehmen. 

3.2.2. Spezifische Erscheinungsformen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 
 
Die vorangegangene Analyse der lokalen Fallzahlen und Hotspots (3.2.1.) beleuchtete die räumliche 
Verdichtung von Konflikten in Berlin-Mitte. Das Verständnis der Dynamiken in der Superdiversität 
erfordert jedoch den Blick hinter die reine Quantität und die Fokussierung auf die spezifischen 
Erscheinungsformen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit. Hierbei wird die Perspektive auf das 
„Dunkelfeld“ gerichtet – jene Diskriminierungsfälle, die aufgrund von geringem Vertrauen in die Behörden, 
Scham oder Angst nicht bei der Polizei angezeigt werden und somit von offiziellen Statistiken unbeleuchtet 
bleiben. Das Zivilgesellschaftliche Monitoring (durch Organisationen wie CLAIM, RIAS, Amaro Faro und 
das Berliner Register) macht dieses Dunkelfeld sichtbar und stellt durch die Erfassung der Opferperspektive 
eine unverzichtbare Ergänzung zu den staatlichen Daten dar. Die zentrale Erkenntnis der Mitte-Studien 
(2024/25) und des NaDiRa Panels (DeZIM) ist, dass Rassismus und Menschenfeindlichkeit nicht mehr 
Randphänomene sind, sondern als institutionelle und strukturelle Probleme in die Gesellschaftsmitte 
hineinwirken. In diesem Abschnitt werden die spezifischen Erscheinungsformen, Dynamiken und 
intersektionalen Verbindungen der gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit, die Berlins Superdiversität 
prägen, analysiert. Der Fokus liegt auf den Kategorien, die vom Zivilgesellschaftlichen Monitoring 
besonders detailliert erfasst werden: Antisemitismus, Antimuslimischer Rassismus (AMR), Anti-
Schwarzer Rassismus (ASR), Antiziganismus, LGBTIQ*-Feindlichkeit und geschlechterbasierte 
Diskriminierung. Wie bereits in unserer Umfrage, bilden die von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
(CSO) in jährlichen Monitoring-Berichten erfassten Diskriminierungsmotive ein Geflecht, in dem sich 
ethnische, religiöse und geschlechterbasierte Feindseligkeiten überlappen. In dieser Hinsicht werden sich 
einige Informationen und Fälle innerhalb der Kategorien wiederholen. 

Es ist an dieser Stelle hilfreich, daran zu erinnern, dass eine spezifische rassistische Konfiguration, wie von 
Balibar (1990) dargelegt, keine festen Grenzen besitzt; sie ist vielmehr ein Entwicklungsmoment, das, 
abhängig von seinen verborgenen Grenzen/Möglichkeiten sowie von historischen Bedingungen, 
gesellschaftlichen Strukturen und Machtverhältnissen, einen unterschiedlichen Platz im Spektrum 
möglicher Rassismen einnehmen kann. In diesem Sinne ist erkennbar, dass sich Form, Bezeichnung oder 
Bild konjunkturell wandeln und innerhalb gesellschaftlicher Hierarchien verschieben können. Die in 
diesem Bericht behandelten Formen des Rassismus stehen in diesem Kontext im Zusammenhang mit der 
Existenz von Selbstorganisations- und Dokumentationskapazitäten. 
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Die untenstehende 2.b.-Tabelle zeigt kategoriebasierte Zahlen, zusammengestellt aus jährlichen 
Vergleichen von Register Mitte (NARUD). 

Tabelle 3-b: Daten für den Bezirk Mitte (Berlin-Register) 
Vorfälle nach Motiven (Register Mitte) 2022 2023 2024 

Antifeminismus 13 12 6 
Antisemitismus 101 174 360 

Behindertenfeindlichkeit 8 4 14 
LGBTIQ*-Feindlichkeit 42 87 57 

Rassismus 340 340 287 
Rechte Selbstdarstellung 71 61 83 

NS-Verharmlosung/Verherrlichung 198 130 103 
Sozialchauvinismus 3 3 3 

Antiziganismus 43 18 19 
Antimuslimisch-rassistischer Rassismus 48 86 70 

Anti-Schwarzer Rassismus — 124 73 
Politische Gegner*innen 60 49 46 

Quelle: Entnommen aus dem Bericht des Berliner Registers für 2024 (NARUD e.V., 2025, S. 8).  

Die obenstehende Tabelle 2.b präsentiert die motivbasierte Verteilung, die aus den jährlichen Vergleichen 
des Registers Mitte abgeleitet wurde; beispielsweise stiegen antisemitische Vorfälle von 174 im Jahr 2023 
auf 360 im Jahr 2024. Für die gleichen Jahre wurde LGBTIQ*-Feindlichkeit mit 82 Fällen im Jahr 2023 
und 57 Fällen im Jahr 2024 registriert, während NS-Verharmlosung/Verherrlichung von 130 im Jahr 2023 
auf 103 im Jahr 2024 sank. Die Zahl in der Kategorie Rassismus (340 im Jahr 2023) ging auf 287 im Jahr 
2024 zurück, wobei ein signifikanter Teil des Anstiegs des Gesamtfallvolumens auch mit dem Sprung in 
der Kategorie „Propaganda“ zusammenhängt (371 im Jahr 2024). Obwohl RIAS, CLAIM und das Berliner 
Register Hass- und Diskriminierungspraktiken in derselben Stadt beobachten, unterscheiden sich das 
erfasste Phänomen, die Datenerhebungsmethoden und die Kategorisierungslogiken erheblich; daher ist es 
methodisch sinnvoller, die Zahlen nebeneinander zu lesen, anstatt sie direkt zu vergleichen (RIAS, 2025; 
CLAIM, 2025; Berliner Register, 2023). Diese Differenzierung erläutern wir anhand der untenstehenden 
Tabelle 2.c.Diskriminierung in Mitte konzentriert sich in verschiedenen Kategorien von Angriffen bis 
institutionellen Ausschluss. Die detaillierte Aufschlüsselung folgt in der nachstehenden Tabelle. 

Tabelle 3-c: Numerische Differenzierung nach Motiven 
Quelle / Motiv 2023 2024 Anstieg (%) 

RIAS Berlin (Antisemitismus) — 2.496 +77% (bundesweit)  
CLAIM Berlin (AMR) 382 644 +68%  

Register Mitte (Antisemitismus) 174 360 +107%  
Register Mitte (AMR) 86 70 -19%  

Register Mitte (Gesamt) 855 950 +11%  
Quelle: Erstellt von den Autoren aus relevanten Daten. 

RIAS, CLAIM und das Berliner Registerbeobachten zwar Hass- und Diskriminierungspraktiken in 
derselben Stadt, doch unterscheiden sich die Definition des Phänomens, die Datenerhebungskanäle und die 
Kategorisierungslogiken erheblich; daher ist es methodisch sinnvoller, diese Systeme nicht als „absolute 
Zahlen“ zu reihen, sondern nebeneinander als komplementäre Datenschichten zu lesen. Das Register-
Ökosystem stützt sich auf Ebene der Kieze/Bezirke auf multiple Quellen (lokale Registrierungsstellen, 
Zeugen- und Opfermeldungen, lokale Initiativen und teilweise Beratungszentren). Dies ist besonders 
geeignet, um die gleichzeitige Verdichtung verschiedener Motive am selben Ort in einem einzigen Rahmen 
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sichtbar zu machen. Im Gegensatz dazu bieten thematische Experten-Monitoring-Berichte (wie z. B. zu 
Antisemitismus oder AMR) detailliertere Typologien und Kontextanalysen für ein bestimmtes Motiv. 
Daher ermöglicht der Ansatz des gemeinsamen Lesens die Analyse sowohl der motivspezifischen 
Dynamiken als auch der intersektionalen/räumlichen Überlagerungen der Diskriminierung in Berlin. 

Abschließend ist eine grundlegende Anmerkung zu den Registrierungsdaten zu machen: Die Erfassung von 
Diskriminierung und Angriffen erfolgt über Meldungen und Anzeigen von Personen; die Entscheidung zur 
Meldung hängt jedoch vom politischen Klima, den Ressourcen/Zugangsmöglichkeiten des Individuums 
und dem Grad des Vertrauens in Institutionen ab. Daher sind einerseits zahlenmäßige Differenzierungen 
zwischen den Jahren ein wichtiger Indikator, andererseits müssen diese Differenzierungen im 
Zusammenhang mit der „Sichtbarkeit“ und der „Erfassungskapazität“ gelesen werden. Im nächsten 
Abschnitt werden vor dem Hintergrund dieser Befunde die Ursachen, die Diskriminierung und Rassismus 
erzeugen/verstärken, sowie die gesellschaftlichen und räumlichen Faktoren, auf denen diese Tendenzen 
beruhen, genauer beleuchtet. 

Diskriminierung in Mitte konzentriert sich in verschiedenen Kategorien von Angriffen bis institutionellen 
Ausschluss. Die detaillierte Aufschlüsselung folgt in der nachstehenden Tabelle. 

 
Tabelle 3-d: Diskriminierungsformen (2022–2024) 

Vorfallsart 2022 2023 2024 
Angriff) 63 68 58 

Beleidigung/Bedrohung/Pöbeleien) 179 237 213 
Propaganda 178 212 371 

Sachbeschädigung 15 36 38 
Strukturelle Benachteiligung) 89 125 101 

Veranstaltung  234 174 169 
Quelle: Entnommen aus dem Bericht 2024 des Berliner Registers  (NARUD e.V., 2025, s.7). 

 Die oben dargestellten Daten zeigen, dass Diskriminierung und Rassismus sowohl im Laufe der Jahre als 
auch regional erheblich variieren. Insbesondere die Zunahme bestimmter Arten und Intensitäten von 
Angriffen in bestimmten Planungsgebieten zeigt, dass dieses Phänomen in engem Zusammenhang mit 
räumlichen und sozialen Dynamiken steht. Vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse werden im nächsten 
Abschnitt die Ursachen von Diskriminierung und Rassismus sowie die diesen Tendenzen zugrunde 
liegenden Faktoren näher betrachtet. 
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Abbildung 2: Motivverteilung nach Art des Vorfalls (in Prozent) 

 

Quelle: Entnommen aus dem Bericht 2024 des Berliner Registers (NARUD e.V., 2025, S. 23). 

Die vorliegende Tabelle veranschaulicht, dass die Feindseligkeit in Mitte unterschiedliche, 
motivspezifische Ausdrucksformen annimmt: 

1. Strukturelle und materielle Angriffe:Antisemitismus dominiert in Fällen von Sachbeschädigung (82 %) 
und ist das primäre Motiv bei Struktureller Benachteiligung (85 %). Dies deutet darauf hin, dass 
antisemitische Feindseligkeit in Mitte primär über die Beschädigung jüdischer Einrichtungen und die 
Verwehrung von Rechten in Institutionen wirkt, was eine tief sitzende, systemische Dimension aufweist. 

2. Körperliche Gewalt und Events:LGBTIQ*-Feindlichkeit ist bei Angriffen (36 %) das am stärksten 
registrierte Einzelmotiv, gefolgt von Antisemitismus (31 %). Dies belegt eine erhöhte physische 
Gewaltbereitschaft gegenüber queeren Personen und jüdischen Menschen. Bei Veranstaltungen (56 %) 
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dominiert ebenfalls der Antisemitismus, was auf eine hohe Konzentration von Hass auf öffentlichen 
Plätzen schließen lässt. 

3. Propaganda und verbale Angriffe:Propaganda wird am häufigsten dem Motiv „Politischer 
Gegner“ (44 %) zugeordnet, was die hohe Zahl an Verschwörungsideologien und Demonstrationen in 
Mitte widerspiegelt. Die Kategorie „Bedrohung/Beleidigung/Pöbelei“weist mit 56 % den höchsten 
Anteil an „Anderen“ Motiven auf, was die Komplexität und oft diffuse Natur vieler alltäglicher 
Diskriminierungserfahrungen belegt. 

Die oben dargestellten Daten zeigen, dass Diskriminierung und Rassismus sowohl im Laufe der Jahre als 
auch regional erheblich variieren. Insbesondere die Zunahme bestimmter Arten und Intensitäten von 
Angriffen in bestimmten Planungsgebieten zeigt, dass dieses Phänomen in engem Zusammenhang mit 
räumlichen und sozialen Dynamiken steht. Innerhalb dieses komplexen Motivgeflechts nehmen der 
Antimuslimische Rassismus (AMR) und der Antisemitismus eine zentrale Rolle ein, deren Dynamiken im 
Folgenden detailliert beleuchtet werden. 

Spezifische Diskriminierungsformen 

i. Anti-muslimischer Rassismus (AMR): Eine intersektionale Analyse 
Das wahre Ausmaß des Antimuslimischen Rassismus (AMR) in Berlin-Mitte offenbart sich erst durch die 
Linse des zivilgesellschaftlichen Monitorings. Organisationen wie CLAIM machen ein weites Dunkelfeld 
sichtbar, das von staatlichen Statistiken kaum erfasst wird. AMR ist keine Randerscheinung, sondern eine 
weitverbreitete gesellschaftliche Praxis, die auf der Konstruktion 'des Muslims' als homogenem, 
bedrohlichem Anderen basiert. Diese Form des Rassismus durchdringt sowohl die zwischenmenschliche 
Interaktion auf der Straße als auch die institutionelle Logik von Behörden und Märkten, was ihn zu einer 
besonders hartnäckigen und vielgestaltigen Diskriminierungskategorie macht. 

In den modernen Sozialwissenschaften wird AMR als eine Form des Neorassismusdefiniert, der nicht mehr 
den biologischen Begriff der „Rasse“ benötigt, sondern stattdessen über „Kultur“ und 
„Religion“funktioniert. Seine historische Kontinuität bezieht er sowohl aus dem Orientalismusals auch aus 
einem kolonialen Erbe. In diesem Prozess wird die muslimische Identität, unabhängig vom Glauben des 
Individuums, „rassifiziert“ und in den Status eines unveränderlichen „Anderen“(Othering) versetzt. Mit den 
Worten von Iman Attia: "Rassismus konstruiert ‚Rassen‘, so dass tatsächliche oder fiktive religiöse, 
biologische oder kulturelle Aspekte als wesentliche und natürliche Gruppenmerkmale erscheinen, die 
unveränderlich und für alle Gruppenmitglieder zentral bedeutsam seien und die einen grundsätzlichen 
Unterschied zur ‚eigenen‘ Gruppe markierten" (Attia, 2023, S. 130). In Deutschland führt dieser Prozess 
dazu, dass Muslime nicht nur als eine religiöse Gruppe, sondern als eine „essenziell“ andere Masse 
konstruiert werden, deren Integration in die demokratische Gesellschaft unmöglich sei. Diesen Quellen 
zufolge dient dieser Prozess des „Othering“ (Molla, 2023) dazu, Muslime als „Bedrohungsfigur“ in den 
Fokus der Sicherheitsregime zu stellen. 

CLAIM-Berichte dokumentieren, dass die AMR-Fälle auf nationaler Ebene von 898 im Jahr 2022 auf 1.926 
im Jahr 2023 gestiegen sind (ein Anstieg von 114 %) (CLAIM, 2024). Die Report! Berlin-Daten speziell 
für Berlin zeigen einen Anstieg der Fallzahl von 382 im Jahr 2023 auf 644 im Jahr 2024 (ein Anstieg von 
68 %) (CLAIM, 2025). Dass etwa 70 % der Opfer in AMR-Fällen Frauen sind, belegt die Intersektionalität 
dieses Motivs mit sexistischen und rassistischen Mustern (CLAIM, 2024; 2025). Die Berichte zeigen, dass 
die starke Zunahme von antimuslimischen Rassismusfällen im Jahr 2024 sowohl bei individuellen 
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Angriffen als auch bei institutioneller Diskriminierungzu beobachten ist. Es wird betont, dass rechtsextreme 
und Neue Rechte Gruppenaktiv online und auf lokaler Ebene organisiert sind und die Zivilgesellschaft ins 
Visier nehmen, insbesondere durch migrationsfeindliche Propaganda und Konzepte wie 
„Remigration“ (CLAIM, 2025). Obwohl die AMR-Fälle in Berlin insgesamt einen alarmierenden Anstieg 
von 644 Fällen im Jahr 2024 verzeichnen (68 % Anstieg), wurden in Mitte 86 Fälle im Jahr 2023 und 70 
Fälle im Jahr 2024 registriert (CLAIM, 2025, S. 83, 89; NARUD e.V., 2024, S. 109, 157). Laut dem Bericht 
2024 des Berliner Registers waren auch zwei Moscheevereine, einer in Moabit, einer in Tiergarten-Süd, 
besonders betroffen. Diese erhielten mehrfach rassistische Hasszuschriften, und in deren unmittelbarer 
Umgebung ereigneten sich mehrere Beleidigungen, Bedrohungen und Propagandavorfälle. 

Die untenstehende Tabelle fasst die aus den Quellen zusammengetragenen aktuellen Statistiken und 
grundlegenden Tendenzen zusammen: 

Tabelle 3-e: Daten zum Antimuslimischen Rassismus auf Berliner und Mitte-Ebene 
Kategorie Berlin Gesamt (Daten 2024) Bezirk Berlin-Mitte (Daten 2023) 
Gesamtzahl der 
Vorfälle 644 Fälle (68 % Anstieg ggü. 2023) 86 Fälle 
Täglicher 
Durchschnitt Ca. 2 Fälle pro Tag — 

Häufigste Art Diskriminierung (45,7 %), Verbale 
Angriffe (39,7 %) 

Beleidigung/Bedrohung/Belästigung (53 Fälle, 
165 % Anstieg) 

Opferprofil 64 % der Opfer sind Frauen 98 % der Opfer sind Frauen, Täter zumeist 
Frauen 

Auffällige Orte Bildungseinrichtungen (34,9 %) und 
Öffentliche Plätze (19 %) 

Öffentliche Verkehrsmittel (39 %), 
Alexanderplatz und Washingtonplatz 

Schwere 
Straftaten 

48 Körperverletzungen, 24 
Sachbeschädigungen 6 Körperliche Angriffe (2022: 0 Fälle) 

Datenquellen CLAIM, 2025 NARUD, 2024 
Quelle: Zusammenfassende Daten wurden von den Autor:innen durch die Analyse der Berichte des Berliner 
Registers und von CLAIM abgeleitet. 
 
Tabelle 3-f: Antimuslimische Vorfälle nach Kategorien (2024) 

Kategorie Anzahl der Vorfälle Anteil (%) Unterkategorien (Anzahl) 
Diskriminierung 285 45,7 - 
Verbale Angriffe 248 39,7 Volksverhetzung (59) 

Beleidigungen (136) 
Bedrohungen/Nötigungen (45) 
Verleumdungen (5) 
Üble Nachrede (3) 

Verletzendes Verhalten 91 14,6 Körperverletzungen (48, davon 5 
gefährliche) 
Sachbeschädigungen (24) 
Weitere Straftaten (19) 

Gesamt 624 100 
 

Hinweis: Die Gesamtzahl der Fälle wird im Text nicht angegeben, kann aber berechnet werden. 
Prozentsätze werden aus 624 berechnet.  
Quelle: Entnommen aus dem Bericht 2024 des Berlin Register  (NARUD e.V., 2025, S. 9). 

Die Tabelle zeigt die Verteilung der dokumentierten antimuslimischen Vorfälle nach Kategorien im Jahr 
2024. Der höchste Anteil entfällt mit 45,7 % auf die Kategorie Diskriminierung, was, wie in der Anmerkung 
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des CLAIM-Berichts 2024vermerkt, auf einen Anstieg der Antidiskriminierungsberatungen durch die 
Kooperationspartner zurückgeführt werden kann. An zweiter Stelle stehen die verbalen Angriffe mit 39,7 %, 
wobei in dieser Kategorie die meisten Beleidigungen(136 Fälle) registriert wurden. Die dritte Kategorie, 
verletzendes Verhalten, hat einen Anteil von 14,6 %, wovon die meisten Fälle (48 Fälle) 
Körperverletzungen sind. Wie im Text betont wird, darf nicht vergessen werden, dass diese Verteilung 
nicht repräsentativ ist und nicht das gesamte Ausmaß der tatsächlichen Fälle widerspiegeln kann.  

CLAIM-Berichte stellen fest, dass der Antimuslimische Rassismus für "sichtbar muslimische Frauen" 
aufgrund der "Verschränkung von Rassismus und Sexismus" eine besondere Verletzlichkeit Schafft 
(CLAIM, 2025, S. 92, 259). Bei antimuslimisch rassistischen Angriffen und Bedrohungen wurden Frauen 
in auffälliger Weise zur Zielscheibe: 80 % der Angriffe und 98 % der 
Bedrohungen/Beleidigungen/Pöbeleien im Jahr 2023 richteten sich gegen Frauen. Frauen stellten bei 
solchen Belästigungen und Bedrohungen auch die Mehrheit der Täterinnen. Ein prägnanter Fall in Mitte, 
der die Schärfe dieses Motivs demonstriert, wurde am 06.11.2024 registriert: "Eine Frau lief an mir und 
meine zwei Kolleginnen vorbei und meinte mich (die als einzig kopftuchtragende Frau unter den Anwesend) 
mehrfach als Erdogan-Fotze und Antisemitin bezeichnen zu müssen." (CLAIM, 2025, S. 96, 269). Dieser 
Fall zeigt, wie sich der AMR mit politischen und geopolitischen Narrativen überschneidet und sichtbar 
muslimische Frauen zur Zielscheibe gleichzeitiger Feindseligkeiten macht. 

Unter den Befunden unserer Umfrage gehört der stärkste Datensatz zur Intensität und Vielfalt des AMR. 
Er wird in einem breiten Spektrum behandelt, von den Arbeitsbereichen der zivilgesellschaftlichen 
Organisationen (ZGO) in Berlin-Mitte über die kieznah beobachteten Risiken bis hin zu konkreten 
Opfererfahrungen. Zunächst haben die befragten Organisationen den Kampf gegen AMR als ein 
grundlegendes Arbeitsfeld bei der Beschreibung ihrer Aktivitäten in den letzten drei Jahren genannt. Die 
Umfrageteilnehmer berichten, dass AMReine der Diskriminierungsarten ist, die insbesondere in Gebieten 
wie Wedding und Moabit die dringendste Intervention erfordert. Darüber hinaus enthält der 
Antwortdatensatz konkrete Informationen darüber, wer von AMR betroffen ist und wie diese Angriffe 
erfolgen. Die Umfrageteilnehmer betonen, dass Bundesprogramme und staatliche Politiken, insbesondere 
im Rahmen von *Demokratie leben!*, sich stärker auf das Thema AMR konzentrieren sollten." 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

Berlin-Mitte bleibt weiterhin die Region in Berlin, in der die höchste Dichte an Diskriminierungsfällen 
registriert wird. Antimuslimischer Rassismus (AMR) manifestiert sich im öffentlichen Raum in Form von 
Stigmatisierung als „fremd“, Beleidigungen und physischen Angriffen auf Straßen, in Parks und 
insbesondere in öffentlichen Verkehrsmitteln (ÖPNV) ((Berliner Register, 2024, S. 10; CLAIM, 2023, S. 
18; CLAIM, 2024, S. 46; DeZIM, 2023) und reflektiert sich über sicherheitsorientierte Stereotypisierung 
auf öffentliche Autoritäten. Insbesondere nach dem 7. Oktober 2023 wurde ein signifikanter Anstieg von 
Fällen beobachtet, in denen Muslime pauschal über palästinensische Symbole als „antisemitisch“ oder 
„Terror-Sympathisanten“ kriminalisiert wurden (Ahmed et al., 2025, S. 97; CLAIM, 2024, S. 14, CLAIM, 
2025, S. 8). Allerdings birgt die ausschließliche Betrachtung dieser Situation als reine Reflexion der 
internationalen politischen Krise das Risiko, die existierende Kontinuität unsichtbar zu machen. Giovanni 
Pickel analysiert diese Kontinuität in seiner Arbeit über die rassistischen Grundlagen und die Legitimierung 
von urbanen Planungsprozessen in Berlin durch „Angst“ wie folgt: „The police authority [...] bases its 
danger prognosis on a racist stereotype currently popular in Berlin, that of the young and predominantly 
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male migrant-Muslim." (2025, S. 358). Auf diese Arbeit werden wir später noch bei den anderen Subjekten 
der Ökonomie der Angst – dem Antisemitismus und dem Anti-Schwarzen Rassismus – zurückkommen. 

Bildungseinrichtungen gehören zu den am häufigsten gemeldeten Bereichen des antimuslimischen 
Rassismus (CLAIM, 2024, S. 12; CLAIM, 2025, S. 14). Nach dem Erlass der Berliner Senatsverwaltung 
für Bildung, der Symbole wie die Kufiya (palästinensisches Tuch) verbieten sollte, entstand an Schulen ein 
Klima des „Generalverdachts“ gegenüber muslimischen Schülerinnen und Schülern (Benbrahim, 2024, S. 
65; CLAIM, 2024, S. 47). Es wird berichtet, dass Diskriminierung größtenteils von Lehrkräften und der 
Schulleitung ausgeübt wird (72 % der Fälle in Berlin) und nicht primär von Mitschülern (CLAIM, 2023, S. 
65; Yegane, 2023, S. 64). Ein ähnlicher Prozess wurde im Länderbericht 2024 von Amnesty International 
und in einer Pressemitteilung von Human Rights Watch im Zusammenhang mit der Einschränkung der 
Meinungsfreiheit und der Verengung des akademischen Raumes auch an Universitäten thematisiert (HWR, 
2024, Nov 11; Amnesty Int., 2024). 

Das Thema des „vergeschlechtlichten Rassismus“ ist ebenfalls ein wichtiger Bestandteil dieses Motivs auf 
dem Arbeitsmarkt. Im Berufsleben manifestiert sich AMR insbesondere in der Ablehnung von 
kopftuchtragenden Frauen in Bewerbungsprozessen oder in der Aussetzung von Mobbing (Boos-Niazy, 
2023, CLAIM, 2025). Muslimische Männer hingegen werden über das Klischee der „aggressiven 
muslimischen Männlichkeit“ kriminalisiert; wenn sie sich am Arbeitsplatz gegen Ungerechtigkeiten 
wehren, werden sie als „unangepasst“ oder „gefährlich“ abgestempelt und entlassen (Foroutan, 2025). Es 
wurde festgestellt, dass muslimische Individuen (sowohl Männer als auch Frauen) selbst bei hoher Bildung 
viermal häufiger armutsgefährdet sind als jene, die nicht rassistisch markiert sind (Salikutluk & Podkowid, 
2024). 

Im Gesundheitssektor existiert ein rationalisiertes Vorurteil und eine Pseudodiagnose (Psödo-Diagnose), 
bekannt als „Morbus Mediterraneus“(Mittelmeerkrankheit), dass Personen, die als muslimisch 
wahrgenommen werden, eine geringere Schmerzschwelle hätten oder ihre Beschwerden übertreiben 
würden (Kim&Sinanoğlu, 2023). Diese rassistische Annahme basiert auf Stereotypen, wonach Patienten 
aus dem „Süden“ oder dem Mittelmeerraum aufgrund ihrer kulturellen Merkmale überempfindlich auf 
Schmerz reagieren und ihre klinischen Zustände „unangemessen“ übertreiben (DeZIM, 2023). Daten des 
Nationalen Diskriminierungs- und Rassismus-Monitors (NaDiRa) 2022 zeigen, dass 38,9 % der 
muslimischen Frauen aufgrund der mangelnden Ernsthaftigkeit ihrer gesundheitlichen Beschwerden den 
Arzt wechseln mussten; dieser Anteil liegt bei nicht-rassistisch markierten (weißen) Frauen bei 28,8 % und 
bei nicht-rassistisch markierten Männern bei 18,9 %. Die betreffende Situation wird in der medizinischen 
Literatur als struktureller Rassismus betrachtet, der als eine Praxis, die alle „Nicht-Weißen“ ausschließt, als 
„Morbus Aliorum“ (Krankheit der Anderen) redefiniert wird. Die mangelnde Ernsthaftnahme der 
Beschwerden muslimischer Frauen ist eine Art „Susturma“ (zum Schweigen bringen)-Praxis. Patienten 
äußern die erlebte Diskriminierung aus Angst vor einer Beeinträchtigung ihrer Behandlungsprozesse nicht 
(testimonial smothering) oder werden von Ärzten als „unwissend“ stigmatisiert, wenn sie versuchen, sich 
Gehör zu verschaffen (DeZIM, 2023). 

Auf politischer Ebene fungiert der antimuslimische Rassismus als „Brückenideologie“, die zwischen 
rechtsextremen Ideologien und der demokratischen Mitte der Gesellschaft steht, und so rassistische 
Narrative normalisiert (Pickel, 2023, S. 46; CLAIM, 2025, S. 65). Dieser Zustand hat schwerwiegende 
Folgen für die soziale Zugehörigkeit: Laut DeZIM-Daten vertrauen etwa zwei Drittel der Muslime in 
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Deutschland Politikern nicht mehr, und das Vertrauen in die Polizei und die Justiz sinkt dramatisch mit 
zunehmender Diskriminierungserfahrung, insbesondere aufgrund von Racial Profiling-Praktiken bei den 
Strafverfolgungsbehörden (Gahein-Sama u. a., 2025, S. 13; DeZIM, 2025, S. 11). Die Folgen der 
Feindseligkeit gegenüber Muslimen bergen sehr wichtige Risiken, da sie an die tödlichen Anschläge von 
Hanau am 19. Februar 2020 erinnern. 

Darüber hinaus unterstreicht der Bericht, dass mit dem Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023 ein Anstieg 
aller Arten von AMR in ganz Deutschland verzeichnet wurde. Diese Situation hat sich in Berlin, wie in 
Abbildung 3 dargestellt, niedergeschlagen: 

Abbildung 3: Antimuslimische Vorfälle 2023 und 2024 pro Monat (absolute Zahlen) 

 
Quelle: Entnommen aus dem Bericht 2024 des CLAIM  (CLAIM, 2025, S. 9). 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass antimuslimische Feindseligkeit nicht nur ein individuelles 
Vorurteil, sondern eine soziale Konstruktion und ein Mechanismus des „Othering“ ist (Kuluçatan, 2025: 
350). Aus diesem Grund haben wir den Begriff AMR anstelle von „Islamophobie“ gewählt. Denn, wie 
Kuluçatan betont, macht AMR eher die „politische, strukturelle und institutionelle Dimension“ sichtbar und 
ist eine „Art kultureller Rassismus“. 

Hinsichtlich der Tendenzen und Bewertung lässt sich beobachten, dass im Bezirk Mitte zwischen 2022 und 
2024 eine deutliche Zunahme antimuslimischer Diskriminierung festgestellt wurde, insbesondere in 
sozialen Bereichen und öffentlichen Einrichtungen. In diesem Zeitraum haben Fälle, denen 
kopftuchtragende Frauen, Kinder und Personen mit Migrationsstatus ausgesetzt waren, merklich 
zugenommen. Als Manifestation der Verbreitung rassistischer Haltungen sind Gruppen mit sichtbaren 
kulturellen Unterschieden im öffentlichen Raum als die am stärksten Betroffenen hervorgetreten. Diese 
Tendenz erinnert an Mbembes (2019, 2003) Ansatz, wonach Rassismus die Kultur anstelle der Rasse 
substituiert: Mbembe betont, dass der zeitgenössische Rassismus die biologische „Rassen“-Sprache verlässt 
und stattdessen durch das Narrativ kultureller Unterschiede agiert. Dadurch werden bestimmte Gruppen 
unter dem Vorwand ihrer „anderen Kulturen“ teilweise aus der Menschheit ausgeschlossen und zu 
kontrollierbaren und angreifbaren Bevölkerungen gemacht. In diesem Rahmen werden muslimisch kodierte 
und im öffentlichen Raum – insbesondere durch Zeichen wie das Kopftuch – sichtbare Körper nicht nur als 
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Angehörige „einer anderen Kultur“ betrachtet, sondern auch innerhalb von Sicherheits- und 
Ordnungsregimen als Bedrohungsfiguren positioniert. Die Zunahme antimuslimischer Diskriminierung 
wird somit zur konkreten Manifestation dieses von Mbembe beschriebenen „kulturalisierten“ Rassismus. 

Antimuslimische Haltungen sind eine „Brückenideologie“ (CLAIM, 2023, S. 44), die die Mitte der 
Gesellschaft mit rechtsextremen Positionen verbindet, ähnlich wie Antisemitismus und Antifeminismus. 
(Insbesondere in Bezug auf Israel) Antisemitismus und Antifeminismus haben eine zentrale Funktion in 
der islamistischen Ideologie und bilden in diesem Zusammenhang eine Brücke zu nicht-muslimischen 
demokratie- und menschenfeindlichen Narrativen (Hecking u. a., 2025, S. 156). „Insbesondere der 
Rechtspopulismus liefert sogenannte Brückennarrative, die Radikalisierung fördern und rechtsextreme 
Positionen salonfähig machen“ (Zick u. a., 2025, S. 30). Die Mitte-Studien 24/25 zeigen, dass die 
öffentliche Debatte diese Zunahme oft versucht, durch das Narrativ des „importierten Antisemitismus“ oder 
„muslimischen Antisemitismus“ zu erklären, wodurch der Rechtspopulismus den Mainstream beeinflusst 
(Zick et al, 2025). Allerdings belegen Forschungen (Wagner et al, 2024; Foroutan, 2024) klar die Funktion 
dieser Externalisierung: Sie erlaubt es der Mehrheitsgesellschaft, die eigenen tief verwurzelten 
antisemitischen und antimuslimischen Haltungen zu verschleiern und die Verantwortung auf Minderheiten 
zu projizieren. In dieser Hinsicht bedeutet die Analyse der im Bezirk Mitte unter der Kategorie 
Antisemitismus erfassten Fälle, sich sowohl mit einem historischen Rahmen als auch mit neuen politischen 
Widersprüchen in Deutschland auseinanderzusetzen. 

ii. Antisemitismus: Eine intersektionale Analyse 
Die Analyse und Daten zum Antisemitismuswerden aus den Jahresberichten der RIAS (Recherche- und 
Informationsstelle Antisemitismus) und des Berliner Registers entnommen. Laut den RIAS-Daten 2024 
haben die antisemitischen Vorfälle im Jahr 2024 in ganz Deutschland sowohl quantitativ als auch qualitativ 
einen dramatischen Wandel gezeigt. Der Bericht bezeichnet diese Periode, die mit den Angriffen vom 7. 
Oktober 2023 begann, als einen „neuen Zenit“ und betont, dass die Vorfälle unvermindert auf einem hohen 
Niveau anhalten. Mitte ist in Berlin der Bezirk, in dem sechs Jahre in Folge die meisten 
Diskriminierungsvorfälle registriert wurden. 

Nachfolgend werden die Tendenzen und die geografische Verteilung speziell für Berlin und Mitte, 
basierend auf den Berichten von RIAS und dem Berliner Register, in einer Tabelle dargestellt und analysiert: 

Tabelle 3-g: Antisemitismus-Trends in Berlin und im Bezirk Mitte 
Jahr Fallzahl 

(Mitte) 
Fallzahl 
(Berlin) 

Anmerkungen 

2018 91 1.083 
(Geschätzt) 

69 % der Fälle in Mitte fanden im Zentrum statt. 

2020 101 1.957 Zunahme von Verschwörungstheorien während der Pandemie. 
2021 148 2.773 Hat einen deutlichen Höchststand im Vergleich zu den Vorjahren 

erreicht. 
2022 101 2.610 Es gab einen vorübergehenden Rückgang der Zahlen. 
2023 174 4.886 Zunahme der Fälle um 72 % nach dem 7. Oktober. 
2024 Keine Daten 8.627 

(Deutschland) 
Berlin allein hat 2.496 Fälle registriert. 

Quelle: Abgeleitet aus Berichten von RIAS und dem Berliner Register. 
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Wie aus der obenstehenden Tabelle 2.ghervorgeht, stiegen die antisemitischen Vorfälle in Berlin insgesamt 
von 2023 auf 2024 um 77 %. 40 % der im Bezirk Mitte im Jahr 2023 registrierten Vorfälle wurden in der 
kurzen Zeitspanne zwischen dem 7. Oktober und dem Jahresende verzeichnet. Die Berichte betonen, dass 
70–80 % der Opfer die erlebten Belästigungen nicht der Polizei melden, weshalb die tatsächlichen Zahlen 
deutlich höher sind als die in der Tabelle aufgeführten (RIAS e.V., 2025). Antisemitische Vorfälle 
konzentrieren sich an bestimmten Verkehrs- und Aktionszentren: 

Tabelle 3-h: Geografische Verteilung und Hotspots im Bezirk Mitte (2023–2024) 
Region 

(Ortsteil) 
Ballungsgebiete / 

Konzentrationsgebiete 
Fallcharakteristik 

Mitte 
(Zentrum) 

Alexanderplatz, Brandenburger 
Tor, Friedrichstraße 

Politische Aktionen, Demonstrationen und 
"israelbezogener" (Israel-bezogener) 
Antisemitismus. 

Moabit Hauptbahnhof (Hauptbahnhof), 
Washingtonplatz 

Verbale Belästigung in Verkehrszentren, 
Propaganda und "BärGiDa"-Aktionen. 

Gesundbrunnen Bahnhof Gesundbrunnen, 
Jüdisches Krankenhaus 

Angriffe im Bahnhofsumfeld und 
Sachbeschädigung gegen das Jüdische 
Krankenhaus. 

Wedding Müllerstraße Neonazi-Propaganda, Aufkleber und 
Belästigungen im öffentlichen Nahverkehr. 

Quelle: Abgeleitet aus Berichten von RIAS und dem Berliner Register. 

Wie aus der obenstehenden Tabelle 2.h. hervorgeht, ereignen sich 41 % der Vorfälleallein im zentralen 
Gebiet von Mitte (Ortsteil Mitte). Der Alexanderplatz stach 2023 mit 10 Angriffen und 8 Fällen schwerer 
Beleidigung als der gefährlichste „Hotspot“hervor. 

Laut den Daten von 2024 wurde der „israelbezogene Antisemitismus“inhaltlich zum dominantesten Typus 
und machte 68 % der Vorfälle aus. Dieser Typ hat sich im Vergleich zu 2023 mehr als verdoppelt. Der 
Antisemitismus in Berlin nimmt nicht nur in verbaler, sondern auch in physischer Dimension zu. Während 
2024 deutschlandweit 8 Fälle extremer Gewalt und 186 Angriffe registriert wurden, hält Berlin den 
höchsten Anteil an diesen Statistiken unter den Bundesländern. In Mitte sind insbesondere Angriffe gegen 
jüdische Einrichtungen (z. B. Molotowcocktails auf Synagogen) auffällig. Zudem wurden auch 
Gedenkstätten an den Holocaust angegriffen. Das Vorkommen von Nazi-Symbolen in Graffiti und anderen 
Angriffsformen verortet diese Vorfälle in einem historischen Rahmen. 

Die Antisemitismus-Debatte in Deutschland ist aufgrund der nationalsozialistischen (NS) Vergangenheit 
des Landes und des Erbes des Holocaust in einem einzigartigen und schwierigen historischen Kontext 
geprägt worden (Enstad, 2024; Kim & Steinhilper, 2025). Über lange Zeit wurde der Begriff Rassismus 
wegen der NS-Zeit nur zögerlich verwendet oder gänzlich aus dem politischen und öffentlichen Diskurs 
ausgeschlossen. Diese Haltung führte zu einem Muster der Verleugnung, das der deutschen 
Nachkriegsgesellschaft die Selbstwahrnehmung vermittelte, die „Rassenfrage“ überwunden zu haben. Ein 
Wendepunkt im aktuellen politischen und öffentlichen Diskurs ereignete sich 2011 mit der Aufdeckung der 
Terrorgruppe Nationalsozialistischer Untergrund (NSU). Diese Enthüllung lenkte die Aufmerksamkeit auf 
die strukturellen Probleme des institutionellen Rassismus und des Antisemitismus im Staatsapparat, da 
einer der Hauptgründe, warum die NSU-Mordserie so lange unaufgeklärt blieb, darin lag, dass „Rassismus 
von den Ermittlungsbehörden und Medien zu lange nicht berücksichtigt wurde“ (Bojadžijev, Celikates & 
Mecheril, 2025: 1310). Daraufhin rückten rassistische und antisemitische Terroranschläge wie in Halle 
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(2019) und Hanau (2020) den Antisemitismus endgültig in den Mittelpunkt der öffentlichen und politischen 
Agenda (DeZIM, 2023a: 11; Chernivsky & Lorenz-Sinai, 2025: 315). 

Der Antisemitismus in Deutschland hat in der Nach-Holocaust-Ära eher indirekte und kodierte Formen 
angenommen, anstatt sich in direktem biologischem Rassismus zu äußern. Dieses Phänomen, das in der 
Literatur als „sekundärer Antisemitismus“ bezeichnet wird, basiert auf Mechanismen der Schuldabwehr 
und des Verantwortungsenzuges (Wagner et al, 2025). Dies spiegelt den Versuch des etablierten 
„Täterkollektivs“ oder seiner Nachfolger in Deutschland wider, sich moralisch reinzuwaschen, indem sie 
ihre vergangenen Verbrechen auf jüdische Opfer projizieren (Täter-Opfer-Umkehr). Dies zeigt, dass 
Antisemitismus in Deutschland nicht nur ein Vorurteil, sondern auch Teil einer nationalen 
Identitätsstrategie im Umgang mit historischen Verbrechen ist. 

Auf der politischen Ebene wird Antisemitismus einerseits als Waffe des radikalen rechten Randes (Akteure 
wie die AfD) eingesetzt, während er andererseits der Gefahr einer „schamlosen Normalisierung“ (Wodak, 
2025) ausgesetzt ist. Diese Verschiebung im politischen Klima nährt das Narrativ des „importierten 
Antisemitismus“, das Antisemitismus als ein „von außen kommendes Problem“ konstruiert (Wagner et al, 
2025). 

Die Quellen betonen jedoch, dass dieses Narrativ die Funktion hat, kollektive Verantwortung zu 
externalisieren: Im deutschen Kontext dient diese Behauptung als „Brückenideologie“, die es der etablierten 
Gesellschaft ermöglicht, ihre eigenen antisemitischen Strukturen unsichtbar zu machen und rassistische 
Narrative (insbesondere den antimuslimischen Rassismus) zu legitimieren. 

Empirische Daten zeigen, dass Personen, die diese These vertreten, tatsächlich selbst ein hohes Maß an 
antisemitischen und islamfeindlichen Haltungen aufweisen: In den öffentlichen Debatten, die sich nach 
dem Anschlag von Hanau intensivierten, wurde Antisemitismus oft als ein „importiertes 
Phänomen“ gerahmt. Dieses Narrativ legt nahe, dass Antisemitismus innerhalb der deutschen 
Mehrheitsgesellschaft weitgehend überwunden sei und „insbesondere über muslimische Migranten“ wieder 
nach Deutschland gelange. Allerdings zeigen empirische Untersuchungen, dass diese These als allgemeine 
Erklärung „nicht tragfähig“ ist. Zum Beispiel sei selbst bei „Personen muslimischer Herkunft die 
Bekanntheit des Wortes ‚Jude‘ als Schimpfwort im Kindesalter unter Neuzugewanderten deutlich seltener, 
was darauf hindeutet, dass solche sprachlichen Muster eher durch die Sozialisation in Deutschland als durch 
'Import' entstehen“ (Wagner et al., 2025: 03). 

Wähler der rechtsextremen AfD (Alternative für Deutschland) zeigen eine „überdurchschnittlich hohe 
Zustimmung“ zu traditionellem, sekundärem und israelbezogenem Antisemitismus (Wagner et al., 2025: 
03). 55 % der AfD-Wähler stimmten der Aussage „Ich bin es leid, ständig von den Verbrechen der 
Deutschen an den Juden zu hören“ – einer Aussage des sekundären Antisemitismus – ganz oder teilweise 
zu (Zick et al., 2024: 90). Die empirischen Fakten zur zweiten Behauptung sind folgende: Wähler der AfD 
und des BSW (Bündnis Sahra Wagenknecht) stimmen der Aussage „Wegen der israelischen Politik werden 
mir die Juden immer unsympathischer“ stärker zu als andere Gruppen (28 % bzw. 25 %). Allerdings vertritt 
die AfD offiziell pro-israelische/zionistische Positionen; dies kann erklären, „weshalb bei AfD-Wählern 
die Zustimmung zu dieser Form des israelbezogenen Antisemitismusgeringer ausfällt als die Zustimmung 
zu sekundär-antisemitischen Aussagen“ (Wagner et al., 2025: 03, 54). Dieser Umstand legt nahe, dass der 
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Antisemitismus von der AfD als ein Instrument genutzt wird, um „ihre eigenen antisemitischen Strukturen 
zu verschleiern“ (Öztürk & Pickel, 2019). 

In unserer Umfrage wird der Antisemitismusin verschiedenen Kontexten behandelt, von den 
Arbeitsbereichen der Organisationen über die festgestellten gesellschaftlichen Risiken und 
Bildungsprojekte bis hin zu politischen Aufklärungsarbeiten. Viele Organisationen berichten, dass 
Antisemitismus in ihren aktiven Gebieten (insbesondere Wedding und Moabit) eine „häufig erlebte oder 
dringliche“ Art von Diskriminierung darstellt: An der Umfrage teilnehmende Organisationen, die in 
Wedding tätig sind, listen Antisemitismus unter den wichtigsten Problemen des Kiezes. Akteure in Moabit 
definieren Antisemitismus ebenfalls als ein Problem, das mit der Polarisierung und Hassrede in der Region 
in Verbindung steht. Zivilgesellschaftliche Initiativen, die an der Umfrage teilgenommen haben, schließen 
Individuen, die von Antisemitismus betroffen sind, in die Definition ihrer Zielgruppen ein. Antisemitismus 
ist nicht nur ein Problem, sondern wird in den Quellen auch als ein Bildungsthema behandelt, für das 
Lösungen gefunden werden müssen. In Fragen danach, worauf der Fokus von Bundesprogrammen wie 
„Demokratie leben!“ liegen sollte, wird die Priorisierung der Bekämpfung des Antisemitismus als eines der 
hervorgehobenen Themen genannt. 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

In einer Untersuchung über die jüdische Gemeinschaft in Deutschland wurde hervorgehoben, dass 
Antisemitismus als ein „kollektives Handlungsproblem“ erfahren wird und dies das tägliche Leben 
erheblich beeinflusst (Herrberg et al., 2025: 166, 175). In einer EU-Umfrage von 2018 gaben 44 % der 
Jüdinnen und Juden in Deutschland an, „in Erwägung zu ziehen, auszuwandern, weil sie sich als jüdische 
Person nicht sicher fühlen“ (vgl. Enstad, 2024: 13). Antisemitismus manifestiert sich in einem breiten 
Spektrum, von physischer Gewalt bis hin zu impliziten sprachlichen Mustern, sowohl im öffentlichen als 
auch im privaten Raum: 

2024 stieg die Zahl der antisemitischen Vorfälle, die sich mit Sexismus überschneiden, im Vergleich zum 
Vorjahr auf das Doppelte an; dies äußerte sich in der Leugnung sexueller Gewalt während der Angriffe 
vom 7. Oktober oder in der zynischen Rechtfertigung der Gewalt, die israelischen Frauen angetan wurde 
(RIAS, 2025). Studien zeigen, dass Männer im Vergleich zu Frauen anfälliger für antisemitische Narrative 
und rechten Autoritarismus sind (Mokros & Zick, 2025). Zudem ist die Neigung zu klassischem und 
sekundärem Antisemitismus in der Wählerschaft rechtspopulistischer Parteien wie der AfD im Vergleich 
zu anderen politischen Gruppen signifikant höher (Wagner et al, 2025). 

Bildungseinrichtungen und Arbeitsplatz: Schulen gehören zu den Bereichen, in denen Antisemitismus am 
intensivsten und frühesten erlebt wird; dort zielen rassistische Klischees, die sowohl von Gleichaltrigen als 
auch in einigen Fällen von Lehrkräften geäußert werden, auf jüdische Schülerinnen und Schüler ab (RIAS, 
2025; Wagner et al, 2025). Am Arbeitsplatz ist die Erfahrung der Ausgrenzung oder des Ausgesetztseins 
gegenüber „impliziten Andeutungen“ aufgrund der jüdischen Identität weit verbreitet (DeZIM, 2023). 

Die Analyse zeigt deutlich, dass Antisemitismus in Deutschland nicht als isoliertes Phänomen verstanden 
werden darf, sondern als tief in historischen und strukturellen Kontinuitäten verwurzelte Ideologie, die mit 
anderen Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit verwoben ist. Die Externalisierungsnarrative 
des „importierten Antisemitismus“ fungiert – ähnlich wie antimuslimische Ressentiments – als eine 
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„Brückenideologie“. Sie verschleiert die eigenen, in der Mitte der Gesellschaft verankerten antisemitischen 
Haltungen und dient zugleich der Legitimierung und Verstärkung rassistischer Ausschlussmechanismen 
gegen andere marginalisierte Gruppen. Diese strukturelle Verflechtung verdeutlicht, dass die Bekämpfung 
von Antisemitismus stets auch eine Auseinandersetzung mit dem gesamten Spektrum des Rassismus 
erfordert. Vor diesem Hintergrund muss der Blick nun auf eine weitere, in der deutschen Gesellschaft tief 
verwurzelte und strukturell wirksame Form der Diskriminierung gerichtet werden: den Anti-Schwarzen 
Rassismus und Antiziganismus, die das Dunkelfeld der Diskriminierung und die Realität der 
Superdiversität in ähnlicher Weise prägen und durch analoge Mechanismen der Othering und 
Hierarchisierung aufrechterhalten werden. 

iii. Antiziganismus: Eine intersektionale Analyse 
Antiziganismus (Anti-Sinti- und Rom*nja-Rassismus) ist eine spezifische Form des Rassismus in 
Deutschland, die sowohl eine historische Tiefe besitzt als auch in den gegenwärtigen institutionellen und 
gesellschaftlichen Strukturen systematisch reproduziert wird (Amaro Faro, 2024). Antiziganismus 
manifestiert sich in individuellen Äußerungen und Handlungen sowie institutionellen Politiken und 
Praktiken der Marginalisierung, Ausgrenzung, physischen Gewalt und Herabwürdigung von Kulturen und 
Lebensweisen von Sinti und Roma (CLAIM, 2024, S. 97). Wie von Ruiz-Torre et al.(2025) definiert, ist 
Antiziganismus eine besondere Form des Rassismus, die sich gegen Einzelpersonen aus den 
Gemeinschaften der Sinti und Roma sowie gegen andere Personen richtet, die von der 
Mehrheitsgesellschaft als „Zigeuner“ wahrgenommen und stigmatisiert werden. Antiziganismus ist der 
Begriff, der heute in Politik, Wissenschaft, Zivilgesellschaft und Selbstorganisationen verwendet wird, um 
den spezifischen Rassismus gegen Sinti und Roma zu bezeichnen (s.270). Als eine während der NS-Zeit 
verfolgte Gemeinschaft hat der Völkermord (Porajmos) erst lange nach seiner Anerkennung (1982) seinen 
Platz in Berlins räumlichem Gedächtnis mit einem Denkmal gefunden. 

In einem Interview in der TAZ mit einem Verein, der sich für die Rechte der Sinti und Roma einsetzt, wird 
betont, dass die Kader in Polizei, Justiz und Gesundheitssystemen nach den Nazis weitgehend dieselben 
blieben und Antiziganismus in diesen Bereichen weiterhin verbreitet sei. Diese Situation habe sogar die 
Entschädigung der Opfer verhindert. Dieses Argument verdeutlicht, wie Diskriminierung nicht nur 
individuell, sondern auch auf institutioneller Ebene verwurzelt ist und von Generation zu Generation 
weitergegeben werden kann. Ein weiterer wichtiger Punkt aus dem Interview ist die Beobachtung, dass 
Antiziganistische Angriffe, insbesondere im Internet, zugenommen haben. Gleichzeitig wird dargelegt, 
dass diese Gemeinschaft, die seit Jahrhunderten in Deutschland lebt, weiterhin als „fremd“ oder „nicht 
sesshaft“ marginalisiert wird. Dies zeigt, dass Diskriminierung nicht nur durch Gewalt, sondern auch durch 
die Negierung von Identitäten und Geschichten wirkt (Bremerhavener Sinti-Verein e.V., 15.12.2025). 

In den letzten zehn Jahren hat sich das generierte Bild der Gemeinschaft gewandelt: Wurden sie zuvor als 
unproduktive Körper und als Gemeinschaften stigmatisiert, die einen vormodernen Lebensstil pflegten, sich 
der Industrialisierung widersetzten und für das moderne Leben ungeeignet waren, so ist an die Stelle der 
deutschen Sinti und Roma das Bild der ausländischen Roma getreten, die als Asylsuchende und aufgrund 
der EU-Freizügigkeit nach Deutschland kommen und hier von Politik und Medien als 
„Armutszuwanderer“ und „Sozialschmarotzer“ markiert werden (Ruiz Torres et al., 2025, S. 280). Dadurch 
wiederholt sich die Leugnung der Verfolgung der Minderheit, indem Balkanstaaten, in denen Roma 
systematischer Diskriminierung und rassistischer Gewalt, einschließlich Pogromen, ausgesetzt sind, als 
sichere Drittstaaten eingestuft werden. Die diskriminierenden Diskurse über die Sinti- und Roma-



75 
 

Gemeinschaft schaffen die Grundlage für die Erleidung von Diskriminierung in den institutionellen 
Strukturen des Alltags, sprich für strukturellen Rassismus. Daten aus dem Jahr 2024 zeigen, dass 
Antiziganismus häufig mit Behindertenfeindlichkeit (Ableismus) und Klassismus (Klassenausgrenzung) 
verschränkt ist, und dass Rom*nja-Frauen in öffentlichen Räumen anfälliger für physische Gewalt sind und 
ihre körperliche Unversehrtheit durch medizinische Entscheidungen verletzt wird (Amaro Faro e.V., 2025). 

Amaro Faro e.V. sammelt Antiziganismus-bezogene Falldokumentationen im Berliner Maßstab und 
präsentierte seinen Bericht für das Jahr 2024 mit folgenden Aussagen: Inmitten einer zunehmend 
polarisierten politischen Landschaft verzeichnete die Dokumentationsstelle Antiziganismus (DOSTA/MIA 
Berlin) für das Jahr 2024 die höchste Fallzahl seit Projektbeginn im Jahr 2014. Mit 247 dokumentierten 
Vorfällen in Berlin wird der erschreckende Anstieg rechtsradikaler Tendenzen in der Gesellschaft 
deutlicher (Amaro Faro e.V., 2025). Die Region mit den am häufigsten gemeldeten antiziganistischen 
Fällen ist Berlin, insbesondere der Bezirk Berlin-Mitte, wobei ein signifikanter Teil dieser Vorfälle an 
Verkehrsknotenpunkten wie dem Alexanderplatz und dem Bahnhof Gesundbrunnen stattfand (Amaro 
Faro e.V., 2025). Hotspots sind auch die Umgebung der Flüchtlingsunterkunft Tegel in Berlin und das 
Mahnmal (Denkmal) für die Opfer (durch Vandalismus und Angriffe), wo sich die Fälle häuften (Amaro 
Faro e.V., 2024). 

Dem Bericht 2024 des Berliner Registers zufolge wurden „2024 19 antiziganistische Vorfälle dokumentiert, 
fast so viele wie im Vorjahr 2023 mit 18. Die registrierten strukturellen Benachteiligungen stiegen von 
sieben auf zehn. Sechs davon ereigneten sich bei Behörden, einer in Schulen, zwei in anderen 
Bildungseinrichtungen und einer bei der Wohnungssuche. Vier der gemeldeten Beleidigungen waren am 
Arbeitsplatz, zwei in öffentlichen Verkehrsmitteln, einer in einer Bildungseinrichtung, einer im 
Kultursektor und einer vor einem Imbiss angemessen. 2022 waren 15 der damals gemeldeten insgesamt 43 
Vorfälle antiziganistische Diskriminierung gegen Geflüchtete aus der Ukraine. Rom*nja aus der Ukraine 
waren 2024 weiterhin von drei Diskriminierungen bei Behörden und in einem Fall in einer 
Bildungseinrichtung betroffen.“ 

Die Daten aus den Quellen deuten auf einen sowohl quantitativen als auch qualitativen Wandel des 
Antiziganismus hin: Im gesamten Stadtgebiet Berlin wurden 2024 247 antiziganistische Fälle gemeldet, 
wobei diese Zahl das hohe Niveau der Vorjahre beibehält (Amaro Faro, 2025). Speziell in Berlin-Mitte ist 
die Fallzahl von 43 im Jahr 2022 auf 18 im Jahr 2023 gesunken, was jedoch eher als räumliche 
Verlagerung und Unsichtbarmachung denn als eine tatsächliche Abnahme der Fälle interpretiert wird, da 
das Ankunftszentrum am Hauptbahnhof geschlossen wurde (Narud e.V., 2023, S. 20). Im Kontext des 
Rechtsrucks ist in den Jahren 2023 und 2024 ein Trend zu beobachten, bei dem antiziganistische Diskurse, 
insbesondere im Zusammenhang mit Wahlkampagnen rechtsextremer Parteien (AfD), in der Mitte der 
Gesellschaft normalisiert werden und Beleidigungen in politischen Arenen (einschließlich des Bundestages) 
hemmungsloser geäußert werden (Amaro Faro, 2025). Im Kontext des Dunkelfelds wird betont, dass die 
gemeldeten Zahlen nur die Spitze des Eisbergs darstellen, da der Großteil der Fälle aufgrund des 
mangelnden Vertrauens der Gemeinschaft in die Institutionen nicht gemeldet wird. 

Einige Fälle sind jedoch unerlässlich, um auf die Bedeutung des Themas hinzuweisen: Laut Ruiz Torrez et 
al.(2025) zusammengetragen, „zeigen die rassistischen Tötungsdelikte in München (2016) und Hanau 
(2020), der Brandanschlag auf ein Haus slowakischer Roma-Familien in Plauen (2017), die Messerattacke 
auf eine Romni in Berlin (2019) und der Angriff mit einer Schreckschusspistole auf ein Roma-Mädchen in 
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Berlin (2018), dass die Zahl antiziganistischer Gewalttaten in Deutschland wieder zunimmt und Teil der 
Erstarkung rechtsextremer Tendenzen ist. Die Gewalt gegen Sinti und Roma wird durch antiziganistische 
Diskurse und Narrative von Politikern, Medien und Internetforen aus der Mitte der Gesellschaft 
angeheizt“ (s.. 267). 

Auch in unserer Umfrage wurde Antiziganismus von den befragten zivilgesellschaftlichen Organisationen 
(ZGO) in Berlin-Mitte als eines der grundlegenden sozialen Risikenund eine der häufigsten 
Diskriminierungsformen in der Region identifiziert. Zahlreiche antwortende Organisationen führen 
Antiziganismus unter den Hauptproblemen auf, die sie in ihren aktiven Quartieren beobachten. Dieser 
Befund deutet darauf hin, dass es sich um ein strukturelles Problem im gesamten Bezirk Mitte handelt. Die 
Antworten aus Wedding zeigen, dass Antiziganismus zu den zentralen Problemen des Prognoseraums 
(PGR) zählt. Die Rückmeldungen aus Moabit benennen diese Form der Diskriminierung als ein wichtiges 
Arbeitsfeld oder einen Risikofaktor für die Akteure vor Ort. Die antwortenden zivilgesellschaftlichen 
Akteure in Gesundbrunnen definierten Antiziganismus zusammen mit anderen Rassismusformen als ein 
"dringend interventionsbedürftiges" Risiko. Auch in den Antworten aus dem Zentrum wurde das 
Vorhandensein dieser Diskriminierungsform im zentralen Bereich gemeldet. Hinsichtlich der 
Diskriminierungserfahrungen bewerteten die ZGO in den Umfragen zur Intensität der 
Diskriminierungsformen, die Menschen in der Region erleben, den Antiziganismus als hochrangig. Im 
Kontext der Betroffenheit wird Antiziganismus häufig im Zusammenhang mit "strukturellem Rassismus", 
"antimuslimischem Rassismus" und "sozioökonomischen Ungleichheiten" genannt. Die antwortenden 
Organisationen sehen den Kampf gegen Antiziganismus als ein "thematisches Arbeitsfeld" an und fordern 
im Rahmen der "Antirassismus-Strategien" mehr finanzielle Mittel und Personal, um diesen effektiver 
bekämpfen zu können. 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

Struktureller Rassismus spiegelt die konfliktreichen Kontinuitäten der 600-jährigen Präsenz der Sinti- und 
Roma-Gemeinschaft wider. Wir entnehmen alle Daten dem Bericht 2024 von Amaro Faro e.V.: 

• Öffentliche Räume, Behörden, Generalverdacht und Institutioneller Rassismus: Mitglieder der 
Gemeinschaft stoßen bei Institutionen wie Jobcentern und Familienkassen auf systematische 
Barrieren. Dies äußert sich in der Forderung nach nicht rechtskonformen Dokumenten, der 
willkürlichen Ablehnung von Anträgen und kriminalisierenden Vorurteilen, dass die Gemeinschaft 
„Sozialleistungen missbrauche“ (Amaro Faro e.V., 2025). Es kommt zu Beleidigungen in öffentlichen 
Verkehrsmitteln und Fällen von unbegründeten Polizeikontrollen und Durchsuchungen (Racial 
Profiling) sowie der Beschlagnahmung von Bargeld. Die Bedrohung von Familien der Sinti- und 
Roma-Gemeinschaft mit einer Waffe durch eine Person in Berlin-Nikolassee verdeutlicht das Ausmaß 
der Gewalt (Amaro Faro e.V., 2025). Diese Fälle belegen, dass Andrej Stephans Feststellung heute 
noch Gültigkeit besitzt: Der Radikalismus des biologischen Rassismus der NS-Zeit setzte sich zwar 
nicht fort, doch sei die Polizei in ihren Darstellungen von „Zigeunern“ auf den kulturalistischen 
Rassismus der Weimarer Zeit zurückgefallen (2011: 261, vgl. Ruiz-Torres, 2025: 285). 

• Bildungssystem: Roma- und Sinti-Kinder werden in Schulen sowohl von Gleichaltrigen als auch von 
Lehrkräften ausgegrenzt. Quellen berichten von einem Mädchen in Berlin, das körperlich angegriffen 
wurde, indem ihr Kopftuch heruntergerissen wurde, sowie von einem Schweigen der Lehrkräfte 
angesichts rassistischer Beleidigungen (Verwendung des Wortes „Zigeuner“). Ferner werden Kinder 
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trotz Deutschkenntnissen ungerechtfertigt in „Willkommensklassen“ (Vorbereitungsklassen) 
eingesperrt (Amaro Faro e.V., 2025). 

• Gesundheits- und Sozialwesen: In Gesundheitseinrichtungen werden Sinti- und Roma-Frauen 
Informationen zur Sterilisation ohne ihre Zustimmung präsentiert, oder Sozialarbeiter sprechen 
eugenische Empfehlungen aus, „keine weiteren Kinder zu bekommen“ (Amaro Faro e.V., 2025). 

• Wohn- und Lebensbedingungen: Es ist verbreitet, dass Namensschilder an Briefkästen in 
Wohngegenden zerstört, Kinderwagen gestohlen werden und Nachbarn unbegründete 
Anschuldigungen wegen „Müll und Lärm“ erheben. Dokumentiert ist, dass Vermieter die Abhängigkeit 
der Mieter ausnutzen, um überteuerte, baufällige Wohnungen zu vermieten, und dass Geflüchtete als 
„unterste Schicht“ betrachtet und in schlechten Unterkünften untergebracht werden (Amaro Faro e.V., 
2025). 

• Öffentlichkeit und Mediale Präsenz: Von Ruiz-Torres und anderen zusammengetragene Studien 
zeigen, dass der Prozess zur Schaffung voreingenommener medialer Repräsentationen neu konstruiert 
wurde: Armutszuwanderung wurde direkt mit der Ankunft von EU-Bürgern aus Bulgarien und 
Rumänien in Verbindung gebracht, die wiederum mit Roma gleichgesetzt wurden. Roma werden 
Eigenschaften zugeschrieben, die antiziganistischen Klischees entsprechen (Müll, Kinderreichtum, 
Armut und Kriminalität). Diese Eigenschaften werden in Handlungsmuster übersetzt, die mit 
angeblichen Problemen für Stadtverwaltungen und Nachbarschaften verbunden sind. Darüber hinaus 
werden konservative und rechte politische Diskurse im Lichte dieser Vorurteile konstruiert (Amaro 
Faro e.V., 2024). 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Sinti- und Roma-Gemeinschaften im Rahmen des Rechts auf die 
Stadt unter dem Label „Südosteuropäer“ vielen strukturellen Barrieren und Diskriminierungen ausgesetzt 
sind. Insbesondere als Folge des erschwerten Zugangs zum Wohnungsmarkt sehen sie sich oft mit der 
Möglichkeit konfrontiert, Wohnungen zu überhöhten Preisen in sogenannten unbedeutenden Immobilien 
in marginalisierten Vierteln mit akuten sozialen Problemen zu mieten oder informelle Siedlungen in Parks 
und auf Brachflächen zu errichten (Ruiz-Torres, 2025, S. 290), was in vielen Städten wie Berlin zu lokalen 
Konflikten unterschiedlichen Ausmaßes führt. 

Die vorangegangene Analyse macht unmissverständlich klar, dass Antiziganismus kein historisches Relikt 
oder Randphänomen darstellt. Vielmehr handelt es sich um einen tief in der deutschen Gesellschaft 
verwurzelten strukturellen Rassismus, der sich in ähnlicher Logik wie Antisemitismus oder 
antimuslimischer Rassismus durch die Externalisierung gesellschaftlicher Probleme, die Verweigerung von 
Gleichwertigkeit und die systematische Benachteiligung in nahezu allen Lebensbereichen äußert. Die 
dokumentierten Fälle von institutioneller Diskriminierung in Behörden, Bildung und Gesundheitssystem, 
der alltäglichen Herabwürdigung in öffentlichen Räumen und der zunehmend enthemmten mediale und 
politische Hetze zeigen eine bedrohliche Kontinuität und Aktualität. Diese Form der gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit wird durch intersektionale Überschneidungen mit Klassismus, Sexismus und 
Ableismus zusätzlich verschärft. Die Bekämpfung des Antiziganismus erfordert daher nicht nur eine 
entschlossene Aufarbeitung der historischen Verfolgung, sondern vor allem die konsequente 
Dekonstruktion der ihn tragenden sozialen Normen und institutionellen Praktiken in der Gegenwart. 

iv. Anti-Schwarzer Rassismus  
Während sich Antiziganismus gegen eine spezifisch markierte Minderheit richtet, operiert Anti-Schwarzer 
Rassismus entlang eines global wirkmächtigen und historisch gewachsenen Differenzmerkmals: der 
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Hautfarbe. Diese Form des Rassismus konstruiert eine binäre Hierarchie zwischen „Schwarz“ und 
„weiß“ und legitimiert auf dieser Basis Ausbeutung, Exotisierung und Ausschluss. Anti-Schwarzer 
Rassismus (ASR) in Deutschland ist eine spezifische Form der ethno-rassischen Ausgrenzungserfahrungen 
von Individuen und stellt ein systemisches Problem dar, das auf die historische Kolonialzeit zurückgeht 
und politische, ökonomische und kulturelle Marginalisierung verursacht (Roig & Pagni, 2025: 365, 4210). 
Die Initiative der Vereinten Nationen für die Internationale Dekade für Menschen afrikanischer 
Abstammung (2015–2024) verpflichtet die Bundesregierung, das jahrhundertelange System struktureller 
Diskriminierung von Schwarzen Menschen anzuerkennen (Roig & Pagni, 2025: 365, 4209, 4210). 

ASR in Deutschland ist untrennbar mit der (post-)kolonialen Geschichte und dem Fortwirken kolonialer 
Denkmuster verbunden. Er äußert sich heute weniger in offen biologistischen Theorien, sondern 
vorwiegend in subtilen Formen des Othering, der pauschalen Zuschreibung von Eigenschaften sowie in 
struktureller Diskriminierung, etwa auf dem Wohnungs- und Arbeitsmarkt oder durch Racial Profiling. Die 
Erfahrungen Schwarzer Menschen in Deutschland sind dabei, wie die anderer von Rassismus betroffener 
Gruppen, von einem grundlegenden Widerspruch geprägt: der ständigen Sichtbarmachung als 
„anders“ oder „fremd“ bei gleichzeitiger Unsichtbarmachung ihrer spezifischen Geschichte, ihrer Beiträge 
zur Gesellschaft und der Systematik der gegen sie gerichteten Diskriminierung. Dieses Phänomen wird im 
NaDiRa-Monitoring-Bericht als „verdeckte Muster, sichtbare Folgen“ beschrieben, wobei historische 
Ungleichheiten weiterhin die strukturelle Diskriminierung prägen (Fuchs et al., 2025). Deutschland stellt 
mit über einem Viertel (22,3 Millionen) der Bevölkerung mit Migrationshintergrund im Jahr 2021 einen 
gesellschaftlichen Kontext dar (Piwoni, 2024, S. 8). Die Debatte über die Existenz, Prävention und 
Verbreitung von Rassismus in Deutschland ist jedoch vergleichsweise jung, was auch mit der zögerlichen 
Verwendung des Wortes „Rassismus“ aufgrund der NS-Zeit zusammenhängt (Piwoni, 2024, S. 9, 23). Trotz 
dieses sensiblen Umfelds haben die Erfahrungen Schwarzer Deutscher einen anderen Positionsstatus im 
Vergleich zu anderen Gruppen mit Migrationshintergrund: ASR beruht auf Stereotypen, die Schwarze 
Menschen einerseits als „infantil“ und „von Natur aus unterwürfig“, andererseits als „unberechenbar“ und 
„gefährlich“ konstruieren (DeZIM, 2022: 371, 407; Ahmad et al., 2025: 27, 701). Laut Emilia Roig und 
Leurence Pagni werden solche Zuschreibungen bis heute durch Praktiken der Abwertung Schwarzer 
Körperlichkeit, Exotisierung und Hypersexualisierung fortgesetzt (Roig & Pagni, 2025: 365), wobei die 
Verwendung des „S“ in der Selbstbezeichnung eher auf die gesellschaftliche Position und kollektive 
Erfahrung als auf die äußeren Merkmale abzielt. Obwohl es in den deutschen Volkszählungsdaten keine 
Option zur Selbstidentifikation als Schwarz gibt, wird die Schwarze Bevölkerung auf über 1 Million 
geschätzt (Aikins et al. 2021, S. 56–57). In den letzten Jahren sind die Rassismuserfahrungen Schwarzer 
Menschen durch Berichte wie den Afrozensus 2020(Aikins et al. 2021) und das Nationale 
Diskriminierungs- und Rassismus-Monitoring (DeZIM 2023) sowie andere Berichte sichtbar geworden 
(Piwoni, 2024: 61, 73). 

Die Rassismus- und Diskriminierungserfahrungen Schwarzer Menschen (in NaDiRa mit der 
Selbstbezeichnung „Schwarz“) werden in diesen Berichten als messbare Ungleichheiten sowohl auf 
alltäglicher/mikroebene als auch in strukturellen Bereichen wie Institutionen und dem Wohnungsmarkt 
gemeldet. Insbesondere die Berichte des Berlin Registers zeigen, dass ASR und die erlebte strukturelle 
Diskriminierung und rassistische Gewalt in Berlin und Mitte weiterhin wichtige Themen sind. 

Die folgende Tabelle zeigt die Kategorien und ihre jährliche Veränderung der im Bezirk Mitte registrierten 
ASR-Fälle in den PGRs: 
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Tabelle 3-i: ASR-Fälle im Bezirk Mitte nach Diskriminierungsform 
Kategorie 2023 (Gesamt: 124) % 

Anteil 
2024 (Gesamt: 73) % 

Anteil 
Veränderung 

Strukturelle 
Benachteiligung 

80 64,52 46 63,01 -1,51 Punkte 

Bedrohung/Pöbeleien 36 29,03 21 28,77 -0,26 Punkte 
Angriff 4 3,23 4 5,48 +2,25 Punkte 

Propaganda 2 1,61 2 2,74 +1,13 Punkte 
Quelle: Zusammengestellt aus den Berichten des Berlin Registers (NARUD e.V.) der jeweiligen Jahre. 

 
Laut dem Berlin Register Bericht 2024 besteht fast zwei Drittel der Fälle von Anti-Schwarzem Rassismus 
(ASR) jährlich aus struktureller Diskriminierung: Es wird betont, dass die Gesamtzahl von 124 im Jahr 
2023 auf 73 im Jahr 2024 gesunken ist und dieser Rückgang insbesondere mit der Abnahme der Fälle 
struktureller Diskriminierung von 80 auf 46 in Verbindung steht; darüber hinaus verdeutlicht ein tödlicher 
Angriff in Gesundbrunnen im Jahr 2024 und dessen rechtliche Folgen (2025, S. 13) die rassistischen 
Hierarchien, die strukturellen Probleme und die Bedeutung der intersektionalen Analyse. 

Tabelle 3-j: ASR-Fälle nach Prognoseräumen (PGR) im Bezirk Mitte 
Stadtteil 2021 

(Gesamt: 72) 
2022  

(Gesamt: 89) 
2023  

(Gesamt: 125) 
2024 

(Gesamt: 
101) 

Hauptgründe 2022 

Moabit 43 (LEA/ 
Hauptbahnhof) 

43 (LEA 38; 
Hauptbahnhof) 

43 (LEA 38) 43 (LEA 
38) 

Ukrainische Geflüchtete 
(Schwarz/Vietnamesisch); 

Dienstverweigerung 
Zentrum 25 30 

(Alexanderplatz) 
30 

(Alexanderplatz/ 
Friedrichstraße) 

28 ÖPVN, Schule; zentrale 
Lage 

Wedding 17 9 9 9 Umgebung Robert-Koch-
Institut; Schule 

Tiergarten 2 2 2 2 Regierungsviertel 
Gesundbrunnen 7 7 7 7 ÖPVN (Bahnhof) 

Hansaviertel 3 3 3 3 Überwiegend Propaganda 
Bezirksweit 10 10 37 (Schule/ 

Arbeit) 
30 (Schule/ 

Arbeit) 
Schule/Arbeit/Behörden 

Quelle: Zusammengestellt aus den Berichten des Berlin Registers (NARUD e.V.) der jeweiligen Jahre. ASR-
Gewaltfälle (Angriff) in ÖPVN (Öffentlicher Personennahverkehr), Straße (Straße), Landesamt für 
Einwanderung (LEA) , Umfeld Demonstration (Demonstrationsumfeld). 

Wie in Tabelle 2.j dargestellt, stechen die Verkehrsknotenpunkte Gesundbrunnen und Alexanderplatz bei 
den registrierten Fällen als Hotspots hervor. Auch das LEA(Landesamt für Einwanderung bzw. 
Landeseinrichtungen) sowie Diskriminierungserfahrungen in öffentlichen Verkehrsmitteln bilden eine 
weitere wichtige Kategorie. In den Berichten des Berlin Registers konzentrieren sich die ASR-Fälle der 
'Strukturellen Benachteiligung' hauptsächlich in den Bereichen Behörden (Ämter/Verwaltung), Schule, 
Arbeitsplatz, Gesundheitssystem, Wohnungssuche und Geflüchteteneinrichtungen. Diese Tendenzen 
werden in der folgenden Tabelle 2.k dargestellt. 

Auch in unserer Umfrage wurde Anti-Schwarzer Rassismus (ASR) von den befragten 
zivilgesellschaftlichen Organisationen als ein in verschiedenen Regionen Berlin-Mitte erlebbares 
systematisches Problem behandelt. Viele antwortende Organisationen listen ASR unter den grundlegenden 
Problemen auf, die sie in ihren aktiven Quartieren beobachten. Dies zeigt, dass der Rassismus gegenüber 
Schwarzen Individuen als eines der zentralen sozialen Risiken in ihren Regionen betrachtet wird. Akteure 
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aus den Regionen Wedding, Moabit und Zentrum haben über die Verbreitung rassistischer 
Stereotypisierung und Diskriminierung gegenüber Schwarzen Menschenberichtet. Dies verdeutlicht, dass 
diese Gemeinschaften in verschiedenen Bereichen des Alltags einer ständigen Ausgrenzung 
gegenüberstehen. Es ist jedoch wichtig, die regionsspezifischen Unterschiede zu betonen: Das 
"Afrikanische Viertel", ein spezifisches Wohngebiet im Wedding, ist in den Quellen aufgrund seiner 
Kolonialgeschichte und der aktuellen gesellschaftlichen Sensibilitäten präsent. Ein Teilnehmender (ID 95) 
wies auf das Problem der "fehlenden Sensibilität für Kolonialgeschichte im Afrik. Viertel" in diesem 
Stadtteil von Wedding hin. Dies ist eine kritische Feststellung, die den Zusammenhang zwischen der 
Benennung des Viertels, seinem historischen Hintergrund und den aktuellen Rassismusdebatten hervorhebt. 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass die Umfrageteilnehmenden Schwarze Individuen oft auch unter der 
breiteren Kategorie BIPoC (Black, Indigenous and People of Color) definieren. Ferner sind den Meldungen 
der Teilnehmenden zufolge generell diskriminierende Haltungen "gegenüber BIPoC" vorhanden. Einige 
Organisationen gaben an, dass ihre Mitglieder aufgrund ihres Aussehens oder ihrer Identität rassistischen 
Übergriffenausgesetzt waren ("Rassistische Übergriffe auf Teammitglieder"), was Sicherheitsbedenken 
auslöste. 

Zusammenfassend stellt der Rassismus gegen Schwarze für die antwortenden zivilgesellschaftlichen 
Akteure in Berlin-Mitte sowohl eine historische Unsicherheit(im Kontext der Kolonialgeschichte) als auch 
ein aktuelles Problem der Stereotypisierung dar. 

ASR in Deutschland funktioniert nicht primär als individuelles Vorurteil, sondern als ein systemisches 
Ungleichheitsregime, das tief in gesellschaftlichen Strukturen und institutionellen Routinen verwurzelt ist. 
Historische Analysen und aktuelle Daten belegen, dass sich diese Diskriminierung entlang mehrerer Achsen 
manifestiert: 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

Das NaDiRa Monitoring 2025 berichtet, dass 63 % der Schwarzen Frauen und 62 % der Schwarzen Männer 
in den letzten 12 Monaten "mindestens einmal im Monat" subtile Diskriminierung erfahren haben (z. B. 
ignoriert werden, nicht ernst genommen werden, unangenehme Blicke). (Fuchs et al., 2025, S. 9). Derselbe 
Bericht zeigt, dass „Hautfarbe“ mit 84 % bei Schwarzen Frauen und 77 % bei Schwarzen Männern als 
zentraler Grund für die Diskriminierung genannt wird (S. 28–29). Im wirtschaftlichen Bereich tragen 
Schwarze Frauen die Last der "doppelten Diskriminierung"; sie sind auch bei Vollzeitarbeit von einem 
erhöhten Armutsrisiko betroffen (Salikutluk/Podkowik, 2024). Darüber hinaus werden in der Studie 
Zwischen Prekarität und Institutionalisierung von Ahmad et al. (2025) Schulen und Universitäten als Orte 
verstanden, an denen sowohl das historische koloniale Wissensarchiv als auch zeitgenössische Diskurse der 
„Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit“ reproduziert werden, die aber zugleich auch Orte des 
Widerstands für Schwarze und BIPoC-Studierende und Akademiker sind. 

Diskriminierungserfahrungen konzentrieren sich in bestimmten Kontexten: Öffentlicher Raum, Freizeitorte 
und Institutionen (Ämter/Behörden, Polizei etc.) werden in diesem Bericht als primäre „Orte der 
Ungleichheit“ kodiert (Fuchs et al., 2025, S. 9–10). Insbesondere die Exklusion in Freizeitbereichen wird 
von 36 % der Schwarzen Männer und 30 % der Schwarzen Frauen berichtet (Fuchs et al., 2025, S. 10). 
Hinsichtlich des institutionellen Vertrauens macht der Befund, dass das Vertrauen in die Polizei bei 
Schwarzen Teilnehmenden, die häufig Diskriminierung durch die Polizei erfahren, auf bis zu 10 % sinkt, 
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den quantitativen Zusammenhang zwischen Diskriminierungserfahrung und der Wahrnehmung 
institutioneller Legitimität sichtbar (Fuchs et al., 2025, S. 44). 

Das Kapitel Anti-Black Racism in Germany konzeptualisiert Anti-Schwarzen Rassismus nicht nur als „auf 
Hautfarbe basierenden Hass“, sondern als ein mehrschichtiges Unterdrückungsregime, das sich mit Klasse, 
Migrationsstatus, Staatsbürgerschaft, Geschlecht, Sexualität und Behinderung verschränkt. Die 
Autor*innen argumentieren, dass mit Colorism (Hautfarbenhierarchie) hellhäutigere Schwarze bestimmte 
Repräsentationsprivilegien genießen können, wohingegen monoraciale Schwarze und Schwarze ohne 
Papiere/Geflüchtete auf institutioneller Ebene schwerwiegender Ausgrenzung ausgesetzt sind; folglich sei 
die Annahme einer einzigen „Schwarzen Erfahrung“ bei der ASR-Analyse unzureichend. Eine weitere 
Dimension der Arbeit von Roig & Pagni betont, dass die systematische Anti-Schwarze Diskriminierung 
neben dem Arbeits- und Wohnungsmarkt auch im Zugang zu Bildung und innerhalb von 
Bildungseinrichtungen reproduziert wird; Schwarze und Afro-Deutsche werden dabei weiterhin 
symbolisch durch die Kategorie „Ausländer“ aus der nationalen Gemeinschaft ausgeschlossen. Der 
wohnungszentrierte NaDiRa-Bericht „Gewohnt ungleich“ gibt die Wahrscheinlichkeit, dass Schwarze 
„aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit keine Wohnung bekommen“, mit 36 % an (Podkowik et al., 2025, 
S. 8). Dasselbe Kapitel berichtet, dass die Wahrscheinlichkeit, dass Schwarze nicht zur 
Wohnungsbesichtigung eingeladen werden, bei 39 % liegt, was zeigt, dass Diskriminierung insbesondere 
in der Phase der „ersten Selektion/Gatekeeping“ entsteht (Podkowik et al., 2025, S. 48). Zudem besteht 
Ungleichheit auf Nachbarschaftsebene: 23 % der Schwarzen geben an, Diskriminierung in der 
Nachbarschaft erlebt zu haben, 4 % davon „häufig/sehr häufig“ (Mengi et al., 2025, S. 12). Für die 
Diskussion um das Recht auf die Stadt ist die Betonung der Kontinuität rassifizierter Hierarchien von 
Bedeutung. 

Der NaDiRa-Kurzbericht „Grenzen der Gleichheit“ gibt für das Jahr 2022 die Armutsgefährdungsquote bei 
Schwarzen Frauen und Männern mit 26 % an (Salikutluk & Podkowik, 2024, S. 6). Derselbe Bericht zeigt, 
dass selbst unter der Bedingung der Vollzeitarbeit das Armutsrisiko bei Schwarzen Frauen bei 22 % 
verbleibt, was die Dimension der „in-work poverty“ (Armut trotz Arbeit) hervorhebt (S. 7, S. 14–15). In 
diesem Rahmen argumentiert der Bericht, dass eine Unterscheidung allein anhand des 
„Migrationshintergrunds“ nicht ausreiche; die Dimension des Rassismus/der Rassifizierung müsse 
analytisch in die Armuts- und Ungleichheitsanalyse einbezogen werden (S. 4–8). 

Die Arbeit von Roig & Pagni (2025) im NaDiRa-Kontext zeigt auf, dass Deutschland in der Kolonialzeit 
und im Sklavenhandel auf einer „Gewaltökonomie, die auf Schwarzen Körpern beruhte“, basierte; vom 
transatlantischen Sklavenhandel bis zum Völkermord an den Herero und Nama war der Schwarze Körper 
das primäre Objekt militärischer, ökonomischer und medizinischer Gewalt. Im Dritten Reich 
institutionalisierte sich dies durch biopolitische Interventionen, wie die oft anästhesielose 
Zwangssterilisation von Mischlings-Kindern im Rheinland im Rahmen des „Gesetzes zur Verhütung 
erbkranken Nachwuchses“ und den Zwang zur Abtreibung für weiße Frauen mit Schwarzen Partnern; dies 
wird als systematisches medizinisches Vernichtungsprogramm gegen die Schwarze Bevölkerung gelesen. 
Auch in der Nachkriegszeit und in der DDR zeigt sich trotz offizieller antirassistischer Rhetorik, dass die 
Anregung zur Zwangsabtreibung von Schwarzen und Mischlings-Kindern, die Abgabe von Kindern in 
staatliche Heime und die faktische Einschränkung des Zugangs zu medizinisch-sozialen Diensten belegen, 
dass die Medizin und die sozialmedizinischen Institutionen als ein Herrschaftsraum fungierten, der 
Schwarze Körper im Namen der „Gesundheit“ der weißen Nation regulierte. NaDiRa behandelt zugleich 
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den psychiatrischen/psychologischen Bereich als Teil dieser biopolitischen historischen Kontinuität, indem 
es eine Meta-Erzählung sammelt, die die langfristigen Auswirkungen von in Kindheit und Jugend erlebtem 
Rassismus auf die psychische Gesundheit darstellt (Lazaridou, 2025). 

Die vor diesem Abschnitt stehenden Analysen zu Rassismus hatten klar gezeigt, wie diese historische und 
strukturelle Form des Rassismus, die auf eine bestimmte Gruppe abzielt, durch institutionelle Mechanismen 
und gesellschaftliche Ausgrenzungspraktiken reproduziert wird. Ein ähnlicher struktureller und 
intersektionaler Rahmen gilt auch für den Anti-Schwarzen Rassismus (ASR). ASR unterscheidet sich 
jedoch von Antisemitismus und Antiziganismus dadurch, dass er primär über die Hautfarbe wirkt, durch 
die globale Kolonialgeschichte und den transatlantischen Sklavenhandel geprägt ist und eine binäre 
„Schwarz-Weiß“-Hierarchie konstruiert. ASR spiegelt im deutschen Kontext die Kontinuität 
(post-)kolonialer Denkmuster wider und manifestiert sich heute weniger in offenen biologischen Diskursen 
als vielmehr in subtiler Verfremdung (Othering), pauschalen Zuschreibungen und strukturellen 
Ungleichheiten im Wohnungsmarkt, am Arbeitsmarkt und im polizeilichen Bereich. Aktuelle Daten von 
NaDiRa und dem Berlin Register belegen, dass ASR, ähnlich wie Antiziganismus, ein vielschichtiges 
System darstellt, das von alltäglichen Mikroaggressionen bis zur systematischen Ausgrenzung durch 
staatliche Institutionen reicht. Schwarze Individuen sehen sich strukturellen Benachteiligungen gegenüber, 
insbesondere in ihren Interaktionen mit Institutionen (Ausländerämter, Schulen, Polizei) und auf dem 
Wohnungsmarkt. Die Erfahrungen variieren intersektional, überschnitten mit Faktoren wie Geschlecht, 
Flüchtlingsstatus und Klasse; Schwarze Frauen sind beispielsweise im wirtschaftlichen Bereich von 
„doppelter Diskriminierung“ betroffen. Der Bericht der UN-Arbeitsgruppe für Menschen afrikanischer 
Abstammung aus dem Jahr 2017 kam zu dem Ergebnis, dass racial profiling bei deutschen 
Polizeibeamt*innen endemisch sei (Roig & Pagni, 2025, S. 383). Daten des NaDiRa.panels 2023 zeigen, 
dass Schwarze Männer (18 %) und Schwarze Frauen (17 %) häufiger von Diskriminierung im Kontakt mit 
der Polizei berichten als andere Gruppen. Das Vertrauen in die Polizei ist bei Schwarzen Menschen 
signifikant niedriger als bei anderen Gruppen: 53,9 % der Schwarzen Frauen und 56,1 % der Schwarzen 
Männer geben an, der Polizei zu vertrauen (DeZIM, 2023, S. 89). 

Der Kampf gegen diese strukturelle Gewalt und Unsichtbarmachung speist sich aus einer langen Tradition 
des Widerstands und der Solidarität. Die Tötung von George Floyd durch Polizeigewalt im Jahr 2020 war 
ein tragisches, aber transformierendes Beispiel dafür, wie dieser Kampf global widerhallt. Mit der 
Verbreitung des Videos war die Reaktion über Nacht auch in der Afro-Deutschen Gemeinschaft in 
Deutschland spürbar. Bundesweite Proteste versammelten Zehntausende, um systematischen Rassismus 
und Polizeigewalt gegen BIPOC (Schwarze, Indigene und andere People of Color) anzuprangern. Diese 
Massenmobilisierung, angeführt von der jungen Afro-Deutschen Generation und synchronisiert mit der 
transnationalen Black Lives Matter (BLM)-Bewegung, zeigte die Verflechtung lokaler und globaler 
Kontexte im Kampf gegen Rassismus und die Grenzenlosigkeit der Solidarität. 

In diesem Kontext verweisen sowohl die gemeinschaftsbasierte Rassismusanalyse als auch die ASR-
Analyse trotz spezifischer Manifestationen des Rassismus, die auf unterschiedliche Gruppen abzielen, auf 
eine gemeinsame strukturelle und historische Logik: die Reproduktion übernommener hierarchischer 
Kategorien der Vergangenheit durch aktuelle institutionelle Praktiken und gesellschaftliche Normen. Aus 
dieser Perspektive heraus sollte auch der Anti-Asiatische Rassismus in einem ähnlichen Rahmen betrachtet 
werden. Diese Form des Rassismus, deren Manifestationen vom Mythos der „Modellminderheit“ bis zur 
offenen Feindseligkeit während der Pandemie reichen, bildet ein weiteres Beispiel dafür, wie kulturelle und 
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physische Merkmale zur Verfremdung (Othering) genutzt werden und wie diese mit globalen 
Machtdynamiken und der Innenpolitik verschränkt sind. Die Analyse des Anti-Asiatischen Rassismus 
würde somit eine weitere kritische Dimension zum Verständnis der mehrdimensionalen und kontextuellen 
Natur des Rassismus in Deutschland ergänzen. 

v. Antiasiatischer Rassismus 

Antiasiatischer Rassismus (AAR) in Deutschland wird als eine systematische Form der Ausgrenzung 
definiert, die sowohl tiefe historische Wurzeln besitzt als auch durch aktuelle Krisen (insbesondere die 
Pandemie) neu geprägt wird. Dieser historische Prozess umfasst die Behandlung während des NS-Regimes, 
die Arbeitsmigration in den 1950er bis 1980er Jahren und rassistische Gewalttaten in den 1990er Jahren. 
Der Antiasiatische Rassismus basiert auf eurozentrischen Narrativen, in denen Asiat*innen homogenisiert 
und als andersartig, exotisch und gefährlich dargestellt werden. Im deutschen Kontext ist eine Kontinuität 
des Antiasiatischen Rassismus festzustellen, die bis zur deutschen Kolonialpolitik in China zurückreicht 
(CLAIM, 2024, S. 109; 2025, S. 109). 

Der von Kien Nghi Ha (2025) verfasste Text Zur kolonialen Matrix des anti-Asiatischen Rassismus: »Gelbe 
Gefahr«, Unsichtbarkeit und Exotisierung analysiert den Anti-Asiatischen Rassismus (AAR) nicht nur als 
individuelles Vorurteil, sondern als einen systemischen „Machtapparat“, dessen historische Wurzeln im 
Kolonialismus liegen. Darüber hinaus weist Ha darauf hin, dass der Begriff „asiatisch“ (asiatisch) eher als 
„Othering“-fremde Markierung im weißen europäischen Kontext fungiert denn als geografischer Ausdruck, 
d. h., die asiatische Identität hat im rassistischen Diskurs einen vagen (verschwommenen) und variablen 
Inhalt gewonnen. Laut Ha fungiert diese Identität „im weißen Kontext vor allem als eine fremde 
Markierung in der Form von ‚nicht-weiß‘ und ‚nicht-zugehörig‘“. Eine Studie von Suda, Mayer und 
Nguyen (2020) betont die widersprüchliche Natur des Anti-Asiatischen Rassismus: Asiat*innen werden 
einerseits als „Modellminderheit“ dargestellt und gegen andere Gruppen instrumentalisiert, andererseits 
werden sie als homogene und bedrohliche Masse betrachtet. Die Diskriminierung reicht von alltäglichen 
Mikroaggressionen (z. B. stereotype Darstellungen in der Bildung, sexistische Vorurteile) über strukturelle 
Gewalt (z. B. der prekäre Status von Arbeitsmigrant*innen) bis hin zu physischen Angriffen. 

Obwohl die asiatische Identität oft nur in Form von abfälligen Klischees und rassistischen Witzen als 
diskriminierende Repräsentationsformen sichtbar wird, betont Ha (2025) die Wichtigkeit zu verstehen, dass 
selbst die strukturelle Inkongruenz und Unsichtbarkeit in der Medienwelt die kulturelle Hegemonie der 
weißen Mehrheitsgesellschaft zementiert und negative und schädliche Auswirkungen auf die betroffenen 
Gemeinschaften hat (S. 2498-249). Eine Folge davon sei, dass diese Gruppen von der Gesellschaft kaum 
wahrgenommen werden und ihre Interessen, Perspektiven und Geschichten nicht in die Institutionen und 
in das Narrativ der Gesellschaft als Ganzes Eingang finden. Dasselbe gelte für politische 
Aushandlungsprozesse in der Zivilgesellschaft und der Kulturproduktion. Auch in den Verhandlungen um 
das Recht auf die Stadt wird diese „Abwesenheit“ durch die Linse des Anti-Asiatischen Rassismus sichtbar. 

Das konstruierte, scheinbar positive Image von Asiat*innen als „leise, fleißig und angepasst“ dient dazu, 
den Rassismus, den diese Gruppe erlebt, zu überdecken (CLAIM, 2024, S. 110; 2025, S. 110). Laut Kien 
Nghi Ha (2025) wird dieser „Modellminderheiten“-Mythos als Instrument eingesetzt, um die Erfolge von 
Asiat*innen hervorzuheben und andere rassistisch markierte Gruppen (z. B. muslimische oder Schwarze 
Individuen) als „nutzlos“ oder „problematisch“ zu stigmatisieren (S. 254). Gleichzeitig treten sie als Körper 
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in Erscheinung, die exotisiert, verfremdet und im Rahmen von Emaskulierung, Hypersexualisierung und 
Perversion sichtbar gemacht werden. Dies führt insbesondere dazu, dass Frauen häufig im Alltag belästigt 
werden. Darüber hinaus manifestieren sich Formen der Dekalifikation, genannt Glass Ceiling oder Bamboo 
Ceiling, durch stereotype Darstellungen, die sowohl den Körper als auch die Fähigkeiten betreffen (Hyun, 
2205 vgl. Ha, 2025, S. 250). Dies kann als die mangelnde Vertretung von Asiat*innen in 
Führungspositionen trotz ihrer Bildungserfolge definiert werden (Suda und Köhler, 2024). Rassistische 
Fetischisierungen bereiten zudem den Boden für die sexuelle Ausbeutung asiatischer Körper. Seit den 
1960er Jahren werden beispielsweise koreanische, indische und philippinische Krankenschwestern, die 
insbesondere zur Arbeit im medizinischen Bereich migrieren, dazu gedrängt, ihren Nutzen für die deutsche 
Gesellschaft als „sanfte Engel“ zu beweisen und arbeiten zu niedrigeren Löhnen und unter schwierigeren 
Bedingungen als ihre Kolleg*innen. Auf diese Weise werden, wie Ha (2025) feststellt, 
Geschlechterhierarchien mit kolonialen Auswirkungen re-affirmiert (S. 275). 

Der Bericht 2024 des Berlin Registers vermerkt, dass 20 Anti-Asiatische Rassismusvorfälle registriert 
wurden. Angesichts von elf Fällen im Jahr 2022 und 14 Fällen im Jahr 2023 ist eine teilweise Zunahme 
festzustellen. Elf davon waren Bedrohungen, Beleidigungen und Pöbeleien. Acht waren strukturelle 
Benachteiligungen, und fünf davon ereigneten sich im Landesamt für Einwanderung. Diese fünf Vorfälle, 
die vietnamesische Geflüchtete aus der Ukraine betrafen, sind ein wertvolles Beispiel für die 
Verschränkung von Diskriminierungsgründen und die zeitweise Unschärfe der Grenzen. 

Auch in unserer Umfrage wurde AAR von den antwortenden zivilgesellschaftlichen Organisationen als 
eine spezifische Gruppe definiert, die in Berlin-Mitte von Rassismus und Diskriminierung betroffen ist: 
asiatisch gelesene Menschen. Dieses Thema wird insbesondere im Kontext von strukturellem Rassismus 
und sozialen Risiken auf Quartiersebene behandelt. In den Antworten von Akteuren aus der PGR Wedding 
wird betont, dass als asiatisch wahrgenommene Individuen rassistischen Klischees ausgesetzt sind und 
dieser Zustand eine der Komponenten darstellt, die das demokratische Zusammenleben in der Region 
bedrohen. Eine Antwort von Institutionen aus der PGR Zentrum listete die von asiatischen Individuen 
erlebten rassistischen Ansätze als eine „bemerkenswerte“ Form der Diskriminierung im Quartier. 
Asiatische Individuen werden in den Quellen häufig unter den breiteren Kategorien BIPoC (Black, 
Indigenous and People of Color) oder „Personen mit internationalem Familienhintergrund“ (internationaler 
Familiengeschichte) geführt. Insbesondere im Kontext von „Jugendlichen mit internationalem 
Familienhintergrund“ finden die von Jugendlichen asiatischer Herkunft erlebten Barrieren in Bildung und 
Sozialleben indirekt hierin ihren Platz. Die Art des in der Umfrage erlebten Rassismus wird oft durch 
„Stereotypisierung“ (Kaltbildungen) definiert. 

Zusammenfassend berichten zivilgesellschaftliche Akteure in Berlin-Mitte über Rassismus gegen 
asiatische Individuen (Antiasiatischer Rassismus) unter der Kategorie „asiatisch gelesene Menschen“ als 
ein sichtbares Problem, insbesondere in den PGR Wedding und Zentrum. 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

Seit 2022 erfasst das korientation Netzwerk für Asiatisch-Deutsche Perspektiven e.V. in Berlin AAR-Fälle. 
Die Studie Beyond Asiatische Deutsche ist eine umfassende Dokumentation der zweijährigen Aktivitäten, 
theoretischen Ansätze und praktischen Erfahrungen des RADAR-Projekts. Sie entstand insbesondere 
aufgrund der Zunahme von Rassismus in Diskurs und Einstellung gegenüber Asiat*innen, die sich durch 
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verschwörerische Erklärungsmuster während der Corona-Pandemie verstärkte. Der Bericht behandelt 
jedoch auch die Geschichte rassistischer Gewalt in Deutschland; die „Chinesenaktion“ 1944 in Hamburg, 
die Angriffe in Hamburg 1980 und Rostock-Lichtenhagen 1992 werden zusammen mit den strukturellen 
Mängeln der Schutzpflicht des Staates und der Polizei betrachtet (Ehrich/rive, 2024). Einer der wichtigsten 
Befunde des Berichts ist, wie sich Rassismus nach Geschlecht differenziert: Die Exotisierung und 
Hypersexualisierung asiatischer Frauen wird diskutiert, während Männer de-maskulinisiert werden (Ehrich 
und Rive, 2024; Suda und Köhler, 2024). Die Behandlung asiatischer Frauen, die mit weißen Partnern 
gesehen werden, als „gekauft oder abhängig“, ist eine koloniale Kontinuität (Suda und Köhler, 2024). Diese 
Fetischisierung macht Frauen anfällig für Gewalt. Die Morde an Li Yangjie (2016) und Atlanta (2021) sind 
die konkretesten Beispiele für „rassistische Gewalt an der Schnittstelle von Rassifizierung und sexueller 
Objektivierung“ (Suda und Köhler, 2024). Des Weiteren wurden Situationen wie die Verweigerung von 
Arztterminen aufgrund des Namens oder die Blockade von Bankkreditverfahren aufgrund eines 
„ausländischen Akzents“ als „institutioneller Rassismus“ dokumentiert (Suda und Köhler, 2024; Suda und 
Köhler, 2023). Es wurde über Erfahrungen berichtet, bei denen Personen von Polizei oder 
Sicherheitspersonal nur aufgrund ihres Aussehens angehalten und kontrolliert wurden (Suda und Köhler, 
2024). 

Die Community-Umfrage von 2020 zeigt, dass 55 % der Teilnehmenden angaben, während der Pandemie 
rassistische Diskriminierung erlebt zu haben (Suda und Köhler, 2024). 75 % der Opfer erlebten nonverbale 
(Vermeidung, hasserfüllte Blicke), 62 % verbale (Beleidigungen) und 11 % physische Gewalt (Suda und 
Köhler, 2024). Eine weitere Angriffsform, die insbesondere aufgrund der Pandemie auftrat, waren Fälle 
von „absichtlichem Anhusten ins Gesicht“ als rassistische Belästigung im öffentlichen Raum (Suda und 
Köhler, 2024). Die Diskriminierung wurde am häufigsten auf der Straße (52 %), in öffentlichen 
Verkehrsmitteln (51 %) und in Geschäften (31 %) erlebt (Suda und Köhler, 2024). 

Die vorangegangene Analyse verdeutlicht, dass Antiasiatischer Rassismus in Deutschland weder ein neues 
noch ein isoliertes Phänomen darstellt. Vielmehr handelt es sich um einen historisch tief verwurzelten und 
strukturell wirksamen Mechanismus des Othering, der sich – von der kolonialen „Gelben Gefahr“-
Propaganda über die Pogrome der Nachwendezeit bis hin zur Stigmatisierung während der COVID-19-
Pandemie – stets anpassungsfähig zeigt. Sein widersprüchliches Charakteristikum, zwischen der 
Zuschreibung als „unerwünschte Fremde“ und der Instrumentalisierung als „vorbildliche Minderheit“ zu 
oszillieren, dient letztlich der Aufrechterhaltung einer als homogen imaginierten weißen 
Mehrheitsgesellschaft. Die spezifisch geschlechtsspezifische Ausprägungdieser Rassismen (die 
Exotisierung und Sexualisierung asiatisch gelesener Frauen einerseits, die Desexualisierung und 
Feminisierung asiatisch gelesener Männer andererseits) verweist dabei auf einen zentralen Nexus: Die 
Konstruktion rassistischer Hierarchien ist stets auch mit der Durchsetzung und Verteidigung einer 
spezifischen, als „natürlich“ postulierten Geschlechter- und Sexualitätsordnung verwoben. Diese normative 
Ordnung, die Heterosexualität und cisgeschlechtliche Zweigeschlechtlichkeit als Maßstab setzt, bildet nicht 
nur den Nährboden für antiasiatische, sondern ebenso für andere Formen der gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit. Sie stellt somit das ideologische Fundament dar, von dem aus im Folgenden die 
Verflechtungen von Antifeminismus und Queerfeindlichkeit als weitere zentrale Säulen der 
antidemokratischen Gegenbewegung in den Blick genommen werden müssen. 
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vi. Antifeminismus und LGBTIQ*-Feindlichkeit 

Wie die von uns untersuchten Rassismusanalysen zeigt, trägt auch der Antifeminismus und die LGBTIQ* 
Feindlichkeit einen strukturellen Charakter, der über individuelle Vorurteile hinausgeht und in 
gesellschaftliche Strukturen sowie institutionelle Praktiken einsickert. Dieses Phänomen wird von einer 
organisierten Gegenbewegung genährt, die darauf abzielt, die normative Geschlechterordnung und das 
heterosexuelle Familienmodell im Bereich der Geschlechtsidentität, Körperpolitik und sexueller Freiheiten 
zu schützen. Berlin-Mitte sticht als ein Zentrum hervor, in dem sich diese Spannungen und Gewalt im 
Deutschland-weiten Kontext konzentrieren. Die Aufzeichnungen dokumentieren, wie der Hass gegen 
Gleichstellungspolitiken, die Autonomie des weiblichen Körpers und queere Existenzen einen 
intersektionalen Gewaltregime auf der Straße, in Institutionen und im digitalen Raum schafft. 

Die Ursprünge des Antifeminismus und der Queerfeindlichkeit, wie bei allen zuvor behandelten 
gruppenbezogenen Feindseligkeiten, reichen weit zurück, werden jedoch systemisch durch das Patriarchat 
genährt. Das Patriarchat (Ataerkillik) wird als eine systemische Machtstruktur definiert, die nicht nur eine 
individuelle Haltung ist, sondern die objektive Struktur des Geschlechts aufrechterhält und legitimiert. 
Antifeminismus ist fest in den patriarchalen Strukturen der Gesellschaft verankert. Diese Ideologie versucht, 
den patriarchalen Status quo zu verteidigen, indem sie die Forderungen von Feministinnen nach Gleichheit 
und Selbstbestimmung verleumdet. Das Patriarchat wird durch eine maskulinistische Weltanschauung 
gestützt, die die Überlegenheit von Männlichkeit und des „Mannseins“ verteidigt. Diese Sichtweise 
inszeniert Feminismus als systemische Bedrohung oder „Männerhass“ gegen Männer. Die patriarchale 
Macht erfordert, dass die Gesellschaft auf einer scharfen weiblich-männlichen Dichotomie und einer 
heterosexuellen Familienstruktur aufgebaut ist. In ähnlicher Weise werden queere und trans* Individuen 
vom Patriarchat als Bedrohung wahrgenommen, da sie dieses binäre Geschlechtermodell und den Anspruch 
der „natürlichen Ordnung“ stören. Das Patriarchat festigt seine Macht, indem es Sexualität und 
Geschlechterrollen kontrolliert. Dieser Kontrollmechanismus stigmatisiert queere Individuen, die 
traditionelle Rollen verlassen, als „anormal“ oder „krank“ und schließt sie aus. Patriarchale Strukturen 
verhindern weiterhin den Zugang von LGBTQ+ Individuen zu gesetzlichen Rechten und gesellschaftlicher 
Anerkennung und halten sie in einer „sekundären“ Position. Sowohl Antifeminismus als auch 
Queerfeindlichkeit fungieren als „Brückenideologie“ für rechtsextreme und antidemokratische 
Bewegungen durch die Verteidigung patriarchaler Werte. Männergewalt wird als eine Äußerung der Macht 
in der Geschlechterstruktur, die durch das Patriarchat aufrechterhalten wird, qualifiziert. Diese Gewalt zielt 
auf Frauen und queere Individuen auf demselben strukturellen Fundament ab. 

Bei all den spezifischen Diskriminierungen, die Sie hier gelesen haben, tritt das soziale Geschlecht als eine 
Achse in den Vordergrund. Somit kann man sehen, dass Rassismus und Sexismus eine komplexe, 
ineinander verwobene Struktur bilden. Denn in den im Berlin Register 2024 (NARUD, 2025, S. 18) für 
Mitte erfassten Fällen wird Misogynie häufig innerhalb anderer Fälle gesehen; die spezielle Überschrift 
Antifeminismus betrifft jedoch rechtsextreme und konservative Bestrebungen, die das Recht auf 
Abtreibungangreifen und Frauen herabwürdigen. Die registrierten LGBTIQ*-feindlichen Vorfälle sind für 
Berlin, das in der Hauptstadt Europas einen besonders queeren-freundlichen Ort einnimmt, erschreckend 
hoch. Laut dem Berlin Register Bericht 2024 (NARUD, 2025, S. 15) hat sich die Zahl der LGBTIQ*-
feindlichen Vorfälle im Jahr 2023 mit 87 nahezu verdoppelt und ist im Jahr 2024 auf 57 Fälle gesunken. 
Wir sehen eine Warnung, dass diese Zahl nicht als niedrig angesehen werden sollte: Denn dies ist die 
zweithöchste bisher erfasste Zahl. Insbesondere in den letzten Jahren sind grausame Angriffe unter der 
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Überschrift LGBTIQ*-Feindlichkeit auf die Tagesordnung gekommen, wobei einer der Angriffe durch 
extreme Grausamkeit gekennzeichnet war. Es ist zu beobachten, dass LGBTIQ*-feindliche Angriffe oft 
nicht individuell, sondern von Gruppen begangen werden und sich insbesondere gegen Trans* Personen 
richten. 7 der Angriffe waren transfob, 6 richteten sich gegen schwule Männer. Die Zahl der registrierten 
LGBTIQ*-feindlichen Drohungen/Beleidigungen/Pöbeleien sank von 18 Vorfällen im Jahr 2022 und 26 
im Jahr 2023 auf 15 im Jahr 2024. Im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung wird das Ausmaß der Angriffe 
auf trans Frauen und nicht-binäre Personen besser verständlich. Denn Queerfeindlichkeit ist nach 
Rassismus der zweithöchste Bereich für körperliche Angriffe (Angriff) unter allen Motivkategorien in Mitte 
(vgl. Abbildung 2: Motivverteilung nach Art des Vorfalls). Im Vielfaltsbarometer 2025 der Robert Bosch 
Stiftung (Arant et al., 2025) ist auch die Aussage, dass nur 34 % der Umfrageteilnehmer nicht glauben, dass 
Geschlechtsangleichungen gegen die Natur seien (S. 19), wichtig, um den Nährboden der 
Transfeindlichkeit zu verstehen. Im Vorwort des Berichts wird als Grundlage für den schnellen Rückgang 
der auf Vielfalt basierenden Werte der Aufbau einer Hegemonie diskutiert, der auf Angst- und 
Verlustgefühlen basiert und durch Medien und Politiker populär gemacht wird, indem sie die Leugnung 
von Vielfalt und Angriffe auf die Selbstverwirklichungsrechte der Menschen zum Kern haben: 

"Dies gilt umso mehr, als einige Parteien und Medien bewusst die Unsicherheit von Menschen schüren, 
um die Gräben zwischen gesellschaftlichen Gruppen zu vertiefen: indem sie Stimmung gegen all 
diejenigen machen, die ihnen nicht gefallen, und das zum Kampf gegen „Wokeness“ erklären; indem 
sie die Rechte von Transgender infrage stellen; indem sie gegen Migrant:innen und Geflüchtete 
mobilisieren und über deren „ Remigration“ fantasieren – das alles übrigens nicht nur in Deutschland, 
sondern in vielen europäischen Ländern, in Russland und den USA. Deren Strategie ist es nicht, den 
Menschen die Angst vor gesellschaftlichen Veränderungen zu nehmen, sondern sie zu 
verstärken.”(Arant et al. 2025, S. 5) 

Diese Art von gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit ist ein zentrales Phänomen in Berlin-Mitte und 
zielt auf die Gleichheitsrechte von Frauen und LGBTIQ* Personen ab. Dieses Phänomen wird von 
Gemeinschaften unterstützt, die mit rechtsextremen und verschwörungsideologischen Kreisen verschränkt 
sind. Diese normative Erosion in Deutschland ist nicht auf den rechtsextremen Populismus beschränkt, 
sondern ist vielmehr Teil einer breiteren, intersektionalen Krise und eines Bündnisfeldes, das sich von Anti-
Gender-Bewegungen über Diskurse gegen Minderheitenrechte bis hin zu einem neuen kulturellen 
Konservatismus unter der „Woke“-Kritik (Woke-Kritik) erstreckt. Dieser Prozess wird von der Angst vor 
einem „Statusverlust“ der traditionellen Mehrheit (insbesondere weißer Männer) genährt und vergiftet den 
demokratischen Aushandlungsraum und verengt den demokratischen Raum. 

Die Studie Transfeindliche Gewalt: Verbreitung, Erscheinungsformen und Gegenmaßnahmen in Berlin 
(2025) von Albrecht Lüter, Dana Breidscheid und Sarah Riese ermöglicht eine umfassende Tiefenanalyse 
der Gewalt gegen trans* Individuen in Berlin, indem sie sowohl quantitative Daten als auch qualitative 
Erfahrungen aus institutionellen Bereichen analysiert. Der zentrale Befund der Forschung ist, dass trans* 
Individuen im Vergleich zu anderen queeren Gruppen einem viel höheren Maß an Diskriminierung und 
Gewalt ausgesetzt sind; und es wird betont, dass Gewalt nicht nur als eine zwischenmenschliche Aggression, 
sondern auch als ein institutionelles und strukturelles Phänomen verstanden werden muss (Lüter et al. 2025). 
Die Autor*innen argumentieren, dass die Trans* Identität in aktuellen politischen Debatten (insbesondere 
im Kontext des Selbstbestimmungsgesetzes) zu einem gesellschaftlichen „Triggerpunkt“ geworden ist; und 
es wird darauf hingewiesen, dass dieses polarisierte Klima die direkte Feindseligkeit und Angriffe gegen 
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trans* Individuen im öffentlichen Raum ermutigt. Schauen wir uns einige Befunde an: 66 % der trans* 
Individuen in Berlin waren in den letzten fünf Jahren transfeindlicher Gewalt ausgesetzt; 48,2 % wurden in 
den letzten zwölf Monaten angegriffen und in 74,2 % der Fälle wurden offen transfeindliche Beleidigungen 
und Schimpfwörter verwendet (S. 31). Nur 15 %der trans* Individuen, die Gewalt erfahren haben, fühlen 
sich in Berlin sicher; viele meiden gefährliche Orte (75,2 %), tragen unauffällige Kleidung (53,2 %) oder 
verstecken Regenbogen-Accessoires (35,5 %) (S. 8, 36, 39-40). Nur 13 %der Fälle wurden der Polizei 
gemeldet, und laut BKA-Daten stiegen die Hassverbrechen aufgrund von „geschlechtsbezogener 
Vielfalt“ in Berlin von 84 im Jahr 2020 auf 175 im Jahr 2023 (S. 40-45). Die Vorfälle ereignen sich am 
häufigsten im öffentlichen Raum (Straße, Park, Platz, öffentliche Verkehrsmittel) (S. 33-35).  

Dieser Befund wird auch durch den Berlin Register Bericht 2023 (NARUD e.V. 2024) bestätigt: Hotspots 
in Mitte sind Alexanderplatz, Gesundbrunnen, Tiergarten. Der Alexanderplatz, wo verschiedene Gruppen 
aufeinandertreffen, war mit 9 Angriffen und 8 Beleidigungsfällen im Jahr 2023 eines der Gewaltzentren. 
Insbesondere während des Christopher Street Day (CSD) drohten Neonazis mit Glasflaschen gegen queere 
Individuen, indem sie vom Alexanderplatz zum Unter den Linden marschierten. Der Bahnhof 
Gesundbrunnen ist ebenfalls ein wichtiger Punkt. 5 der 8 in dieser Region registrierten Angriffe sind direkt 
queerfeindlich motiviert. Das Schwule Museum in Moabit wurde 2023 beschossen und mit einem 
Feuerlöscher angegriffen. Darüber hinaus wurde das Denkmal für die homosexuellen Opfer im Tiergarten 
mehrfach vandalisiert. 

Die in Berlin-Mitte von zivilgesellschaftlichen Organisationen gesammelten Umfragedaten zeigen, dass 
Frauen und queere (LGBTIQ+) Individuen sowohl struktureller als auch alltäglicher mehrdimensionaler 
Diskriminierungausgesetzt sind. Diese Erfahrungen finden auf einer intersektionalen Ebenestatt, in der sich 
Sexismus, Transphobie und Rassismus verschränken. Die Antworten zeigen, dass Frauen sowohl im 
öffentlichen Raum als auch in der Familie unter Druck und Belästigung stehen. Insbesondere in den 
Regionen Moabit und Wedding wurde Straßenbelästigung (Catcalling) und eine allgemeine Feindseligkeit 
gegen Frauen gemeldet. Eine Antwort beschreibt die Situation, der Frauen ausgesetzt sind, wie folgt: 
„Frauen erzählen von ihren Erfahrungen sowohl in der Familie als auch im öffentlichen Raum. Als Frau 
werde ich von Vätern mit frauenfeindlichen (misogynen) Beleidigungen konfrontiert oder muss mit ihnen 
über anti-feministische Haltungen diskutieren.“ Insbesondere in einer Antwort einer Organisation, die in 
Moabit arbeitet, wird auf eine zunehmende Unsicherheit zusammen mit „Gewalt an Frauen“ und 
Bandenkriegen (Banden) hingewiesen. Die Umfragedaten spiegeln wider, dass queere Individuen in vielen 
Vierteln von Berlin-Mitte dem Risiko physischer Angriffe und gesellschaftlicher Ausgrenzung ausgesetzt 
sind. Quellen berichten, dass trans* Individuen sich nicht sicher fühlen und es zu physischen Angriffen auf 
homosexuelle Paare auf der Straße kommt. Es gibt Beobachtungen in den Antworten, dass die 
Transfeindlichkeit insbesondere in einigen Teilen von Wedding und Moabit zugenommen hat. Ein 
weiterer in den Daten enthaltener Umstand ist die Aussage in den Antworten, dass die trans* Identität in 
einigen sozialen Kreisen immer noch als eine „Krankheit“kodiert wird. Die verbreitete Verwendung 
homophober Beleidigungen wie „Schwuchtel“ unter Kindern und Jugendlichen zeigt, dass dieser Hass über 
Generationen weitergegeben wird. Das Risiko der Schließung von Beratungsstellen (Anlaufstellen) für 
trans* Individuen, die bereits begrenzt sind, aufgrund von Budgetkürzungen, offenbart das Risiko einer 
Vertiefung der Notlage dieser Gruppe. Die Umfrageergebnisse zeigen, dass Diskriminierung nicht nur über 
das Geschlecht, sondern auch durch die Verschränkung mit der religiösen und ethnischen Identität des 
Individuums schwerwiegender wird (Intersektionalität): 
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§ Kopftuchtragende Frauen (AMR und Sexismus): Der deutlichste Punkt, an dem Antimuslimischer 
Rassismus (AMR) und Sexismus verschmelzen, richtet sich gegen Kopftuch tragende Frauen. Den 
Antworten zufolge: „Kinder und insbesondere Kopftuch tragende Frauen berichten, dass sie in 
öffentlichen Verkehrsmitteln von Unbekannten beleidigt und schlecht behandelt werden.“ 

§ Queere Sexarbeiter*innen: Insbesondere in der Region Zentrum (Mitte)wurden „queere 
Sexarbeiter*innen mit osteuropäischem Migrationshintergrund“ aufgrund ihrer Migrationsidentität, 
ihrer Arbeit und ihrer sexuellen Identität als eine der verletzlichsten (vulnerable) Gruppen definiert. 

§ BIPoC und Arabische Familien: Bei Familien, die sich aufgrund der Berichterstattung über den Gaza-
Krieg als Arabisch oder BIPoC (Schwarz, Indigene, People of Color) identifizieren, wird über einen 
Verlust der Zugehörigkeit und einen damit verbundenen wachsenden psychologischen Druck auf 
Frauen und Kinder berichtet. 

Viele antwortende Organisationen geben an, strategische Schritte zur Bekämpfung dieser Probleme 
unternommen zu haben: 
§ Zielgruppe: Die antwortenden Organisationen priorisieren unter ihren Zielgruppen „LGBTIQ+ 

Individuen“, „Frauen“ und „FLINTA“ (Frauen, Lesbische, Intersexuelle, Non-binäre, Trans* und 
Agender). 

§ Bildung und Arbeit: „Frauenrechte und Geschlechtergerechtigkeit“, „LGBTQ+ Rechte“ und 
„Geschlechterreflektierte Jungenarbeit“ (Jungen*arbeit) gehören zu den Hauptarbeitsfeldern der 
antwortenden Zivilgesellschaft. 

§ Zukunftsvorschläge: Die Organisationen fordern den „Schutz und die Stärkung queerer 
Lebensrealitäten“ sowie die „Förderung geschlechterreflektierter Arbeit“. 

Kernbereiche der Manifestation, Strukturalität und Intersektionale Befunde 

Unter dieser Überschrift können wir beobachten, dass die Umfragedaten mit den Forschungsberichten zum 
Thema Diskriminierung parallele Befunde aufweisen. Der Bericht Transfeindliche Gewalt (Lüter et al. 
2025)thematisiert außerdem weit verbreitete Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen in institutionellen 
Bereichen wie Schulen, Arbeitsplätzen und dem Gesundheitssystem. Im Bildungsbereich erleben Trans* 
Schüler*innen Mobbing, vorsätzliches Misgendering und strukturelle Probleme, die aus der binären 
Geschlechterordnung resultieren (Toiletten, Umkleideräume, Sportunterricht) (Lüter et al. 2025, S. 49–72). 
Hinsichtlich des Arbeitslebens wird das Beispiel der Berliner Verwaltung hervorgehoben:  

Die institutionelle Ausgrenzung wirkt über binäre Formulare, falsche Anreden und das Fehlen von 
„Transitionsrichtlinien“; Trans* nicht-inklusive Antragsformulare, fehlende Übergangsrichtlinien und 
strukturelle Hindernisse sind vorhanden (Lüter et al. 2025, S. 73–83). Muslimische queere Geflüchtete sind 
einer vielschichtigen Gewalt ausgesetzt, wie rassistischer Ausgrenzungund falscher Geschlechtszuweisung 
(Misgendering) sowohl innerhalb der Gemeinschaft als auch in staatlichen Ämtern (Jobcenter etc.) (Boulila, 
2024).  

Das Gesundheitswesen ist ein widersprüchlicher Bereich. 76,4 % der Teilnehmer*innen berichteten von 
problematischen Erfahrungen im Gesundheitssystem (Lüter et al. 2025, S. 6). Mit dem Begriff „Morbus 
aliorum“ (Krankheit der Anderen) wird kritisiert, dass Beschwerden, insbesondere von Frauen und Trans* 
Individuen, nicht ernst genommen werden (Pathologisierung). Dieses Phänomen ist nicht auf eine 
bestimmte Geografie beschränkt, sondern tritt als eine allgemeine Haltung gegenüber allen 
„Anderen“ (aliorum) in einem System auf, in dem der weiße und nicht-rassifizierte Mann als 
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„Norm“ akzeptiert wird (Boulila, 2024; DeZIM, 2023). Es kommt zu Mangel an Informationen, falscher 
Geschlechtszuweisung, Ablehnung und Schwierigkeiten beim Zugang zur Behandlung (Lüter et al., 2025, 
S. 8–10).  

Darüber hinaus sind Individuen, die behindert, rassifiziert oder trans* sind, anfälliger für antifeministische 
und queerfeindliche Angriffe; ein Befund aus dem deutschen Ergebnisbericht der Resist-Studie ist sogar 
sehr bemerkenswert: Diese Individuen gaben an, nicht nur in der allgemeinen Gesellschaft, sondern auch 
in weiß- und mittelklasse-orientierten feministischen/queeren Räumen Mikroaggressionen oder die 
Ignorierung ihrer Erfahrungen ausgesetzt zu sein, und diese Intersektionalität bestimmt auch ihre 
räumlichen Bewegungen: Behinderte trans* Aktivist*innen müssen ihren Bewegungsradius einschränken, 
da sie sich im öffentlichen Raum nicht sicher fühlen. Ein weiterer der eindrücklichsten Befunde des 
Berichts ist die institutionelle Isolation von Akademiker*innen und Pädagog*innen, die aufgrund ihrer 
professionellen Arbeit angegriffen werden. Die Angegriffenen sind gezwungen, ihre privaten Ressourcen 
für Sicherheitsmaßnahmen oder Rechtskosten zu verwenden (Boulila, 2024). 

Im FES-Bericht „Polarisierung in Deutschland“ (2023) wird davor gewarnt, dass Parlamente aufhören, ein 
„Aushandlungsforum“ zu sein, und zu einer „Bühne der Identitätspolarisierung“ werden. Der Bericht hält 
insbesondere fest: „Symbolpolitiken, die über kulturelle Themen (Geschlecht, Migration, historische 
Erinnerung) geführt werden, stellen die eigentliche Aufgabe des Parlaments, Gesetzgebung und Kontrolle, 
in den Hintergrund. Dies birgt die Gefahr, dass die institutionelle Vorsicht durch die symbolische Besetzung 
von Institutionen ersetzt wird, um Anhänger zu sammeln“ (Friedrich-Ebert-Stiftung, 2023, S. 34).  

In der von der Friedrich-Ebert-Stiftung (FES, 2025)veröffentlichten Studie Die angespannte Mitte: 
Rechtsextreme und demokratiegefährdende Einstellungen in Deutschland 2024/25 zeigen 18- bis 34-jährige 
junge Menschen entgegen den Vorjahren eine höhere rechtsextreme Tendenz als ältere Generationen (7 %); 
insbesondere in dieser Altersgruppe hat sich eine ideologische Gender Gap zwischen Frauen und Männern 
gebildet. Darüber hinaus bejahen 6 % der Studienteilnehmer*innen offen politische Gewalt, während jeder 
Fünfte im „Graubereich“ liegt. Antifeministische Haltungen fungieren nicht nur als Brücke nach rechts, 
insbesondere bei westdeutschen Männern, die eine „traditionelle Männlichkeitskrise“ erleben, sondern 
bringen auch klassenbezogene Feindseligkeit gegen Arbeitslose und Obdachlose sowie rassistische 
Urteilemit sich. Unter diesen Bedingungen führen als „Manosphere“ bekannte, oft online, extrem 
männerzentrierte und antifeministische Gemeinschaften eine systematische Hass- und 
Belästigungskampagne gegen Politikerinnen, Journalistinnen oder Akademikerinnen (Boulila, 2024). Diese 
Belästigung führt dazu, dass die Ziele sich aus dem öffentlichen Raum zurückziehen oder sich selbst 
zensieren. Dies verletzt informell den Geist der institutionellen Vorsicht, indem es die gleichberechtigte 
Teilhabe bestimmter Gruppen (Frauen, Minderheiten) am institutionellen Raum verhindert. Wenn der Staat 
es versäumt, wirksame Maßnahmen gegen diese organisierte Online-Gewalt zu ergreifen, erlaubt dies die 
faktische Aussetzung demokratischer Normen (Zick et al., 2025). 

Rassismus kann nicht unabhängig vom Geschlechterregime und Geschlechtsidentitäten nicht unabhängig 
von Rasseregimen betrachtet werden. Daher müssen auch Angriffe und Diskriminierungen gegen 
Geschlechtsidentitäten und gegen die Vielfalt heteronormativer Identitäten intersektional bewertet werden. 
Da der „weiße“, „gesunde“, „heterosexuelle“ Mann als Norm akzeptiert wird, zeigen alle Fälle, dass 
Rassismus und Sexismus stark miteinander verschränkt sind und alle Individuen, die in Bezug auf Rasse, 
körperliche Vielfalt oder Religion als „andere“ sichtbar sind, besonders stark betroffen sind. 
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3.3. Dynamiken der Zivilgesellschaftlichen Mobilisierung in Mitte  
Die zivilgesellschaftliche Mobilisierung gegen Diskriminierung und Rassismus im Bezirk Mitte spielt trotz 
der hohen Fallzahlen von Diskriminierung, Ausgrenzung und strukturellem Rassismus eine kritische Rolle 
und basiert auf starken Netzwerkstrukturen. Die Zivilgesellschaft in Mitte nimmt eine zentrale Position ein 
in der Gegenwehr gegen steigende Feindseligkeiten und strukturelle Benachteiligungen. Allerdings wird 
die Nachhaltigkeit dieser Mobilisierung durch ernsthafte Kapazitätsengpässe gefährdet, besonders aufgrund 
kurzfristiger projektbasierter Finanzierung. Die zivilgesellschaftliche Mobilisierung in Mitte gegen 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und strukturelle Ungleichheiten basiert auf drei zentralen 
Dynamiken: Dokumentation und Sichtbarmachung von Vorfällen, Stärkung von Betroffenen 
(Empowerment) und politische/strukturelle Intervention (NARUD e.V., 2022, 2023). 

3.2.1. Dokumentation und Sichtbarmachung (Community-Based Monitoring) 
Eine der kritischsten Rollen der Zivilgesellschaft in Mitte besteht darin, Vorfälle unabhängig zu 
dokumentieren und zu analysieren, die offiziellen Stellen nicht immer erfassen oder korrekt zuordnen 
können. Die von NARUD e.V. betriebene Registerstelle Mitte führt seit sechs Jahren die Rangliste der 
Bezirke mit den meisten dokumentierten Vorfällen in Berlin an (NARUD e.V., 2023, S. 8; NARUD e.V., 
2024, S. 7). Diese Dokumentation zielt darauf ab, alle Formen der gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit (Rassismus, Antisemitismus, LGBTIQ*-Feindlichkeit, sozialer Chauvinismus) 
sichtbar zu machen. NARUD e.V. ist seit 2014 Träger der Registerstelle Berlin-Mitte und als migrantische 
Organisation mit Schwerpunkt auf der afrikanischen Diaspora verfolgt sie das Ziel, „die 
diskriminierungsfreie Teilhabe von Migrant*innen in Berlin zu fördern" (NARUD e.V., 2023, 2024).  

Im Bereich antimuslimischer Rassismus (AMR) arbeiten Organisationen wie CLAIM und Report! Berlin 
mit dem Modell des Community-based Monitoring (CbM). Das Kernprinzip dieses Ansatzes besteht darin, 
„eine Infrastruktur auf der Expertise von Menschen aufzubauen, die antimuslimischen Rassismus erleben" 
und diese Erfahrungen in ihren „intersektionalen Erscheinungsformen" sichtbar zu machen (CLAIM, 2023, 
2025a).  

Dunkelfeld aufhellen: Diese unabhängige Dokumentation und Analyse durch Zivilgesellschaft macht nicht 
polizeilich erfasste oder unter Straftatbestand bleibende Vorfälle (z. B. verbale Angriffe, Belästigungen) 
sichtbar und trägt so zur Aufhellung des Dunkelfelds bei. CLAIM betont ausdrücklich: „Insgesamt muss 
von einem hohen Dunkelfeld antimuslimischer Vorfälle ausgegangen werden" – das tatsächliche Ausmaß 
wird durch Underreporting und institutionelle Erfassungslücken unterschätzt (CLAIM, 2025b). 

3.2.2. Unterstützung und Stärkung von Betroffenen (Empowerment) 
Die zivilgesellschaftlichen Organisationen in Mitte bieten niedrigschwellige, parteiunabhängige 
Unterstützung, die über institutionelle Dienste hinausgeht. Die Zivilgesellschaft wird insbesondere in 
Krisenzeiten und an strukturellen Druckpunkten aktiv: 
• Geflüchtetenunterstützung: 2022 leisteten ehrenamtliche zivilgesellschaftliche Netzwerke an Hotspots 

wie Hauptbahnhof und LEA – Zentren der Diskriminierung gegen Geflüchtete aus der Ukraine – 
Unterstützung im Kampf gegen anti-Schwarzen Rassismus und antiziganistische Diskriminierung. Eine 
zentrale Rolle spielt dabei das Berliner Netzwerk für besonders schutzbedürftige geflüchtete Menschen 
(BNS), ein Zusammenschluss von sieben Nichtregierungsorganisationen, das seit 2008 ein 
mehrstufiges Verfahren zur Identifizierung, Feststellung und Versorgung besonders schutzbedürftiger 
Geflüchteter in Berlin entwickelt hat. 

• Gesellschaftliche Solidarität: Die zivilgesellschaftlichen Organisationen in Mitte fungieren als 
niedrigschwellige, interkulturell kompetente und mehrsprachige Erstanlaufstellen für Betroffene 
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(CLAIM, 2023). Organisationen wie Organisationen wie NARUD SAFE-Projekt und ReachOut Berlin 
(Mitte) bieten Beratung und Unterstützung für Menschen, die rassistische und intersektionale 
Diskriminierung erfahren. 

• Spezialisierte Beratungsnetzwerke: Die Registerstelle Mitte teilt gesammelte Daten regelmäßig mit 
spezialisierten Berlin-weiten Partnerorganisationen. Zu diesen gehören: ReachOut, RIAS, DOSTA, 
Amaro Faro e.V, Korientation, Camino und REDAR/Inssan e.V. (NARUD e.V., 2022). 

• Soziale und wirtschaftliche Hilfe: Organisationen wie Basta! Erwerbsloseninitiative Berlin bieten 
Beratung und Begleitung für armutsgefährdete und arbeitslose Menschen bei Jobcenter-verfahren und 
Kämpfen gegen Sozialchauvinismus. Ergänzend dazu betreibt KLIK e.V. eine niedrigschwellige 
Beratungsstelle für Menschen in Wohnungsnot und sozialen Schwierigkeiten in Berlin-Mitte 
(Torstraße 210) und richtet den Fokus insbesondere auf wohnungslose EU-Binnenmigrant*innen, mit 
mehrsprachiger Beratung und Unterstützung beim Zugang zu institutionellen Hilfsangeboten (KLIK 
e.V., 2024; 2025). 

• Kampf gegen institutionelle Diskriminierung: Das Berliner Landesantidiskriminierungsgesetz 
(LADG)verbietet Diskriminierung durch Berliner Behörden (Bezirksamt, Polizei, Schulen, BVG). 
Zivilgesellschaftliche Organisationen übernehmen die Aufgabe, Betroffene über dieses Gesetz zu 
informieren und weiterzuleiten (SenASGIVA, 2024). Das LADG schützt vor Diskriminierung 
aufgrund von Geschlecht, rassistischer Zuschreibung, sexueller Identität und sozialer Lage. 

3.2.3. Förderung von Zivilcourage und demokratischer Partizipation 
Die Zivilgesellschaft geht über passive Dokumentation hinaus und fördert aktiv Reaktionen und 
zivilgesellschaftliche Beteiligung: 

Zivilcourage: Bei Angriffen, Bedrohungen und Beleidigungen stieg die Zahl zivilcouragevoller 
Zeug_*innen von 10 (2022) auf 18 (2023) – ein Hinweis auf wachsende aktive Interventionen in der 
Gesellschaft. Die Initiative von Melder_innen, die Hasspropaganda (Aufkleber, Schmierereien) 
dokumentieren und entfernen, trägt wesentlich zum sozialen Klima der Stadt bei. 

Beteiligung Jugendlicher: Im Rahmen des Jugendförderplans Mitte (2022–2025) zielen Maßnahmen AF4 
(Demokratiebildung) und AF5 (Jugendbeteiligung) auf die Einbindung junger Menschen ab. Jugendliche 
diskutieren intensiv globale und lokale Krisen (Inflation, Krieg/Frieden, Klimakrise, gesellschaftliche 
Verantwortung) und zeigen starkes Bedürfnis nach Austausch und Solidarität. Projekte wie „Jury des 
Geldes" ermöglichen Jugendlichen direkte Entscheidungen über Projektbudgets.  

Die Mobilisierungskapazität der Zivilgesellschaft ist jedoch durch strukturelle Hindernisse wie finanzielle 
Prekarität und institutionelles Misstrauen eingeschränkt. Die meisten Strukturen, die 
Diskriminierungsbetroffenen Beratung und Unterstützung bieten, sind auf kurzfristige, unsichere 
Projektfinanzierungen angewiesen, was langfristige, verlässliche Institutionen verhindert. Spezialisierte 
Beratungsangebote (z. B. gegen antimuslimischen Rassismus) sind „strukturell anfällig für kurzfristige, 
nicht nachhaltige Projektfinanzierung" (CLAIM, 2025b, S. 17). CLAIM betont: „kurzfristige 
Projektfinanzierungen führt nicht nur zu Unsicherheit, sondern erschwert auch den Aufbau langfristiger 
verlässlicher Strukturen und Kooperationen" – dies führt zum Verlust von Fachwissen (CLAIM, 2023, 2024, 
2025a).  

Strukturelle Benachteiligung: Nicht nur finanzielle Ressourcenmangel, sondern auch institutionelles 
Misstrauen wirkt hemmend. Insbesondere muslimische und rassifizierteGruppen erleben bei Kontakten mit 
Polizei und Behörden hohe Diskriminierung (DeZIM, 2022; CLAIM, 2023, 2025b). Diese Erfahrungen 
führen zu „schlechterer mentaler Gesundheit" und „geringerem Vertrauen in Gesellschaft und Institutionen" 
(DeZIM, 2023). DeZIM-Monitoring 2022 dokumentiert: „Das Vertrauen in die Bundesregierung ist seit 



93 
 

2022 um bis zu 20 Prozentpunkte gesunken, insbesondere unter muslimischen und asiatischen Menschen" 
(DeZIM, 2022). Muslimische Menschen erleben „mit einsetzender Diskriminierungserfahrung zu 
Erschütterungen" (CLAIM, 2025b). Dies schwächt demokratische Prozesse und vertieft gesellschaftliche 
Spaltungen. Betroffene stoßen bei Kontakten mit Strafverfolgungsbehörden auf „fehlenden Schutz und 
rassistische Kriminalisierung durch Täter-Opfer-Umkehr", was zu „Vertrauensverlust in den Rechtsstaat" 
führt. 

Zwischenergebnis 
Berlin-Mitte bietet als sozialer Raum außergewöhnliche Möglichkeiten, die Subjekte mehrschichtiger 
Diskriminierung und den Widerstand dagegen zu verstehen. Trotz aller in diesem Abschnitt thematisierten 
Herausforderungen besetzen zivilgesellschaftliche Netzwerke in Mitte eine zentrale Position im Kampf 
gegen Diskriminierung und bei der Unterstützung Betroffener; sie spielen eine kritische Rolle bei der 
Aufrechterhaltung demokratischer Partizipation und der Forderung institutioneller Rechenschaftspflicht. 
Die Stärkung dieser Netzwerke und die Sicherstellung finanzieller Nachhaltigkeit sind essenziell, um die 
Wirksamkeit im Antidiskriminierungs-kampf im Bezirk zu steigern. Diese Analyse – die eng mit den 
Ergebnissen unserer Umfrage korrespondiert und diese entscheidend interpretiert – eröffnet zudem neue 
Perspektiven zum Verständnis der sozialen Textur Berlins-Mitte.  
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4. Explorative Analyse der Primärdaten: Auswertung Entlang Der 
Umfragestruktur 

Dieser Abschnitt ist der detaillierten Analyse der Primärdaten (Umfrage) gewidmet, die von 
Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) in Berlin-Mitte erhoben wurden und die Grundlage unserer 
Studie bilden. Anstatt quantitativer Repräsentation liefern diese Daten tiefeninsichtliche explorative 
Erkenntnisse, die sich aus den subjektiven Erfahrungen lokaler Akteure speisen, und werden durch 
analytische Linsen wie Intersektionalität und das Recht auf die Stadt, die in Abschnitt 1.3 umrissen wurden, 
betrachtet. 

Die Analyse interpretiert die Realität vor Ort aus einer ganzheitlichen Perspektive, indem sie die Rolle der 
Zivilgesellschaft, ihre institutionelle Kapazität und die dringendsten Herausforderungen, denen sie 
gegenübersteht, entlang der drei definierten Hauptachsen strukturiert: Recht auf die Stadt, Wirtschaftliche 
Vulnerabilität, Soziopolitische Polarisierung und Diskriminierung, sowie Strukturelle und Institutionelle 
Barrieren. 

In den folgenden Unterabschnitten werden die quantitativen und qualitativen Ergebnisse der Umfrage im 
Einklang mit diesen thematischen Achsen präsentiert; diese Befunde werden mit Sekundärdatenquellen 
trianguliert, um eine solide Grundlage für handlungsorientierte Politikempfehlungen zu schaffen. 

4.1. Das Soziale Panorama von Berlin-Mitte: Grundlegende Probleme und 
Diskriminierung aus der Sicht der ZGOs 

Die Beobachtungen der Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) vor Ort sind eine kritische 
Datenquelle, um die sozialen Dynamiken und die am dringendsten notwendigen Interventionsbereiche in 
einem Bezirk zu verstehen. Diese Organisationen arbeiten direkt mit ihren Zielgruppen zusammen und 
identifizieren so am klarsten die Bereiche, in die Politik und Ressourcen gelenkt werden müssen. Die 
Beobachtungen der ZGOs vor Ort legen drei grundlegende Vulnerabilitäten im sozialen Gefüge des Bezirks 
offen: sich vertiefende sozioökonomische Ungleichheiten, zunehmende Diskriminierung und ein 
schwächer werdendes Gefühl der sozialen Zugehörigkeit. 

4.1.1. Profil und Fokusbereiche der ZGOs 
Die in Mitte tätigen ZGOs weisen eine große Vielfalt hinsichtlich ihrer thematischen Schwerpunkte und 
der Zielgruppen, denen sie dienen, auf. Die ZGOs in Berlin-Mitte agieren im Einklang mit ihren 
Grundwerten Partizipation, Vielfalt, Antidiskriminierung, Feminismus und Achtung der Menschenrechte. 
Ihre Zielgruppen bestehen aus häufig von Diskriminierung betroffenen Gruppen wie Migrant:innen und 
Geflüchteten, LGBTQ+-Personen, Jugendlichen, Frauen und Menschen mit Behinderung. Diese 
Organisationen verfügen über die Kapazität, durch die Bereitstellung eines breiten Spektrums von 
Dienstleistungen – darunter der Kampf gegen strukturellen Rassismus, Geschlechtergerechtigkeit, soziale 
Rechte und politische Repräsentation – vielseitige und spezialisierte Lösungen für die komplexen 
gesellschaftlichen Probleme des Bezirks zu entwickeln. Das Profil der Umfrageteilnehmer:innen und die 
von ihnen repräsentierten Institutionen spiegeln die operative Struktur, die thematischen Schwerpunkte und 
die personellen Merkmale der ZGOs in Berlin-Mitte wider. 

4.1.1.1. Rolle der Teilnehmenden und Verhältnis zur Organisation 
Die an der Umfrage teilnehmenden Personen sind in der Regel Mitarbeitende, die über hohe Erfahrung 
verfügen und strategische sowie operative Rollen in den Organisationen innehaben: 
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• Positionen: Mehr als die Hälfte der Teilnehmenden befinden sich in Positionen wie Mitarbeiter:in oder 
Strategische Führung. Darüber hinaus sind Rollen wie Vorstandsmitglied, Geschäftsführung, 
Projektkoordination und Fachbereichsleitung ebenfalls vertreten. 

• Dauer der Zugehörigkeit: Die Hälfte der Teilnehmenden ist seit „Mehr als 5 Jahre“ mit ihrer 
Organisation verbunden, was auf eine hohe Felderfahrung hinweist. 

Zugang zur Umfrage: Die Benachrichtigung über die Umfrage erfolgte fast ausschließlich durch eine 
„Einladung per E-Mail“. 

4.1.1.2. Institutionelle Struktur und Demografie 

Die Organisationen sind mehrheitlich etabliert, lokal ausgerichtet und weisen verschiedene Rechtsformen 
auf: 
● Tätigkeitsgebiet: Die Organisationen sind überwiegend in den Quartieren (PRG) Wedding (14), 

Moabit (11), Zentrum (4) und Gesundbrunnen (3) von Berlin-Mitte tätig. Ihr Tätigkeitsumfang 
liegt meist auf der Ebene von Kiez (Nachbarschaft/Lokalbereich), Viertel (Ortsteil/Region) oder 
Bezirk Mitte. 

● Gründungsjahr: Eine große Mehrheit der Organisationen (21 von 32 Institutionen) wurde „vor 
2000“ gegründet. Nur 1 Teilnehmer gab an, dass seine Organisation nach 2021 gegründet wurde. 

● Rechtsform: Zu den häufigsten Rechtsformen gehören der eingetragene Verein (e.V.), die gGmbH 
(gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haftung) und der Freie Träger (Unabhängiger 
Anbieter). Einige Antworten verwendeten anstelle der juristischen Person funktionale Bezeichnungen 
wie „Familienzentrum“, „Bildungseinrichtung“ oder „Jugendfreizeiteinrichtung“; einige 
Teilnehmende beantworteten die Frage nach der Rechtsform mit funktionalen Bezeichnungen oder 
den Dachorganisationen, denen sie angehören, anstelle der juristischen Form. 

● Finanzieller Umfang: Die jährliche Budgetspanne der Organisationen ist breit. Es gibt große 
Organisationen mit einem Budget von „Über 500.001 €“, aber auch kleinere Organisationen in der 
Spanne von „10.001 € – 50.000 €“ und „Unter 10.000 €“. 

Bei der Untersuchung der Antworten der 32 an der Umfrage teilnehmenden Organisationen (Q10009) 
zeigt sich, dass sich die juristische Struktur auf drei Hauptachsen konzentriert: 
● Eingetragene Vereine (e.V.): Sie stellen etwa 35–40 % der Stichprobe dar. Diese Strukturen 

repräsentieren das traditionelle NRO-Modell, das meist nachbarschaftlich orientiert ist, eine hohe 
freiwillige Beteiligung aufweist und auf einer demokratischen Mitgliederstruktur basiert. 

● Gemeinnützige Gesellschaften mit beschränkter Haftung (gGmbH): Ungefähr 25–30 % der 
Organisationen haben diesen Status. Die Rechtsform der gGmbH wird insbesondere von Institutionen 
mit hohem Budget und professionellem Personal bevorzugt. 

● Freie Träger / Institutionelle Dachstrukturen: Ungefähr 20–25 % der Teilnehmenden bezeichnen 
sich direkt mit diesem Begriff. Diese Bezeichnung umfasst in der Regel gemeinnützig arbeitende 
Bildungs- oder Jugendhilfeeinrichtungen. 

● Initiativen und nicht registrierte Strukturen: Sie stellen etwa 10 % der Stichprobe dar. Diese 
Strukturen sind in der Regel aktivistenbasiert und flexibel, ohne einen formalen Vorstand. 

Die Rechtsform ist direkt mit dem jährlichen Budget einer Organisation (Q20023) verbunden: 
● Professionalisierung und gGmbH: Die überwältigende Mehrheit der Organisationen mit einem 

Jahresbudget von über 500.001 € hat den Status einer gGmbH. Dieser Status ist aufgrund der 
Steuervorteile und der Erleichterung der kaufmännischen Geschäftsführung eine operative 
Notwendigkeit für große soziale Dienstleister. 
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● Ehrenamt und e.V.: Strukturen mit niedrigerem Jahresbudget (zwischen 10.001 € und 150.000 €) 
oder solche, die auf Mitgliedsbeiträgen (Q20024) basieren, behalten in der Regel den Status eines 
Vereins (e.V.) bei. 

Die Rechtsform beeinflusst auch die „Diversity“-Kapazität (Vielfalt) der Organisation: 
• Vorstand in Vereinen: Die Vorstandsmitglieder von Organisationen mit Vereinsstatus werden in der 

Regel gewählt. Die Quellen deuten jedoch darauf hin, dass diese Vorstände immer noch mehrheitlich 
„weiß“ und homogen sind. 

Flexibilität in Initiativen: Als Initiativen definierte Strukturen geben an, keinen Vorstand zu haben, und 
zeigen damit ein hierarchiefreies, kollektives Führungsmodell. 

4.1.1.3. Werte und Thematische Fokusbereiche 
 
Die aus den ZGOs in Berlin-Mitte gewonnenen Daten zeigen, dass diese Institutionen eine Identität 
aufgebaut haben, die auf progressiven Werten basiert, jedoch bei der Umsetzung dieser Ideale in der 
Praxis mit einer demografischen „Generations- und Repräsentationslücke“ konfrontiert sind. Die 
grundlegenden Werte und Arbeitsbereiche der Organisationen spiegeln einen starken Fokus auf soziale 
Gerechtigkeit und Antidiskriminierung wider: 
A. Institutionelle Werte und Selbstdefinition 
Die Konzepte, die Organisationen zur Selbstdefinition verwenden (Q10007), bilden eine „progressiven 
Wertekatalog“, der mit der multikulturellen Struktur Berlins übereinstimmt. 
● Häufigste Werte: Nahezu alle an der Umfrage teilnehmenden Institutionen (über 90 %) definieren sich 

als „vielfaltsorientiert“, „antirassistisch“ und „niedrigschwellig“. 
● Ideologische Vielfalt: Ein Teil der Organisationen definiert sich als „feministisch“, „intersektional“ und 

„dekolonial“, während ein anderer Teil eine „humanistische“ oder „christlich geprägte“ Identität 
aufweist. 

Die Konzepte, die Organisationen zur Selbstdefinition verwenden (Q10007), bilden einen „progressiven 
Wertekatalog“, der mit der multikulturellen Struktur Berlins übereinstimmt: 
● Häufigste Werte: Nahezu alle an der Umfrage teilnehmenden Institutionen (über 90 %) definieren sich 

als „vielfaltsorientiert“, „antirassistisch“ und „niedrigschwellig“. 
● Ideologische Vielfalt: Ein Teil der Organisationen definiert sich als „feministisch“, „intersektional“ und 

„dekolonial“, während ein anderer Teil eine „humanistische“ oder „christlich geprägte“ Identität 
aufweist. 

● Paradox: Trotz dieser Werte wird der Vorstand vieler Organisationen (Q10008) immer noch als 
„homogen und weiß“ gemeldet. Etwa 65–70 % der untersuchten Institutionen gaben offen an, dass ihre 
Vorstände nicht divers („nein“) oder homogen seien. Die Daten zeigen einen zahlenmäßigen Trend, 
dass die Vielfalt in der Hierarchie der Organisation abnimmt: 

o Vorstand und Geschäftsführung: ID 34 gab an, selbst keinen Vorstand am Hauptsitz zu haben, 
jedoch seien BiPoC Mitarbeitende in den Führungsrollen selten bei der übergeordneten 
Organisation, der sie angehören. 

o Eingeschränkte Vielfalt: Die Minderheitsgruppe (etwa 20–25 %), die angab, ihr Vorstand sei 
divers, beschränkt diese Vielfalt meist auf „Geschlechterparität“ oder „Breite des politischen 
Spektrums“. 

o  
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B. Thematische Fokusbereiche und Arbeitsfelder 

Die Antworten auf die 14. Frage der Umfrage zur quantitativen Kartierung der thematischen Arbeitsfelder 
von Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) in Berlin-Mitte in den letzten drei Jahren zeigen sowohl 
die hegemoniale Stellung eines liberal-demokratischen Hauptrahmens als auch, wo identitätsbasierte und 
intersektionelle Arbeiten sich konzentrieren und wo sie unsichtbar werden. 

Insgesamt gaben 32 Organisationen, mit der Möglichkeit zur Mehrfachauswahl, durchschnittlich etwa 7,6 
thematische Bereiche an, was auf ein ausgeprägtes multisektorales/intersektionelles Praxisprofil hindeutet. 
Dies zeigt, dass die Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte weniger auf die Spezialisierung auf ein einziges Thema 
ausgerichtet ist, sondern als breit aufgestellte Struktur organisiert ist, die auf sich überschneidende 
Krisenbereiche reagiert. 

Obere Schicht: Hegemoniale Themen (50 %+) 

● Soziale Rechte und Gleichberechtigte Partizipation ist mit 28 Antworten (90,32 %) der am häufigsten 
gewählter Bereich und fungiert als Dachkonzept, das von fast allen Organisationen geteilt wird. Diese 
Kategorie ist breit genug, um einen Großteil der anderen thematischen Bereiche normativ 
einzuschließen, birgt jedoch das Risiko eines Verlusts an Spezifität. 

● Demokratie-Dialogformate und Demokratiebildung (61,29 %), Politische Partizipation und Gleiche 
Repräsentation (58,06 %) sowie Kulturelle Bildung (58,06 %) zeigen, dass der liberal-demokratische 
Partizipationsdiskurs einen konstitutiven Bezugsrahmen für die Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte 
darstellt. 

● Kampf gegen strukturellen Rassismus (54,84 %), Behindertenrechte und Gleicher Zugang (51,61 %) 
sowie Migranten- und Flüchtlingsrechte (51,61 %) treten als die wichtigsten Bereiche hervor, in denen 
der rechtebasierte Ansatz konkretisiert wird. Diese Verteilung deutet darauf hin, dass Formen der 
Diskriminierung, die sich insbesondere um die Achsen von Rassismus und Migration konzentrieren, 
einen zentralen Platz in der Agenda der lokalen Zivilgesellschaft einnehmen. 

Mittlere Schicht: Wichtige, aber sekundäre Themen (30–50 %) 

● Recht auf die Stadt und Lokale Demokratie (38,71 %) deutet trotz der Debatten im Kontext der 
Gentrifizierung und Wohnungskrise in Berlin auf einen geringeren als erwarteten Fokus hin; es ist 
anzunehmen, dass dieses Thema wahrscheinlich indirekt unter dem Titel „Soziale Rechte“ subsumiert 
wird. 

● Frauenrechte und Geschlechtergerechtigkeit (38,71 %), Kampf gegen Antimuslimischen Rassismus 
(35,48 %), Kampf gegen Antisemitismus (32,26 %) und LGBTQ+-Rechte (32,26 %) zeigen, dass 
identitätsbasierte Arbeiten deutlich, aber fragmentiert positioniert sind. Diese Verteilung deutet darauf 
hin, dass das historische Erbe des Antisemitismus in Berlin und die aktuelle Welle des 
Antimuslimischen Rassismus von der Zivilgesellschaft mit ähnlicher Gewichtung behandelt werden. 

Untere Schicht: Nischenbereiche und Bereiche mit Sichtbarkeitsproblemen (20–30 %) 

● Kampf gegen Altersdiskriminierung (29,03 %) und „geschlechterreflektierte Jungen*arbeit“ (25,81 %) 
erscheinen als Nischenbereiche, die spezielle methodologische Ansätze erfordern; die Arbeit mit 
Mädchen wird hingegen fast ausschließlich in der Kategorie „Sonstiges“ und nur sehr begrenzt 
ausgedrückt. Diese Situation deutet auf ein Geschlechtervorurteil hin, bei dem die Arbeit mit Mädchen 
unter den allgemeineren Titeln „Frauenrechte“ angenommen wird, obwohl für die Arbeit mit Jungen 
eine spezielle Kategorie definiert wurde. 

● Der Bereich der Intersektionellen Kämpfe wurde nur zu 19,35 % gewählt, was darauf hindeutet, dass 
der intersektionelle Diskurs zwar stark ist, auf methodologischer und institutioneller Ebene jedoch 
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selten als offenes Arbeitsfeld markiert wird. Dieser Befund stimmt mit der internationalen Literatur 
überein, die besagt, dass das Konzept zwar häufig referenziert, aber nur begrenzt in institutionelle 
Praktiken internalisiert wird. 

Weitere Bereiche 

Offene Antworten weisen auf Bereiche hin, die über die vordefinierten Optionen der Umfrage hinausgehen, 
aber vor Ort eine wichtige Rolle spielen. Psychische Gesundheit und psychische Belastungen wurden von 
mindestens zwei Organisationen hervorgehoben. Ebenso wurden Kinderrechte und Mädchenarbeit nur als 
Einzelnennungen in der Kategorie „Sonstiges“ erwähnt, was zeigt, dass sowohl die kinderorientierte Arbeit 
als auch spezifische Interventionen für Mädchen ebenfalls wichtige Themen sind. 

Organisationen, die in der Wertefrage sehr hohe Raten für „antirassistisch“, „diversitätsorientiert“ oder mit 
Fokus auf multiple Identitäten angaben, können diese Linie bei der Auswahl der thematischen Bereiche nur 
teilweise fortsetzen. Obwohl Antirassismus zu 83 % deklariert wird, liegt der Anteil derjenigen, die den 
Kampf gegen strukturellen Rassismus als konkretes Arbeitsfeld kennzeichnen, bei 54,84 %. Andererseits 
ist die Identifikation mit feministischen oder queeren Identitäten relativ gering, während der Anteil derer, 
die Frauenrechte und LGBTQ+-Rechte als thematischen Bereich wählen, höher ist; dies zeigt den 
Unterschied zwischen institutioneller Identität und Arbeitsinhalt sowie die Tendenz, „Etiketten zu 
vermeiden“. 

Die folgende Abbildung fasst die Antworten der zivilgesellschaftlichen Institutionen aus Berlin-Mitte auf 
die Umfragefragen zusammen: 

Abbildung 4: Thematische Arbeitsfelder der NGOs 

 
Quelle: Eigene Umfragedaten 
 
Generell betrachtet positionieren sich die ZGOs in Berlin-Mitte in einem starken Rahmen der 
„demokratischen Partizipation“ und „sozialen Rechte“; im Gegensatz dazu verlieren Bereiche wie 
psychische Gesundheit, Kinderrechte, intersektionelle Methodologie und Gentrifizierung entweder an 
Sichtbarkeit, indem sie in Oberbegriffen aufgehen, oder sind aufgrund der Einschränkungen im 
Umfragedesign nicht ausreichend repräsentiert. 
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Darüber hinaus eröffnen 10 Antworten auf die offene Frage nach den Gründen für die thematische 
Veränderung im Laufe der Jahre ein kritisches Fenster dafür, wie sich die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen in Berlin-Mitte an den Wandel anpassen. Die Antworten zeigen, dass es vier Hauptachsen 
gibt, die den Wandel auslösen: externe sozio-politische Schocks, interne Kapazitäts- und 
Bewusstseinsentwicklung, institutionelle/fondsbedingte Zwänge und sich wandelnde Bedürfnisse der 
Zielgruppe. 

Die Gründe für die thematische Verschiebung der Fokusbereiche der ZGOs im Zeitverlauf werden durch 
gesellschaftliche Krisen (Post-Corona-Auswirkungen, Kriege, Aufstieg der AfD) und die Transformation 
der Zielgruppenbedürfnisse erklärt. Die Grafik visualisiert die offenen Antworten durch thematische 
Gruppierung. 

Abbildung 5: Gründe für thematische Schwerpunktveränderungen 

 
Quelle: Eigene Umfragedaten. 
 
Tabelle 4-a: Zitate der NGO zu Veränderungen in Fokus und Bedarfen, nach Prognoseraum 

Prognoseraum 
(PRG) 

Zitate 

Wedding "neue Förderstrukturen, neue politische Schwerpunkte des Bezirks, 
Kooperationspartner, inhaltliche Weiterentwicklung" 

 "Die Bedarfe der Zielgruppe haben sich verändert und wir sind diesen 
nachgegangen." 

Moabit "Neuerdings werden wir verstärkt mit Rassismus konfrontiert" 

 "Die Bedarfe des Kiezes verschieben sich in bestimmte Richtungen und neue 
Zielgruppen kommen hinzu" 

Zentrum "Die Förderung hat sich verändert und damit auch die inhaltlichen Schwerpunkte." 

Wedding 
"Nachdem wir zunächst einen Fokus auf Antidiskriminierung hatten, ist die 
Notwendigkeit von Antirassismus und politischer Teilhabe von BiPOC in den 
Vordergrund gerückt." 

Gesundbrunnen "Veränderungen in der Finanzierung/Fokus des Fördergebers" 
Quelle: Eigene Umfragedaten. 
 
Die Gründe für die thematische Verschiebung der Fokusbereiche der ZGOs in Berlin-Mitte sind, wie in der 
obigen Tabelle und Grafik zusammengefasst, hauptsächlich auf externe Krisen (psychische Belastungen 
nach Corona, Kriege, Aufstieg der AfD, wirtschaftliche Unsicherheiten) und interne Dynamiken 
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(Personalwechsel, Finanzierungsdruck, Anweisungen der Auftraggeber) zurückzuführen. Insbesondere die 
Zunahme von Demokratiebildung und Medienkompetenz tritt als Reaktion auf die Verbreitung von 
Verschwörungstheorien und rechten Ideen in den Zielgruppen hervor; Themen wie Inklusion, Feminismus 
und Antirassismus werden durch interne Teamdiskussionen und gesellschaftliche Sichtbarkeit gestärkt. 
Gesetzliche Rahmenbedingungen wie §16 KJHG sowie sich ändernde Zielgruppenbedürfnisse 
(Digitalisierung, vorurteilsfreie Bildung) sind ebenfalls bestimmend, wobei die Organisationen reaktiv 
Anpassungen zeigen und ihre Werte an Krisen anpassen. 

Der umfassende Evaluierungsbericht des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ für den Zeitraum 2020–
2024 untersuchte die Konsistenz zwischen den thematischen Schwerpunkten der am Programm 
teilnehmenden Organisationen und deren durchgeführten Arbeiten, die strategische Zielsetzung bei der 
Ressourcenbereitstellung, die konzeptuelle Adaption sowie die strukturelle Spezialisierung. Die Ergebnisse 
zeigen eine hohe allgemeine Übereinstimmung zwischen der thematischen Architektur des Programms und 
den Umsetzungspraktiken, weisen jedoch auf „Spannungen“ in einigen Bereichen zwischen pädagogischen 
Ansätzen und administrativen Klassifikationen hin. Das Kernargument des Berichts ist, dass „Demokratie 
leben!“ nicht nur ein Fonds zur Bereitstellung finanzieller Ressourcen, sondern ein „lernendes System“ sei, 
das dynamisch auf veränderte gesellschaftliche und politische Bedingungen (Pandemie, Kriege, 
aufsteigende rechtspopulistische Bewegungen) reagiert (Greuel et al., 2025, S. 140, 458). Die Studie 
argumentiert, dass der Schutz der Demokratie und die Prävention von Extremismus kein statischer Prozess, 
sondern nur durch die Partizipation der Zivilgesellschaft und die Stärkung institutioneller Netzwerke 
(Vernetzung) nachhaltig gestaltet werden kann (Greuel et al., 2025, S. 88, 172). Der Bericht legt nahe, dass 
der Erfolg des Programms auf dem Prinzip der „sozialen Nachhaltigkeit“ beruht; dies sei möglich durch 
die kontextsensitive Übertragung (Transfer) von Wissen in die Zielsysteme (Bildung, Jugendhilfe etc.) und 
nicht nur durch dessen Produktion (Greuel et al., 2025, S. 173, 176, 216). In diesem Kontext konvergieren 
die obigen Umfragedaten mit den allgemeinen Tendenzen.  

C. Zielgruppen: Wem wird gedient? 

Die Definitionen der Zielgruppen (Q10013) spiegeln die demografische Realität im Bezirk wider: 
• Migrant:innen und Geflüchtete: Ungefähr 71 % der Teilnehmenden haben Migrant:innen und 

Geflüchtete als ihre Hauptzielgruppe angegeben. 
• Junge Bevölkerung: 61 % der Umfrageteilnehmenden gaben an, dass junge Menschen ihre Zielgruppe 

sind. Kinder und Jugendliche „unter 27 Jahren“ sind die Altersgruppe, mit der die Organisationen am 
intensivsten arbeiten. 

• BiPOC und LGBTQI+: Diese Gruppen sind zentrale Zielgruppen, insbesondere für Advocacy-Vereine 
und Initiativen. 

Zusätzlich wurde in der Kategorie „Weitere“ auf die Gruppen Eltern, Mädchen und Senior:innen 
hingewiesen. Die Zielgruppen sind in der folgenden Abbildung 5 detailliert dargestellt. 
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Abbildung 6: Zielgruppen der ZGOs in Mitte 

 
Quelle: Eigene Umfragedaten. 

D. Angewandte Methoden 

Die Frage Q10020 zielt darauf ab, die von den Organisationen angewandten Methoden („Welche Methoden 
setzt Ihre Organisation…“) zu ermitteln. Die Analyse zeigt, welche Methoden die teilnehmenden 
Organisationen am stärksten priorisieren. 

• Zentrale Erkenntnis: Organisationen konzentrieren sich auf ganzheitliche und netzwerkzentrierte 
Methoden. Die teilnehmenden Organisationen bevorzugen mehrheitlich miteinander verbundene 
Methoden, die darauf abzielen, sowohl breite Massen zu erreichen als auch tiefgehende Unterstützung 
bei der Problemlösung zu bieten. 

• Am häufigsten angewandte Methoden: Die am häufigsten angewandte Methode ist die 
Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierung, die von nahezu allen Teilnehmenden (89,2 %) angegeben 
wurde. Dies zeigt, dass Sichtbarkeits- und Bewusstseinsarbeit eine kritische Priorität darstellt. 

• Wesentliche Unterstützungsdienste: Die Methoden Beratung/Einzelfallhilfe (70,3 %), 
Netzwerkarbeit/Kooperationen (67,6 %) und Bildungsarbeit/Workshops (67,6 %) rangieren ebenfalls 
auf den vorderen Plätzen. Dieser Umstand deutet darauf hin, dass die Organisationen sowohl auf direkte 
Unterstützung als auch auf Kooperation und Wissenstransfer für die Nachhaltigkeit ausgerichtet sind. 

• Hohe Akzeptanz Politischer und Struktureller Arbeit: 62,2 % der Organisationen gaben an, die 
Methoden Direkte Intervention und Fallarbeit und Strukturelle und politische Arbeit/Advocacy 
anzuwenden. Dieser hohe Anteil signalisiert, dass die Organisationen nicht nur Symptome lindern, 
sondern auch systemische und politische Veränderungen anstreben. 

Die Verteilung und Prozentzahlen der von den Organisationen angewandten Methoden können Sie 
detailliert in der folgenden Tabelle einsehen. 
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Tabelle 4-b: Verteilung und prozentualer Anteil der von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
Methode Anteil der Teilnehmer 

Öffentlichkeitsarbeit und Sensibilisierung 89,2% 
Beratung/Einzelfallhilfe 70,3% 

Netzwerkarbeit/Kooperationen 67,6% 
Bildungsarbeit/Workshops 67,6% 

Direkte Intervention und Fallarbeit 62,2% 
Strukturelle und Politische Arbeit/Advocacy 62,2% 

Empowerment und Selbstorganisation 59,5% 
Kulturelle und Kreative Methoden 43,2% 

Forschung/Dokumentation 32,4% 
Partizipative Budgetierung/Quartiersfonds 2,7% 

Sonstiges 0,0% 
Quelle: Eigene Umfragedaten. 
 
Zwischenfazit: Die Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte weist eine Struktur auf, deren Zielgruppe jung und 
migrantisch ist, deren Werte radikal und inklusiv sind, deren Leitung und ehrenamtliche Basis jedoch homogener 
und etablierter ist. Dieser Zustand deutet darauf hin, dass die ZGOs noch keinen vollständigen Erfolg bei der 
„Einbeziehung der von ihnen vertretenen Zielgruppen in die Führungsebenen und die Freiwilligenbasis“ erzielen 
konnten. Sie versuchen jedoch, diese Lücke durch Methoden wie Netzwerkarbeit und Bildungsarbeit zu 
schließen. 

4.1.2. Regionale Soziale Probleme 
Zivilgesellschaftliche Organisationen beobachten eine Reihe tief verwurzelter sozialer Probleme, die sich 
in Quartieren wie Wedding, Moabit und Gesundbrunnen konzentrieren. An der Spitze dieser Probleme 
stehen Armut und die Wohnungskrise; steigende Mieten, inadäquater und beengter Wohnraum sowie 
Obdachlosigkeit treten als die grundlegendsten Probleme in der Region hervor. Die Vernachlässigung von 
Jugendlichen und die Ungleichheit der Chancen, insbesondere die unzureichenden 
Unterstützungsmechanismen in den Bildungs- und sozialen Bereichen, bringen Risiken wie 
Drogenabhängigkeit mit sich. Darüber hinaus schwächen die sozioökonomische Segregation und die 
politische Polarisierung in bestimmten Quartieren den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Zusätzlich 
verschärfen die lokalen Reflexionen internationaler Entwicklungen die gesellschaftlichen Spannungen. Ein 
Teilnehmer beschreibt beispielsweise den „Verlust des Zugehörigkeitsgefühls von arabischen und mit 
ihnen assoziierten Schwarzen und anderen White-Non-White (BIPoC) Familien“ aufgrund der Reflexionen 
des Gazakriegs in den deutschen Medien als ernstes soziales Risiko. Dieser Umstand zeigt, wie tiefgreifend 
geopolitische Ereignisse das lokale soziale Gefüge beeinflussen können. 

Die Umfragedaten zeigen, dass jeder Ortsteil von Berlin-Mitte ein spezifisches „Problemprofil“ besitzt. In 
Wedding stehen strukturelle Armut, die Wohnungskrise und der Verlust politischer Zugehörigkeit im 
Vordergrund; in Moabit das Risiko der Radikalisierung, hervorgerufen durch Gentrifizierung und soziale 
Kürzungen; in Gesundbrunnen sichtbare Armut und ein Mangel an öffentlichem Raum; und im Gebiet 
Zentrum die durch Verstädterung bedingte Ghettoisierung und versteckte Armut. Die gemeinsamen 
Lösungsvorschläge sind „nachhaltige Finanzierung“ und „Bürokratieabbau“. 

4.1.2.1. Soziale Probleme und Unterschiede zwischen den Ortsteilen in Berlin-Mitte 
Den aus den ZGOs im Bezirk Berlin-Mitte gewonnenen Daten zufolge weisen die in den verschiedenen 
Ortsteilen des Bezirks hervorstechenden sozialen Probleme und Themen deutliche Unterschiede auf. Die 
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Ergebnisse der Analyse der Umfrage stellen die Themen, die sich in den Ortsteilen Wedding, Moabit, 
Gesundbrunnen und Zentrum konzentrieren, wie folgt dar: 

Tabelle 4-c: Soziale Probleme und deren Häufigkeit in Berlin-Mitte Stadtteilen 
Region 
(Stadtteil) Problemthema Details und Kontext 

Häufigkeit 
/ Intensität 

WEDDING Wohnkrise und 
Beengeter 
Wohnraum 

„Beengter Wohnraum“), steigende Mieten und das überfüllte 
Wohnumfeld behindern die Bildung und Entwicklung von 
Kindern. 

Sehr Hoch 

 Armut und 
Entbehrung 

„Verarmung“ Kinderarmut, steigende Lebenshaltungskosten 
und finanzielle Nöte der Familien. 

Sehr Hoch 

 Drogen und 
Sicherheit 

Drogenkonsum im öffentlichen Raum, Suchtprobleme, 
Bandenbildung (Bandenkriege) und ein Gefühl der 
Unsicherheit. 

Hoch 

 Politische 
Entfremdung und 
Verlust der 
Zugehörigkeit 

Verlust des Zugehörigkeitsgefühls und Entfremdung von der 
Demokratie, insbesondere bei Arabischen und BIPOC-
Familien aufgrund der Berichterstattung über den Gaza-
Krieg und der politischen Atmosphäre. 

Mittel - 
Hoch 

 Vernachlässigung 
des Öffentlichen 
Raums 

„Verschmutzung“, ungepflegte Straßen und Mängel beim 
BSR (Berliner Stadtreinigung). 

Mittel 

 Frauenfeindlichkeit 
und Sexismus 

Einmischung in die Kleidung von Frauen innerfamiliär und 
im öffentlichen Raum, Misogynie und antifeministische 
Einstellungen. 

Mittel 

MOABIT Gentrifizierung  Steigende Mieten, Verdrängung einkommensschwacher 
Bewohner und kleiner Gewerbe. Veränderung der sozialen 
Struktur des Quartiers. 

Sehr Hoch 

 Soziale Kürzungen 
und Radikalisierung 

Das Risiko, dass Kürzungen von Sozialhilfefonds 
(Kürzungen) junge Männer in extremistisch rechte Gruppen 
drängen. 

Hoch 

 Extremismus von 
Rechts und 
Bedrohungen 

Demonstrationen rechter Gruppen (AfD, Querdenker), 
verbale/physische Angriffe, Druck auf demokratische 
Projekte. 

Hoch 

 Ungleiche 
Bildungschancen 

Ungleichheiten beim Zugang von Kindern zu Bildung 
aufgrund von Armut. 

Mittel 

GESUND-
BRUNNEN 

Sichtbare Armut 
und 
Obdachlosigkeit 

Obdachlosigkeit im öffentlichen Raum. Zunahme der Zahl 
obdachloser Menschen und Stigmatisierung dieser Gruppen. 

Hoch 

 Mangel an 
Jugendräumen 

Mangel an sicheren Räumen für Jugendliche, das Zunehmen 
von Elementen wie „rechtsextreme Sticker“ auf der Straße. 

Mittel 

 Barrieren bei der 
politischen 
Partizipation 

Unmöglichkeit der Teilnahme von Armut betroffenen 
Gruppen an politischen Prozessen aufgrund struktureller 
Diskriminierung. 

Mittel 

ZENTRUM Ghettoisierung 
(durch Wohlstand 
bedingt) 

Homogenisierung des Gebiets durch die Konzentration von 
Hochverdienergruppen, Abnahme der Vielfalt und 
Ausgrenzung von Geringverdienenden. 

Mittel - 
Hoch 

 Verdeckte Armut 
und Last der 
Familie 

„Zeitarmut“ und Existenzängste von Familien (insbesondere 
Müttern), auch wenn sie nach außen wohlhabend erscheinen. 

Mittel 

 Diskriminierung 
Spezifischer 
Gruppen 

Verbale Belästigung und Ausgrenzung von 
Sexarbeiter*innen (insbesondere osteuropäischer Herkunft) 
und queeren Individuen. 

Spezifisch 

Quelle: Erstellt von den Forschenden anhand von Umfragedaten. 
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In der Tabelle sind gemeinsame und nach Quartieren differenzierte Probleme sichtbar. Das Problem 
„Wohnen“ existiert in allen Gebieten, aber seine Beschaffenheit variiert. In Wedding wird das Problem als 
„beengter Wohnraum/Überfüllung“ definiert, während es in Moabit und Zentrum als 
„Gentrifizierung/Verdrängung“ bezeichnet wird. Die Armut unterscheidet sich ebenfalls in ihrer 
Problemnatur je nach Ortsteil: In Gesundbrunnen ist die Armut im öffentlichen Raum/auf der Straße 
(Obdachlosigkeit) sichtbar, während sie im Zentrum hinter verschlossenen Türen (innerfamiliärer 
ökonomischer Druck) erlebt wird. Eine weitere Gemeinsamkeit in der Tabelle, die jedoch unterschiedliche 
Erscheinungsformen annimmt, ist die politische Instabilität. Der Ortsteil Moabit hat die Bedrohung durch 
die extreme Rechte und die Repression gegen die Zivilgesellschaft als dringenderes und intensiveres 
Problem im Vergleich zu anderen Gebieten gemeldet. In Wedding hingegen wird das politische Problem 
eher als systemische Entfremdung und Verlust der Zugehörigkeit kodiert. 

4.1.2.1.1. Wedding: Fokus auf Wohnkrise, Armut und Intersektionelle Diskriminierungsformen 

Die Organisationen im Weddinger Gebiet konzentrieren sich insbesondere auf Formen des Rassismus, die 
eng mit der Wohnkrise und der Armut verwoben sind. Beengter Wohnraum und steigende Mieten werden 
als direkt die Bildung und Entwicklung von Kindern und Jugendlichen beeinflussendes Demokratieproblem 
betrachtet. In diesem Quartier stehen Themen wie Antimuslimischer Rassismus, die Diskriminierung gegen 
Schwarze und die mangelnde Sensibilität für die Kolonialgeschichte im Kontext des „Afrikanisches 
Viertel“ im Vordergrund. Darüber hinaus werden Jugendarbeiten als Reaktion auf Sicherheitsprobleme wie 
Bandenbildung (Bandenkriege) und Drogenkonsum durchgeführt. 

Die im Weddinger Gebiet tätigen Organisationen berichten von einer intensiven Agenda, in der 
sozioökonomische Probleme und struktureller Rassismus ineinandergreifen: 

● Wohnen und Armut: Zu den akutesten Problemen des Quartiers gehören Armut, beengter und 
überfüllter Wohnraum sowie steigende Mieten. Diese Situation wirkt sich negativ auf die 
Bildungschancen und das häusliche Arbeitsumfeld von Kindern aus. 

o Ein Teilnehmender aus Wedding spiegelte das Problem mit der Aussage wider: "Kinder und 
Jugendliche aufgrund der Situation in Bildungseinrichtungen und der beengten 
Wohnverhältnisse, EU-Zuwanderinnen in prekärer Beschäftigung oder ohne Arbeit." 

o Ein Antwortender aus Wedding unterstrich die Konzepte von Armut und Vernachlässigung 
und wies auf die Grundursache des Suchtproblems hin, indem er seine Aussage wie folgt 
formulierte: "Fehlende Gelder, Kürzungen, Verelendung, Suchtproblematik, Vernachlässigung 
von Kindern und Jugendlichen." 

● Formen des Rassismus und Verlust der Zugehörigkeit: Antimuslimischer Rassismus und 
Diskriminierung gegen Personen, die als SWANA-Herkunft (Südwestasien und Nordafrika) gelesen 
werden, gehören zu den am häufigsten gemeldeten Problemen. Darüber hinaus wurden Spannungen 
und mangelnde Sensibilität in Bezug auf die Kolonialgeschichte, insbesondere im „Afrikanisches 
Viertel“, notiert. 

o Eine weitere Umfrageantwort aus Wedding führte die emotionale Entfremdung der lokalen 
Bevölkerung durch die Außenpolitik und Mediensprache detailliert aus: "verlust des 
zugehörigkeitsgefühls arabischer Familien aber auch BiPOC Familien die sich mit arabischen 
Familien identifizieren durch die deutsche Berichterstattung des Gazakrieges." 



105 
 

● Jugend und Sicherheit: Die Vernachlässigung von Jugendlichen, Bandenbildung (Bandenkriege), 
Drogenkonsum und Gewaltvorfälle im öffentlichen Raum sind weitere im Wedding hervortretende 
Themen. 

4.1.2.1.2. Moabit: Gentrifizierung und Politischer Druck 
 
Die in Moabit tätigen Akteure betrachten Probleme wie die Verdrängung infolge von Gentrifizierung, 
steigende Mieten und die Schließung von Gewerbebetrieben als Bedrohung der Quartierskultur und der 
sozialen Vielfalt. Die dort ansässigen Organisationen melden zudem zunehmende politische Repression) 
gegen die Zivilgesellschaft, Angriffe rechter Gruppen und Hassreden als „akute Demokratiebedrohungen“. 
● Verdrängung und Wohnen: Steigende Mieten und der Gentrifizierungsprozess führen zur 

Verdrängung oder Verarmung einkommensschwacher Familien und älterer Menschen. Es wird eine 
Veränderung der demografischen Struktur durch die Ansiedlung von Hochverdienergruppen 
beobachtet. Eine Antwort aus Moabit fasst die Situation zusammen: „Wohnungsnot (Gentrifizierung), 
zunehmende Armut, ungleiche Bildungschancen“.  

● Politische Angriffe und Extreme Rechte: Organisationen in Moabit berichten von zunehmendem 
Druck (Repression) auf die Zivilgesellschaft, von Angriffen rechter Gruppen auf Demokratieprojekte 
und von einem Anstieg von Hassreden. Ein Antwortender aus Moabit (Initiative) betonte die direkte 
Sicherheits- und Demokratiefrage von Sozialen Kürzungen und Radikalisierung mit dem Ausdruck: 
„Kürzungen der Mittel für Sozialarbeit wirkt fatal und treibt vor allem junge Männer in die Arme 
Rechter Gruppen.“ 

● Psychische Gesundheit von Migrant*innen: Durch Kriege und Krisen ausgelöste Traumata, der 
Verlust von Zugehörigkeit und psychologische Probleme bei Bewohner*innen mit 
Migrationshintergrund wurden als wichtiges Arbeitsfeld. 

4.1.2.1.3. Gesundbrunnen: Tiefe Armut und Probleme des Öffentlichen Raums 

Die Situation in Gesundbrunnen lässt sich als Tiefe Armut und Probleme des Öffentlichen Raums 
zusammenfassen. Auf Street-Level sind in diesem Ortsteil sichtbare Armut und Probleme im 
Zusammenhang mit der Nutzung des öffentlichen Raumes vorherrschend. Das Hauptproblem, auf das sich 
die Analyse in diesem Gebiet konzentriert, ist die Stigmatisierung und Ausgrenzung von Menschen, die im 
öffentlichen Raum von Obdachlosigkeit und Suchterkrankungen betroffen sind. Der Mangel an adäquaten 
Räumen für Jugendliche wird als ein Faktor genannt, der die Spannungen auf den Straßen erhöht. 
● Obdachlosigkeit und Suchtproblematik: Die Situation obdachloser und suchtkranker Menschen in 

öffentlichen Räumen und die Stigmatisierung dieser Gruppen wird als dringendes Problem identifiziert. 
● Mangel an Jugendräumen: Es wird der Mangel an ausreichenden Räumen für Jugendliche und die 

daraus entstehende soziale Leere hervorgehoben. Die Aussage eines Antwortenden aus Gesundbrunnen 
unterstreicht diese Situation deutlich: "Wohnungs- und Obdachlose, Menschen mit Suchtthema, wenig 
Räume für Jugendliche, Rechtsextreme Sticker" 

● Politische Ausgrenzung: Die Ausgrenzung von von Armut betroffenen Gruppen aus politischen 
Entscheidungsprozessen und die niedrige demokratische Partizipation werden als fundamentaler 
Mangel betrachtet.  



106 
 

Ein Antwortender aus Gesundbrunnen: "Menschen, die von Armut betroffen sind... Politische Teilhabe wird 
ihnen aufgrund struktureller Diskriminierungsmechanismen erschwert. Es gibt zu wenig aufsuchende und stetige 
(dauerhaft gesicherte) Angebote für diese vulnerablen Gruppen." 

Diese Aussage unterstreicht, dass Armut in Gesundbrunnen als eine sichtbare Krise im öffentlichen Raum 
definiert wird, und hebt die Ausgrenzung der Zielgruppe aus dem politischen System hervor. 

4.1.2.1.4. Zentrum: Soziale Isolation und Unsichtbare Vulnerabilitäten 

Die Problematik, die als Soziale Isolation und Unsichtbare Vulnerabilitäten hervorgehoben werden kann, 
konzentriert sich auf die Homogenisierung und die sich öffnende soziale Schere, die durch die 
Anreicherung in Gebieten wie Tiergarten und dem Regierungsviertel entsteht. Gegenstand der Analyse sind 
hier die verdeckte Armut (insbesondere Zeitarmut) und Bildungsungleichheiten unter den nach außen hin 
„wohlhabend“ erscheinenden Bewohnern (insbesondere Mütter und Kinder mit Migrationshintergrund) 
sowie die Diskriminierung marginalisierter Gruppen wie Sexarbeiter*innen. Das Problem in den zentralen 
Gebieten ist nicht die Abwesenheit von Armut, sondern ihre „Unsichtbarkeit und damit die Einschränkung 
des Rechts auf die Stadt“. 
● Anreicherung und Homogenisierung: Es wird festgestellt, dass das Gebiet durch die Konzentration 

von Hochverdienergruppen seine Vielfalt verliert, eine homogenere Struktur annimmt und 
Geringverdiener im Dienstleistungsbereich „unsichtbar“ gemacht werden. 
Ein Antwortender aus dem Zentrum beschreibt diesen Zustand als Soziale Segregation (Ghettoisierung), 
bei der die Anreicherung paradoxerweise ein „Ghetto“ schafft: „durch steigende Mieten erfolgt 
Ghettoisierung von Menschen mit hohen Verdienst und hohem Bildungsabschluss und Verdrängung 
von jüngeren Familien, wenig Diversität, viel Homogenität“ 

● Lage Spezifischer Gruppen: Einige Organisationen im Gebiet weisen auf die Diskriminierung von 
Sexarbeiter*innen (insbesondere osteuropäischer Herkunft) und queeren Individuen hin. 

● Last der Familien: Es wird berichtet, dass der wirtschaftliche und psychologische Druck auf Familien, 
insbesondere auf Mütter, aufgrund steigender Lebenshaltungskosten und Lebensmittelpreise 
zugenommen hat, auch wenn sie nach außen hin „wohlhabend“ erscheinen. 
Ein Teilnehmender aus dem Zentrum weist auf die Zeitarmut der Familien als Hindernis für die 
politische Partizipation hin, die durch den ökonomischen Druck verursacht wird: „die Familien hier 
haben vorallem sehr existenzielle Sorgen: Armut, Wohnungsnot etc pp. gleichzeitg sehr wenig zeitliche 
Ressourcen/Kapazitäten bedingt durch den Familienalltag mit kleinen kindern oft allein den Müttern 
überlassen. Das erschwert die Möglichkeit der politischen Partizipation.“ 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Wedding und Gesundbrunnen mehr mit den konkreten 
Auswirkungen struktureller Armut und der Wohnkrise kämpfen; Moabit im Zentrum der Gentrifizierung 
und der politischen Polarisierung steht. Das Gebiet Zentrum hingegen wird durch die Öffnung der sozialen 
Schere und die Ausgrenzung bestimmter marginalisierter Gruppen charakterisiert. 

4.1.2.2. Lokale Demokratische Beiträge, Lösungsvorschläge und Erwartungen 
Die Organisationen wenden gegen die festgestellten Probleme folgende strategische Instrumente an: 

● Politische Bildung und Aufklärung: Bildung ist die am häufigsten genutzte Methode, um Demokratie 
an der Basis zu verankern. In Schulen und Kindergärten wird vorurteilsbewusste Pädagogik angewandt 
und Demokratieworkshops für Jugendliche und Erwachsene organisiert. Das Ziel ist nicht nur die 
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Vermittlung von Wissen, sondern auch die „Immunität“ gegen die extreme Rechte und 
Verschwörungstheorien. 

● Netzwerkbildung und Allianzen (Networking): Für Probleme, die sie allein nicht lösen können, 
gründen die Organisationen Allianzen wie „Zusammen gegen Rassismus“ und beteiligen sich aktiv an 
gesetzlichen Arbeitsgruppen wie der AG 78. Diese Netzwerke dienen dem Austausch von Ressourcen 
und der Schaffung einer gemeinsamen „Stimme“. 

● Protest und Lobbyarbeit (Advocacy): Der Beitrag zur lokalen Demokratie besteht nicht nur aus 
Anpassung, sondern bei Bedarf auch aus Widerstand. Mit Kampagnen wie „Vallah, unkürzbar“ werden 
Proteste gegen Budgetkürzungen organisiert und Druck auf die lokalen Verwaltungen (Bezirksamt) für 
die Nachhaltigkeit der sozialen Dienste ausgeübt. Ferner wird eine „stellvertretende 
Repräsentation“ übernommen, indem die Forderungen von Migrant*innen ohne Wahlrecht an 
politische Stellen herangetragen werden. 

● Sichere Räume und Beratung (Safe Spaces): Für diskriminierte Gruppen (LGBTQ+, Migrant*innen, 
Wohnungslose) werden sichere Räume und Beratungsdienste angeboten, in denen sie ohne 
Verurteilung existieren können. Diese Räume fungieren als „Heilungszentren“ für die Re-Integration 
von Individuen in das soziale Leben. 

Die Lösungsvorschläge der Teilnehmenden werden unabhängig von den Quartieren unter den 
Überschriften Finanzielle Sicherheit, Bürokratieabbau und Repräsentation zusammengefasst: 
● Vorschlag 1: Nachhaltige Finanzierung und Planung Es wird die Beendigung der Unsicherheit, die 

durch kurzfristige Projektfonds entsteht, gefordert. Die Aussage eines Antwortenden aus Wedding 
lautet: „Zuwendungen müssen über längeren Zeitraum gesichert werden, nicht immer nur jährlich, 
sondern mindestens zwei, eher 3 Jahre Laufzeit pro Vertrag“ 

● Vorschlag 2: Bürokratie- und Hierarchieabbau Im Umgang mit staatlichen Institutionen wird eine 
schnellere und humanere Vorgehensweise erwartet. Ein weiterer Vorschlag aus Wedding ist wie folgt 
formuliert: „besserer Responsivität des Bezirksamts bei Anfragen und Anliegen, Präsenz des 
Bezirksamts (der Stadträte) bei lokalpolitischen Runden - mehr Stadtteilplena“ 

● Vorschlag 3: Wahlrecht und Partizipation Es wird die Beseitigung gesetzlicher Hindernisse 
(Staatsbürgerschaftspflicht) für die demokratische Partizipation gefordert. Eine Antwort aus Moabit 
(Initiative) formuliert den Vorschlag wie folgt: „Warum dürfen Menschen die seit Jahrzehnten hier 
leben, arbeiten und Steuern zahlen nicht wählen!! Zuwenig Zugang zur Information inwieweit sie 
dennoch politisch aktiv werden können.“ 

● Vorschlag 4: Unterstützung Kleiner Strukturen Es wird die Unterstützung lokaler Initiativen 
anstelle großer Institutionen vorgeschlagen. Eine Antwort aus Wedding äußert den Vorschlag wie folgt: 
„Verteilen auf viele kleine initiativen, statt wenigen und mit mehr. Wir brauchen die diversität“ 

Obwohl die Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte problemspezifische Dynamiken in den Ortsteilen feststellt 
(wie Armut in Wedding oder soziale Isolation im Zentrum), ist sie sich in den Lösungsrezepten einig:   

„Erstickt uns nicht mit finanzieller Unsicherheit, baut die Bürokratie ab und gebt allen hier lebenden 
Menschen eine Stimme.“ 

4.1.3. Formen der Diskriminierung und Zielgruppen 
Die von Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) am dringendsten und häufigsten beobachteten 
Diskriminierungsformen legen die tiefen Risse im sozialen Gefüge des Bezirks offen. 
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● Rassismus und Ethnisch Bedingte Diskriminierung: Der Antimuslimische Rassismus, insbesondere 
mit zunehmender verbaler Belästigung von Frauen mit Kopftuch im öffentlichen Raum, ist eine der am 
häufigsten gemeldeten Diskriminierungsformen. Dem folgen die rassistische Stereotypisierung und 
Ausgrenzung von Personen, die als arabischer oder SWANA-Herkunft (Südwestasien und Nordafrika) 
gelesen werden, sowie die Diskriminierung gegen Sinti und Roma (Antiziganismus). 

● Diskriminierung aufgrund von Geschlecht und Sexueller Orientierung: Sexismus und 
Frauenfeindlichkeit zeigen sich insbesondere in dem Druck, dem Frauen innerfamiliär und im 
öffentlichen Raum ausgesetzt sind. Transphobie und die Diskriminierung gegen LGBTQ+-Personen 
werden zusammen mit physischen und verbalen Angriffen als ein akutes Problem definiert. 

● Sozioökonomische Ausgrenzung: Die Feindseligkeit gegenüber Empfängern von Arbeitslosenhilfe 
oder Obdachlosen führt dazu, dass Armut als Verbrechen wahrgenommen wird und erschwert diesen 
Gruppen den Zugang zu sozialen Diensten. Darüber hinaus ist die Ausgrenzung von Migrant:innen 
ohne Wahlrecht aus politischen Prozessen eine weitere bedeutende Form der Diskriminierung. 

Den Umfrageantworten der Organisationen im Bezirk Berlin-Mitte zufolge sind die in ihren 
Tätigkeitsbereichen festgestellten und als „besonders dringlich“ eingestuften Diskriminierungsformen sehr 
vielfältig und weisen eine vielschichtige, intersektionelle Struktur auf. Die folgende Tabelle stellt die von 
den ZGOs in Berlin-Mitte am dringendsten wahrgenommenen Formen der Diskriminierung und die 
primären Zielgruppen, denen sie dienen, dar, kategorisiert nach Quartieren und unter Angabe der Häufigkeit 
von Schlüsselbegriffen. Die Häufigkeit gibt an, wie oft das entsprechende Schlüsselwort oder die Kategorie 
in den Antworten aus dem jeweiligen Quartier als vorrangiges Problem identifiziert wurde. 

Tabelle 4-d: Formen der Diskriminierung und Zielgruppen in den Berliner Mitte Bezirken 

PRG 
(Q10003) 

Formen der 
Diskriminierung 
(Häufigkeit) 

Zielgruppen 
(Q10013) 

Aussage und Kontext (Q10018 Details und 
Kommentare) 

WEDDING 

AMR: 5 
Repressionen: 2 
 Tr.Pho.: 3 
Sozioökonomische 
Ungleichheit: 3 
Antiziganismus: 3 

Kinder, 
Jugendliche, 
Migrant*innen/
Geflüchtete, 
Frauen, BIPOC, 
Sinti und 
Romnja 

Politisches Risiko: Finanzielles Risiko durch 
immer weitere Kürzungen von Demokratie- und 
Diversitätsarbeit. Politische und mediale 
Stimmungsmache gegen diversitäts- und 
rassismussensible Bildungsarbeit. Operationelle 
Veränderung: Wir machen weniger politische 
Bildungsarbeit als Sozialarbeit. Interner Druck: Am 
schlimmsten ist es im Sozialamt, wo Adressat: 
innen angeschrien und beleidigt werden. Materielle 
Situation: Mehrheit bezieht oder bezogen hat 
Transferleistungen. 

MOABIT 

AMR: 5  
Repressionen: 2  
Transphobie: 2 
Antisemitismus: 4 
Polarisierung/ 
Hassrede: 3 

Migrant*innen/
Geflüchtete, 
LGBTQ+ 
Personen, 
BiPOC, 
Jugendliche/Er
wachsene 
(Politisch 
Positionierte) 

Finanzielle Repression: Überforderung, keine 
finanziellen Mittel aufgrund unserer 
Positionierung, politische 
Repressionen/gecancelt werden. Soziale 
Spaltung: Kürzungen der Mittel für Sozialarbeit 
wirken fatal und treiben vor allem junge Männer 
in die Arme Rechter Gruppen. Technisches 
Hindernis: Digitalisierungsprozesse in den 
Jobcentern etc. führen immer stärker zur 
Anonymität; kein adäquater Austausch mehr 
möglich. Personalrisiko: Fehlende Unterstützung 
bei Diskriminierungserfahrungen von 
Mitarbeitenden. 
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GESUND-
BRUNNEN 

Stereotypisierung 
(Obdachlose/Sucht): 3 
Antiziganismus: 1 
Transphobie: 1 
Mangel an 
Repräsentation 
(Vertretung): 2 
Polarisierung/ 
Hassrede: 2 

Von Armut 
Betroffene, 
LGBTQ+ 
Personen, 
Menschen mit 
Behinderung 

Materieller Mangel: Keine personellen und 
materiellen Ressourcen während des 
Arbeitsalltags. Politische Partizipation: 
Politische Teilhabe wird ihnen aufgrund 
struktureller Diskriminierungsmechanismen 
erschwert. Strategiedefizit: Es gibt keine digitale 
Strategie. Risiko: Rechtsextreme Sticker und 
Angriff auf das Haus. 

ZENTRUM 

Antimuslimischer 
Rassismus (AMR): 3 
Transphobie: 2 
Antisemitismus: 2 
Diskriminierung von 
LGBTQ+ Personen: 2 
Sozioökonomische 
Ungleichheit: 2 

Kinder (0-6 
Jahre), Frauen, 
Queere 
Personen, 
Sexarbeiter*inn
en (Osteuropa) 

Bürokratische Hürde: Hochschwelligkeit der 
komplexen Prozesse & Bürokratie. 
Abhängigkeit: Viele Frauen sind finanziell und 
sprachlich abhängig von ihren Männern. 
Finanzielle Sorge: Die Tariferhöhungen werden 
nicht bezahlt. Projekte zum Teil nicht 
refinanziert. Lokale Beobachtung: 
Gutverdienende, akademisierte Menschen sehen 
Geringverdienende oft als Servicekräfte an. 

Quelle: Eigene Umfragedaten. 
Angesichts der gewonnenen Daten lassen sich die dringend interventionsbedürftigen 
Diskriminierungsformen unter folgenden Hauptüberschriften zusammenfassen: 

1. Rassismus und Ethnisch Bedingte Diskriminierung 

Die große Mehrheit der Organisationen hat die verschiedenen Manifestationen des Rassismus an die Spitze 
der dringendsten Probleme gestellt; die Häufigkeit der Hervorhebung in den Antworten wird ebenfalls 
angegeben: 
● Antimuslimischer Rassismus [11 Mal]: Dies ist die am häufigsten von vielen Organisationen gemeldete 

und als dringend bezeichnete Form der Diskriminierung. 
● Diskriminierung gegen als SWANA und Arabisch gelesene Personen [15 Mal]: Rassistische 

Stereotypisierung und Ausgrenzung von Personen mit Herkunft aus Südwestasien und Nordafrika 
(SWANA) oder solchen, die als Araber wahrgenommen werden, ist ein verbreitetes Problem. 

● Rassismus gegen Schwarze (Anti-Schwarze Rassismus) [11 Mal]: Rassistische Stereotypisierung und 
Diskriminierung gegen Schwarze Individuen ist ein wichtiges Thema auf der Agenda. 

● Antiziganismus (Rassismus gegen Sinti und Roma) [15 Mal]: Vorurteile und Diskriminierung gegen 
Sinti und Roma Gemeinschaften wurden ebenfalls häufig in der dringenden Kategorie genannt. 

● Diskriminierung gegen Osteuropäer [8 Mal]: Diskriminierung gegen Individuen osteuropäischer 
Herkunft wurde insbesondere in den Gebieten Moabit und Wedding gemeldet. 

2. Diskriminierung aufgrund von Geschlecht und Sexueller Orientierung 

Diskriminierungen im Zusammenhang mit Geschlechtsidentität und sexueller Orientierung wurden mit 
einer Intensität gemeldet, die mit dem Rassismus konkurriert: 
● Diskriminierung gegen LGBTQ+ Personen [18 Mal]: Dies wurde in fast jeder Region und in jeder Art 

von Organisation als eines der dringendsten Probleme definiert. 
● Transphobie [12 Mal]: Hass und Ausgrenzung gegen Trans-Personen wurden zusätzlich zum 

LGBTQ+-Titel häufig hervorgehoben. 
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● Sexismus und Frauenfeindlichkeit (Misogynie) [16 Mal]: Diskriminierung und Hassrede gegen Frauen 
gehören ebenfalls zu den vorrangigen Problemen. 

3. Sozioökonomische Ausgrenzung und Stigmatisierung 
Diskriminierung aufgrund von wirtschaftlichem Status und sozialer Stellung steht in direktem 
Zusammenhang mit der Armut im Bezirk: 
● Obdachlosigkeit und Suchtproblematik [10 Mal]: Stereotypisierung und Diskriminierung gegen 

Obdachlose und suchtkranke Individuen wird insbesondere im öffentlichen Raum als ein akutes 
Problem angesehen. 

● Sozioökonomische Ungleichheiten (Klassismus) [8 Mal]: Feindseligkeit gegenüber Empfängern von 
Arbeitslosenhilfe (Bürgergeld/Arbeitslosenhilfe) oder Menschen, die in Armut leben, wurde festgestellt. 

4. Politisches Klima und Demokratiefeindlichkeit 
Der durch die politische Atmosphäre erzeugte Druck und Hass wird ebenfalls als eine akute Bedrohung 
wahrgenommen: 
● Hassrede und Polarisierung [10 Mal]: Kulturelle Spaltung und Hassrede aufgrund politischer Ansichten. 
● Repression gegen die Zivilgesellschaft [7 Mal]: Drohungen und Druck gegen Zivilgesellschaftliche 

Organisationen und Aktivist*innen. 
● Antisemitismus: Judenfeindlichkeit wurde von vielen Organisationen ebenfalls als ein dringend zu 

bekämpfendes Feld markiert. 
● Flüchtlingsfeindlichkeit [12 Mal]: Feindseligkeit und Ausgrenzung gegenüber Geflüchteten. 

Weitere wichtige Themen sind Ableismus [3 Mal: Diskriminierung gegen Menschen mit Behinderung] und 
Altersdiskriminierung (Ageism) [2 Mal: Diskriminierung insbesondere gegen ältere oder junge Menschen]. 

Zusammenfassend kämpfen die Organisationen in Berlin-Mitte nicht nur gegen eine einzige Form der 
Diskriminierung, sondern gegen ein intersektionelles Diskriminierungsnetzwerk. Ein Individuum kann 
gleichzeitig Rassismus, Sexismus und armutsbedingter Ausgrenzung ausgesetzt sein. 

4.1.4. Grundursachen der Probleme und Bekämpfungsmethoden 
Laut den ZGOs liegen den sozialen Problemen und der Diskriminierung mehrere miteinander verbundene 
Ursachen zugrunde. An erster Stelle stehen dabei die wirtschaftlichen und bildungsbezogenen 
Ungleichheiten. Ein niedriges Bildungsniveau und eine hohe Arbeitslosigkeit vertiefen die Armut und 
schüren die soziale Polarisierung. Desinformation und Hassrede in den Medien und sozialen Netzwerken 
verfestigen bestehende Vorurteile und normalisieren Rassismus und Diskriminierung. Gleichzeitig 
verhindern Mängel in den politischen Partizipationsmechanismen und die unzureichende Repräsentation 
der betroffenen Gruppen in den Entscheidungsprozessen eine Lösung der Probleme. 

Betrachten wir die Situation in einer Tabelle: Die ZGOs in Berlin-Mitte haben die grundlegenden Ursachen 
der in den Quartieren beobachteten Probleme sowie die von ihnen angewandten Kampf- und 
Arbeitsmethoden in der folgenden Tabelle zusammengefasst. Die Häufigkeit gibt an, wie oft die 
entsprechende Grundursache oder Methode in den Umfrageantworten aus dem jeweiligen Quartier genannt 
wurde. Diese Tabelle zeigt die Ursachen der wichtigsten sozialen Probleme in den Regionen, in denen die 
vier verschiedenen Gemeindezentren betrieben werden, sowie die Hauptmethoden, mit denen sie diese 
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Probleme bekämpfen. Sie zeigt, dass die institutionellen Schwierigkeiten in früheren Analysen tatsächlich 
eine Folge und Spiegelung tieferer sozialer struktureller Probleme sind. 

Tabelle 4-e: Grundursachen der Probleme und Handlungsansätze zur Bewältigung 

Stadtteil 
(Q10003) 

Grundursachen der 
Probleme (Q10019) 
(Häufigkeit) 

Grundlegende 
Bekämpfungsmethoden 
(Q10020) (Häufigkeit) 

Kontext und Kommentare (Q10015, Q10019, 
Q10020) 

WEDDING 

Ökonomische 
Ungleichheiten: (6) 
Ungleichheiten in der 
Bildung: (5) Lücken in 
der politischen 
Partizipation: (5) Soziale 
Spaltung/Ghettoisierung: 
(4) Desinformation: (3) 

Bildung: (9) 
Netzwerkarbeit: (9) 
Aufklärung: (6) 
Workshops/Sensibilisie
rung: (6)  
Lobbyarbeit: (4) 

Die Organisationen haben ihre thematischen 
Schwerpunkte im Laufe der Zeit 
verschoben: Eine Organisation gab an, dass 
sie aufgrund zunehmender 
Verschwörungstheorien und rechten 
Gedankenguts ihre thematischen 
Schwerpunkte ändern musste. Eine andere 
Organisation äußerte, dass sie weniger 
politische Bildungsarbeit und mehr 
Sozialarbeit leistet. Personalmangel führt 
dazu, dass die technische Infrastruktur nicht 
ausreichend unterstützt werden kann. 

MOABIT 

Bildung, Soziale 
Spaltung und Lücken in 
der politischen 
Partizipation: (3)  
Ök. Ungleichheiten: (3) 
Desinform./Medien: (2)  
Hohe Arbeitslosigkeit: 
(2) 

Netzwerkarbeit: (7) 
Bildung: (6) 
Aufklärung: (6) 
Lobbyarbeit: (5) 
Rechtsberatung: (3) 

Zu den Grundursachen der thematischen 
Veränderungen zählen gesellschaftliche 
Krisen, Konflikte/Kriege und 
Personalwechsel. Eine Organisation gab an, 
dass die Digitalisierungsprozesse in 
Jobcentern und anderswo zunehmend zu 
Anonymität führen und keine adäquate 
Kommunikation mehr möglich ist. Die 
Mitarbeitenden erleben politische 
Repressionen/gecancelt werden als zentrales 
Risiko. 

ZENTRUM 

Soziale 
Spaltung/Ghettoisierung: 
(2)  
Hohe Arbeitslosigkeit, 
Bildung, Politische 
Partizipation und 
Ökonomische 
Ungleichheiten: (1) 

Netzwerkarbeit: (3) 
Bildung: (2) 
Straßenaktionen/Protest
: (1)  
Aufklärung: (1) 

Die Organisationen gaben an, dass sich ihre 
thematischen Schwerpunkte nach Corona 
auf Demokratiebildung verschoben haben. 
Eines der größten Probleme wurde als die 
Hochschwelligkeit der komplexen Prozesse 
& Bürokratie definiert. Ein Familienzentrum 
äußerte, dass das Personal eine eigene 
Verwaltungskraft benötigt, um sich auf die 
pädagogische Arbeit konzentrieren zu 
können. 

GESUND- 
BRUNNEN 

Lücken in der 
politischen Partizipation: 
(2)  
Hohe Arbeitslosigkeit: 
(1) Ökonomische 
Ungleichheiten: (1) 

Aufklärung: (2) 
Bildung: (1) 
Netzwerkarbeit: (1) 

Es wurde festgestellt, dass die politische 
Partizipation vulnerabler Gruppen aufgrund 
struktureller Diskriminierungsmechanismen 
erschwert wird. In der Region sind 
Obdachlosen-/Sucht-Themen und 
rechtsextreme Sticker sichtbar. Als 
Bekämpfungsmethode wurde die 
Notwendigkeit einer verstärkten 
aufsuchenden politischen Bildungsarbeit und 
der Einbeziehung ausgegrenzter Gruppen in 
die Politik betont. Personal- und materielle 
Ressourcenmängel sind die größten 
Hindernisse. 

Quelle: Eigene Umfragedaten. 
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Eine zentrale Schlussfolgerung aus dieser Tabelle ist die Diskrepanz zwischen der Diagnose und den 
verfügbaren Handlungsmitteln. Die Organisationen identifizieren durchweg tief verwurzelte systemische 
Probleme wie wirtschaftliche Ungleichheit, Bildungslücken und mangelnde politische Partizipation, also 
makrosoziale Phänomene. Ihre primären Antworten darauf bleiben jedoch oft auf der Mikro- und Meso-
Ebene verhaftet: Bildung und Netzwerkarbeit. Dies offenbart ein grundlegendes Wirkungsdilemma: 
Zivilgesellschaftliche Akteure sollen strukturelle Probleme bewältigen, verfügen aber nicht über die 
Ressourcen oder die politische Autorität für echte Systemveränderungen. 

Gleichzeitig wird ihre Arbeit durch den sich verschärfenden politischen Kontext zunehmend eingeschränkt 
und verformt. Die Wahrnehmung von politischer Repression, „Cancel“-Drohungen und der Aufstieg 
rechtsextremer Narrative zwingen Einrichtungen wie jene in Wedding, ihre thematischen Schwerpunkte 
reaktiv zu verschieben – manchmal zugunsten von mehr Sozialarbeit und weniger explizit politischer 
Bildung. Dies stellt einen paradoxen Rückzug ausgerechnet in einem Moment dar, in dem Demokratiearbeit 
am dringendsten gebraucht wird. Hinzu kommt, dass sogar wohlgemeinte staatliche Maßnahmen wie die 
Digitalisierung von Behörden (z.B. Jobcentern) unbeabsichtigt neue Barrieren schaffen. Sie führen zu 
Anonymität und erschweren den Zugang für vulnerable Gruppen, wodurch die Last, diese Lücken zu füllen, 
erneut auf die ohnehin überlasteten zivilgesellschaftlichen Strukturen fällt. 

Letztlich wird die gesamte strategische Ausrichtung dieser Organisationen von der chronischen 
Unterfinanzierung und dem Personalmangel überschattet. Die Kluft zwischen dem, was getan werden 
müsste (Bekämpfung systemischer Ungleichheit), und dem, was mit den vorhandenen knappen Mitteln 
realistisch möglich ist (Bildungsworkshops, Netzwerkpflege), wird immer größer. Die Tabelle zeigt somit 
eindrücklich, wie die Zivilgesellschaft mit der unmöglichen Aufgabe betraut wird, tiefe gesellschaftliche 
Risse zu kitten, während ihr gleichzeitig die Werkzeuge und die sichere Grundlage für diese Arbeit 
systematisch vorenthalten werden. 

Die Untersuchung der operativen Kapazitäten der Organisationen, die mit diesen tiefgreifenden sozialen 
Herausforderungen kämpfen, bildet den nächsten Schritt, um die Nachhaltigkeit dieses Kampfes zu 
verstehen. 

4.2. Operative Kapazität und Institutionelle Herausforderungen 
Das Potenzial ZGOs, gesellschaftlichen Einfluss zu nehmen, hängt maßgeblich von ihren internen 
Kapazitäten, ihren finanziellen und personellen Ressourcen sowie den operativen Hindernissen ab, denen 
sie begegnen. Das Ziel dieser Analyse ist es, die Resilienz der ZGOs zu stärken, indem aufgezeigt wird, 
worauf sich die Unterstützungsmechanismen konzentrieren sollten. 

Die folgende Tabelle, die die Kapazitäten und künftigen Bedarfe der an der Umfrage teilnehmenden 
Organisationen nach den Quartieren Berlin-Mitte kategorisiert und durch direkte Zitate stützt, ist unten 
dargestellt. Diese Analyse stellt die täglichen operativen Einschränkungen (Kapazitätsdefizite) der 
Organisationen sowie die Unterstützungen (Bedarfe) dar, die sie zur Stärkung gegen vitale Risiken 
anfordern. 
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Tabelle 4-f: Kapazitäts- und Bedarfsanalyse der Zivilgesellschaftlichen Organisationens 

Ortsteil 
(Q10003) 

Grundlegende 
Kapazitätsdefizite 
(Q20034 / 
Q880828) 

Dringende Bedarfe und 
Unterstützungsanfragen 
(Q30050 / Q40054) 

Direktes Zitat und Kontext (Q20026, Q40053, 
Q880828) 

WEDDING 

Finanzierungsman
gel, Mangel an 
Personalressource
n, Bürokratische 
Hürden, Mangel 
an Technischer 
Infrastruktur. 

Langfristige Finanzielle 
Absicherung  
(Mindestens 2-3-jährige 
Verträge), Rechtliche 
Unterstützung, Berichts-
/Dokumentationsunterstü
tzung. 

Finanzielle Nachhaltigkeit: „Es ist nicht 
möglich die Mitarbeitenden nach Tarif zu 
bezahlen... und gleichzeitig die 
Leistungsangebote auf dem hohen niveau zu 
machen...“ Infrastruktur: „WLAN in einigen 
Räumen schleicht oder nicht vorhanden, zu 
wenige Diensthandys und 
Diensttablets“ Risiko: „Finanzielles Risiko 
durch immer weitere Kürzungen von 
Demokratie- und 
Diversitätsarbeit“ Langfristige Förderung: 
„Zuwendungen müssen über längeren Zeitraum 
gesichert werden, nicht immer nur jährlich, 
sondern mindestens zwei, eher 3 Jahre Laufzeit 
pro Vertrag“ 

MOABIT 

Finanzierungsman
gel, Bürokratische 
Hürden, Mangel 
an 
Personalressource
n, 
Sicherheitsbedroh
ungen. 

Schutz gegen Politische 
Repressionen, Rechtliche 
Beratung und 
Unterstützung, 
Finanzielle Förderung. 

Risiko Politischer Repression: 
„Überforderung, keine finanziellen Mittel 
aufgrund unserer Positionierung, politische 
Repressionen/gecancelt werden“ Risiken der 
Zielgruppe: „Das Interesse an der Zielgruppe 
[Migrant:innen] nimmt ab und führt dazu, dass 
immer weniger Fördermittel für diese Gruppe 
zur Verfügung gestellt werden.“ Infrastruktur: 
„Geräte nicht auf dem aktuellen Stand“ 

ZENTRUM 

Mangel an 
Personalressource
n, 
Finanzierungsman
gel, Kapazitäten, 
Geringe 
Sichtbarkeit. 

Administrative 
Personalunterstützung, 
Stärkung der 
Antirassismus-
Strategien, Finanzielle 
Förderung. 

Administrativer Bedarf: „Allerdings bräuchte 
das Familienzentrum eine eigene 
Verwaltungskraft... sodass die mitarbeiterinnen 
sich auf die pädagogische arbeit konzentrieren 
können.“ Finanzielle Einschränkung: „durch 
die aktuellen Kürzungen die Tariferhöhungen 
nicht bezahlt. Projekte zum teil nicht 
refinanziert, sodass Sachmittelkosten insgesamt 
fehlen.“ 

GESUND- 
BRUNNEN 

Finanzierungsman
gel, Mangel an 
Technischer 
Infrastruktur, 
Sicherheitsbedroh
ungen, Geringe 
Sichtbarkeit. 

Kapazitätsentwicklung 
und Schulungen, 
Finanzielle Förderung, 
Unterstützung für 
Sicherheitsmechanismen, 
Dokumentationsunterstüt
zung. 

Operatives Defizit: „keine personellen und 
materiellen Ressourcen während des 
Arbeitsalltags“ Technische Strategie: „es gibt 
keine digitale Strategie“ Bedarfsorientierte 
Arbeit: „verstärkte aufsuchende politische 
Bildungsarbeit und Heranführung 
vulnerabler/ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen 
an politische Teilhabe“ 

Quelle: Eigene Umfragedaten. 

Eine grundlegende Schlussfolgerung aus der Tabelle ist das Scheitern des aktuellen Finanzierungsmodells. 
Die kurzfristige, projektbasierte und unsichere Finanzierung ist fundamental unvereinbar mit den 
Bedürfnissen dieser Organisationen. Ohne langfristige Kernfinanzierung, ohne die Deckung 
administrativer Kosten und ohne die Absicherung von Personalkosten ist die Nachhaltigkeit dieser 
Strukturen unmöglich. Wie von Wedding gefordert, sind Verträge mit einer Laufzeit von mindestens 2-3 
Jahren eine Voraussetzung für Planung und Stabilität. 
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Das Problem ist nicht nur ein monetärer Mangel, sondern vielmehr ein Teufelskreis mehrschichtiger 
Benachteiligung. Chronische Unterfinanzierung führt dazu, dass qualifiziertes Personal nicht gewonnen 
oder gehalten werden kann. Unzureichendes Personal wiederum führt zur Unfähigkeit, mit Technologie 
und erdrückender Bürokratie umzugehen, was geringe Sichtbarkeit und schwindende Kapazitäten zur Folge 
hat. All diese Faktoren münden letztlich in einen noch geringeren Ressourcenzugang und treiben die 
Organisationen in eine schwer zu durchbrechende Abwärtsspirale. Zudem variieren die Risikoarten, denen 
die Organisationen ausgesetzt sind. Die Bedrohungen sind nicht nur finanzieller Natur (Wedding, Zentrum), 
sondern auch politischer Druck und "Cancel"-Kultur (Moabit) sowie operativer und sicherheitsrelevanter 
Art (Gesundbrunnen, Moabit). Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
Unterstützungsmechanismen nicht einheitlich, sondern flexibel und vielfältig ausgestaltet sind und diese 
unterschiedlichen Arten von Risiken und Verwundbarkeiten berücksichtigen. All diese Daten liefern eine 
klare Schlussfolgerung über die Art der benötigten Unterstützung: Unterstützung muss infrastrukturell sein, 
nicht projektbasiert. Die Forderungen der Organisationen zielen nicht auf Einmalveranstaltungen, sondern 
auf Elemente, die ihr institutionelles Gerüst stärken – administrative Personalstellen, Rechtsberatung, 
technische Infrastruktur, Sicherheitsvorkehrungen und Schulungen zur Kapazitätsentwicklung. Denn diese 
Organisationen bilden das tragende Skelett der lebenswichtigen Dienstleistungen, die sie der Gesellschaft 
anbieten. Wenn das Skelett schwach und prekär ist, sind alle darauf aufbauenden Aktivitäten gefährdet. 

Zusammengefasst zeigt diese Tabelle deutlich, dass die Zivilgesellschaft in den Bereichen Demokratie, 
Integration und soziale Gerechtigkeit vor einem chronischen Problem des strukturellen Ressourcenmangels 
und der systemischen Nicht-Anerkennung steht. Die dauerhafte Lösung besteht nicht darin, 
vorübergehende Projekte zu finanzieren, sondern die Infrastruktur aufzubauen und zu erhalten, die diese 
Organisationen in die Lage versetzt, stabil und sicher arbeitsfähig zu bleiben. 

4.2.1. Finanzielle und Personelle Ressourcen 
Die Strukturen der Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) in Berlin-Mitte weisen erhebliche 
Unterschiede auf; einige stützen sich vollständig auf ehrenamtliche Arbeit, während andere große 
Organisationen mit fast 100 Vollzeitbeschäftigten sind. Die allgemeine Tendenz geht jedoch zu einem 
hybriden Modell, das auf einer Kombination aus wenigen festangestellten Schlüsselpersonen und einem 
breiten ehrenamtlichen Netzwerk basiert. Das Rückgrat ihrer Finanzierung bilden größtenteils öffentliche 
Gelder (bezirklich, landesweit, bundesweit) und private Stiftungsmittel. 

Die Finanzielle Nachhaltigkeit ist eine der kritischsten Sorgenquellen für die Organisationen. Ein 
bedeutender Teil der Teilnehmenden gab an, dass sich ihre finanzielle Situation in den letzten drei Jahren 
entweder „verschlechtert“ hat oder bestenfalls „gleich geblieben“ ist. Dieser Zustand verdeutlicht, wie 
fragil die ZGOs angesichts steigender Kosten und eines zunehmend wettbewerbsintensiven Förderumfelds 
sind. Ihre aktuelle finanzielle Kapazität wird generell als „unzureichend“ oder „gerade 
ausreichend“ bewertet. 

4.2.2. Arbeitsprozesse in ZGOs: Struktur, Herausforderungen und Kapazität 
Basierend auf den Antworten der Umfrage wollen wir die strukturellen Merkmale der Arbeitsprozesse, die 
angetroffenen Herausforderungen und die Wahrnehmung der Personalkapazität in den 
Zivilgesellschaftlichen Organisationen in Berlin-Mitte anhand direkter Zitate untersuchen. 
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Die Analyse der Arbeitsprozesse zeigt, dass die Organisationen trotz hoch motivierter und spezialisierter 
Fachkräfte unter erheblichem strukturellem Druck aufgrund chronischer finanzieller Unsicherheit, 
unzureichender administrativer Unterstützung und zunehmender politischer Risiken arbeiten. 

Die folgende Tabelle fasst die Humanressourcen (HR) und Politische Kapazität (die vorhandenen 
Kompetenzen und Strukturen) sowie die grundlegenden Risiken und Bedarfe zusammen, denen die an der 
Umfrage teilnehmenden Organisationen in den Quartieren Berlin-Mitte gegenüberstehen.  

Tabelle 4-g: Kapazitäts- und Bedarfsanalyse der ZGO zu Politischen und Personalressourcen 

 Personalstruktur und 
Kompetenzen  

Politische Risiken und 
Kapazitätsbedarfe  Direktes Zitat und Kontext 

WEDDING 

HR-Struktur: 100 
Angestellte, 20 
Ehrenamtliche, 35 
Honorarkräfte. 
Kompetenzdurchsch
nitt: Projektmgt.: 4.2 / 
Digital: 2.7 / 
Finanzen: 4.4. 

Hauptrisiko: Finanzielles 
Risiko (Kürzungen in der 
Demokratiearbeit). 
Politisches Hindernis: 
Späte Bekanntgabe von 
Entscheidungen. 
Dringender Bedarf: 
Langfristige finanzielle 
Absicherung (2–3-jährige 
Verträge), Rechts-
/Supervisionsunterstützung. 

Finanzielle Nachhaltigkeit: „Es ist nicht 
möglich die Mitarbeitenden nach Tarif zu 
bezahlen... und gleichzeitig die 
Leistungsangebote auf dem hohen niveau 
zu machen wie sie bisher 
waren.“ Technologie-Mangel: „WLAN in 
einigen Räumen schleicht oder nicht 
vorhanden, zu wenige Diensthandys und 
Diensttablets“ Förder-Absicherung: 
„Zuwendungen müssen über längeren 
Zeitraum gesichert werden, nicht immer 
nur jährlich, sondern mindestens zwei, eher 
3 Jahre Laufzeit pro Vertrag“ 

MOABIT 

HR-Struktur : 100 
Angestellte, 50 
Ehrenamtliche, 30 
Honorarkräfte. 
Kompetenzdurchsch
nitt: Projektmgt.: 3.8 / 
Digital: 2.8 / 
Finanzen: 3.2. 
Antirassismus: 5 
(Sehr Stark). 

Hauptrisiko: Politische 
Repression/Absetzung 
(Politische 
Repressionen/gecancelt 
werden), Juristischer 
Rechtsruck.  
Politisches Hindernis: 
Bürger ohne Wahlrecht.  
Dringender Bedarf: 
Finanzielle Förderung, 
Juristische Beratung, Schutz 
vor Politischer Repression. 

Institutioneller Druck: „Überforderung, 
keine finanziellen Mittel aufgrund unserer 
Positionierung, politische 
Repressionen/gecancelt 
werden“ Zielgruppen-Feindlichkeit: „Das 
Interesse an der Zielgruppe 
[Migrant:innen] nimmt ab und führt dazu, 
dass immer weniger Fördermittel für diese 
Gruppe zur Verfügung gestellt 
werden.“ Partizipations-Hindernis: 
„Warum dürfen Menschen die seit 
Jahrzehnten hier leben, arbeiten und 
Steuern zahlen nicht wählen!!“  

GESUND-
BRUNNEN 

HR-Struktur : 16 
Angestellte, 2 
Ehrenamtliche, 0 
Honorarkräfte. 
Kompetenzdurchsch
nitt: Projektmgt.: 3.0 / 
Digital: 3.5 / 
Finanzen: 1.0. 

Hauptrisiko: 
Finanzierungskürzungen, 
Sicherheitsbedrohungen 
(Rechtsextremismus). 
Politisches Hindernis: 
Erschwerte Partizipation 
aufgrund struktureller 
Diskriminierungsmechanisme
n.  
Dringender Bedarf: 
Finanzielle Förderung, 
Sicherheitsmechanismen, 
Kapazitäts- und 
Strategieentwicklung. 

Finanzielle Schwäche und 
Infrastruktur: „keine personellen und 
materiellen Ressourcen während des 
Arbeitsalltags“ „es gibt keine digitale 
Strategie“  
 Mangel an politischer Teilhabe: 
„Politische Teilhabe wird ihnen aufgrund 
struktureller 
Diskriminierungsmechanismen 
erschwert.“  

ZENTRUM 

HR-Struktur : 2 
(geteilte 
Vollzeitstellen), 3 
Ehrenamtliche, 10 
Honorarkräfte. 

Hauptrisiko: 
Finanzierungs-
/Kapazitätsmangel.  

Bürokratie-Hindernis: 
„Hochschwelligkeit der komplexen 
Prozesse & Bürokratie“  
Bedarf an administrativem Personal: 
„Allerdings bräuchte das 
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Kompetenzdurchsch
nitt: Projektmgt.: 3.5 / 
Digital: 4.0 / 
Finanzen: 2.0. 

Politisches Hindernis: 
Komplexe Prozesse und 
Bürokratie.  
Dringender Bedarf: 
Administratives Personal, 
Finanzielle Förderung, 
Antirassismus-Strategien. 

Familienzentrum eine eigene 
Verwaltungskraft... sodass die 
mitarbeiterinnen sich auf die 
pädagogische arbeit konzentrieren 
können.“  
Partizipations-Hindernis (Sozial): 
„Das erschwert die Möglichkeit der 
politischen Partizipation“ 

Quelle: Eigene Umfragedaten.  

Die Kompetenzbewertungen basieren auf der Selbsteinschätzung der Teams (Skala: 1=Sehr Schwach / 
5=Sehr Stark).  

Die Tabelle analysiert die prekäre Lage von vier Berliner zivilgesellschaftlichen Organisationen in den 
Bereichen Personal, Risiken und Bedarfe. Sie offenbart einen alarmierenden gemeinsamen Nenner: 
chronische finanzielle Unsicherheit durch kurzfristige Projektförderung, die langfristige Planung 
unmöglich macht und die Personaldecke auf ein Minimum reduziert. Hinzu kommen politisch-ideologische 
Risiken wie Repression oder Mittelkürzungen für migrationsbezogene Arbeit sowie lähmende 
bürokratische und digitale Hürden, die die knappen Ressourcen weiter aufzehren. Trotz dieser strukturellen 
Gemeinsamkeiten zeigt die Analyse organisationsspezifische Profile und akute Nöte: Wedding leidet unter 
mangelnder finanzieller Nachhaltigkeit, Moabit ist existenziellen politischen Repressionen ausgesetzt, 
Gesundbrunnen kämpft mit einer extremen Grundausstattungskrise und Zentrum erstickt an Bürokratie bei 
minimaler Personalausstattung.  Die Tabelle 4.g zeigt, dass zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich 
mit Demokratie, Integration und Anti-Rassist beschäftigen, im Dreieck der strukturellen finanziellen 
Unsicherheit feststecken – den Risiken, die durch zunehmende politische Polarisierung und erstickende 
Bürokratie entstehen. 

4.2.3. Personal- und Ehrenamtsressourcen: Struktur und Herausforderungen (Q20021) 

Die Arbeitsprozesse in den an der Umfrage teilnehmenden Organisationen sind divers: Sie basieren auf 
einem Gleichgewicht zwischen bezahlten Mitarbeitenden (Voll- und/oder Teilzeitbeschäftigte) und 
Ehrenamtlichen. Einige Organisationen verfügen über eine hohe Zahl professioneller Angestellter, während 
andere stark von ehrenamtlicher Arbeit abhängig sind. Die gravierendsten Probleme, die die reibungslosen 
Arbeitsprozesse der Organisationen behindern, sind finanzielle Unsicherheit und Personalmangel: 
● Personalmangel und Überlastung: Die Unzureichendheit der Personalressourcen wird häufig als 

eines der zentralen Kapazitätsdefizite genannt. Diese Situation hindert die Organisationen an einer 
strategischen Planung. 

o „Mangel an Freiwilligen und personellen Ressourcen“ wurde von vielen Organisationen als 
größtes Kapazitätsdefizit eingestuft. 

o Ein Teilnehmender aus dem Zentrum fasste die Situation als „Personalmangel, Stress, 
Hilflosigkeit“ zusammen.  

● Balancierung unter Finanziellem Druck: Finanzielle Einschränkungen beeinflussen die 
Personalpolitik direkt. 

o Eine Organisation beschrieb die Schwierigkeit, das Gehaltsniveau zu halten, wie folgt: „Es ist 
nicht möglich die Mitarbeitenden nach Tarif zu bezahlen (Weihnachtsgeld und zuschüsse 
inbegriffen) und gleichzeitig die Leistungsangebote auf dem hohen niveau zu machen wie sie 
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bisher waren. Würde man die gehälter anheben müssten die Angebote verringert 
werden.“ (Mitarbeiter:in, Wedding, ID 96). 

o Finanzielle Kürzungen senken gleichzeitig die Motivation des Personals: „- unsichere 
Förderung, Kürzungen - Personalmangel -Demotivation auf vielen Ebenen (Familien, 
Bildungseinrichtungen, Mitarbeiter:innen)“ (Projektkoordination, Wedding, ID 91). 

Verteilung von Fachwissen und Kompetenzen 
Die Fachkompetenz der Mitarbeitenden in den Arbeitsprozessen ist zwar in der Regel in thematischen 
Bereichen (Anti-Rassismus) hoch, es bestehen jedoch Mängel in administrativen und technischen 
Bereichen. 
● Hohe Basiskompetenz: Die Organisationen bewerteten die Kompetenz ihrer Teams in Bereichen wie 

Anti-Rassismus- und Antidiskriminierungsarbeit sowie Projektmanagement häufig als hoch (Skala 4 
oder 5). 

● Technische und Administrative Lücken: Bereiche wie Digitale Kompetenzen und Rechtskenntnisse 
erhielten in der Regel niedrigere Bewertungen. 

● Mangel an Verwaltungsarbeit: Viele Organisationen beklagen, dass pädagogisches Personal 
administrative Aufgaben übernehmen muss.  
◦ Ein Familienzentrum aus der Stadtteile Zentrum formulierte die Forderung: „Allerdings bräuchte 
das Familienzentrum eine eigene Verwaltungskraft die die öffentlichkeitsarbeit machen kann, sodass 
die mitarbeiterinnen sich auf die pädagogische arbeit konzentrieren können.“ 

Politische Belastung der Arbeitsprozesse 
Insbesondere in Organisationen mit politischer Haltung sind die Arbeitsprozesse nicht nur finanziell, 
sondern auch durch politischen Druck bedroht (Q880835). 
● Risiko der Ausgrenzung und Annullierung: Organisationen mit hohem politischem Wert (Moabit, ID 

32) sind in Bezug auf die Position ihrer Mitarbeitenden gefährdet: „Überforderung, keine finanziellen 
Mittel aufgrund unserer Positionierung, politische Repressionen/gecancelt werden“. 

● Mangelnde Koordination der Ehrenamtsarbeit: Einige Organisationen haben Schwierigkeiten, 
Ehrenamtliche gegen zunehmende Risiken zu koordinieren; die Kompetenz des 
Freiwilligenmanagements wird als ein Kompetenzbereich in der Umfrage angegeben. 

Zusammenfassend: Obwohl die Arbeitsprozesse in den Organisationen hohe Opferbereitschaft und 
Fachwissen erfordern, um grundlegende Dienstleistungen zu erbringen, ist die Nachhaltigkeit dieser 
Arbeit aufgrund fehlender langfristiger Finanzierungsgarantien und administrativer Kapazitätslücken 
ernsthaft gefährdet. 

Das zentrale Argument des Berichts des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ (Greuel et al., 2025) für 
„soziale Nachhaltigkeit“ durch kontextsensitive Wissensübertragung (Transfer) in Zielsysteme (S. 173, 
176, 216) steht in einem kritischen Dialog mit den Befunden der Kapazitätsanalyse. Theoretische 
Konvergenz: Das Konzept des „Multiplikatoreneffekts“ und des Expertise-Transfers aus der ersten 
Analyse wird hier auf programmatischer Ebene wiederaufgenommen und als Erfolgsbedingung bestätigt. 
Praktische Divergenz und fundamentale Herausforderung: Die Umfragedaten aus Berlin-Mitte zeigen 
jedoch die prekären Voraussetzungen für diesen Transfer auf. Ein effektiver Wissenstransfer setzt stabile, 
handlungsfähige Organisationen voraus. Die dort diagnostizierten Zustände – chronische 
Finanzunsicherheit, Mangel an administrativem Personal, unzureichende digitale Infrastruktur – 
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behindern diesen Transfer fundamental. Wenn das pädagogische Personal durch Verwaltungsaufgaben 
überlastet ist („bräuchte eine eigene Verwaltungskraft“), bleibt kaum Kapazität für die aufwändige Arbeit 
der kontextsensitiven Wissensvermittlung. Der Bericht nennt das Ziel, die Umfragedaten zeigen die 
strukturelle Hürde. 
Der Evaluierungsbericht betont die Resilienz und Anpassungsfähigkeit des Programmsystems gegenüber 
Krisen wie Pandemie und Rechtspopulismus. Die empirischen Daten lenken den Blick auf die darin 
agierenden Akteure (ZGOs), deren Vulnerabilität das System insgesamt schwächt. 
Externe vs. Interne Resilienz: Das Programm mag als lernendes System äußeren politischen Schocks 
begegnen können. Die internen Kapazitätsdefizite der ZGOs (finanzielle Fragilität, Personalmangel) 
sowie die neu identifizierten politischen Sicherheitsrisiken („politische Repressionen“, 
„Sicherheitsbedrohungen“) stellen jedoch eine ebenso gravierende, von innen wirkende Dauerbelastung 
dar. Die Stärkung der ZGO-Resilienz ist laut Bericht Voraussetzung für nachhaltige Demokratiearbeit – 
die Umfragedaten liefern den konkreten Katalog an Bedarfen (langfristige Finanzierung, Rechtsberatung, 
Schutzmechanismen), um diese Resilienz erst zu ermöglichen. 
 
Zwischenergebnis 

Die Berichtsdaten zeigen, dass Organisationen Mechanismen der „Solidarität“ (Netzwerke, Proteste) und 
der „Verteidigung“ (rechtliche Schritte, digitale Blockaden) nutzen, um mit Problemen umzugehen. 
Angesichts der finanziellen Nachhaltigkeit und der bürokratischen Hürden wird jedoch deutlich, dass 
die Bewältigungskapazitäten der Organisationen an ihre Grenzen stoßen und sie zu 
Leistungseinschränkungen gezwungen sind (Zustand des „Nicht-Bewältigens“). 

4.3. Kooperation, Netzwerkbildung und Politische Partizipation 

Kooperation und Netzwerkbildung sind eine kritische Strategie, um die Wirkung ZGOs zu steigern, 
Ressourcen zu teilen und politische Prozesse zu beeinflussen. Dieser Abschnitt legt die aktuellen 
Kooperationsdynamiken, das Niveau der Netzwerkteilnahme und die Hindernisse dar, auf die ZGOs in 
Berlin-Mitte bei ihren Bemühungen zur Einbeziehung in politische Entscheidungsfindungsprozesse stoßen. 

Kooperation und Netzwerkbildung sind eine kritische Strategie, um die Wirkung Zivilgesellschaftlicher 
Organisationen (ZGOs) zu steigern, Ressourcen zu teilen und politische Prozesse zu beeinflussen. Dieser 
Abschnitt legt die aktuellen Kooperationsdynamiken, das Niveau der Netzwerkteilnahme und die 
Hindernisse dar, auf die ZGOs in Berlin-Mitte bei ihren Bemühungen zur Einbeziehung in politische 
Entscheidungsfindungsprozesse stoßen. 

4.3.1. Kooperationsmechanismen und Partner 

Die Umfrageergebnisse zeigen, dass die ZGOs in der Region eine aktive Kooperationskultur pflegen. Zu 
den am häufigsten kooperierenden Institutionen gehören andere ZGOs, lokale Verwaltungen (insbesondere 
das Quartiersmanagement) und Bildungseinrichtungen (Schulen, Kindertagesstätten). Diese Kooperationen 
finden in der Regel in Form von Wissens- und Erfahrungsaustausch, gemeinsamen Aktionen und 
Veranstaltungen, Ressourcenteilung und gemeinsamer politischer Lobbyarbeit statt. 
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4.3.2. Partizipation an Netzwerken und Koalitionen 

Ein Großteil der Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) in der Region beteiligt sich aktiv an 
verschiedenen Netzwerken, Plattformen und Koalitionen. Diese Kooperationen verlaufen jedoch nicht 
immer reibungslos. Die in Abschnitt 2 detailliert beschriebene chronische Finanzierung und der 
Personalmangel untergraben das Kooperationspotenzial der Organisationen direkt. Strategische 
Partnerschaften werden zu einem Luxus, da die Zeit für Netzwerktreffen und gemeinsame Projekte meist 
durch dringende operative Bedürfnisse aufgezehrt wird. Weitere wichtige, von den Teilnehmenden 
genannte Hindernisse sind die bürokratischen Prozeduren bei öffentlich geförderten Projekten sowie, wenn 
auch selten, Probleme des Vertrauens und der Konkurrenz unter den Organisationen. 

Tabelle und Analyse zur Regionalen Partizipation 

Die folgende Tabelle zeigt die Formen der Partizipation der Organisationen an der lokalen Demokratie, die 
von ihnen genutzten grundlegenden Kooperationsstrukturen und die regionale Intensität dieser 
Verbindungen. Die Tabelle zeigt den strategischen Fokus der befragten Organisation, die Art ihres 
Netzwerks und die Intensität dieser Beziehungen. Insgesamt scheint es, dass alle Organisationen 
unterschiedliche, aber komplementäre Netzwerkstrategien entwickelt haben, um eine gemeinsame 
Herausforderung (Mangel an Ressourcen) anzugehen. 

Tabelle 4-h: Regionale Beteiligungs- und Kooperationsstruktur der ZGO 

PGR 
Primärer 

Kooperationsbereich  Originalzitat und Übersetzung 
Stärke / Intensität der 

Verbindungen 

WEDDING 

Krisenorientierte 
Koalitionen (Unkürzbar, 
AG 78, RAG §78) Die 
Organisationen verteidigen 
die Demokratie durch 
gemeinsame Proteste und 
die Teilnahme an 
politischen Kommissionen. 

"Aktive Teilnahme an Demos (z.B. mit 
Unkürzbars), Team der Leitung von 
vallah, unkürzbar (dezentrale 
Vernetzung), Sprecher:innenteam der 
AG 78" 

Hoch & Strategisch: 
Die Verbindungen 
werden durch Protest und 
Budget-Advocacy 
(Lobbying) gestärkt. 
Regelmäßige Teilnahme 
an 
Verwaltungskommission
en ist vorhanden. 

MOABIT 

Antirassistische 
Bündnisse und 
Lobbyarbeit Der Dialog 
mit politischen Akteuren 
wird über verschiedene 
Netzwerke gepflegt. 

"Bündnis „Zusammen gegen Rassismus 
Wedding & Moabit“ ... gemeinsame 
Veranstaltungen und Kampagnen." "Im 
Rahmen unserer Ausstellungsprojekte 
haben wir immer wieder für die 
Sichtbarkeit von Stimmen und 
Forderungen von marginalisierten 
Gruppen aufmerksam gemacht. Dabei 
gab es häufig auch Begleitprogramm, 
bei dem Politiker*innen eingeladen 
wurden." 

Hoch & 
Aktionsorientiert: Die 
Koordination des 
antirassistischen 
Bündnisses wird als vital 
angesehen. Die 
Sichtbarkeit wird durch 
die Einladung politischer 
Akteure erhöht. 

GESUND-
BRUNNEN 

Soziale Hilfsnetzwerke 
und Kooperation mit der 
lokalen Verwaltung Die 
Kooperation erfolgt über 
regelmäßige 
„Hilfekonferenzen“ mit 
der lokalen Verwaltung 
(„Bezirksamt“). 

"Wir arbeiten regelmäßig zusammen 
[mit öffentlichen Einrichtungen]... 
regelmäßige Hilfekonferenzen" 
"Politische Teilhabe wird ihnen [von 
Armut betroffenen Menschen] aufgrund 
struktureller 
Diskriminierungsmechanismen 
erschwert." 

Mittel & 
Problemorientiert: 
Kooperation ist 
vorhanden, aber der 
Hauptfokus liegt auf der 
schwachen politischen 
Partizipation aufgrund 
der strukturellen 
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Ausgrenzung der von 
Armut Betroffenen. 

ZENTRUM 

Hohe Netzwerkdichte 
und Koalitionen der 
Familienhilfe (AG 
Familienzentren) Aktive 
Beteiligung in zahlreichen 
Netzwerken, wodurch auf 
lokaler Ebene eine 
signifikante Wirkung 
erzielt wird. 

"wie sind in über 10 Netzwerken und 
Gremien aktiv, alle hier aufzuführen 
übersteigt meine Kapazitäten, es ist teil 
unserer Arbeit aktiv in Netzwerk und 
Greminearbeit zu sein." "die AG 
Familienzentren ist wenn alle 
zusammenhalten und sich zusammen 
organisieren und zusammen arbeiten 
ein starker politischer Akteur." 

Sehr Hoch & 
Internalisiert: Die 
Netzwerkarbeit ist Teil 
der Kernarbeit der 
Organisation; aktive 
Teilnahme in über 10 
Netzwerken wurde 
berichtet. 
Familienzentren werden 
als starker politischer 
Akteur angesehen. 

Quelle: Eigene Umfragedaten. 

Wie die Tabelle zeigt, sehen wir, wenn die Kooperationsstrategien dieser vier Organisationen 
zusammenkommen, wie die Zivilgesellschaft ein voll funktionsfähiges Widerstands- und 
Dienstleistungsnetzwerk schafft. Jeder hat eine entscheidende Rolle gespielt, die sich im Ökosystem 
ergänzt: Wedding bildet eine kollektive Verteidigungslinie, indem es Koalitionen gegen systemische 
Bedrohungen wie finanzielle Kürzungen und demokratische Erosion bildet. Moabit steht an der Spitze der 
politischen und kulturellen Transformation und strebt an, den politischen Diskurs durch Anti-
Assistenzallianzen und kulturelle Projekte zu transformieren. Gesundbrunnen hingegen bietet ein 
pragmatisches Dienstleistungsnetzwerk, das durch regelmäßige Zusammenarbeit mit den Behörden die 
dringenden und grundlegenden menschlichen Bedürfnisse der Schwächsten erfüllt. Das Zentrum hingegen 
fungiert aktiv als Koordinations- und Lobbyzentrum, das den Fluss sektoraler Informationen sicherstellt 
und Familienzentren durch die Aktivität in Dutzenden verschiedener Netzwerke und Kommissionen in 
einen starken kollektiven Akteur verwandelt.  

Diese wichtigen Netzwerkaktivitäten bergen jedoch ein Paradoxon: Während Netzwerke unverzichtbar sind, 
um Organisationen bei Ressourcenengpässen zu entschädigen und deren Wirkung zu erhöhen, benötigen 
sie auch umfangreiche Zeit und Personalressourcen. Dies führt zu dem Dilemma: "Wenn wir den 
Netzwerken nicht beitreten, werden wir marginalisiert und verlieren, und wenn wir es tun, geht uns die 
ohnehin schon begrenzte Kapazität aus", besonders für Organisationen mit sehr kleinen Teams wie Zentrum 
und Gesundbrunnen. Trotz dieser Schwierigkeiten macht das Bild deutlich, dass politischer Einfluss nicht 
mehr allein durch Arbeit erlangt werden kann, sondern nur noch innerhalb von Koalitionen und Allianzen 
wie AG 78, AG Familienzentren oder "Zusammen gegen Rassismus". Daher ist eine wichtige Erkenntnis 
für Geldgeber und Förderer, dass es für eine nachhaltige Zivilgesellschaft unerlässlich ist, nicht nur einzelne 
Projekte, sondern auch jene Netzwerke und Koalitionen selbst – deren infrastrukturelle Bedürfnisse wie 
Koordinationssitzungen, Kommunikationskosten und Netzwerkkoordination – direkt zu unterstützen und 
zu finanzieren. Denn diese Netzwerke bilden die geheime Infrastruktur, die die Widerstandsfähigkeit einer 
demokratischen Gesellschaft gewährleistet. 

Diese 4.h-Tabelle zeigt die bemerkenswerte Fähigkeit der Zivilgesellschaft, sich anzupassen, 
zusammenzuarbeiten und kollektive Resilienz zu fördern, trotz Ressourcenknappheit. Jedes Modell ist 
eine strategische Reaktion auf seinen Kontext. 

4.3.3. Analyse der Quartiere/Stadtteile 

Die Institutionen in Berlin-Mitte betrachten Kooperations- und politische Partizipationsprozesse als die 
Grundpfeiler der demokratischen Resilienz und der demokratischen Struktur. Gemäß den Umfragedaten in 
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den Quellen lassen sich die Kooperationsmodelle und die Kapazitäten dieser Organisationen zur 
Einbeziehung in den politischen Prozess wie folgt nach Ortsteilen zusammenfassen: 

4.3.3.1. Wedding: Aktive Bündnisstrukturen und Bürokratische Hürden 

Die Organisationen in Wedding sind besonders aktiv in antirassistischen Netzwerken und lokalen 
Plattformen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe. 

● Kooperationsdynamiken: Viele Organisationen sind Teil weitreichender Bündnisse wie „Zusammen 
gegen Rassismus Wedding & Moabit“. Sie pflegen auch einen regelmäßigen Informationsaustausch 
über Strukturen wie die AG 78 (Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII) und die Quartiersräte. 

● Politische Partizipation und Hindernisse: Die Organisationen versuchen, politische Prozesse durch 
Protestaktionen (zum Beispiel „#unkürzbar“) und die Teilnahme an Ausschüssen zu beeinflussen. 
Jedoch wird das fehlende Wahlrecht für Nicht-deutsche Staatsbürger als größte strukturelle Hürde 
für die demokratische Partizipation hervorgehoben. Zudem erschweren die sehr späte Bekanntgabe von 
Förderentscheidungen und die Kurzlebigkeit der Projekte (jährliche Budgets) die Entwicklung 
langfristiger politischer Strategien. 

4.3.3.2. Moabit: Lokale Solidarität und Probleme der Digitalisierung 

Die Organisationen in Moabit konzentrieren sich auf die Stärke der Quartiers-internen Netzwerke (wie 
Moabiter Ratschlag), melden jedoch einige Kommunikationsabbrüche mit offiziellen Institutionen. 
● Kooperationsdynamiken: Es wird eine intensive Kooperation über die Netzwerke „Moabiter 

Ratschlag“ und „Demokratie Leben“ geführt. Die Organisationen entwickeln gemeinsame Projekte, 
insbesondere in den Bereichen Solidarität mit Geflüchteten und Nachbarschaftsfeste. 

● Politische Partizipation und Hindernisse: Obwohl partizipative Budgetprozesse und das 
Quartiersmanagement als Instrumente genutzt werden, beklagen einige Organisationen die 
Komplexität der bürokratischen Wege. Insbesondere die zunehmende Digitalisierung offizieller 
Institutionen wie dem Jobcenter führt zum Verlust des persönlichen Kontakts und zur 
politischen/sozialen Ausgrenzung vulnerabler Gruppen. Einige Organisationen befürchten das Risiko, 
aufgrund ihrer politischen Haltung „gecancelt“ zu werden oder unter Druck zu geraten. 

4.3.3.3. Gesundbrunnen: Arbeit vor Ort und Ressourcenmangel 

Trotz ihrer Kooperationsabsichten haben die Organisationen im Ortsteil Gesundbrunnen aufgrund von 
Personal- und Zeitmangel Schwierigkeiten, sich an Netzwerken zu beteiligen. 
● Kooperationsdynamiken: Die Organisationen pflegen in der Regel regelmäßige Partnerschaften mit 

Schulen, Kindertagesstätten und Jugendeinrichtungen. Einige kleinere Vereine geben jedoch an, dass 
es ihnen schwerfällt, ihren Platz in Netzwerken zu finden, die von „Weißen dominiert“ werden, und 
fühlen sich von den Netzwerkprozessen ausgeschlossen. 

● Politische Partizipation und Hindernisse: Die Organisationen in dieser Region weisen insbesondere 
auf den Mangel an „aufsuchender“ politischer Bildung für vulnerable Gruppen hin. Ein Mangel an 
„Willkommenskultur“ in der öffentlichen Verwaltung und Personalmangel sind die Hauptfaktoren, 
die die Übermittlung der Forderungen der Zivilgesellschaft erschweren. 
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4.3.3.4. Zentrum: Finanzielle Absicherung und Soziale Spaltung 

Die Organisationen in der zentralen Region managen ihre Partizipationsprozesse sowohl unter einer starken 
finanziellen Infrastruktur als auch unter dem Druck der zunehmenden Gentrifizierung. 
● Kooperationsdynamiken: Familienzentren und Bildungseinrichtungen pflegen eine sehr enge 

Kooperation mit dem Bezirksamt und den Sozialdiensten. Breit angelegte Aktionen wie „Vallah, 
unkürzbar“ sind ein wichtiger politischer Ausdrucksraum für die Organisationen in dieser Region. 

● Politische Partizipation und Hindernisse: Insbesondere der Mangel an Zeit und materiellen 
Ressourcen (Armut) von Müttern mit kleinen Kindern hindert sie daran, sich an lokalen politischen 
Prozessen zu beteiligen. Die Homogenisierung der Quartiersbewohner (Konzentration von 
Hochverdienergruppen) und die Ausgrenzung von Familien mit geringem Einkommen aufgrund der 
Gentrifizierung werden als Elemente gesehen, die die demokratische Vielfalt auf 
Nachbarschaftsebene bedrohen. 

Die an der Umfrage teilnehmenden Organisationen nutzen intensiv die Methoden der Netzwerkarbeit und 
der Lobbyarbeit um zur lokalen Demokratie beizutragen. Die Kooperation hat ihren Höhepunkt 
insbesondere durch Protestinitiativen wie „Vallah, unkürzbar“ erreicht, die gegen Budgetkürzungen 
entwickelt wurden. Die größten Hindernisse für die demokratische Partizipation wurden jedoch als das 
fehlende Wahlrecht für Nicht-deutsche Staatsbürger und die durch Armut verursachten zeitlichen 
Einschränkungen festgestellt. 

Der Bericht  des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ (Greuel et al., 2025) bestätigt und präzisiert die 
erste Analyseebene (das theoretische Modell der „Partnerschaften für Demokratie“). Dass „Demokratie 
leben!“ explizit als „lernendes System“ charakterisiert wird, welches dynamisch auf gesellschaftliche 
Veränderungen reagiert (S. 140, 458), unterstreicht den intentionalen Charakter der in der ersten Analyse 
beschriebenen „künstlichen/organisierten“ Netzwerke. Die programmatische Forderung nach Partizipation 
der Zivilgesellschaft und Stärkung institutioneller Netzwerke (Vernetzung) als Kern nachhaltiger 
Demokratieförderung (S. 88, 172) spiegelt exakt die ideelle Grundlage der „Demokratie-Ortschaften“ und 
„Begleitausschüsse“ wider. Die Evaluierung validiert somit die normative Ausrichtung des ursprünglichen 
Modells. Die von der Evaluierung festgestellten „Spannungen zwischen pädagogischen Ansätzen und 
administrativen Klassifikationen“ finden ihr direktes empirisches Pendant in den Berlin-Mitte Daten. Die 
dort von den ZGOs beklagten „bürokratischen Hürden“ und „komplexen Prozesse“ sind die konkrete 
Manifestation dieser Spannung auf der operativen Ebene. Das „lernende System“ steht somit vor der 
Aufgabe, seine administrativen Verfahren kontinuierlich an die Bedarfe der praktizierenden pädagogischen 
Fachkräfte anzupassen. 

4.4. Risiken, Bedrohungen und Schutzmechanismen 
In einem Umfeld, in dem der demokratische Raum schrumpft und die gesellschaftliche Polarisierung 
zunimmt, ist das Verständnis der Risiken und Bedrohungen, denen zivilgesellschaftliche Akteure 
ausgesetzt sind, eine grundlegende Voraussetzung für die Gewährleistung ihrer Sicherheit und der 
Nachhaltigkeit ihrer Arbeit. Dieser Abschnitt untersucht die von den ZGOs wahrgenommenen 
Zukunftsrisiken, die konkreten Bedrohungen, denen sie ausgesetzt sind, sowie die Schutzmechanismen, die 
sie gegen diese Bedrohungen entwickeln. 

Grundlegende Zukunftsrisiken 
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Die ZGOs bewerten die Risiken, die ihre Tätigkeit in naher Zukunft bedrohen, unter politischen, 
finanziellen und operativen Überschriften: 
● Finanzielle Risiken: Die größte und am weitesten verbreitete Sorge sind die Kürzungen der 

öffentlichen Gelder/Fonds. Insbesondere Organisationen, die in den Bereichen soziale Dienste und 
Demokratieförderung tätig sind, stehen aufgrund von Budgetbeschränkungen vor dem Risiko, ihre 
Projekte oder grundlegenden Dienste einstellen zu müssen. 

● Politische Risiken: Politischer Druck von rechten Parteien und rechtsextremen Gruppen stellt eine 
ernsthafte Bedrohung für die Zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) dar. Laut Aussage eines 
Teilnehmers konkretisiert sich dieser Zustand als eine „politische und mediale Hetze gegen diversitäts- 
und rassismussensible Bildungsarbeit“. Dieser Druck kann in Form von parlamentarischen Anfragen, 
Schmutzkampagnen oder politischen Forderungen nach Kürzung von Geldern in Erscheinung treten. 

● Operative Risiken: Die zunehmende bürokratische Last und die Schwierigkeit, qualifiziertes Personal 
zu finden, sind weitere wichtige Risikofaktoren, die die operative Kapazität der Organisationen 
schwächen. 

Bedrohungen auf Institutioneller und Individueller Ebene 

Laut dem Analysebericht für die zivilgesellschaftlichen Organisationen und Akteure in Berlin-Mitte weisen 
die Bedrohungen auf institutioneller und individueller Ebene eine multidimensionale Struktur auf, die 
sowohl die finanzielle Nachhaltigkeit als auch die Sicherheit der Mitarbeitenden direkt beeinflusst. Im 
Lichte der Quellen können diese Bedrohungen wie folgt kategorisiert werden: 

1. Bedrohungen auf Institutioneller Ebene 

Die größten Risikobereiche für Organisationen sind die finanzielle Unsicherheit, bürokratische Zwänge und 
die Veränderungen im politischen Klima. 
● Finanzielle Unsicherheit und Kürzungen: Viele Organisationen nennen „Finanzierungsmangel“ und 

„Budgetkürzungen“ als größtes Risiko. Die Tatsache, dass Projekte meist jährlich befristet sind, macht 
langfristige Planung unmöglich und bedroht die Arbeitsplatzsicherheit des Personals. Einige 
Organisationen befürchten eine Abnahme der Dienstleistungsqualität, da Tariferhöhungen nicht 
gedeckt werden können. 

● Politischer und Ideologischer Druck: Insbesondere der Aufstieg rechtspopulistischer Parteien (wie 
der AfD) und deren Befragungen der Zivilgesellschaft werden als ernstes Risiko für Organisationen 
definiert. Die Organisationen befürchten, aufgrund ihrer politischen Haltung oder ihres Arbeitsbereichs 
„annulliert“ oder von Fördermitteln ausgeschlossen zu werden. 

● Bürokratische Hürden und Späte Entscheidungen: Die späte Bekanntgabe von 
Förderentscheidungen und komplexe Berichtsprozesse sind eine strukturelle Bedrohung, die die 
Handlungsfähigkeit der Organisationen einschränkt. Darüber hinaus führt die zunehmende 
Digitalisierung offizieller Stellen (insbesondere Jobcenter und Sozialämter) zum Verlust des 
persönlichen Kontakts zwischen Organisationen und Verwaltung und zur Mangel an Transparenz der 
Prozesse. 

● Verdrängung aus dem Netzwerk: Einige kleinere oder migrantisch geprägte Vereine geben an, aus 
größeren Netzwerken ausgeschlossen zu werden und in Kooperationsprozessen Diskriminierung zu 
erfahren. 
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2. Bedrohungen auf Individueller Ebene (Mitarbeitende und Ehrenamtliche) 

Mitarbeitende und Ehrenamtliche können sowohl im Feld als auch in digitalen Umgebungen zum direkten 
Ziel von Angriffen werden. 
● Physische und Verbale Gewalt: Mitarbeitende sind insbesondere während ihrer Aktivitäten im 

öffentlichen Raum „physischen und verbalen Bedrohungen oder Angriffen“ ausgesetzt. Es wurden 
rassistische Angriffe und Belästigungen (catcalling) gegen Mitarbeitende SWANA-Herkunft 
(Südwestasien und Nordafrika) oder als Muslimisch wahrgenommene Mitarbeitende sowie gegen 
Frauen mit Kopftuch gemeldet. 

● Digitale Angriffe und Verleumdung: Über soziale Medien verbreitete Hassreden, „digitale 
Angriffe“ und die öffentliche Diffamierung von Organisationsmitarbeitenden stellen eine zunehmende 
Bedrohung dar. Diese Situation zwingt einige Organisationen dazu, Kommentarfunktionen zu 
deaktivieren oder die Interaktion in sozialen Medien einzuschränken. 

● Psychologische Belastung und Burnout: Die anhaltende finanzielle Unsicherheit, der 
Personalmangel und die durch die gesellschaftliche Polarisierung erzeugte Spannung erzeugen einen 
schweren psychologischen Druck (Burnout-Risiko) auf die Mitarbeitenden. Viele Organisationen 
geben an, regelmäßige Supervision und psychosoziale Unterstützung zu benötigen, um diese Situation 
zu bewältigen. 

● Druck seitens Offizieller Stellen: In einigen Fällen wurde berichtet, dass Mitarbeitende von der 
Polizei oder anderen staatlichen Stellen unter Druck gesetzt oder „diskriminierender 
Behandlung“ ausgesetzt waren. 

Vorhandene Schutzmechanismen und Unterstützungsbedarfe 

Die von den ZGOs besessenen Schutzmechanismen sind noch nicht ausreichend. Viele Organisationen 
geben an, dass ihre Schutzkonzepte sich „in der Entwicklungsphase“ befinden. Zu den vorhandenen 
Maßnahmen gehören Dienste wie Rechtsberatung und psychosoziale Unterstützung (Supervision). Die 
ZGOs fordern jedoch dringend Unterstützung, um auf diese Risiken besser vorbereitet zu sein. Die am 
dringendsten benötigten Unterstützungsformen sind: 
1. Psychosoziale Unterstützung und Resilienz: Zugang zu regelmäßiger Supervision und 

psychologischer Unterstützung. 
2. Rechtlicher Schutz und Beratung: Versicherungsschutz gegen rechtliche Bedrohungen und 

Unterstützung durch spezialisierte Anwält:innen. 
3. Physische Sicherheit und Deeskalationstrainings: Praktische Schulungen in Konfliktmanagement 

und Deeskalation. 
4. Stärkung der Solidaritätsnetzwerke: Starke Solidaritätsnetzwerke, die im Falle einer Bedrohung 

schnell und effektiv mobilisiert werden können. 
5. Einrichtung von Antidiskriminierungsstrukturen: Aufbau von Beschwerdemechanismen und 

Meldestellen innerhalb der Organisationen. 

Diese kritischen Risiken deuten darauf hin, dass zur Gewährleistung der Resilienz der Zivilgesellschaft 
dringende und umfassende Interventionen auf politischer Ebene erforderlich sind. Der Schlussteil des 
Berichts wird auf Grundlage dieser Befunde umsetzbare Empfehlungen präsentieren. Die Organisationen 
versuchen, diverse Abwehrstrategien gegen diese Bedrohungen zu entwickeln: 
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● Vorhandene Methoden: Viele Organisationen wenden Deeskalationstrainings, verschließbare 
Türsysteme, Sicherheitsbriefings und Notfallpläne an. 

● Dringende Bedarfe: Die am häufigsten nachgefragten Unterstützungen sind „juristische Beratung“, 
„finanzielle Nachhaltigkeit“, „psychosoziale Unterstützung“ und die Einstellung von Fachexpert:innen 
für den Kampf gegen Rassismus. 

Schutz der Mitarbeitendenrechte in den Organisationen 

Die zivilgesellschaftlichen Organisationen in Berlin-Mitte entwickeln verschiedene interne Fürsorge- und 
Schutzmechanismen, um sowohl ihre Mitarbeitenden vor externen Bedrohungen zu schützen als auch die 
institutionelle Nachhaltigkeit zu gewährleisten. Den vorliegenden Daten zufolge lassen sich diese 
Mechanismen unter folgenden Hauptüberschriften zusammenfassen:  

1. Fürsorgepflicht und Arbeitsrechtliche Grundlagen im Zivilgesellschaftlichen Sektor 

Die Organisationen sind bestrebt, ihre gesetzlichen und psychosozialen Verantwortlichkeiten zu erfüllen, 
um das Wohlergehen ihrer Mitarbeitenden (festangestellt, ehrenamtlich oder auf Honorarbasis) zu 
gewährleisten. 
● Arbeitsschutz und Sicherheit: Die Organisationen führen Risikobeurteilungen gemäß des 

Deutschen Arbeitsschutzgesetzes (§ 3 ArbSchG) durch und bieten regelmäßige Sicherheitsschulungen 
an. Darüber hinaus gehören die Unfallversicherung, die die Mitarbeitenden während der Tätigkeit 
abdeckt, und die allgemeine Haftpflichtversicherung der Organisation (Vereinshaftpflichtversicherung) 
zu den grundlegenden Fürsorgemaßnahmen. 

● Psychosoziale Unterstützung und Supervision: Die am häufigsten angewandte Methode, um mit dem 
intensiven Stress und dem psychologischen Druck, denen die Mitarbeitenden ausgesetzt sind, 
umzugehen, ist die regelmäßige Supervision und Traumahilfe. Viele Organisationen führen 
Beschränkungen der Arbeitszeiten ein, um Burnout vorzubeugen. 

● Transparente Verwaltung: In den Satzungen der Organisationen enthaltene Schutzbestimmungen 
sowie Strukturen wie Gewerkschaften oder der Betriebsrat, die die Rechte der Mitarbeitenden schützen, 
bilden die institutionelle Grundlage der inneren Fürsorge. 

2. Schutzmechanismen 

Diese Mechanismen, die bei Bedrohung, Diskriminierung oder physischem Angriff zum Einsatz kommen, 
umfassen technische, rechtliche und präventive Strategien. 
● Präventive Schulungen: Organisationen führen De-eskalationstrainings und Sicherheitsbriefings 

durch, um ihre Mitarbeitenden auf mögliche Konflikte vorzubereiten. Diese Schulungen sind besonders 
wichtig vor Protestaktionen oder öffentlichen Veranstaltungen. 

● Technische Maßnahmen: Einige Organisationen nutzen aktiv technische Ausrüstung wie 
Alarmanlagen und Überwachungskameras, um die physische Sicherheit zu gewährleisten. 

● Rechtlicher Schutz: Notfallpläne  für Bedrohungsfälle und juristische Beratungsdienste, die von 
Facheinrichtungen in Anspruch genommen werden, bilden den rechtlichen Schutzschild der 
Organisationen. 

● Interne und Externe Meldewege: Innerhalb der Organisationen werden Beschwerdestellen und 
Meldepfade eingerichtet, um Diskriminierungs- oder Belästigungsfälle zu melden. Darüber hinaus 
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erleichtern Solidaritätsnetzwerke, die mit ähnlichen Organisationen aufgebaut werden, eine kollektive 
Reaktion im Falle einer Bedrohung. 

3. Entwicklungsprozess und Bedarfe 

Die Quellen zeigen, dass sich viele dieser Schutzmechanismen noch In Entwicklung befinden. Um diese 
Mechanismen effektiver zu gestalten, benötigen die Organisationen folgende Unterstützungen: 
● Einstellung von Fachexpert:innen für den Kampf gegen Diskriminierung. 
● Stärkung der technischen Infrastruktur gegen digitale Angriffe. 
● Ausbau von Rechtlichen Schutzmechanismen gegen politische Repressionen. 

Die Organisationen in Berlin-Mitte sind nicht nur Strukturen, die nach außen Dienstleistungen erbringen, 
sondern auch solche, die intern versuchen, einen „rechtlichen, technischen und psychologischen sicheren 
Raum“ für den Schutz ihrer Mitarbeitenden aufzubauen. 

Die demokratische Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte steht vor der Herausforderung, einerseits unter den 
Bedingungen bürokratischer und ökonomischer Zwänge zu bestehen und andererseits ihre Mitarbeitenden 
vor zunehmenden Angriffen von extrem rechten und rassistischen Akteuren zu schützen. 

Die vorliegenden empirischen Daten aus der Umfrage unter Zivilgesellschaftlichen Organisationen 
(ZGOs) in Berlin-Mitte zeigen eine signifikante Konvergenz mit den übergreifenden Risikoanalysen des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“. Der Evaluierungsbericht des Programms (Greuel et al., 2025) 
identifiziert die Schrumpfung demokratischer Räume und zunehmende gesellschaftliche Polarisierung als 
Kernherausforderung und betont, dass der Schutz der Demokratie die Partizipation und Vernetzung der 
Zivilgesellschaft voraussetzt (S. 88, 172). Die Umfragedaten konkretisieren diese abstrakte Diagnose auf 
lokaler Ebene und machen sie operationalisierbar. Sie bestätigen, dass die von den ZGOs 
wahrgenommenen Zukunftsrisiken primär in den Kategorien *finanzieller Unsicherheit* (Kürzungen von 
Demokratieförderung), *politischen Drucks* (mediale und parlamentarische Angriffe) und *operativer 
Überlastung* (Bürokratie, Personalmangel) verortet werden (vgl. eigene Umfragedaten, Tab. 3f, 3g). 
Diese triadische Bedrohungslage unterminiert direkt die für das Programm essenzielle „soziale 
Nachhaltigkeit“, die auf kontextsensiblem Wissenstransfer und stabilen Netzwerken basiert (Greuel et al., 
2025, S. 173, 216). Besonders gravierend ist die in den Umfragedaten sichtbare *Individualisierung der 
Bedrohungen* – von physischer und digitaler Gewalt bis hin zu psychischer Belastung –, die über die im 
Programmbuch beschriebenen systemischen Risiken hinausgeht und den dringenden Bedarf an konkreten 
Schutzmechanismen (rechtlich, psychosozial, physisch) offenlegt. Während der Evaluierungsbericht das 
Programm als „lernendes System“ (Greuel et al., 2025, S. 140) charakterisiert, demonstrieren die lokalen 
Daten die dringende Lernaufgabe: Die Resilienz der Zivilgesellschaft hängt nicht mehr nur von 
Projektförderung ab, sondern zentral von Maßnahmen zur Gewährleistung ihrer existenziellen Sicherheit 
und institutionellen Stabilität. 

4.5. Strategische Empfehlungen für Entscheidungsträger und 
Fördermittelgeber 

 
Die in den vorhergehenden Abschnitten des Berichts dargelegten Analysen sind nicht nur eine 
Zustandsbeschreibung, sondern weisen auch auf notwendige Schritte zur Steigerung der Resilienz und 
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Effektivität der Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte hin. Die in diesem Abschnitt präsentierten Empfehlungen 
basieren auf den aus den Umfragedaten gewonnenen Erkenntnissen und zielen darauf ab, politischen und 
administrativen Entscheidungsträgern sowie Fördermittelgebern eine umsetzbare Roadmap für eine 
effektivere Unterstützung der Zivilgesellschaft zu bieten. 
Empfehlung 1: Stärkung der Finanziellen Nachhaltigkeit und Abbau von Bürokratie 
 
Strategisches Ziel: Übergang von fragiler projektbasierter Finanzierung zu robuster operationeller 
Förderung. Finanzielle Instabilität und bürokratische Last sind die grundlegendsten Herausforderungen für 
ZGOs. Zur Bewältigung dieser Probleme sollten folgende Schritte unternommen werden: 
● Übergang zu Langfristiger Institutioneller Förderung: Anstelle kurzfristiger, projektbasierter 

Fördermodelle sollten institutionelle Förderungsmechanismen entwickelt werden, die die 
grundlegenden Betriebskosten der Zivilgesellschaftlichen Organisationen decken und eine Laufzeit von 
3 bis 5 Jahren aufweisen, längerfristig und flexibel sind. Dies wird den Organisationen die Möglichkeit 
geben, strategische Planung zu betreiben und ihre Nachhaltigkeit zu erhöhen. 

● Vereinfachung der Antrags- und Berichtsprozesse: Die exzessive Bürokratie in den Förderantrags- und 
Berichtsprozessen führt dazu, dass Zivilgesellschaftliche Organisationen ihre Ressourcen für 
administrative Aufgaben anstatt für ihre Kernaktivitäten aufwenden. Diese Prozesse sollten digitalisiert, 
standardisiert und insbesondere für kleinere Organisationen vereinfacht werden. 

Empfehlung 2: Ausbau der Kapazitätsentwicklung und der Infrastrukturunterstützung 

Strategisches Ziel: Steigerung der operativen Effizienz und des digitalen Zugangs. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen leiden unter gravierenden Kapazitäts- und Infrastrukturdefiziten, die ihre operative 
Effizienz und ihren Wirkungsbereich einschränken. Um diese Mängel zu beheben: 
● Zielgerichtete Schulung und Beratung: Es sollten spezielle Ressourcen für kostenlose oder 

kostengünstige, praxisorientierte Schulungs- und Beratungsprogramme für zivilgesellschaftliche 
Organisationen in den Bereichen Digitalisierung, Finanzmanagement, Ehrenamtsmanagement und 
strategische Kommunikation bereitgestellt werden. 

● Technische Infrastruktur-Förderprogramme: Es sollten spezielle Technologie- und Infrastruktur-
Förderprogramme eingerichtet werden, damit Organisationen ihre veralteten Computer erneuern, ihre 
Internetinfrastruktur stärken und Zugang zu digitalen Werkzeugen erhalten können.  

Empfehlung 3: Förderung Strategischer Kooperationen und der Politischen Partizipation 

Strategisches Ziel: Stärkung der kollektiven Wirkung und Gewährleistung einer sinnvollen Beteiligung an 
politischen Prozessen. Die Beseitigung von Hindernissen für die Kooperation und die politische 
Partizipation wird die kollektive Kraft der Zivilgesellschaft erhöhen. 
● Finanzierung von Netzwerkaktivitäten: Es sollten spezielle Fonds eingerichtet werden, die die 

Netzwerkkoordination zwischen Zivilgesellschaftlichen Organisationen, die Entwicklung 
gemeinsamer Projekte und strategische Kooperationen finanzieren. Dies wird die effizientere Nutzung 
von Ressourcen und die Stärkung gemeinsamer Advocacy-Aktivitäten (Lobbyarbeit) gewährleisten. 

● Strukturierte Dialogplattformen: Es sollten regelmäßige und strukturierte Dialogplattformen 
zwischen Zivilgesellschaftlichen Organisationen und den lokalen Verwaltungen eingerichtet werden. 
Diese Plattformen müssen die Beteiligung der Zivilgesellschaftlichen Organisationen an 
Politikentwicklungs- und Entscheidungsprozessen in einer frühen und sinnvollen Phase absichern. 
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Empfehlung 4: Verbesserung der Schutz- und Sicherheitsmechanismen 

Strategisches Ziel: Gewährleistung der Sicherheit und des Wohlergehens der Zivilgesellschaftlichen 
Akteure. Angesichts des zunehmenden politischen Drucks und der Bedrohungen sollte die Sicherheit und 
das Wohlergehen der Zivilgesellschaftlichen Akteure priorisiert werden. 
● Umfassende Unterstützungspakete: Es sollten umfassende Unterstützungspakete für 

Zivilgesellschaftliche Organisationen und deren Mitarbeitende angeboten werden, die die benötigten 
Unterstützungen enthalten. Diese Pakete sollten Folgendes umfassen: 

o Juristische Beratung und Schutz: Sofortige juristische Unterstützung im Falle von 
Bedrohungen und Angriffen. 

o Psychosoziale Unterstützung: Regelmäßige Supervision und psychologische Beratungsdienste 
zur Prävention von Burnout und zur Traumabewältigung. 

o Sicherheitsschulungen: Praktische Schulungen zu den Themen Digitale Sicherheit, Physische 
Sicherheit und Deeskalation). 

o Solidaritätsnetzwerke: Stärkung der Notfall-Solidaritätsnetzwerke, die im Falle eines Angriffs 
schnelle Unterstützung leisten. 

Zusammenfassend ist die Zivilgesellschaft in Berlin-Mitte ein unverzichtbarer Bestandteil für die 
demokratische und soziale Gesundheit des Bezirks. Diese vitale Struktur steht jedoch unter gravierenden 
Herausforderungen und Bedrohungen. Die Umsetzung der in diesem Bericht präsentierten evidenzbasierten 
Empfehlungen durch Politikgestalter und Fördermittelgeber wird nicht nur diese wertvollen Organisationen 
schützen, sondern auch einen wichtigen Beitrag zum Ziel einer gerechteren, inklusiveren und resilienteren 
Gesellschaft leisten. 
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Fazit 
Diese Untersuchung stellt eine umfassende Situationsbewertung dar, die die vielschichtigen Herausforderungen 
und das Potenzial zur Stärkung der lokalen Demokratie in Berlin-Mitte durch die Zivilgesellschaftlichen 
Organisationen (ZGOs) aufzeigt. Mittels eines Mixed-Methods-Ansatzes wurden die Primärdaten aus der 
Umfrage mit 32 teilnehmenden Organisationen systematisch mit offiziellen Statistiken und einer breiten 
Literaturrecherche (Triangulation) kombiniert und analysiert. Dieser ganzheitliche Ansatz steigerte die 
Glaubwürdigkeit der Befunde und lieferte tiefgehende qualitative Einblicke in die problemspezifische Situation 
des Bezirks. 

Kernbefunde: 
Die Analysen bestätigten, dass Berlin-Mitte ein Gebiet von „Superdiversität“ ist, in dem sich sozioökonomische 
Ungleichheiten, die Wohnkrise und politisch-kulturelle Heterogenität intensiv überschneiden. Die 
Beobachtungen der Zivilgesellschaft vor Ort und die Umfrageergebnisse haben drei Hauptproblembereiche, 
denen die lokale Demokratie gegenübersteht, verdeutlicht: 
1. Vertiefung Sozioökonomischer Ungleichheiten: Die Armutsrisiken und die Wohnkrise durch steigende 

Mieten treten als die wichtigsten strukturellen Barrieren hervor, welche die Möglichkeiten zur Bildung und 
zur sozialen Partizipation, insbesondere für Kinder und Jugendliche, einschränken. 

2. Verbreitung Struktureller und Vielschichtiger Diskriminierung: Die These, dass Rassismus nicht mehr 
auf die extreme Rechte beschränkt ist, sondern ein institutionelles und strukturelles Problem darstellt, das in 
der gesamten Gesellschaft verbreitet ist, wird durch die Felddaten gestützt. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen kämpfen intensiv gegen vielschichtige Diskriminierungsformen wie Antimuslimischen 
Rassismus, Antisemitismus, Diskriminierung gegen Schwarze und Ausgrenzung von LGBTQIA+-Personen. 

3. Institutioneller Druck und Partizipationsdefizit: Lokale Zivilgesellschaftliche Organisationen verspüren 
einen zunehmenden Organisatorischen Druck aufgrund komplexer Förderantragsprozesse, kurzfristiger 
Projektlogiken und bürokratischer Engpässe. Darüber hinaus wurde die Ausgrenzung von Migrant*innen 
ohne deutsche Staatsbürgerschaft aus politischen Prozessen als ein grundlegendes Partizipationsdefizit in 
der lokalen Demokratie definiert. 

Methodologische Einschränkungen und Politische Dimension der Datenlücken: 
Aufgrund der freiwilligen Teilnahme und der begrenzten Anzahl der Umfrageantworten (32 Antworten) ist die 
Studie eher als exploratives Inventar denn als statistische Repräsentation positioniert. Andererseits hat der 
Forschungsprozess gezeigt, dass mikro-sozioökonomische Daten wie Mietniveaus und Bildungsindikatoren auf 
lokaler Ebene (PRG) unvollständig und fragmentiert sind. Diese Datenlücken selbst wurden als signifikanter 
Indikator dafür festgestellt, dass die Überwachung urbaner Ungleichheiten behindert wird und somit das Recht 
auf die Stadt, eine Grundlage demokratischer Partizipation, eingeschränkt ist. 

Zukunftsperspektive: 
Die Befunde dieses Berichts bilden eine Grundlage für ein tiefgreifendes Verständnis der Herausforderungen 
und des Potenzials des zivilgesellschaftlichen Ökosystems in Berlin-Mitte. Die festgestellten Muster der 
Konvergenz, Komplementarität und Divergenz bieten eine kritische Roadmap zur Entwicklung konkreter, lokal 
kontextspezifischer Aktionsperspektiven und Schutzmechanismen, um die demokratische Resilienz für lokale 
Verwaltungen und Politikgestalter zu erhöhen. Zukünftige Strategien, die sich auf die Stärkung der Kapazität 
der Zivilgesellschaft und die Behebung von Datenlücken konzentrieren, werden den sozialen Zusammenhalt und 
die demokratische Partizipation in Berlin-Mitte nachhaltig sichern. 
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Strategische Empfehlungen und Aktionsperspektiven 
 
1. Empfehlungen zur Stärkung der Kapazität und Resilienz der Zivilgesellschaft 

Übergang zu einem mehrjährigen und verlässlichen Finanzierungsmodell: Transformation der Projektlogik: 
Anstelle einer kurzfristigen, projektbasierten Förderlogik sollte mehrjährigen Kern- und institutionellen 
Förderungsmodellen der Vorrang gegeben werden, die die Personalstabilität und die Innovationsfähigkeit 
der zivilgesellschaftlichen Organisationen (ZGOs) erhöhen und eine Laufzeit von mindestens drei Jahren 
aufweisen. 
Abbau Bürokratischer Hürden: Die Antrags-, Berichts- und Abrechnungsprozesse für Fördergelder sollten 
insbesondere für kleine und nachbarschaftsbasierte zivilgesellschaftliche Organisationen vereinfacht 
werden; auf Ebene der lokalen Verwaltung (Bezirksamt) sollten bürokratische Beratungs- und 
Unterstützungsstellen für zivilgesellschaftliche Organisationen eingerichtet werden. 
Unterstützung Kleiner und Nachbarschaftsbasierter Initiativen: In Unterstützungsmechanismen wie 
„Demokratie in der Mitte“ sollten mikrofinanzielle Unterstützung (Aktionsfonds) und 
Kapazitätsentwicklungsprogramme (Management, Digitalisierung, Kommunikation) für 
nachbarschaftsbasierte, neugegründete oder ehrenamtlich tätige kleine Initiativen anstelle von 
institutionalisierten Großstrukturen verstärkt werden. 
Abfederung der Auswirkungen der Budgetkürzungen 2025: Für kritische Ausgabenposten, bei denen 
aufgrund des obligatorischen Sparprozesses des Bezirksamts Mitte Kürzungen erwartet werden (wie 
Integrationsprogramme, Jugendhilfe und psychosoziale Unterstützung), sollten Mechanismen zur 
Zuschussfinanzierung oder Priorisierung mit Programmen auf Bundes- und Landesebene (z. B. andere PfD-
Finanzierungslinien oder Landesintegrationsfonds) geschaffen werden. 

2. Empfehlungen zur Bekämpfung Struktureller Ungleichheit und Diskriminierung 

Umfassender Kampf gegen Strukturellen Rassismus: Institutionelles Monitoring und Bewusstseinsbildung: 
Schulungs-, Monitoring- und Beschwerdemechanismen gegen strukturellen Rassismus sollten in 
öffentlichen Institutionen und lokalen Verwaltungseinheiten (Bezirksamt, Schulen, Polizei) gestärkt und 
politische Regulierungen auf der Grundlage der Befunde von Institutionen wie DeZIM und CLAIM 
vorgenommen werden. 
Intersektionalitätsorientierte Unterstützung: Zivilgesellschaftliche Projekte, die sich auf sich 
überschneidende Diskriminierungsformen wie strukturellen Rassismus, antimuslimischen Rassismus, 
Antisemitismus und LGBTQ+-Diskriminierung konzentrieren, sollten vorrangig und kontinuierlich 
gefördert werden. 
Sozialpolitische Unterstützung zur Bewältigung der Wohnungs- und Armutskrise: Kinder- und 
Jugendfokussierte Intervention: Um die negativen Auswirkungen des Armutsrisikos und der Wohnungsnot 
auf Bildung und soziale Partizipation zu mindern, sollten außerschulische Bildungs-, Mentoring- und 
soziale Unterstützungsdienste in benachteiligten Quartieren (Wedding, Gesundbrunnen) ausgeweitet und 
finanziell abgesichert werden. 
Advocacy für das Recht auf die Stadt: Die Auswirkungen der räumlichen Polarisierung auf dem 
Wohnungsmarkt sollten durch die Zuweisung spezieller Fonds an Zivilgesellschaftliche Organisationen, 
die juristische Unterstützung und Advocacy für Mieter und von Vertreibung bedrohte Personen anbieten, 
gemildert werden. 
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3. Empfehlungen zu Lokaler Verwaltung und Datentransparenz 

Erweiterung der Demokratischen Partizipation: Initiativen für Wahlrecht und Politische Repräsentation: 
Zur Gewährleistung der lokalen Partizipation von Migrant:innen ohne deutsche Staatsbürgerschaft sollten 
Beiräte oder Partizipationsformate für Personen ohne Wahlrecht gestärkt und Wege zur Einbeziehung 
dieser Gruppen in politische Prozesse erforscht werden. 
Wiederherstellung des Vertrauens: Die Transparenz bürokratischer Prozesse sollte erhöht und regelmäßige, 
das institutionelle Vertrauen fördernde gemeinsame Konsultationsplattformen zwischen lokalen 
Institutionen und Zivilgesellschaftlichen Organisationen geschaffen werden. 
Transparenz und Räumliche Tiefe in der Datenproduktion: Datenpflicht auf PRG-Ebene: Beim Statistikamt 
Berlin-Brandenburg und den zuständigen Verwaltungseinheiten sollte die Disaggregation und 
Veröffentlichung sozioökonomischer Indikatoren (Einkommensverteilung, Bildungsniveau, Mietniveaus) 
auf der lokalen Analyseeinheit PRG (Prognoseraum) verpflichtend gemacht werden. 
Regelmäßige und Umfassende Sozialberichterstattung: Es sollte die regelmäßige Erstellung eines 
umfassenden Sozialberichts sichergestellt werden, der die Zeit nach der Pandemie abdeckt, detaillierte 
Daten auf PRG-Ebene enthält und die unterschiedlichen Probleme (Armut, Gentrifizierung, Polarisierung) 
der vier Unterbezirke (Wedding, Gesundbrunnen, Moabit, Zentrum) widerspiegelt. Dies wird ein 
grundlegender Schritt zur Überwachung urbaner Ungleichheiten und zur Gewährleistung des Rechts auf 
die Stadt sein. 
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Anhang und Bibliographie für Kapitel 2 

Glossar (wichtige Begriffe und Abkürzungen) 
Begriff Erklärung 

LOR Lebensweltorientierte Räume – Planungssystem Berlin (Sozialraum-
Abgrenzung) 

PRG Prognoseraum – größte LOR-Ebene in Bezirk Mitte (4 insgesamt) 
BZR Bezirksregion – mittlere LOR-Ebene in Bezirk Mitte (10 insgesamt) 

 

Quellenverweise und methodische Hinweise zur Datenqualität 
 
I. Bevölkerung & Demographische Entwicklung 
● Einwohnerregisterstatistik des Amts für Statistik Berlin-Brandenburg vom 30.06.2025 
● PRISMA Bevölkerungsprognose, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen 

(Stand: 2022) 
 
Die herangezogenen Quellen stammen von offiziellen Quellen, sind vom aktuellen Jahr (Registerdaten) 
bzw. von 2022 (Prognosedaten) und erlaubten eine differenzierte Betrachtung nach Prognoseräumen.  
 
II. Sozioökonomische Struktur 
● Bericht „Arbeitsmarkt- und Integrationsprogramm 2025" des Jobcenters Berlin Mitte vom 5. März 

2025 
● Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2023, Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen 

und Wohnen 
 
Die herangezogenen Quellen stammen von offiziellen Quellen, konnten aber nur bedingt den 
Prognoseräumen zugeordnet werden (Indexfaktoren des Monitoring Soziale Stadtentwicklung). Bei dem 
Monitoring Soziale Stadtentwicklung wurde auf die Darstellung der Expertenindizes zurückgegriffen. Ein 
umfassenderes Bild kann aus dem „Sozialbericht Bevölkerung, soziale Lage und Wohnsituation Berlin-
Mitte" von 2020 entnommen werden, diese Quelle wurde jedoch aufgrund der umfassenden Änderungen 
durch die Corona-Pandemie nicht verwendet. Es konnten keine Quellen identifiziert werden, welche eine 
direkte Zuordnung von Bildungsindikatoren wie z.B. Schulabschlüsse oder Anteil der 
Lernmittelbefreiung nach Prognoseraum erlauben. 
 
III. Wohnsituation und Haushaltstypen 
● IBB Wohnungsmarktbericht 2024 (Investitionsbank Berlin) 
● Statistischer Bericht A I 17 – j / 24 – Einwohnerinnen und Einwohner und Privathaushalte in Berlin 

am 31.12.2024 (Statistik Berlin Brandenburg) 
 
Die Statistik zu den Haushaltstypen stammt von offiziellen Quellen, ist vom aktuellen Jahr 
(Registerdaten) und erlaubte eine differenzierte Betrachtung nach Prognoseräumen. Die Quellen zur 
Wohnungssituation konnten lediglich auf Bezirksebene herangezogen werden und erlaubten keine 
differenzierte Betrachtung auf der Ebene der Prognoseräume. 
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IV. Wahlverhalten / Demokratische Teilhabe 
● Bericht des Landeswahlleiters Berlin 2025 
 
Die Wahlstatistiken stammen aus dem aktuellen Jahr und von offiziellen Quellen, konnten jedoch nicht 
auf der Ebene der Prognoseräume differenziert betrachtet werden. Hierfür wäre eine Zuordnung der 
Stimmbezirke zu den Prognoseräumen erforderlich. 
 
V. Partizipation und Zivilgesellschaft 
● Leitlinien für Bürgerbeteiligung im Bezirk Mitte von Berlin (2024) 
● Bezirksregionenprofile 2024, Teil II – Bezirksamt Mitte von Berlin (Arbeitsgruppe 

Sozialraumorientierung) nach Prognoseraum: 
● Zentrum: Bezirksregionenprofil 2024 Tiergarten Süd, Teil II | Bezirksregionenprofil 2024 

Regierungsviertel, Teil II | Bezirksregionenprofil 2024 Alexanderplatz, Teil II | 
Bezirksregionenprofil 2024 Brunnenstraße Süd, Teil II 

● Moabit: Bezirksregionenprofil 2024 Moabit West, Teil II | Bezirksregionenprofil 2024 
Moabit Ost, Teil II 

● Gesundbrunnen: Bezirksregionenprofil 2024 Osloer Straße, Teil II | Bezirksregionenprofil 
2024 Brunnenstraße Nord, Teil II 

● Wedding: Bezirksregionenprofil 2024 Parkviertel, Teil II | Bezirksregionenprofil 2024 
Wedding Zentrum, Teil II 

 
Die Daten stammen aus dem aktuellen Jahr und von offiziellen Quellen. Sie konnten jedoch nicht auf der 
Ebene der Prognoseräume differenziert betrachtet werden, da die Bezirksregionenprofile auf der Ebene 
der Lebensweltorientierten Räume (LOR) strukturiert sind. 
 
 
 


